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A. Problem und Ziel 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 21. August 2001 die Akte 
vom 29. November 2000 zur Revision des Übereinkommens über die 
Erteilung europäischer Patente (Revisionsakte) unterzeichnet. Mit 
dem vorliegenden Vertragsgesetz soll die Revisionsakte ratifiziert 
werden. 

Die Revisionsakte wurde auf einer Diplomatischen Konferenz vom 
20. bis 29. November 2000 in München beraten und verabschiedet. 
Sie bezweckt im Wesentlichen eine Modernisierung und Straffung des 
Europäischen Patentübereinkommens vom 5. Oktober 1973 (BGBl. 
1976 II S. 649, 826; 1993 II S. 242). 

Das Europäische Patentübereinkommen, dem derzeit 31 europäische 
Staaten angehören, wird allseits als großer Erfolg angesehen. Es 
ermöglicht Patentanmeldern, in einem einheitlichen Verfahren für alle 
oder für ausgewählte Vertragsstaaten Patentschutz zu erlangen, und 
erleichtert so erheblich den europaweiten Schutz von Erfindungen. 
Die Grundstruktur des Übereinkommens hat sich bewährt. Angesichts 
der dynamischen Wirtschaftsentwicklung und damit einhergehender 
Zunahme von Anmeldungen hat sich allerdings in verschiedenen 
Punkten Bedarf für eine Anpassung der rechtlichen Rahmenbedin- 
gungen ergeben, die mit der Revisionsakte vorgenommen wird. 


Drucksache 16/4375 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung 
der am 21. August 2001 von der Bundesrepublik Deutschland Unter- 
zeichneten Revisionsakte geschaffen werden. 

Parallel zu diesem Vertragsgesetz wird der Entwurf eines Umset- 
zungsgesetzes eingebracht. Es enthält zum einen die notwendigen 
Anpassungen der nationalen Durchführungsbestimmungen an das 
revidierte Europäische Patentübereinkommen, zum anderen vollzieht 
es - soweit dies sinnvoll oder erforderlich erscheint - die vorgenom- 
menen Änderungen im nationalen Patentrecht nach. 

C. Alternativen 

Keine 

Um weiterhin Mitglied der Europäischen Patentorganisation zu blei- 
ben und am System der Erteilung europäischer Patente nach dem 
Europäischen Patentübereinkommen teilnehmen zu können, ist eine 
Ratifizierung der Revisionsakte unbedingt erforderlich. Denn mit dem 
Inkrafttreten der revidierten Fassung tritt die derzeit geltende Fassung 
des Europäischen Patentübereinkommens automatisch außer Kraft 
(Artikel 8 Abs. 2 der Revisionsakte). Dieser Zeitpunkt tritt spätestens 
am 13. Dezember 2007 ein, nämlich zwei Jahre nach Hinterlegung der 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde durch insgesamt 15 Vertragsstaa- 
ten. Mit Griechenland hat am 13. Dezember 2005 der fünfzehnte Ver- 
tragsstaat die Ratifikationsurkunde hinterlegt. Theoretisch denkbar ist 
lediglich ein noch früheres Inkrafttreten der revidierten Fassung, näm- 
lich am ersten Tag des dritten Monats nach Hinterlegung der Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunde durch den Vertragsstaat, der diese Förm- 
lichkeit als letzter aller Vertragsstaaten vornimmt (Artikel 8 Abs. 1 der 
Revisionsakte). 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 

2. Vollzugsaufwand 

Es entsteht bei Bund, Ländern und Gemeinden kein Vollzugsaufwand. 
Die organisatorischen Änderungen, die in der Revisionsakte vorgese- 
hen sind, betreffen allein das Europäische Patentamt. 

E. Sonstige Kosten 

Das Gesetz wird kostenneutral sein. Auswirkungen auf Einzelpreise 
sowie auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


2007 DE 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu der Akte vom 29. November 2000 
zur Revision des Übereinkommens vom 5. Oktober 1973 über die 
Erteilung europäischer Patente (Europäisches Patentübereinkommen) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 830. Sitzung am 16. Februar 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu der Akte vom 29. November 2000 
zur Revision des Übereinkommens vom 5. Oktober 1973 
über die Erteilung europäischer Patente 
(Europäisches Patentübereinkommen) 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der in München am 21. August 2001 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Akte vom 29. November 2000 zur Revision des Übereinkom- 
mens vom 5. Oktober 1973 über die Erteilung europäischer Patente (Europäi- 
sches Patentübereinkommen) (BGBl. 1976 II S. 649, 826; 1993 II S. 242) wird 
zugestimmt. Die Akte sowie das Europäische Patentübereinkommen in der 
Fassung des Beschlusses des Verwaltungsrats der Europäischen Patentorgani- 
sation vom 28. Juni 2001 werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die revidierte Fassung des Übereinkommens über die 
Erteilung europäischer Patente nach Artikel 8 Abs. 1 der Revisionsakte für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf die Revisionsakte findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Artikel 1 Satz 2 sieht die Veröffentlichung der zu ratifizierenden Revisionsakte im 
Anschluss an das Ratifikationsgesetz vor. Artikel 3 der Revisionsakte ermächtigt 
den Verwaltungsrat der Europäischen Patentorganisation, eine Neufassung des 
Europäischen Patentübereinkommens zu erstellen. Eine solche auf der Revi- 
sionsakte beruhende Fassung wurde vom Verwaltungsrat am 28. Juni 2001 
beschlossen. Nach Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 der Revisionsakte wird diese Neufas- 
sung des Übereinkommens mit ihrer Beschlussfassung Bestandteil der Revisi- 
onsakte und ist daher zusammen mit dieser im Bundesgesetzblatt zu veröffent- 
lichen. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Da das Inkrafttreten der revidierten Fassung des Europäischen Patentüberein- 
kommens für die Bundesrepublik Deutschland nicht allein von der Ratifikation 
der Revisionsakte durch das vorliegende Vertragsgesetz, sondern zusätzlich 
von den weiteren Voraussetzungen des Artikels 8 Abs. 1 der Revisionsakte 
abhängt, ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens nach Absatz 2 gesondert im Bun- 
desgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. Auswirkungen auf das Preisniveau, ins- 
besondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Auch Auswir- 
kungen auf die Umwelt und den Verkehr sind durch das Gesetz nicht zu erwar- 
ten. 
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Akte zur Revision des Übereinkommens 
über die Erteilung europäischer Patente 
(Europäisches Patentübereinkommen) vom 5. Oktober 1973, 
zuletzt revidiert am 17. Dezember 1991 


Act revising the Convention 
on the Grant of European Patents 
(European Patent Convention) of 5 October 1973, 
last revised at 17 December 1991 


Acte portant revision de la Convention 
sur la delivrance de brevets europeens 
(Convention sur le brevet europeen) du 5 octobre 1973, 
revisee en dernier Neu le 17 decembre 1991 


Präambel 

Die Vertragsstaaten des Europäischen 
Patentübereinkommens - 

in der Erwägung, daß die Zusammen- 
arbeit der europäischen Staaten auf der 
Grundlage des Europäischen Patentüber- 
einkommens und des durch dieses ge- 
schaffenen einheitlichen Patenterteilungs- 
verfahrens einen wesentlichen Beitrag zur 
rechtlichen und wirtschaftlichen Integrati- 
on Europas leistet, 

in dem Wunsch, Innovation und wirt- 
schaftliche Entwicklung in Europa durch 
die Schaffung von Grundlagen für den wei- 
teren Ausbau des europäischen Patent- 
systems noch wirksamer zu fördern, 

in dem Bestreben, das Europäische 
Patentübereinkommen an die seit seinem 
Abschluß eingetretene technische und 
rechtliche Entwicklung im Lichte der 
zunehmenden Internationalisierung des 
Patentwesens anzu passen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Änderung des Europäischen 
Patentübereinkommens 

Das Europäische Patentübereinkom- 
men wird wie folgt geändert: 

1. Nach Artikel 4 wird der folgende 
neue Artikel 4a eingefügt: 

Artikel 4a 

Konferenz der Minister 
der Vertragsstaaten 

Eine Konferenz der für Angelegen- 
heiten des Patentwesens zuständigen 


Preamble 

The Contracting States to the European 
Patent Convention, 

Considering that the co-operation of the 
countries of Europe on the basis of the 
European Patent Convention and the sin- 
gle procedure for the grant of patents 
thereby established renders a significant 
contribution to the legal and economic 
Integration of Europe, 

Wishing to promote innovation and eco- 
nomic growth in Europe still more effec- 
tively by laying foundations for the further 
development of the European patent Sys- 
tem, 

Desiring, in the light of the increasingly 
international character of the patent Sys- 
tem, to adapt the European Patent Con- 
vention to the technological and legal 
developments which have occurred since 
it was concluded, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

Amendment of the European 
Patent Convention 

The European Patent Convention shall 
be amended as follows: 

1. The following new Article 4a shall 
be inserted after Article 4: 

Article 4a 

Conference of ministers 
of the Contracting States 

A Conference of ministers of the 
Contracting States responsible for 


Preambule 

Les Etats parties ä la Convention sur le 
brevet europeen, 

Considerant que la Cooperation entre 
les Etats europeens etablie sur la base de 
la Convention sur le brevet europeen et de 
la procedure unique de delivrance de bre- 
vets que celle-ci a instauree apporte une 
contribution essentielle ä l’integration juri- 
dique et economique de l’Europe, 

Desireux d'assurer une promotion enco- 
re plus efficace de l’innovation et du deve- 
loppement economique en Europe par la 
creation de bases permettant de poursui- 
vre l’extension du Systeme du brevet euro- 
peen, 

Soucieux d’adapter, ä la lumiere de l’in- 
ternationalisation croissante en matiere de 
brevets, la Convention sur le brevet euro- 
peen ä l’evolution technique et juridique 
intervenue depuis son adoption, 

Sont convenus des dispositions suivan- 
tes: 

Article premier 

Modification de la Convention 
sur le brevet europeen 

La Convention sur le brevet europeen 
est modifiee comme suit: 

1 . Le nouvel article 4 bis suivant est 
insere ä la suite de l’article 4: 

Article 4 bis 
Conference des 

ministres des Etats contractants 

Une Conference des ministres des 
Etats contractants competents en 
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Minister der Vertragsstaaten tritt min- 
destens alle fünf Jahre zusammen, um 
über Fragen der Organisation und des 
europäischen Patentsystems zu bera- 
ten. 


2. Artikel 1 1 erhält folgende Fassung: 

Artikel 1 1 

Ernennung hoher Beamter 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts wird vom Verwaltungsrat 
ernannt. 

(2) Die Vizepräsidenten werden 
nach Anhörung des Präsidenten des 
Europäischen Patentamts vom Verwal- 
tungsrat ernannt. 

(3) Die Mitglieder der Beschwerde- 
kammern und der Großen Beschwer- 
dekammer einschließlich der Vorsit- 
zenden werden auf Vorschlag des Prä- 
sidenten des Europäischen Patent- 
amts vom Verwaltungsrat ernannt. Sie 
können vom Verwaltungsrat nach 
Anhörung des Präsidenten des Euro- 
päischen Patentamts wiederernannt 
werden. 

(4) Der Verwaltungsrat übt die Dis- 
ziplinargewalt über die in den Absät- 
zen 1 bis 3 genannten Bediensteten 
aus. 

(5) Der Verwaltungsrat kann nach 
Anhörung des Präsidenten des Euro- 
päischen Patentamts auch rechtskun- 
dige Mitglieder nationaler Gerichte oder 
gerichtsähnlicher Behörden der Ver- 
tragsstaaten, die ihre richterliche Tätig- 
keit auf nationaler Ebene weiterhin aus- 
üben können, zu Mitgliedern der Gro- 
ßen Beschwerdekammer ernennen. Sie 
werden für einen Zeitraum von drei Jah- 
ren ernannt und können wiederernannt 
werden. 


3. Artikel 14 erhält folgende Fassung: 

Artikel 14 

Sprachen des 
Europäischen Patentamts, 
europäischer Patentanmeldungen 
und anderer Schriftstücke 

(1) Die Amtssprachen des Europäi- 
schen Patentamts sind Deutsch, Eng- 
lisch und Französisch. 

(2) Eine europäische Patentanmel- 
dung ist in einer Amtssprache einzurei- 
chen oder, wenn sie in einer anderen 
Sprache eingereicht wird, nach Maß- 
gabe der Ausführungsordnung in eine 
Amtssprache zu übersetzen. Diese 
Übersetzung kann während des ge- 
samten Verfahrens vor dem Europäi- 
schen Patentamt mit der Anmeldung in 
der ursprünglich eingereichten Fassung 
in Übereinstimmung gebracht werden. 


patent matters shall meet at least 
every five years to discuss issues 
pertaining to the Organisation and to 
the European patent System. 


2. Article 1 1 shall be amended to 
read as follows: 

Article 1 1 

Appointment of senior employees 

(1) The President of the European 
Patent Office shall be appointed by the 
Administrative Council. 

(2) The Vice-Presidents shall be 
appointed by the Administrative Coun- 
cil after the President of the European 
Patent Office has been consulted. 

(3) The members, including the 
Chairmen, of the Boards of Appeal and 
of the Enlarged Board of Appeal shall 
be appointed by the Administrative 
Council on a proposal from the Presi- 
dent of the European Patent Office. 
They may be re-appointed by the 
Administrative Council after the Presi- 
dent of the European Patent Office has 
been consulted. 

(4) The Administrative Council shall 
exercise disciplinary authority over the 
employees referred to in paragraphs 1 
to 3. 

(5) The Administrative Council, after 
Consulting the President of the Euro- 
pean Patent Office, may also appoint 
as members of the Enlarged Board of 
Appeal legally qualified members of 
the national courts or quasi-judicial 
authorities of the Contracting States, 
who may continue their judicial activi- 
ties at the national level. They shall be 
appointed for a term of three years and 
may be reappointed. 


3. Article 14 shall be amended to 
read as follows: 

Article 14 

Languages of the 
European Patent Office, 
European patent applications 
and other documents 

(1) The official languages of the 
European Patent Office shall be Eng- 
lish, French and German. 

(2) A European patent application 
shall be filed in one of the official lan- 
guages or, if filed in any other lan- 
guage, translated into one of the offi- 
cial languages in accordance with the 
Implementing Regulations. Throughout 
the proceedings before the European 
Patent Office, such translation may be 
brought into conformity with the appli- 
cation as filed. If a required translation 
is not filed in due time, the application 


matiere de brevets se reunit au moins 
tous les cinq ans pour examiner les 
questions relatives ä l’Organisation et 
au Systeme du brevet europeen. 


2. L’articlell est remplace par le 
texte suivant: 

Article 11 

Nomination du personnel superieur 

(1) Le President de l’Office euro- 
peen des brevets est nomme par le 
Conseil d’administration. 

(2) Les Vice-Presidents sont nom- 
mes par le Conseil d’administration, le 
President de l’Office europeen des bre- 
vets entendu. 

(3) Les membres des chambres de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours, y compris leurs presidents, 
sont nommes par le Conseil d’adminis- 
tration sur proposition du President de 
l’Office europeen des brevets. Ils peu- 
vent etre reconduits dans leurs fonc- 
tions par le Conseil d’administration, le 
President de l’Office europeen des bre- 
vets entendu. 

(4) Le Conseil d’administration 
exerce le pouvoir disciplinaire sur les 
agents vises aux paragraphes 1 ä 3 du 
present article. 

(5) Le Conseil d’administration peut, 
le President de l’Office europeen des 
brevets entendu, egalement nommer 
en qualite de membres de la Grande 
Chambre de recours des juristes 
appartenant aux juridictions nationales 
ou autorites quasi judiciaires des Etats 
contractants, qui peuvent continuer ä 
assumer leurs fonctions judiciaires au 
niveau national. Ils sont nommes pour 
une periode de trois ans et peuvent 
etre reconduits dans leurs fonctions. 


3. L’article14 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 14 

Langues de l’Office 
europeen des brevets, 
des demandes de brevet europeen 
et d'autres pieces 

(1) Les langues officielles de l’Office 
europeen des brevets sont l’allemand, 
l’anglais et le frangais. 

(2) Toute demande de brevet euro- 
peen doit etre deposee dans une des 
langues officielles ou, si eile est depo- 
see dans une autre langue, traduite 
dans une des langues officielles, 
conformement au regiement d’execu- 
tion. Pendant toute la duree de la pro- 
cedure devant l’Office europeen des 
brevets, cette traduction peut etre ren- 
due conforme au texte de la demande 
teile qu’elle a ete deposee. Si la tra- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 9 - 


Drucksache 16/4375 


Wird eine vorgeschriebene Überset- 
zung nicht rechtzeitig eingereicht, so 
gilt die Anmeldung als zurückgenom- 
men. 

(3) Die Amtssprache des Europäi- 
schen Patentamts, in der die euro- 
päische Patentanmeldung eingereicht 
oder in die sie übersetzt worden ist, ist in 
allen Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt als Verfahrenssprache zu 
verwenden, soweit in der Ausführungs- 
ordnung nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Natürliche oder juristische Per- 
sonen mit Wohnsitz oder Sitz in einem 
Vertragsstaat, in dem eine andere 
Sprache als Deutsch, Englisch oder 
Französisch Amtssprache ist, und die 
Angehörigen dieses Staats mit Wohn- 
sitz im Ausland können auch fristge- 
bundene Schriftstücke in einer Amts- 
sprache dieses Vertragsstaats einrei- 
chen. Sie müssen jedoch nach Maßga- 
be der Ausführungsordnung eine Über- 
setzung in einer Amtssprache des 
Europäischen Patentamts einreichen. 
Wird ein Schriftstück, das nicht zu den 
Unterlagen der europäischen Patent- 
anmeldung gehört, nicht in der vorge- 
schriebenen Sprache eingereicht oder 
wird eine vorgeschriebene Überset- 
zung nicht rechtzeitig eingereicht, so 
gilt das Schriftstück als nicht einge- 
reicht. 

(5) Europäische Patentanmeldun- 
gen werden in der Verfahrenssprache 
veröffentlicht. 

(6) Europäische Patentschriften wer- 
den in der Verfahrenssprache veröf- 
fentlicht und enthalten eine Überset- 
zung der Patentansprüche in den bei- 
den anderen Amtssprachen des Euro- 
päischen Patentamts. 

(7) In den drei Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts werden ver- 
öffentlicht: 

a) das Europäische Patentblatt; 

b) das Amtsblatt des Europäischen 
Patentamts. 

(8) Die Eintragungen in das Euro- 
päische Patentregister werden in den 
drei Amtssprachen des Europäischen 
Patentamts vorgenommen. In Zwei- 
felsfällen ist die Eintragung in der Ver- 
fahrenssprache maßgebend. 


4. Artikel 16 erhält folgende Fassung: 

Artikel 16 
Eingangsstelle 

Die Eingangsstelle ist für die Ein- 
gangs- und Formalprüfung europäi- 
scher Patentanmeldungen zuständig. 


shall be deemed to be withdrawn. 


(3) The official language of the Euro- 
pean Patent Office in which the Euro- 
pean patent application is filed or into 
which it is translated shall be used as 
the language of the proceedings in all 
proceedings before the European 
Patent Office, unless otherwise provid- 
ed in the Implementing Regulations. 

(4) Natural or legal persons having 
their residence or principal place of 
business within a Contracting State 
having a language other than English, 
French or German as an official lan- 
guage, and nationals of that State who 
are resident abroad, may file docu- 
ments which have to be filed within a 
time limit in an official language of that 
State. They shall however file a transla- 
tion in an official language of the Euro- 
pean Patent Office in accordance with 
the Implementing Regulations. If any 
document, other than those docu- 
ments making up the European patent 
application, is not filed in the pre- 
scribed language, or if any required 
translation is not filed in due time, the 
document shall be deemed not to have 
been filed. 

(5) European patent applications 
shall be published in the language of 
the proceedings. 

(6) Specifications of European 
Patents shall be published in the lan- 
guage of the proceedings and shall 
include a translation of the Claims in 
the two other official languages of the 
European Patent Office. 

(7) There shall be published in the 
three official languages of the Euro- 
pean Patent Office: 

(a) the European Patent Bulletin; 

(b) the Official Journal of the European 
Patent Office. 

(8) Entries in the European Patent 
Register shall be made in the three offi- 
cial languages of the European Patent 
Office. In cases of doubt, the entry in 
the language of the proceedings shall 
be authentic. 


4. Article 16 shall be amended to 
read as follows: 

Article 16 
Receiving Section 

The Receiving Section shall be 
responsible for the examination on 
filing and the examination as to formal 
requirements of European patent appli- 
cations. 


duction requise n’a pas ete produite 
dans les delais, la demande est repu- 
tee retiree. 

(3) La langue officielle de l’Office 
europeen des brevets dans laquelle la 
demande de brevet europeen a ete 
deposee ou traduite doit etre utilisee 
comme langue de la procedure, sauf 
s’il en est dispose autrement par le 
regiement d’execution, dans toutes les 
procedures devant l’Office europeen 
des brevets. 

(4) Les personnes physiques et 
morales ayant leur domicile ou leur 
siege dans un Etat contractant ayant 
une langue autre que l’allemand, l’an- 
glais ou le frangais comme langue offi- 
cielle, et les nationaux de cet Etat 
ayant leur domicile ä l’etranger peu- 
vent deposer, dans une langue officiel- 
le de cet Etat, des pieces devant etre 
produites dans un delai determine. 
Toutefois, ils sont tenus de produire 
une traduction dans une langue offi- 
cielle de l’Office europeen des brevets 
conformement au regiement d’execu- 
tion. Si une piece qui n’est pas compri- 
se dans les pieces de la demande de 
brevet europeen n’est pas produite 
dans la langue preschte ou si une tra- 
duction requise n’est pas produite 
dans les delais, la piece est reputee 
n’avoir pas ete produite. 

(5) Les demandes de brevet euro- 
peen sont publiees dans la langue de 
la procedure. 

(6) Les fascicules de brevet euro- 
peen sont publies dans la langue de la 
procedure et comportent une traduc- 
tion des revendications dans les deux 
autres langues officielles de l’Office 
europeen des brevets. 

(7) Sont publies dans les trois lan- 
gues officielles de l’Office europeen 
des brevets: 

a) le Bulletin europeen des brevets; 

b) le Journal officiel de l’Office euro- 
peen des brevets. 

(8) Les inscriptions au Registre 
europeen des brevets sont effectuees 
dans les trois langues officielles de 
l’Office europeen des brevets. En cas 
de doute, l’inscription dans la langue 
de la procedure fait foi. 


4. L’article16 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 16 
Section de depöt 

La section de depöt est competente 
pour examiner les demandes de brevet 
europeen lors du depöt et quant aux 
exigences de forme. 
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5. Artikel 17 erhält folgende Fassung: 

Artikel 17 

Recherchenabteilungen 

Die Recherchenabteilungen sind für 
die Erstellung europäischer Recher- 
chenberichte zuständig. 

6. Artikel 18 erhält folgende Fassung: 

Artikel 18 

Prüfungsabteilungen 

(1) Die Prüfungsabteilungen sind für 
die Prüfung europäischer Patentan- 
meldungen zuständig. 

(2) Eine Prüfungsabteilung setzt 
sich aus drei technisch vorgebildeten 
Prüfern zusammen. Bis zum Erlaß der 
Entscheidung über die europäische 
Patentanmeldung wird jedoch in der 
Regel ein Prüfer der Prüfungsabteilung 
mit der Bearbeitung der Anmeldung 
beauftragt. Die mündliche Verhandlung 
findet vor der Prüfungsabteilung selbst 
statt. Hält es die Prüfungsabteilung 
nach Art der Entscheidung für erforder- 
lich, so wird sie durch einen rechtskun- 
digen Prüfer ergänzt. Im Fall der Stim- 
mengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden der Prüfungsabteilung 
den Ausschlag. 

7. Artikel 21 erhält folgende Fassung: 

Artikel 21 

Beschwerdekammern 

(1) Die Beschwerdekammern sind 
für die Prüfung von Beschwerden 
gegen Entscheidungen der Eingangs- 
stelle, der Prüfungsabteilungen, der 
Einspruchsabteilungen und der 
Rechtsabteilung zuständig. 

(2) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung der Eingangsstelle und der 
Rechtsabteilung setzt sich eine Be- 
schwerdekammer aus drei rechtskun- 
digen Mitgliedern zusammen. 

(3) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung einer Prüfungsabteilung 
setzt sich eine Beschwerdekammer 
zusammen aus: 

a) zwei technisch vorgebildeten Mit- 
gliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied, wenn die Entscheidung 
die Zurückweisung einer europäi- 
schen Patentanmeldung oder die 
Erteilung, die Beschränkung oder 
den Widerruf eines europäischen 
Patents betrifft und von einer aus 
weniger als vier Mitgliedern beste- 
henden Prüfungsabteilung gefaßt 
worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten Mit- 
gliedern und zwei rechtskundigen 
Mitgliedern, wenn die Entscheidung 
von einer aus vier Mitgliedern beste- 


5. Article17 shall be amended to 
read as follows: 

Article 17 
Search Divisions 

The Search Divisions shall be 
responsible for drawing up European 
search reports. 

6. Article 18 shall be amended to 
read as follows: 

Article 18 

Examining Divisions 

(1) The Examining Divisions shall be 
responsible for the examination of 
European patent applications. 

(2) An Examining Division shall con- 
sist of three technical examiners. How- 
ever, the examination of a European 
patent application prior to a decision 
on it shall, as a general rule, be entrust- 
ed to one member of the Division. Oral 
proceedings shall be before the Exam- 
ining Division itself. If the Examining 
Division considers that the nature of 
the decision so requires, it shall be 
enlarged by the addition of a legally 
qualified examiner. In the event of pari- 
ty of votes, the vote of the Chairman of 
the Division shall be decisive. 


7. Article 21 shall be amended to 
read as follows: 

Article 21 
Boards of Appeal 

(1) The Boards of Appeal shall be 
responsible for the examination of 
appeals from the decisions of the 
Receiving Section, Examining Divi- 
sions, Opposition Divisions and of the 
Legal Division. 

(2) For appeals from a decision of 
the Receiving Section orthe Legal Divi- 
sion, a Board of Appeal shall consist of 
three legally qualified members. 

(3) For appeals from a decision of 
an Examining Division, a Board of 
Appeal shall consist of: 

(a) two technically qualified members 
and one legally qualified member, 
when the decision concerns the 
refusal of a European patent appli- 
cation or the grant, limitation or re- 
vocation of a European patent and 
was taken by an Examining Divi- 
sion consisting of less than four 
members; 


(b) three technically qualified members 
and two legally qualified members, 
when the decision was taken by an 
Examining Division consisting of 


5. L’article 1 7 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 17 

Divisions de la recherche 

Les divisions de la recherche sont 
competentes pour etablir les rapports 
de recherche europeenne. 

6. L’article 1 8 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 18 

Divisions d’examen 

(1) Les divisions d’examen sont 
competentes pour examiner les de- 
mandes de brevet europeen. 

(2) Une division d’examen se com- 
pose de trois examinateurs techni- 
ciens. Toutefois, l’instruction de la 
demande de brevet europeen est, en 
regle generale, confiee ä l’un des exa- 
minateurs de la division. La procedure 
orale est de la competence de la divi- 
sion d'examen elle-meme. Si eile esti- 
me que la nature de la decision l’exige, 
la division d’examen est completee par 
un examinateur juriste. En cas de par- 
tage des voix, la voix du President de la 
division d’examen est preponderante. 


7. L’article 21 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 21 

Chambres de recours 

(1) Les chambres de recours sont 
competentes pour examiner les 
recours formes contre les decisions de 
la section de depöt, des divisions 
d'examen, des divisions d’opposition 
et de la division juridique. 

(2) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision de la section de 
depöt ou de la division juridique, la 
chambre de recours se compose de 
trois membres juristes. 

(3) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision d’une division 
d'examen, la chambre de recours se 
compose de: 

a) deux membres techniciens et un 
membre juriste lorsque la decision 
est relative au rejet d’une demande 
de brevet europeen ou ä la deli- 
vrance, la limitation ou la revoca- 
tion d’un brevet europeen et qu’elle 
a ete prise par une division d'exa- 
men composee de moins de quatre 
membres; 


b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la deci- 
sion a ete prise par une division 
d'examen composee de quatre 
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henden Prüfungsabteilung gefaßt 
worden ist oder die Beschwerde- 
kammer der Meinung ist, daß es die 
Art der Beschwerde erfordert; 

c) drei rechtskundigen Mitgliedern in 
allen anderen Fällen. 

(4) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung einer Einspruchsabteilung 
setzt sich eine Beschwerdekammer 
zusammen aus: 

a) zwei technisch vorgebildeten Mit- 
gliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied, wenn die Entscheidung 
von einer aus drei Mitgliedern 
bestehenden Einspruchsabteilung 
gefaßt worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten Mit- 
gliedern und zwei rechtskundigen 
Mitgliedern, wenn die Entschei- 
dung von einer aus vier Mitgliedern 
bestehenden Einspruchsabteilung 
gefaßt worden ist oder die Be- 
schwerdekammer der Meinung ist, 
daß es die Art der Beschwerde 
erfordert. 

8. Artikel 22 erhält folgende Fassung: 

Artikel 22 

Große Beschwerdekammer 

(1) Die Große Beschwerdekammer 
ist zuständig für: 

a) Entscheidungen über Rechtsfra- 
gen, die ihr von den Beschwerde- 
kammern vorgelegt werden; 

b) die Abgabe von Stellungnahmen zu 
Rechtsfragen, die ihr vom Präsi- 
denten des Europäischen Patent- 
amts nach Artikel 112 vorgelegt 
werden; 

c) Entscheidungen über Anträge auf 
Überprüfung von Beschwerdekam- 
merentscheidungen nach Artikel 
112a. 

(2) In Verfahren nach Absatz 1 Buch- 
staben a und b setzt sich die Große 
Beschwerdekammer aus fünf rechts- 
kundigen und zwei technisch vorgebil- 
deten Mitgliedern zusammen. In Ver- 
fahren nach Absatz 1 Buchstabe c setzt 
sich die Große Beschwerdekammer 
nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung aus drei oder fünf Mitgliedern 
zusammen. In allen Verfahren führt ein 
rechtskundiges Mitglied den Vorsitz. 


9. Artikel 23 erhält folgende Fassung: 

Artikel 23 

Unabhängigkeit 
der Mitglieder der Kammern 

(1) Die Mitglieder der Großen Be- 
schwerdekammer und der Beschwer- 
dekammern werden für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ernannt und können 
während dieses Zeitraums ihres Amtes 


four members or when the Board of 
Appeal considers that the nature of 
the appeal so requires; 

(c) three legally qualified members in 
all other cases. 

(4) For appeals from a decision of 
an Opposition Division, a Board of 
Appeal shall consist of: 

(a) two technically qualified members 
and one legally qualified member, 
when the decision was taken by an 
Opposition Division consisting of 
three members; 

(b) three technically qualified members 
and two legally qualified members, 
when the decision was taken by an 
Opposition Division consisting of 
four members or when the Board of 
Appeal considers that the nature of 
the appeal so requires. 


8. Article 22 shall be amended to 
read as follows: 

Article 22 

Enlarged Board of Appeal 

(1) The Enlarged Board of Appeal 
shall be responsible for: 

(a) deciding points of law referred to it 
by Boards of Appeal; 

(b) giving opinions on points of law 
referred to it by the President of the 
European Patent Office under Arti- 
cle 112; 

(c) deciding on petitions for review of 
decisions of the Boards of Appeal 
under Article 112a. 

(2) In proceedings under paragraph 
1(a) and (b), the Enlarged Board of 
Appeal shall consist of five legally quali- 
fied and two technically qualified mem- 
bers. In proceedings under paragraph 
1 (c), the Enlarged Board of Appeal shall 
consist of three or five members as laid 
down in the Implementing Regulations. 
In all proceedings a legally qualified 
member shall be the Chairman. 


9. Article 23 shall be amended to 
read as follows: 

Article 23 

Independence of the members 
of the Boards 

(1) The members of the Enlarged 
Board of Appeal and of the Boards of 
Appeal shall be appointed for a term of 
five years and may not be removed from 
Office during this term, except if there 


membres ou si la chambre de 
recours estime que la nature du 
recours l’exige; 

c) trois membres juristes dans les 
autres cas. 

(4) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision d'une division 
d'opposition, la chambre de recours se 
compose de: 

a) deux membres techniciens et un 
membre juriste lorsque la decision 
a ete prise par une division d’oppo- 
sition composee de trois membres; 


b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la deci- 
sion a ete prise par une division 
d’opposition composee de quatre 
membres ou si la chambre de 
recours estime que la nature du 
recours l’exige. 


8. L’article 22 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 22 

Grande Chambre de recours 

(1) La Grande Chambre de recours 
est competente pour: 

a) statuer sur les questions de droit 
qui lui sont soumises par les cham- 
bres de recours; 

b) donner des avis sur les questions 
de droit qui lui sont soumises par le 
President de l’Office europeen des 
brevets conformement ä l’article 
112 ; 

c) statuer sur les requetes en revision 
des decisions des chambres de 
recours conformement ä l’article 
1 12 bis . 

(2) Dans les procedures prevues au 
paragraphe 1 , lettres a) et b), la Grande 
Chambre de recours se compose de 
cinq membres juristes et de deux mem- 
bres techniciens. Dans les procedures 
prevues au paragraphe 1, lettre c), la 
Grande Chambre de recours se compo- 
se de trois ou cinq membres comme 
prevu par le regiement d'execution. 
Dans toutes les procedures, la presi- 
dence est assuree par un membre juris- 
te. 

9. L’article 23 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 23 

Independance des membres 
des chambres 

(1) Les membres de la Grande 
Chambre de recours et des chambres 
de recours sont nommes pour une 
Periode de cinq ans et ne peuvent etre 
releves de leurs fonctions pendant 
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nicht enthoben werden, es sei denn, 
daß schwerwiegende Gründe vorliegen 
und der Verwaltungsrat auf Vorschlag 
der Großen Beschwerdekammer einen 
entsprechenden Beschluß faßt. Unbe- 
schadet des Satzes 1 endet die Amts- 
zeit der Mitglieder der Kammern mit 
der Entlassung aus dem Dienst auf 
ihren Antrag oder mit Versetzung in 
den Ruhestand nach Maßgabe des 
Statuts der Beamten des Europäischen 
Patentamts. 

(2) Die Mitglieder der Kammern dür- 
fen nicht der Eingangsstelle, den Prü- 
fungsabteilungen, den Einspruchsab- 
teilungen oder der Rechtsabteilung 
angehören. 

(3) Die Mitglieder der Kammern sind 
für ihre Entscheidungen an Weisungen 
nicht gebunden und nur diesem Über- 
einkommen unterworfen. 

(4) Die Verfahrensordnungen der 
Beschwerdekammern und der Großen 
Beschwerdekammer werden nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung er- 
lassen. Sie bedürfen der Genehmigung 
des Verwaltungsrats. 

10. Artikel 33 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 33 
Befugnisse des 

Verwaltungsrats in bestimmten Fällen 

(1) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
folgende Vorschriften zu ändern: 

a) die Dauer der in diesem Überein- 
kommen festgesetzten Fristen; 

b) die Vorschriften des Zweiten bis 
Achten und des Zehnten Teils die- 
ses Übereinkommens, um ihre 
Übereinstimmung mit einem in- 
ternationalen Vertrag auf dem Ge- 
biet des Patentwesens oder den 
Rechtsvorschriften der Europäi- 
schen Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet des Patentwesens zu gewähr- 
leisten; 

c) die Ausführungsordnung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist befugt, in 
Übereinstimmung mit diesem Überein- 
kommen folgende Vorschriften zu 
erlassen und zu ändern: 

a) die Finanzordnung; 

b) das Statut der Beamten und die 
Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten des Euro- 
päischen Patentamts, ihre Besol- 
dung sowie die Art der zusätzlichen 
Vergütung und die Verfahrensrichtli- 
nien für deren Gewährung; 


are serious grounds for such removal 
and if the Administrative Council, on a 
proposal from the Enlarged Board of 
Appeal, takes a decision to this effect. 
Notwithstanding sentence 1 , the term 
of Office of members of the Boards shall 
end if they resign or are retired in accor- 
dance with the Service Regulations for 
permanent employees of the European 
Patent Office. 


(2) The members of the Boards may 
not be members of the Receiving Sec- 
tion, Examining Divisions, Opposition 
Divisions or of the Legal Division. 

(3) In their decisions the members 
of the Boards shall not be bound by 
any instructions and shall comply only 
with the provisions of this Convention. 

(4) The Rules of Procedure of the 
Boards of Appeal and the Enlarged 
Board of Appeal shall be adopted in 
accordance with the Implementing 
Regulations. They shall be subject to 
the approval of the Administrative 
Council. 

10.Article33 shall be amended to 
read as follows: 

Article 33 

Competence of the 
Administrative Council 
in certain cases 

(1) The Administrative Council shall 
be competent to amend the following 
provisions: 

(a) the time limits laid down in this 
Convention; 

(b) Parts II to VIII and Part X of this 
Convention, to bring them into line 
with an international treaty relating 
to patents or European Community 
legislation relating to patents; 


(c) the Implementing Regulations. 

(2) The Administrative Council shall 
be competent, in conformity with this 
Convention, to adopt or amend the fol- 
lowing provisions: 

(a) the Financial Regulations; 

(b) the Service Regulations for perma- 
nent employees and the conditions 
of employment of other employees 
of the European Patent Office, the 
salary scales of the said permanent 
and other employees, and also the 
nature and rules for the grant of any 
supplementary benefits; 


cette periode, sauf pour motifs graves 
et si le Conseil d’administration, sur 
proposition de la Grande Chambre de 
recours, prend une decision ä cet effet. 
Sans prejudice des dispositions de la 
premiere phrase, le mandat des mem- 
bres des chambres de recours prend 
fin en cas de demission ou de mise ä la 
retraite conformement au Statut des 
fonctionnaires de l’Office europeen des 
brevets. 

(2) Les membres des chambres ne 
peuvent etre membres de la section de 
depöt, des divisions d’examen, des 
divisions d’opposition ou de la division 
juridique. 

(3) Dans leurs decisions, les mem- 
bres des chambres ne sont lies par 
aucune instruction et ne doivent se 
conformer qu’aux seules dispositions 
de la presente Convention. 

(4) Les reglements de procedure 
des chambres de recours et de la 
Grande Chambre de recours sont arre- 
tes conformement au regiement d'exe- 
cution. Ms sont soumis ä l’approbation 
du Conseil d’administration. 

1 0. L’article 33 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 33 

Competence du Conseil 

d’administration dans certains cas 

(1) Le Conseil d'administration a 
competence pour modifier: 

a) les dispositions de la presente 
convention dans la mesure oü elles 
fixent la duree d’un delai; 

b) les dispositions de la deuxieme ä la 
huitieme partie ainsi que de la dixie- 
me partie de la presente convention 
pour assurer leur conformite avec 
un traite international en matiere de 
brevets ou la legislation de la Com- 
munaute europeenne en matiere de 
brevets; 


c) les dispositions du regiement 
d'execution. 

(2) Le Conseil d’administration a 
competence, conformement ä la pre- 
sente convention, pour arreter et modi- 
fier: 

a) le regiement financier; 

b) le Statut des fonctionnaires et le 
regime applicable aux autres 
agents de l’Office europeen des 
brevets, le bareme de leurs remu- 
nerations ainsi que la nature et les 
regles d’octroi des avantages 
accessoires; 
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c) die Versorgungsordnung und Erhö- 
hungen der Versorgungsbezüge 
entsprechend einer Erhöhung der 
Dienstbezüge; 

d) die Gebührenordnung; 

e) seine Geschäftsordnung. 

(3) Der Verwaltungsrat ist befugt zu 
beschließen, daß abweichend von Arti- 
kel 18 Absatz 2 die Prüfungsabteilun- 
gen für bestimmte Gruppen von Fällen 
aus einem technisch vorgebildeten 
Prüfer bestehen, wenn die Erfahrung 
dies rechtfertigt. Dieser Beschluß kann 
rückgängig gemacht werden. 

(4) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
den Präsidenten des Europäischen Pa- 
tentamts zu ermächtigen, Verhandlun- 
gen über den Abschluß von Abkommen 
mit Staaten oder zwischenstaatlichen 
Organisationen sowie mit Dokumentati- 
onszentren, die aufgrund von Vereinba- 
rungen mit solchen Organisationen 
errichtet worden sind, zu führen und 
diese Abkommen mit Genehmigung 
des Verwaltungsrats für die Europäi- 
sche Patentorganisation zu schließen. 

(5) Ein Beschluß des Verwaltungs- 
rats nach Absatz 1 Buchstabe b kann 
nicht gefaßt werden: 

- in bezug auf einen internationalen 
Vertrag vor dem Inkrafttreten die- 
ses Vertrags; 

- in bezug auf Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft vor 
deren Inkrafttreten oder, wenn 
diese eine Frist für ihre Umsetzung 
vorsehen, vor deren Ablauf. 

11. Artikel 35 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 35 
Abstimmungen 

(1) Der Verwaltungsrat faßt seine 
Beschlüsse vorbehaltlich der Absätze 
2 und 3 mit der einfachen Mehrheit der 
vertretenen Vertragsstaaten, die eine 
Stimme abgeben. 

(2) Dreiviertelmehrheit der vertrete- 
nen Vertragsstaaten, die eine Stimme 
abgeben, ist für die Beschlüsse erfor- 
derlich, zu denen der Verwaltungsrat 
nach Artikel 7, Artikel 1 1 Absatz 1 , Arti- 
kel 33 Absatz 1 Buchstaben a und c 
und Absätze 2 bis 4, Artikel 39 Ab- 
satz 1 , Artikel 40 Absätze 2 und 4, Arti- 
kel 46, Artikel 134a, Artikel 149a Ab- 
satz 2, Artikel 152, Artikel 153 Ab- 
satz 7, Artikel 166 und Artikel 172 
befugt ist. 

(3) Einstimmigkeit der Vertragsstaa- 
ten, die eine Stimme abgeben, ist für 
die Beschlüsse erforderlich, zu denen 
der Verwaltungsrat nach Artikel 33 
Absatz 1 Buchstabe b befugt ist. Der 
Verwaltungsrat faßt einen solchen 
Beschluß nur dann, wenn alle Vertrags- 


(c) the Pension Scheme Regulations 
and any appropriate increases in 
existing pensions to correspond to 
increases in salaries; 

(d) the Rules relating to Fees; 

(e) its Rules of Procedure. 

(3) Notwithstanding Article18, Pa- 
ragraph 2, the Administrative Council 
shall be competent to decide, in the 
light of experience, that in certain cate- 
gories of cases Examining Divisions 
shall consist of one technical examiner. 
Such decision may be rescinded. 

(4) The Administrative Council shall 
be competent to authorise the Presi- 
dent of the European Patent Office to 
negotiate and, with its approval, to 
conclude agreements on behalf of the 
European Patent Organisation with 
States, with intergovernmental organi- 
sations and with documentation cen- 
tres set up by virtue of agreements with 
such organisations. 


(5) The Administrative Council may 
not take a decision under paragraph 
1(b): 

- concerning an international treaty, 
before the entry into force of that 
treaty; 

- concerning European Community 
legislation, before its entry into 
force or, where that legislation pro- 
vides for a period for its implemen- 
tation, before the expiry of that 
period. 

1 1 . Article 35 shall be amended to 
read as follows: 

Article 35 
Voting rules 

(1) The Administrative Council shall 
take its decisions other than those 
referred to in paragraphs 2 and 3 by a 
simple majority of the Contracting 
States represented and voting. 

(2) A majority of three quarters of 
the votes of the Contracting States 
represented and voting shall be 
required for the decisions which the 
Administrative Council is empowered 
to take under Article 7, Article 1 1 , para- 
graph 1, Article 33, paragraphs 1 (a) 
and (c), and 2 to 4, Article 39, para- 
graph 1, Article 40, paragraphs 2 and 
4, Article 46, Article 134a, Article 149a, 
Paragraph 2, Article 152, Article 153, 
Paragraph 7, Article 166 and Article 
172. 

(3) Unanimity of the Contracting 
States voting shall be required for the 
decisions which the Administrative 
Council is empowered to take under 
Article 33, paragraph 1 (b). The Admin- 
istrative Council shall take such deci- 
sions only if all the Contracting States 


c) le regiement de pensions et toute 
augmentation des pensions exis- 
tantes correspondant aux releve- 
ments des traitements; 

d) le regiement relatif aux taxes; 

e) son regiement interieur. 

(3) Nonobstant les dispositions de 
l’article 1 8, paragraphe2, le Conseil 
d'administration a competence pour 
decider, si l'experience le justifie, que, 
dans certaines categories de cas, les 
divisions d’examen se composent d'un 
seul examinateur technicien. Cette 
decision peut etre rapportee. 

(4) Le Conseil d’administration a 
competence pour autoriser le Presi- 
dent de l’Office europeen des brevets ä 
negocier et, sous reserve de son 
approbation, ä conclure, au nom de 
l’Organisation europeenne des bre- 
vets, des accords avec des Etats ou 
des organisations intergouvernemen- 
tales ainsi qu’avec des centres de 
documentation crees en vertu d’ac- 
cords conclus avec ces organisations. 

(5) Le Conseil d’administration ne 
peut prendre de decision en vertu du 
paragraphe 1 , lettre b): 

- en ce qui concerne un traite inter- 
national, avant l’entree en vigueur 
de ce traite; 

- en ce qui concerne un acte legisla- 
tif de la Communaute europeenne, 
avant son entree en vigueur ou, 
lorsque cet acte prevoit un delai 
pour sa transposition, avant l’expi- 
ration de ce delai. 

1 1 . L’article 35 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 35 
Votes 

(1) Sous reserve des dispositions 
des paragraphes 2 et 3, le Conseil 
d'administration prend ses decisions ä 
la majorite simple des Etats contrac- 
tants representes et votants. 

(2) Requierent la majorite des trois 
quarts des Etats contractants repre- 
sentes et votants, les decisions que le 
Conseil d’administration est compe- 
tent pour prendre en vertu de l’article 
7, de l’article 1 1 , paragraphe 1 , de l’ar- 
ticle 33, paragraphes 1 , lettres a) et c) 
et 2 ä 4, de l’article 39, paragraphe 1 , 
de l’article 40, paragraphes 2 et 4, de 
l’article 46, de l’article 134 bis , de l’arti- 
cle 149 bis , paragraphe 2, de l’article 
152, de l’article 153, paragraphe 7, de 
l’article 166 et de l’article 172. 

(3) Requierent l’unanimite des Etats 
contractants votants, les decisions que 
le Conseil d’administration est compe- 
tent pour prendre en vertu de l’article 
33, paragraphe 1, lettre b). Le Conseil 
d'administration ne prend ces deci- 
sions que si tous les Etats contractants 
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Staaten vertreten sind. Ein nach Arti- 
kel 33 Absatz 1 Buchstabe b gefaßter 
Beschluß wird nicht wirksam, wenn 
innerhalb von zwölf Monaten nach 
dem Datum des Beschlusses einer der 
Vertragsstaaten erklärt, daß dieser 
Beschluß nicht verbindlich sein soll. 

(4) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

12. Artikel 37 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 37 

Finanzierung des Haushalts 

Der Haushalt der Organisation wird 
finanziert: 

a) durch eigene Mittel der Organisati- 
on; 

b) durch Zahlungen der Vertragsstaa- 
ten aufgrund der für die Aufrechter- 
haltung der europäischen Patente 
in diesen Staaten erhobenen Ge- 
bühren; 

c) erforderlichenfalls durch besondere 
Finanzbeiträge der Vertragsstaa- 
ten; 

d) gegebenenfalls durch die in Artikel 
146 vorgesehenen Einnahmen; 

e) gegebenenfalls und ausschließlich 
für Sachanlagen durch bei Dritten 
aufgenommene und durch Grund- 
stücke oder Gebäude gesicherte 
Darlehen; 

f) gegebenenfalls durch Drittmittel für 
bestimmte Projekte. 

13. Artikel 38 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 38 

Eigene Mittel 
der Organisation 

Eigene Mittel der Organisation sind: 

a) alle Einnahmen aus Gebühren und 
sonstigen Quellen sowie Rückla- 
gen der Organisation; 

b) die Mittel des Pensionsreserve- 
fonds, der als zweckgebundenes 
Sondervermögen der Organisation 
zur Sicherung ihres Versorgungs- 
systems durch die Bildung ange- 
messener Rücklagen dient. 

14. Artikel 42 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 42 
Haushaltsplan 

(1) Der Haushaltsplan der Organisa- 
tion ist auszugleichen. Er wird nach 
Maßgabe der in der Finanzordnung 
festgelegten allgemein anerkannten 
Rechnungslegungsgrundsätze aufge- 


are represented. A decision taken on 
the basis of Article 33, paragraph 1 (b), 
shall not take effect if a Contracting 
State declares, within twelve months of 
the date of the decision, that it does 
not wish to be bound by that decision. 

(4) Abstentions shall not be consid- 
ered as votes. 

12. Article 37 shall be amended to 
read as follows: 

Article 37 
Budgetary funding 

The budget of the Organisation shall 
be financed: 

(a) by the Organisation’s own 
resources; 

(b) by payments made by the Con- 
tracting States in respect of renew- 
al fees for European patents levied 
in these States; 

(c) where necessary, by special finan- 
cial contributions made by the 
Contracting States; 

(d) where appropriate, by the revenue 
provided for in Article 146; 

(e) where appropriate, and fortangible 
assets only, by third-party borrow- 
ings secured on land or buildings; 


(f) where appropriate, by third-party 
funding for specific projects. 


13. Article 38 shall be amended to 
read as follows: 

Article 38 

The Organisation’s 
own resources 

The Organisation’s own resources 
shall comprise: 

(a) all income from fees and other 
sources and also the reserves of 
the Organisation; 

(b) the resources of the Pension 
Reserve Fund, which shall be treat- 
ed as a special dass of asset of the 
Organisation designed to lend Sup- 
port to the Organisation’s pension 
scheme by providing the appropri- 
ate reserves. 

14. Article 42 shall be amended to 
read as follows: 

Article 42 
Budget 

(1) The budget of the Organisation 
shall be balanced. It shall be drawn up 
in accordance with the generally 
accepted accounting principles laid 
down in the Financial Regulations. If 


sont representes. Une decision prise 
en vertu de l'article 33, paragraphe 1 , 
lettre b) ne prend pas effet si un Etat 
contractant declare, dans un delai de 
douze mois ä compter de ia date de la 
decision, qu’il desire ne pas etre lie par 
cette decision. 

(4) L’abstention n'est pas conside- 
ree comme un vote. 

12. L’article 37 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 37 

Financement du budget 

Le budget de l’Organisation est 
finance: 

a) par les ressources propres de l’Or- 
ganisation; 

b) par les versements des Etats 
contractants au titre des taxes de 
maintien en vigueur des brevets 
europeens pergues dans ces Etats; 

c) eventuellement, par des contribu- 
tions financieres exceptionnelles 
des Etats contractants; 

d) le cas echeant, par les recettes pre- 
vues ä l’article 146; 

e) le cas echeant et exclusivement 
pour les immobilisations corporel- 
les, par des emprunts contractes 
aupres de tiers et garantis par des 
terrains ou des bätiments; 

f) le cas echeant, par des fonds pro- 
venant de tiers pour des projets 
specifiques. 

13. L’article 38 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 38 

Ressources propres 
de l’Organisation 

Les ressources propres de l’Organi- 
sation comprennent: 

a) toutes les recettes provenant des 
taxes et d’autres sources ainsi que 
des reserves de l’Organisation; 

b) les ressources du Fonds de reserve 
pour pensions, qui doit etre consi- 
dere comme un patrimoine special 
de l’Organisation servant ä assister 
le regime de pensions par la Consti- 
tution de reserves appropriees. 

14. L’article 42 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 42 
Budget 

(1) Le budget de l’Organisation doit 
etre equilibre. II sera etabli selon les 
principes comptables generalement 
admis, tels que definis au regiement 
financier. En tant que de besoin, des 
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stellt. Falls erforderlich, können Berich- 
tigungs- und Nachtragshaushaltspläne 
festgestellt werden. 

(2) Der Haushaltsplan wird in der 
Rechnungseinheit aufgestellt, die in 
der Finanzordnung bestimmt wird. 

15. Artikel 50 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 50 
Finanzordnung 

Die Finanzordnung bestimmt insbe- 
sondere: 

a) die Art und Weise der Aufstellung 
und Ausführung des Haushalts- 
plans sowie der Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung; 

b) die Art und Weise sowie das Ver- 
fahren, nach denen die in Artikel 37 
vorgesehenen Zahlungen und Bei- 
träge sowie die in Artikel 41 vorge- 
sehenen Vorschüsse von den Ver- 
tragsstaaten der Organisation zur 
Verfügung zu stellen sind; 

c) die Vorschriften über die Verant- 
wortung der Anweisungsbefugten 
und der Rechnungsführer sowie die 
entsprechenden Kontrollmaßnah- 
men; 

d) die Sätze der in den Artikeln 39, 40 
und 47 vorgesehenen Zinsen; 

e) die Art und Weise der Berechnung 
der nach Artikel 146 zu leistenden 
Beiträge; 

f) Zusammensetzung und Aufgaben 
eines Haushalts- und Finanzaus- 
schusses, der vom Verwaltungsrat 
eingesetzt werden soll; 

g) die dem Haushaltsplan und den 
jährlichen Finanzausweisen zugrun- 
de zu legenden allgemein anerkann- 
ten Rechnungslegungsgrundsätze. 

16. Artikel 51 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 51 

Gebühren 

(1) Das Europäische Patentamt 
kann Gebühren für die nach diesem 
Übereinkommen durchgeführten amtli- 
chen Aufgaben und Verfahren erheben. 

(2) Fristen für die Entrichtung von 
Gebühren, die nicht bereits im Über- 
einkommen bestimmt sind, werden in 
der Ausführungsordnung festgelegt. 

(3) Sieht die Ausführungsordnung 
vor, daß eine Gebühr zu entrichten ist, 
so werden dort auch die Folgen ihrer 
nicht rechtzeitigen Entrichtung festge- 
legt. 

(4) Die Gebührenordnung bestimmt 
insbesondere die Höhe der Gebühren 
und die Art und Weise, wie sie zu ent- 
richten sind. 


necessary, there may be amending or 
supplementary budgets. 

(2) The budget shall be drawn up in 
the unit of account fixed in the Finan- 
cial Regulations. 

15. Article50 shall be amended to 
read as follows: 

Article 50 

Financial Regulations 

The Financial Regulations shall in 
particular establish: 

(a) the procedure relating to the estab- 
lishment and implementation of the 
budget and for the rendering and 
auditing of accounts; 

(b) the method and procedure where- 
by the payments and contributions 
provided for in Article 37 and the 
advances provided for in Article 41 
are to be made available to the 
Organisation by the Contracting 
States; 

(c) the rules concerning the responsi- 
bilities of authorising and account- 
ing officers and the arrangements 
for their supervision; 

(d) the rates of interest provided for in 
Articles 39, 40 and 47; 

(e) the method of calculating the con- 
tributions payable by virtue of Arti- 
cle 146; 

(f) the composition of and duties to be 
assigned to a Budget and Finance 
Committee which should be set up 
by the Administrative Council; 

(g) the generally accepted accounting 
principles on which the budget and 
the annual financial Statements 
shall be based. 

16. Article 51 shall be amended to 
read as follows: 

Article 51 
Fees 

(1) The European Patent Office may 
levy fees for any official task or proce- 
dure carried out under this Convention. 

(2) Time limits for the payment of 
fees other than those fixed by this Con- 
vention shall be laid down in the Imple- 
menting Regulations. 

(3) Where the Implementing Regula- 
tions provide that a fee shall be paid, 
they shall also lay down the conse- 
quences of failure to pay such fee in 
due time. 

(4) The Rules relating to Fees shall 
determine in particular the amounts of 
the fees and the ways in which they are 
to be paid. 


budgets modificatifs ou additionnels 
peuvent etre etablis. 

(2) Le budget est etabli dans l’unite 
de compte fixee par le regiement finan- 
cier. 

15. L’article 50 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 50 

Reglement financier 

Le regiement financier determine 
notamment: 

a) les modalites relatives ä l'etablisse- 
ment et ä l’execution du budget 
ainsi qu’ä la reddition et ä la verifi- 
cation des comptes; 

b) les modalites et la procedure selon 
lesquelles les versements et contri- 
butions prevus ä l’article 37, ainsi 
que les avances prevues ä l’article 
41 , doivent etre mis ä la disposition 
de l’Organisation par les Etats 
contractants; 

c) les regles et l’organisation du 
contröle et la responsabilite des 
ordonnateurs et comptables; 


d) les taux d’interets prevus aux arti- 
cles 39, 40 et 47; 

e) les modalites de calcul des contri- 
butions ä verser au titre de l’article 
146; 

f) la composition et les täches d’une 
commission du budget et des 
finances qui devrait etre instituee 
par le Conseil d'administration; 

g) les principes comptables generale- 
ment admis sur lesquels se fondent 
le budget et les etats financiers 
annuels. 

16. L’article 51 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 51 
Taxes 

(1) L’Office europeen des brevets 
peut percevoir des taxes pour toute 
täche ou procedure officielle executee 
en vertu de la presente Convention. 

(2) Les delais de paiement des 
taxes autres que ceux fixes par la pre- 
sente convention sont fixes dans le 
regiement d'execution. 

(3) Lorsque le regiement d’execu- 
tion prescrit le paiement d'une taxe, il 
prevoit egalement les consequences 
du defaut de paiement dans les delais. 

(4) Le regiement relatif aux taxes 
fixe notamment le montant des taxes 
et leur mode de perception. 
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17. Artikel 52 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 52 

Patentfähige Erfindungen 

(1) Europäische Patente werden für 
Erfindungen auf allen Gebieten der 
Technik erteilt, sofern sie neu sind, auf 
einer erfinderischen Tätigkeit beruhen 
und gewerblich anwendbar sind. 

(2) Als Erfindungen im Sinne des 
Absatzes 1 werden insbesondere nicht 
angesehen: 

a) Entdeckungen sowie wissenschaft- 
liche Theorien und mathematische 
Methoden; 

b) ästhetische Formschöpfungen; 

c) Pläne, Regeln und Verfahren für 
gedankliche Tätigkeiten, für Spiele 
oder für geschäftliche Tätigkeiten 
sowie Programme für Datenverar- 
beitungsanlagen; 

d) die Wiedergabe von Informationen. 

(3) Absatz 2 steht der Patentfähig- 
keit der dort genannten Gegenstände 
oder Tätigkeiten nur insoweit entge- 
gen, als sich die europäische Patent- 
anmeldung oder das europäische 
Patent auf diese Gegenstände oder 
Tätigkeiten als solche bezieht. 

18. Artikel 53 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 53 
Ausnahmen 

von der Patentierbarkeit 

Europäische Patente werden nicht 
erteilt für: 

a) Erfindungen, deren gewerbliche 
Verwertung gegen die öffentliche 
Ordnung oder die guten Sitten ver- 
stoßen würde; ein solcher Verstoß 
kann nicht allein aus der Tatsache 
hergeleitet werden, daß die Verwer- 
tung in allen oder einigen Vertrags- 
staaten durch Gesetz oder Verwal- 
tungsvorschrift verboten ist; 

b) Pflanzensorten oder Tierrassen 
sowie im wesentlichen biologische 
Verfahren zur Züchtung von Pflan- 
zen oder Tieren. Dies gilt nicht für 
mikrobiologische Verfahren und die 
mit Hilfe dieser Verfahren gewon- 
nenen Erzeugnisse; 

c) Verfahren zur chirurgischen oder 
therapeutischen Behandlung des 
menschlichen oder tierischen Kör- 
pers und Diagnostizierverfahren, 
die am menschlichen oder tieri- 
schen Körper vorgenommen wer- 
den. Dies gilt nicht für Erzeugnisse, 
insbesondere Stoffe oder Stoffge- 
mische, zur Anwendung in einem 
dieser Verfahren. 


17.Article52 shall be amended to 17 
read as follows: 

Article 52 

Patentable inventions 

(1) European patents shall be grant- 
ed for any inventions, in all fields of 
technology, provided that they are new, 
involve an inventive Step and are sus- 
ceptible of industrial application. 

(2) The following in particular shall 
not be regarded as inventions within 
the meaning of paragraph 1 : 

(a) discoveries, scientific theories and 
mathematical methods; 

(b) aesthetic creations; 

(c) schemes, rules and methods for 
performing mental acts, playing 
games or doing business, and pro- 
grams for Computers; 


(d) presentations of information. 

(3) Paragraph 2 shall exclude the 
patentability of the subject-matter or 
activities referred to therein only to the 
extent to which a European patent 
application or European patent relates 
to such subject-matter or activities as 
such. 

18. Article 53 shall be amended to 18 
read as follows: 

Article 53 

Exceptions to patentability 


European patents shall not be grant- 
ed in respect of: 

(a) inventions the commercial 
exploitation of which would be con- 
trary to “ordre public” or morality, 
provided that such exploitation 
shall not be deemed to be so con- 
trary merely because it is prohibited 
by law or regulation in some or all 
of the Contracting States; 


(b) plant or animal varieties or essen- 
tially biological processes for the 
production of plants or animals; 
this Provision shall not apply to 
microbiological processes or the 
Products thereof; 


(c) methods for treatment of the 
human or animal body by surgery 
or therapy and diagnostic methods 
practised on the human or animal 
body; this Provision shall not apply 
to products, in particular sub- 
stances or compositions, for use in 
any of these methods. 


L’article 52 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 52 

Inventions brevetables 

(1) Les brevets europeens sont deli- 
vres pour toute invention dans tous les 
domaines technologiques, ä condition 
qu’elle soit nouvelle, qu'elle implique 
une activite inventive et qu’elle soit 
susceptible d’application industrielle. 

(2) Ne sont pas consideres comme 
des inventions au sens du paragra- 
phe 1 notamment: 

a) les decouvertes ainsi que les theo- 
ries scientifiques et les methodes 
mathematiques; 

b) les creations esthetiques; 

c) les plans, principes et methodes 
dans l’exercice d’activites intellec- 
tuelles, en matiere de jeu ou dans le 
domaine des activites economi- 
ques, ainsi que les programmes 
d'ordinateur; 

d) les presentations d’informations. 

(3) Le paragraphe 2 n’exclut la bre- 
vetabilite des elements qu’il enumere 
que dans la mesure oü la demande de 
brevet europeen ou le brevet europeen 
ne concerne que Tun de ces elements, 
considere en tant que tel. 


L’article 53 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 53 

Exceptions ä la brevetabilite 

Les brevets europeens ne sont pas 
delivres pour: 

a) les inventions dont l’exploitation 
commerciale serait contraire ä l’or- 
dre public ou aux bonnes moeurs, 
une teile contradiction ne pouvant 
etre deduite du seul fait que l’ex- 
ploitation est interdite, dans tous 
les Etats contractants ou dans plu- 
sieurs d’entre eux, par une disposi- 
tion legale ou reglementaire; 

b) les varietes vegetales ou les races 
animales ainsi que les procedes 
essentiellement biologiques d'ob- 
tention de vegetaux ou d’animaux, 
cette disposition ne s’appliquant 
pas aux procedes microbiologi- 
ques et aux produits obtenus par 
ces procedes; 

c) les methodes de traitement chirur- 
gical ou therapeutique du corps 
humain ou animal et les methodes 
de diagnostic appliquees au corps 
humain ou animal, cette disposition 
ne s’appliquant pas aux produits, 
notamment aux substances ou 
compositions, pour la mise en 
ceuvre d’une de ces methodes. 
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19. Artikel 54 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 54 
Neuheit 

(1) Eine Erfindung gilt als neu, wenn 
sie nicht zum Stand der Technik ge- 
hört. 

(2) Den Stand der Technik bildet 
alles, was vor dem Anmeldetag der 
europäischen Patentanmeldung der 
Öffentlichkeit durch schriftliche oder 
mündliche Beschreibung, durch Be- 
nutzung oder in sonstiger Weise zu- 
gänglich gemacht worden ist. 

(3) Als Stand der Technik gilt auch 
der Inhalt der europäischen Patentan- 
meldungen in der ursprünglich einge- 
reichten Fassung, deren Anmeldetag 
vor dem in Absatz 2 genannten Tag 
liegt und die erst an oder nach diesem 
Tag veröffentlicht worden sind. 

(4) Gehören Stoffe oder Stoffgemi- 
sche zum Stand der Technik, so wird 
ihre Patentfähigkeit durch die Ab- 
sätze 2 und 3 nicht ausgeschlossen, 
sofern sie zur Anwendung in einem in 
Artikel 53 Buchstabe c genannten Ver- 
fahren bestimmt sind und ihre Anwen- 
dung zu einem dieser Verfahren nicht 
zum Stand der Technik gehört. 

(5) Ebensowenig wird die Patentfä- 
higkeit der in Absatz 4 genannten Stof- 
fe oder Stoffgemische zur spezifischen 
Anwendung in einem der in Artikel 53 
Buchstabe c genannten Verfahren 
durch die Absätze 2 und 3 ausge- 
schlossen, wenn diese Anwendung 
nicht zum Stand der Technik gehört. 

20. Artikel 60 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 60 
Recht 

auf das europäische Patent 

(1) Das Recht auf das europäische 
Patent steht dem Erfinder oder seinem 
Rechtsnachfolger zu. Ist der Erfinder 
ein Arbeitnehmer, so bestimmt sich 
das Recht auf das europäische Patent 
nach dem Recht des Staats, in dem 
der Arbeitnehmer überwiegend be- 
schäftigt ist; ist nicht festzustellen, in 
welchem Staat der Arbeitnehmer über- 
wiegend beschäftigt ist, so ist das 
Recht des Staats anzuwenden, in dem 
der Arbeitgeber den Betrieb unterhält, 
dem der Arbeitnehmer angehört. 

(2) Plaben mehrere eine Erfindung 
unabhängig voneinander gemacht, so 
steht das Recht auf das europäische 
Patent demjenigen zu, dessen europäi- 
sche Patentanmeldung den früheren 
Anmeldetag hat, sofern diese frühere 
Anmeldung veröffentlicht worden ist. 

(3) Im Verfahren vor dem Europäi- 
schen Patentamt gilt der Anmelder als 


19.Article54 shall be amended to 
read as follows: 

Article 54 
Novelty 

(1) An invention shall be considered 
to be new if it does not form part of the 
state of the art. 

(2) The state of the art shall be held 
to comprise everything made available 
to the public by means of a written or 
oral description, by use, or in any other 
way, before the date of filing of the 
European patent application. 

(3) Additionally, the content of Euro- 
pean patent applications as filed, of 
which the dates of filing are prior to the 
date referred to in paragraph 2 and 
which were published on or after that 
date, shall be considered as comprised 
in the state of the art. 

(4) Paragraphs 2 and 3 shall not 
exclude the patentability of any sub- 
stance or composition, comprised in 
the state of the art, for use in a method 
referred to in Article 53(c), provided 
that its use for any such method is not 
comprised in the state of the art. 


(5) Paragraphs 2 and 3 shall also 
not exclude the patentability of any 
substance or composition referred to 
in paragraph 4 for any specific use in 
any method referred to in Article 53(c), 
provided that such use is not com- 
prised in the state of the art. 

20. Article 60 shall be amended to 
read as follows: 

Article 60 

Right to a European patent 

(1) The right to a European patent 
shall belong to the inventor or his suc- 
cessor in title. If the inventor is an 
employee, the right to a European 
patent shall be determined in accor- 
dance with the law of the State in which 
the employee is mainly employed; if the 
State in which the employee is mainly 
employed cannot be determined, the 
law to be applied shall be that of the 
State in which the employer has his 
place of business to which the em- 
ployee isattached. 

(2) If two or more persons have 
made an invention independently of 
each other, the right to a European 
patent therefor shall belong to the per- 
son whose European patent applica- 
tion has the earliest date of filing, pro- 
vided this first application has been 
published. 

(3) For the purposes of proceedings 
before the European Patent Office, the 


19. L’article 54 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 54 
Nouveaute 

(1) Une invention est consideree 
comme nouvelle si eile n'est pas com- 
prise dans l’etat de la technique. 

(2) L'etat de la technique est consti- 
tue par tout ce qui a ete rendu accessi- 
ble au public avant la date de depöt de 
la demande de brevet europeen par 
une description echte ou orale, un 
usage ou tout autre moyen. 

(3) Est egalement considere comme 
compris dans l’etat de la technique, le 
contenu de demandes de brevet euro- 
peen telles qu’elles ont ete deposees, 
qui ont une date de depöt anterieure ä 
celle mentionnee au paragraphe 2 et 
qui n’ont ete publiees qu’ä cette date 
ou qu’ä une date posterieure. 

(4) Les paragraphes 2 et 3 n’ex- 
cluent pas la brevetabilite d’une subs- 
tance ou composition comprise dans 
l’etat de la technique pour la mise en 
ceuvre d’une methode visee ä l’article 
53, lettre c), ä condition que son utilisa- 
tion pour l’une quelconque de ces 
methodes ne soit pas comprise dans 
l’etat de la technique. 

(5) Les paragraphes 2 et 3 n’ex- 
cluent pas non plus la brevetabilite 
d’une substance ou composition visee 
au paragraphe 4 pour toute utilisation 
specifique dans toute methode visee ä 
l’article 53, lettre c), ä condition que 
cette utilisation ne soit pas comprise 
dans l’etat de la technique. 

20. L’article 60 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 60 

Droit au brevet europeen 

(1) Le droit au brevet europeen 
appartient ä l’inventeur ou ä son ayant 
cause. Si l’inventeur est un employe, le 
droit au brevet europeen est defini 
selon le droit de I ’ Etat sur le territoire 
duquel l’employe exerce son activite 
principale; si l’Etat sur le territoire 
duquel s’exerce l’activite principale ne 
peut etre determine, le droit applicable 
est celui de I ’ Etat sur le territoire 
duquel se trouve l’etablissement de 
l’employeur auquel l’employe est atta- 
che. 

(2) Si plusieurs personnes ont reali- 
se l’invention independamment l’une 
de l’autre, le droit au brevet europeen 
appartient ä celle qui a depose la 
demande de brevet europeen dont la 
date de depöt est la plus ancienne, 
sous reserve que cette premiere 
demande ait ete publiee. 

(3) Dans la procedure devant l’Offi- 
ce europeen des brevets, le deman- 
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berechtigt, das Recht auf das europäi- 
sche Patent geltend zu machen. 

21. Artikel 61 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 61 

Anmeldung europäischer 
Patente durch Nichtberechtigte 


(1) Wird durch rechtskräftige Ent- 
scheidung der Anspruch auf Erteilung 
des europäischen Patents einer Person 
zugesprochen, die nicht der Anmelder 
ist, so kann diese Person nach Maßga- 
be der Ausführungsordnung 

a) die europäische Patentanmeldung 
anstelle des Anmelders als eigene 
Anmeldung weiterverfolgen, 


b) eine neue europäische Patentan- 
meldung für dieselbe Erfindung 
einreichen oder 

c) beantragen, daß die europäische 
Patentanmeldung zurückgewiesen 
wird. 

(2) Auf eine nach Absatz 1 Buchsta- 
be b eingereichte neue europäische 
Patentanmeldung ist Artikel 76 Ab- 
satz 1 entsprechend anzuwenden. 

22. Artikel 65 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 65 
Übersetzung 

des europäischen Patents 

(1) Jeder Vertragsstaat kann, wenn 
das vom Europäischen Patentamt 
erteilte, in geänderter Fassung aufrecht- 
erhaltene oder beschränkte europäi- 
sche Patent nicht in einer seiner Amts- 
sprachen abgefaßt ist, vorschreiben, 
daß der Patentinhaber bei seiner Zen- 
tralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz eine Übersetzung des 
Patents in der erteilten, geänderten 
oder beschränkten Fassung nach sei- 
ner Wahl in einer seiner Amtssprachen 
oder, soweit dieser Staat die Verwen- 
dung einer bestimmten Amtssprache 
vorgeschrieben hat, in dieser Amts- 
sprache einzureichen hat. Die Frist für 
die Einreichung der Übersetzung endet 
drei Monate, nachdem der Hinweis auf 
die Erteilung des europäischen Patents, 
seine Aufrechterhaltung in geänderter 
Fassung oder seine Beschränkung im 
Europäischen Patentblatt bekanntge- 
macht worden ist, sofern nicht der 
betreffende Staat eine längere Frist vor- 
schreibt. 

(2) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Vorschrift nach Absatz 1 erlassen hat, 
kann vorschreiben, daß der Patentin- 
haber innerhalb einer von diesem Staat 
bestimmten Frist die Kosten für eine 


applicant shall be deemed to be enti- 
tled to exercise the right to a European 
patent. 

21 . Article 61 shall be amended to 
read as follows: 

Article 61 

European patent applications filed 
by non-entitled persons 


(1) If by a final decision it is 
adjudged that a person other than the 
applicant is entitled to the grant of the 
European patent, that person may, in 
accordance with the Implementing 
Regulations, 

(a) prosecute the European patent 
application as his own application 
in place of the applicant, 


(b) file a new European patent applica- 
tion in respect of the same inven- 
tion, or 

(c) request that the European patent 
application be refused. 

(2) Article 76, paragraph 1, shall 
apply mutatis mutandis to a new Euro- 
pean patent application filed under 
paragraph 1 (b). 

22. Article 65 shall be amended to 
read as follows: 

Article 65 
Translation 

of the European patent 

(1) Any Contracting State may, if the 
European patent as granted, amended 
or limited by the European Patent 
Office is not drawn up in one of its offi- 
cial languages, prescribe that the pro- 
prietor of the patent shall supply to its 
central industrial property Office a 
translation of the patent as granted, 
amended or limited in one of its official 
languages at his Option or, where that 
State has prescribed the use of one 
specific official language, in that lan- 
guage. The period for supplying the 
translation shall end three months after 
the date on which the mention of the 
grant, maintenance in amended form 
or limitation of the European patent is 
published in the European Patent Bul- 
letin, unless the State concerned pre- 
scribes a longer period. 


(2) Any Contracting State which has 
adopted provisions pursuant to para- 
graph 1 may prescribe that the propri- 
etor of the patent must pay all or part of 
the costs of publication of such trans- 


deur est repute habilite ä exercer le 
droit au brevet europeen. 

21. L’article 61 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 61 

Demande 

de brevet europeen 
deposee par une personne 
non habilitee 

(1) Si une decision passee en force 
de chose jugee a reconnu le droit ä 
l’obtention du brevet europeen ä une 
personne autre que le demandeur, 
cette personne peut, conformement au 
regiement d’execution: 

a) poursuivre, aux Neu et place du 
demandeur, la procedure relative ä 
la demande de brevet europeen, en 
prenant cette demande ä son 
compte, 

b) deposer une nouvelle demande de 
brevet europeen pour la meme 
invention, ou 

c) demander le rejet de la demande 
de brevet europeen. 

(2) L'article 76, paragraphe 1 est 
applicable ä toute nouvelle demande 
de brevet europeen deposee en vertu 
du paragraphe 1 , lettre b). 

22. L’article 65 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 65 

Traduction 
du brevet europeen 

(1) Tout Etat contractant peut pres- 
crire, lorsque le brevet europeen deli- 
vre, maintenu tel que modifie ou limite 
par l’Office europeen des brevets n’est 
pas redige dans l’une de ses langues 
officielles, que le titulaire du brevet doit 
fournir ä son Service central de la pro- 
priete industrielle une traduction du 
brevet tel que delivre, modifie ou limite 
dans l’une de ses langues officielles, ä 
son choix, ou, dans la mesure oü cet 
Etat a impose l’utilisation d'une langue 
officielle determinee, dans cette der- 
niere langue. La traduction doit etre 
produite dans un delai de trois mois ä 
compter de la date de publication au 
Bulletin europeen des brevets de la 
mention de la delivrance du brevet 
europeen ou de son maintien tel qu’il a 
ete modifie, ou de sa limitation, ä 
moins que I ’ Etat considere n'accorde 
un delai plus long. 


(2) Tout Etat contractant qui a adop- 
te des dispositions en vertu du para- 
graphe 1 peut prescrire que le titulaire 
du brevet acquitte, dans un delai fixe 
par cet Etat, tout ou partie des frais de 
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Veröffentlichung der Übersetzung ganz 
oder teilweise zu entrichten hat. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vor- 
schreiben, daß im Fall der Nichtbeach- 
tung einer nach den Absätzen 1 und 2 
erlassenen Vorschrift die Wirkungen 
des europäischen Patents in diesem 
Staat als von Anfang an nicht eingetre- 
ten gelten. 

23. Artikel 67 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 67 
Rechte 

aus der europäischen Patent- 
anmeldung nach Veröffentlichung 

(1) Die europäische Patentanmel- 
dung gewährt dem Anmelder vom Tag 
ihrer Veröffentlichung an in den be- 
nannten Vertragsstaaten einstweilen 
den Schutz nach Artikel 64. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann vorse- 
hen, daß die europäische Patentanmel- 
dung nicht den Schutz nach Artikel 64 
gewährt. Der Schutz, der mit der Veröf- 
fentlichung der europäischen Patentan- 
meldung verbunden ist, darf jedoch 
nicht geringer sein als der Schutz, der 
sich aufgrund des Rechts des betref- 
fenden Staats aus der zwingend vorge- 
schriebenen Veröffentlichung der unge- 
prüften nationalen Patentanmeldungen 
ergibt. Zumindest hat jeder Vertrags- 
staat vorzusehen, daß der Anmelder für 
die Zeit von der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung an von 
demjenigen, der die Erfindung in die- 
sem Vertragsstaat unter Voraussetzun- 
gen benutzt hat, die nach dem nationa- 
len Recht im Fall der Verletzung eines 
nationalen Patents sein Verschulden 
begründen würden, eine den Umstän- 
den nach angemessene Entschädigung 
verlangen kann. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann für den 
Fall, daß eine seiner Amtssprachen 
nicht die Verfahrenssprache ist, vorse- 
hen, daß der einstweilige Schutz nach 
den Absätzen 1 und 2 erst von dem 
Tag an eintritt, an dem eine Überset- 
zung der Patentansprüche nach Wahl 
des Anmelders in einer der Amtsspra- 
chen dieses Staats oder, soweit der 
betreffende Staat die Verwendung 
einer bestimmten Amtssprache vorge- 
schrieben hat, in dieser Amtssprache 

a) der Öffentlichkeit unter den nach 
nationalem Recht vorgesehenen 
Voraussetzungen zugänglich ge- 
macht worden ist oder 

b) demjenigen übermittelt worden ist, 
der die Erfindung in diesem Ver- 
tragsstaat benutzt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 vor- 
gesehenen Wirkungen der europäi- 
schen Patentanmeldung gelten als von 
Anfang an nicht eingetreten, wenn die 


lation within a period laid down by that 
State. 

(3) Any Contracting State may pre- 
scribe that in the event of failure to 
observe the provisions adopted in 
accordance with paragraphs 1 and 2, 
the European patent shall be deemed 
to be void ab initio in that State. 


23.Article67 shall be amended to 
read as follows: 

Article 67 

Rights conferred by a European 
patent application after publication 

(1) A European patent application 
shall, from the date of its publication, 
provisionally confer upon the applicant 
such protection as is conferred by Arti- 
cle 64, in the Contracting States desig- 
nated in the application. 

(2) Any Contracting State may pre- 
scribe that a European patent applica- 
tion shall not confer such protection as 
is conferred by Article 64. However, the 
protection attached to the publication 
of the European patent application 
may not be less than that which the 
laws of the State concerned attach to 
the compulsory publication of unexam- 
ined national patent applications. In 
any event, every State shall ensure at 
least that, from the date of publication 
of a European patent application, the 
applicant can Claim compensation rea- 
sonable in the circumstances from any 
person who has used the invention in 
the said State in circumstances where 
that person would be liable under 
national law for infringement of a 
national patent. 


(3) Any Contracting State which 
does not have as an official language 
the language of the proceedings may 
prescribe that provisional protection in 
accordance with paragraphs 1 and 2 
above shall not be effective until such 
time as a translation of the Claims in 
one of its official languages at the 
Option of the applicant or, where that 
State has prescribed the use of one 
specific official language, in that lan- 
guage: 

(a) has been made available to the 
public in the manner prescribed by 
national law, or 

(b) has been communicated to the 
person using the invention in the 
said State. 

(4) The European patent application 
shall be deemed never to have had the 
effects set out in paragraphs 1 and 2 
above when it has been withdrawn, 


publication de la traduction. 

(3) Tout Etat contractant peut pres- 
crire que, si les dispositions adoptees 
en vertu des paragraphes 1 et 2 ne 
sont pas observees, le brevet euro- 
peen est, des l’origine, repute sans 
effet dans cet Etat. 

23.L’article 67 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 67 

Droits conferes par la 
demande de brevet 
europeen apres sa publication 

(1) A compter de sa publication, la 
demande de brevet europeen assure 
provisoirement au demandeur, dans 
les Etats contractants designes dans la 
demande de brevet, la protection pre- 
vue ä l’article 64. 

(2) Chaque Etat contractant peut 
prevoir que la demande de brevet 
europeen n’assure pas la protection 
prevue ä l’article 64. Toutefois, la pro- 
tection attachee ä la publication de la 
demande de brevet europeen ne peut 
etre inferieure ä celle que la legislation 
de I ’ Etat considere attache ä la publi- 
cation obligatoire des demandes de 
brevet national non examinees. En tout 
etat de cause, chaque Etat contractant 
doit, pour le moins, prevoir qu’ä partir 
de la publication de la demande de 
brevet europeen, le demandeur peut 
exiger une indemnite raisonnable, fixee 
suivant les circonstances, de toute 
personne ayant exploite, dans cet Etat 
contractant, l’invention qui fait l’objet 
de la demande de brevet europeen, 
dans des conditions qui, selon le droit 
national, mettraient en jeu sa respon- 
sabilite s’il s’agissait d’une contrefa- 
pon d’un brevet national. 

(3) Chaque Etat contractant qui n’a 
pas comme langue officielle la langue 
de la procedure peut prevoir que la 
protection provisoire visee aux para- 
graphes 1 et 2 n’est assuree qu’ä partir 
de la date ä laquelle une traduction des 
revendications, soit dans l’une des lan- 
gues officielles de cet Etat, au choix du 
demandeur, soit, dans la mesure oü 
I ’ Etat en question a impose l’utilisation 
d’une langue officielle determinee, 
dans cette derniere langue: 

a) a ete rendue accessible au public 
dans les conditions prevues par sa 
legislation nationale, ou 

b) a ete remise ä la personne exploi- 
tant, dans celui-ci, l’invention qui 
fait l’objet de la demande de brevet 
europeen. 

(4) Les effets de la demande de bre- 
vet europeen prevus aux paragraphes 
1 et 2 sont reputes nuls et non avenus 
lorsque la demande de brevet euro- 
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europäische Patentanmeldung zurück- 
genommen worden ist, als zurückge- 
nommen gilt oder rechtskräftig zurück- 
gewiesen worden ist. Das gleiche gilt 
für die Wirkungen der europäischen 
Patentanmeldung in einem Vertrags- 
staat, dessen Benennung zurückge- 
nommen worden ist oder als zurückge- 
nommen gilt. 

24. Artikel 68 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 68 

Wirkung des Widerrufs 
oder der Beschränkung 
des europäischen Patents 

Die in den Artikeln 64 und 67 vorge- 
sehenen Wirkungen der europäischen 
Patentanmeldung und des darauf 
erteilten europäischen Patents gelten 
in dem Umfang, in dem das Patent im 
Einspruchs-, Beschränkungs- oder 
Nichtigkeitsverfahren widerrufen oder 
beschränkt worden ist, als von Anfang 
an nicht eingetreten. 

25. Artikel 69 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 69 
Schutzbereich 

(1) Der Schutzbereich des euro- 
päischen Patents und der europäi- 
schen Patentanmeldung wird durch die 
Patentansprüche bestimmt. Die Be- 
schreibung und die Zeichnungen sind 
jedoch zur Auslegung der Patentan- 
sprüche heranzuziehen. 

(2) Für den Zeitraum bis zur Ertei- 
lung des europäischen Patents wird 
der Schutzbereich der europäischen 
Patentanmeldung durch die in der ver- 
öffentlichten Anmeldung enthaltenen 
Patentansprüche bestimmt. Jedoch 
bestimmt das europäische Patent in 
seiner erteilten oder im Einspruchs-, 
Beschränkungs- oder Nichtigkeitsver- 
fahren geänderten Fassung rückwir- 
kend den Schutzbereich der Anmel- 
dung, soweit deren Schutzbereich 
nicht erweitert wird. 

26. Artikel 70 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 70 

Verbindliche Fassung 
einer europäischen Patentanmeldung 

oder eines europäischen Patents 

(1) Der Wortlaut einer europäischen 
Patentanmeldung oder eines europäi- 
schen Patents in der Verfahrensspra- 
che stellt in Verfahren vor dem Europäi- 
schen Patentamt sowie in jedem Ver- 
tragsstaat die verbindliche Fassung 
dar. 

(2) Ist die europäische Patentanmel- 
dung jedoch in einer Sprache einge- 
reicht worden, die nicht Amtssprache 


deemed to be withdrawn or finally 
refused. The same shall apply in 
respect of the effects of the European 
patent application in a Contracting 
State the designation of which is with- 
drawn or deemed to be withdrawn. 


24. Article68 shall be amended to 
read as follows: 

Article 68 

Effect of revocation or 
limitation of the European patent 

The European patent application 
and the resulting patent shall be 
deemed not to have had, from the out- 
set, the effects specified in Articles 64 
and 67, to the extent that the patent 
has been revoked or limited in Opposi- 
tion, limitation or revocation proceed- 
ings. 

25. Article 69 shall be amended to 
read as follows: 

Article 69 

Extent of protection 

(1) The extent of the protection con- 
ferred by a European patent or a Euro- 
pean patent application shall be deter- 
mined by the Claims. Nevertheless, the 
description and drawings shall be used 
to interpret the Claims. 

(2) For the period up to grant of the 
European patent, the extent of the pro- 
tection conferred by the European 
patent application shall be determined 
by the Claims contained in the applica- 
tion as published. However, the Euro- 
pean patent as granted or as amended 
in Opposition, limitation or revocation 
proceedings shall determine retroac- 
tively the protection conferred by the 
European patent application, in so far 
as such protection is not thereby 
extended. 

26. Article 70 shall be amended to 
read as follows: 

Article 70 
Authentic text 

of a European patent application 
or European patent 

(1) The text of a European patent 
application or a European patent in the 
language of the proceedings shall be 
the authentic text in any proceedings 
before the European Patent Office and 
in any Contracting State. 

(2) If, however, the European patent 
application has been filed in a lan- 
guage which is not an official language 


peen a ete retiree, ou est reputee reti- 
ree, ou a ete rejetee en vertu d'une 
decision passee en force de chose 
jugee. II en est de meme des effets de 
la demande de brevet europeen dans 
un Etat contractant dont la designation 
a ete retiree ou est reputee retiree. 


24. L’article 68 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 68 

Effets de la revocation ou de la 
limitation du brevet europeen 

La demande de brevet europeen 
ainsi que le brevet europeen auquel 
eile a donne lieu sont reputes n’avoir 
pas eu des l’origine les effets prevus 
aux articles 64 et 67 dans toute la 
mesure oü le brevet a ete revoque ou 
limite au cours d’une procedure d'op- 
position, de limitation ou de nullite. 

25. L’article 69 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 69 

Etendue de la protection 

(1) L' etendue de la protection confe- 
ree par le brevet europeen ou par la 
demande de brevet europeen est 
determinee par les revendications. 
Toutefois, la description et les dessins 
servent ä Interpreter les revendica- 
tions. 

(2) Pour la periode allant jusqu’ä la 
delivrance du brevet europeen, l’eten- 
due de la protection conferee par la 
demande de brevet europeen est 
determinee par les revendications 
contenues dans la demande teile que 
publiee. Toutefois, le brevet europeen 
tel que delivre ou tel que modifie au 
cours de la procedure d’opposition, de 
limitation ou de nullite determine retro- 
activement cette protection pour 
autant que celle-ci n'est pas etendue. 

26. L’article 70 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 70 

Texte de la demande 

de brevet europeen ou du brevet 
europeen faisant foi 

(1) Le texte de la demande de bre- 
vet europeen ou du brevet europeen 
redige dans la langue de la procedure 
est le texte qui fait foi dans toutes les 
procedures devant l’Office europeen 
des brevets et dans tous les Etats 
contractants. 

(2) Toutefois, si la demande de bre- 
vet europeen a ete deposee dans une 
langue qui n’est pas une des langues 
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des Europäischen Patentamts ist, so 
ist dieser Text die ursprünglich einge- 
reichte Fassung der Anmeldung im 
Sinne dieses Übereinkommens. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vorse- 
hen, daß in seinem Staat eine im Über- 
einkommen vorgeschriebene Über- 
setzung in einer seiner Amtssprachen 
für den Fall maßgebend ist, daß der 
Schutzbereich der europäischen Pa- 
tentanmeldung oder des europäischen 
Patents in der Sprache der Überset- 
zung enger ist als der Schutzbereich in 
der Verfahrenssprache; dies gilt nicht 
für Nichtigkeitsverfahren. 


(4) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Vorschrift nach Absatz 3 erläßt, 

a) muß dem Anmelder oder Patentin- 
haber gestatten, eine berichtigte 
Übersetzung der europäischen Pa- 
tentanmeldung oder des europäi- 
schen Patents einzureichen. Die 
berichtigte Übersetzung hat erst 
dann rechtliche Wirkung, wenn die 
von dem Vertragsstaat in entspre- 
chender Anwendung der Artikel 65 
Absatz 2 und Artikel 67 Absatz 3 
aufgestellten Voraussetzungen er- 
füllt sind; 

b) kann vorsehen, daß derjenige, der 
in diesem Staat in gutem Glauben 
eine Erfindung in Benutzung ge- 
nommen oder wirkliche und ernst- 
hafte Veranstaltungen zur Benut- 
zung einer Erfindung getroffen hat, 
deren Benutzung keine Verletzung 
der Anmeldung oder des Patents 
in der Fassung der ursprünglichen 
Übersetzung darstellen würde, 
nach Eintritt der rechtlichen Wir- 
kung der berichtigten Übersetzung 
die Benutzung in seinem Betrieb 
oder für die Bedürfnisse seines 
Betriebs unentgeltlich fortsetzen 
darf. 

27. Artikel 75 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 75 
Einreichung der 

europäischen Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmel- 
dung kann eingereicht werden: 

a) beim Europäischen Patentamt oder 

b) vorbehaltlich des Artikels 76 Ab- 
satz 1 bei der Zentralbehörde für 
den gewerblichen Rechtsschutz 
oder bei anderen zuständigen Be- 
hörden eines Vertragsstaats, wenn 
das Recht dieses Staats es gestat- 
tet. Eine in dieser Weise eingereich- 
te Anmeldung hat dieselbe Wirkung, 
wie wenn sie an demselben Tag 
beim Europäischen Patentamt ein- 
gereicht worden wäre. 


of the European Patent Office, that text 
shall be the application as filed within 
the meaning of this Convention. 


(3) Any Contracting State may pre- 
scribe that a translation, as provided 
for in this Convention, in an official lan- 
guage of that State, shall in that State 
be regarded as authentic, except for 
revocation proceedings, in the event of 
the European patent application or 
European patent in the language of the 
translation conferring protection which 
is narrower than that conferred by it in 
the language of the proceedings. 


(4) Any Contracting State which 
adopts a Provision under paragraph 3: 


(a) must allow the applicant for or pro- 
prietor of the patent to file a cor- 
rected translation of the European 
patent application or European 
patent. Such corrected translation 
shall not have any legal effect until 
any conditions established by the 
Contracting State under Article 65, 
Paragraph 2, and Article 67, para- 
graph 3, have been complied with 
mutatis mutandis; 


(b) may prescribe that any person 
who, in that State, in good faith is 
using or has made effective and 
serious preparations for using an 
invention the use of which would 
not constitute infringement of the 
application or patent in the original 
translation may, after the corrected 
translation takes effect, continue 
such use in the course of his busi- 
ness or for the needs thereof with- 
out payment. 


27. Article 75 shall be amended to 27 
read as follows: 

Article 75 
Filing of a 

European patent application 

(1) A European patent application 
may be filed: 

(a) at the European Patent Office, or 

(b) if the law of a Contracting State so 
permits, and subject to Article 76, 
Paragraph 1 , at the central industri- 
al property Office or other compe- 
tent authority of that State. Any 
application filed in this way shall 
have the same effect as if it had 
been filed on the same date at the 
European Patent Office. 


officielles de l’Office europeen des bre- 
vets, ce texte constitue la demande 
teile qu’elle a ete deposee, au sens de 
la presente Convention. 

(3) Tout Etat contractant peut pre- 
voir qu’une traduction dans une langue 
officielle de cet Etat, ainsi qu’en dispo- 
se la presente Convention, est conside- 
ree dans ledit Etat comme etant le 
texte qui fait foi, hormis les cas d’ac- 
tions en nullite, si la demande de bre- 
vet europeen ou le brevet europeen 
dans la langue de la traduction confere 
une protection moins etendue que 
celle conferee par ladite demande ou 
par ledit brevet dans la langue de la 
procedure. 

(4) Tout Etat contractant qui arrete 
une disposition en application du para- 
graphe 3, 

a) doit permettre au demandeur ou au 
titulaire du brevet de produire une 
traduction revisee de la demande 
de brevet europeen ou du brevet 
europeen. Cette traduction revisee 
n'a pas d’effet juridique aussi long- 
temps que les conditions fixees par 
I ’ Etat contractant en application de 
Particle 65, paragraphe 2 et de l’ar- 
ticle 67, paragraphe 3 n’ont pas ete 
remplies; 

b) peut prevoir que celui qui, dans cet 
Etat, a, de bonne foi, commence ä 
exploiter une invention ou a fait des 
preparatifs effectifs et serieux ä 
cette fin, sans que cette exploita- 
tion constitue une contrefapon de 
la demande ou du brevet dans le 
texte de la traduction initiale, peut, 
apres que la traduction revisee a 
pris effet, poursuivre ä titre gratuit 
son exploitation dans son entrepri- 
se ou pour les besoins de celle-ci. 


. L’article 75 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 75 

Depot de la demande 
de brevet europeen 

(1) La demande de brevet europeen 
peut etre deposee: 

a) soit aupres de l’Office europeen 
des brevets; 

b) soit, si la legislation d’un Etat 
contractant le permet, et sous 
reserve des dispositions de l'article 
76, paragraphe 1, aupres du Servi- 
ce central de la propriete industriel- 
le ou des autres Services compe- 
tents de cet Etat. Toute demande 
ainsi deposee a les memes effets 
que si eile avait ete deposee ä la 
meme date ä l’Office europeen des 
brevets. 
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(2) Absatz 1 steht der Anwendung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten nicht entgegen, die in einem Ver- 
tragsstaat 

a) für Erfindungen gelten, die wegen 
ihres Gegenstands nicht ohne vor- 
herige Zustimmung der zuständi- 
gen Behörden dieses Staats ins 
Ausland übermittelt werden dürfen, 
oder 

b) bestimmen, daß Patentanmeldun- 
gen zuerst bei einer nationalen 
Behörde eingereicht werden müs- 
sen, oder die die unmittelbare Ein- 
reichung bei einer anderen Behör- 
de von einer vorherigen Zustim- 
mung abhängig machen. 

28. Artikel 76 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 76 

Europäische Teilanmeldung 

(1) Eine europäische Teilanmeldung 
ist nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung unmittelbar beim Europäischen 
Patentamt einzureichen. Sie kann nur 
für einen Gegenstand eingereicht wer- 
den, der nicht über den Inhalt der frü- 
heren Anmeldung in der ursprünglich 
eingereichten Fassung hinausgeht; 
soweit diesem Erfordernis entsprochen 
wird, gilt die Teilanmeldung als an dem 
Anmeldetag der früheren Anmeldung 
eingereicht und genießt deren Priori- 
tätsrecht. 

(2) In der europäischen Teilanmel- 
dung gelten alle Vertragsstaaten als 
benannt, die bei Einreichung der Teil- 
anmeldung auch in der früheren 
Anmeldung benannt sind. 

29. Artikel 77 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 77 
Übermittlung 

europäischer Patentanmeldungen 

(1) Die Zentralbehörde für den ge- 
werblichen Rechtsschutz eines Ver- 
tragsstaats leitet die bei ihr oder einer 
anderen zuständigen Behörde dieses 
Staats eingereichten europäischen Pa- 
tentanmeldungen nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung an das Europäi- 
sche Patentamt weiter. 

(2) Eine europäische Patentanmel- 
dung, deren Gegenstand unter Ge- 
heimschutz gestellt worden ist, wird 
nicht an das Europäische Patentamt 
weitergeleitet. 

(3) Eine europäische Patentanmel- 
dung, die nicht rechtzeitig an das Euro- 
päische Patentamt weitergeleitet wird, 
gilt als zurückgenommen. 


(2) Paragraph 1 shall not preclude 
the application of legislative or regula- 
tory provisions which, in any Contract- 
ing State: 

(a) govern inventions which, owing to 
the nature of their subject-matter, 
may not be communicated abroad 
without the prior authorisation of 
the competent authorities of that 
State, or 

(b) prescribe that any application is to 
be filed initially with a national 
authority or make direct filing with 
another authority subject to prior 
authorisation. 


28. Article76 shall be amended to 28 
read as follows: 

Article 76 

European divisional applications 

(1) Any European divisional applica- 
tion shall be filed directly with the Euro- 
pean Patent Office in accordance with 
the Implementing Regulations. It may 
be filed only in respect of subject-mat- 
ter which does not extend beyond the 
content of the earlier application as 
filed; in so far as this requirement is 
complied with, the divisional applica- 
tion shall be deemed to have been filed 
on the date of filing of the earlier appli- 
cation and shall enjoy any right of pri- 
ority. 

(2) All the Contracting States desig- 
nated in the earlier application at the 
time of filing of a European divisional 
application shall be deemed to be des- 
ignated in the divisional application. 

29. Article 77 shall be amended to 29 
read as follows: 

Article 77 
Forwarding 

of European patent applications 

(1) The central industrial property 
Office of a Contracting State shall for- 
ward to the European Patent Office any 
European patent application filed with 
it or any other competent authority in 
that State, in accordance with the 
Implementing Regulations. 


(2) Any European patent application 
the subject of which has been made 
secret shall not be forwarded to the 
European Patent Office. 


(3) Any European patent application 
not forwarded to the European Patent 
Office in due time shall be deemed to 
be withdrawn. 


(2) Le paragraphe 1 ne peut faire 
obstacle ä l'application des disposi- 
tions legislatives ou reglementaires 
qui, dans un Etat contractant: 

a) regissent les inventions qui ne peu- 
vent, en raison de leur objet, etre 
communiquees ä l’etranger sans 
autorisation prealable des autorites 
competentes de l’Etat en cause, ou 

b) prescrivent que toute demande de 
brevet doit etre initialement depo- 
see aupres d’une autorite nationa- 
le, ou soumettent ä une autorisa- 
tion prealable le depöt direct 
aupres d’une autre autorite. 


. L’article 76 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 76 

Demandes 

divisionnaires europeennes 

(1) Toute demande divisionnaire de 
brevet europeen doit etre deposee 
directement aupres de l’Office euro- 
peen des brevets conformement au 
regiement d’execution. Elle ne peut 
etre deposee que pour des elements 
qui ne s’etendent pas au-delä du 
contenu de la demande anterieure teile 
qu’elle a ete deposee; dans la mesure 
oü il est satisfait ä cette exigence, la 
demande divisionnaire est consideree 
comme deposee ä la date de depöt de 
la demande anterieure et beneficie du 
droit de priorite. 

(2) Tous les Etats contractants desi- 
gnes dans la demande anterieure lors 
du depöt d'une demande divisionnaire 
de brevet europeen sont reputes desi- 
gnes dans la demande divisionnaire. 

. L’article 77 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 77 
Transmission 

des demandes de brevet europeen 

(1) Le Service central de la propriete 
industrielle de l’Etat contractant trans- 
met ä l’Office europeen des brevets les 
demandes de brevet europeen depo- 
sees aupres dudit Service ou aupres de 
tout autre Service competent de cet 
Etat, conformement au regiement 
d'execution. 

(2) Toute demande de brevet euro- 
peen dont l’objet a ete mis au secret 
n’est pas transmise ä l’Office europeen 
des brevets. 

(3) Toute demande de brevet euro- 
peen qui n’est pas transmise ä l’Office 
europeen des brevets dans les delais 
est reputee retiree. 
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30. Artikel 78 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 78 

Erfordernisse der 
europäischen Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmel- 
dung muß 

a) einen Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents; 

b) eine Beschreibung der Erfindung; 

c) einen oder mehrere Patentansprü- 
che; 

d) die Zeichnungen, auf die sich die 
Beschreibung oder die Patentan- 
sprüche beziehen; 

e) eine Zusammenfassung 

enthalten und den Erfordernissen 
genügen, die in der Ausführungsord- 
nung vorgeschrieben sind. 

(2) Für die europäische Patentan- 
meldung sind die Anmeldegebühr und 
die Recherchengebühr zu entrichten. 
Wird die Anmeldegebühr oder die 
Recherchengebühr nicht rechtzeitig 
entrichtet, so gilt die Anmeldung als 
zurückgenommen. 

31. Artikel 79 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 79 

Benennung der Vertragsstaaten 

(1) Im Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents gelten alle Ver- 
tragsstaaten als benannt, die diesem 
Übereinkommen bei Einreichung der 
europäischen Patentanmeldung ange- 
hören. 

(2) Für die Benennung eines Ver- 
tragsstaats kann eine Benennungsge- 
bühr erhoben werden. 

(3) Die Benennung eines Vertrags- 
staats kann bis zur Erteilung des euro- 
päischen Patents jederzeit zurückge- 
nommen werden. 

32. Artikel 80 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 80 
Anmeldetag 

Der Anmeldetag einer europäischen 
Patentanmeldung ist der Tag, an dem 
die in der Ausführungsordnung festge- 
legten Erfordernisse erfüllt sind. 

33. Artikel 86 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 86 

Jahresgebühren für 
die europäische Patentanmeldung 

(1) Für die europäische Patentan- 
meldung sind nach Maßgabe der Aus- 


30. Article78 shall be amended to 
read as follows: 

Article 78 
Requirements 

of a European patent application 

(1) A European patent application 
shall contain: 

(a) a request for the grant of a Euro- 
pean patent; 

(b) a description of the invention; 

(c) one or more Claims; 

(d) any drawings referred to in the 
description or the Claims; 

(e) an abstract, 

and satisfy the conditions laid down in 
the Implementing Regulations. 

(2) A European patent application 
shall be subject to the payment of the 
filing fee and the search fee. If the filing 
fee or the search fee is not paid in due 
time, the application shall be deemed 
to be withdrawn. 

31. Article 79 shall be amended to 
read as follows: 

Article 79 

Designation of Contracting States 

(1) All the Contracting States party 
to this Convention at the time of filing 
of a European patent application shall 
be deemed to be designated in the 
request for grant of a European patent. 

(2) The designation of a Contracting 
State may be subject to the payment of 
a designation fee. 

(3) The designation of a Contracting 
State may be withdrawn at any time up 
to the grant of the European patent. 


32. Article 80 shall be amended to 
read as follows: 

Article 80 
Date of filing 

The date of filing of a European 
patent application shall be the date on 
which the requirements laid down in 
the Implementing Regulations are ful- 
filled. 

33. Article 86 shall be amended to 
read as follows: 

Article 86 
Renewal fees 

for a European patent application 

(1) Renewal fees for a European 
patent application shall be paid to the 


30.L’article 78 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 78 

Conditions auxquelles 
doit satisfaire la demande 
de brevet europeen 

(1) La demande de brevet europeen 
doit contenir: 

a) une requete en delivrance d’un bre- 
vet europeen; 

b) une description de l’invention; 

c) une ou plusieurs revendications; 

d) les dessins auxquels se referent la 
description ou les revendications; 

e) un abrege, 

et satisfaire aux conditions prevues par 
le regiement d’execution. 

(2) La demande de brevet europeen 
donne lieu au paiement de la taxe de 
depöt et de la taxe de recherche. Si la 
taxe de depöt ou la taxe de recherche 
n’a pas ete acquittee dans les delais, la 
demande est reputee retiree. 


31 . L’article 79 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 79 

Designation des Etats contractants 

(1) Tous les Etats contractants par- 
ties ä la presente Convention lors du 
depöt de la demande de brevet euro- 
peen sont reputes designes dans la 
requete en delivrance du brevet euro- 
peen. 

(2) La designation d’un Etat 
contractant peut donner lieu au paie- 
ment d’une taxe de designation. 

(3) La designation d’un Etat 
contractant peut etre retiree ä tout 
moment jusqu’ä la delivrance du bre- 
vet europeen. 

32. L’article 80 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 80 
Date de depöt 

La date de depöt d’une demande de 
brevet europeen est celle ä laquelle les 
conditions prevues par le regiement 
d'execution sont remplies. 


33. L’article 86 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 86 

Taxes annuelles pour 
la demande de brevet europeen 

(1) Des taxes annuelles doivent, 
conformement au regiement d’execu- 
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führungsordnung Jahresgebühren an 
das Europäische Patentamt zu entrich- 
ten. Sie werden für das dritte und jedes 
weitere Jahr, gerechnet vom Anmelde- 
tag an, geschuldet. Wird eine Jahres- 
gebühr nicht rechtzeitig entrichtet, so 
gilt die Anmeldung als zurückgenom- 
men. 

(2) Die Verpflichtung zur Zahlung 
von Jahresgebühren endet mit der 
Zahlung der Jahresgebühr, die für das 
Jahr fällig ist, in dem der Hinweis auf 
die Erteilung des europäischen Patents 
bekanntgemacht wird. 

34. Artikel 87 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 87 
Prioritätsrecht 

(1) Jedermann, der in einem oder 
mit Wirkung für 

a) einen Vertragsstaat der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums oder 

b) ein Mitglied der Welthandelsorgani- 
sation 

eine Anmeldung für ein Patent, ein Ge- 
brauchsmuster oder ein Gebrauchs- 
zertifikat vorschriftsmäßig eingereicht 
hat, oder sein Rechtsnachfolger ge- 
nießt für die Anmeldung derselben 
Erfindung zum europäischen Patent 
während einer Frist von zwölf Monaten 
nach dem Anmeldetag der ersten 
Anmeldung ein Prioritätsrecht. 

(2) Als prioritätsbegründend wird 
jede Anmeldung anerkannt, der nach 
dem nationalen Recht des Staats, in 
dem die Anmeldung eingereicht wor- 
den ist, oder nach zwei- oder mehrsei- 
tigen Verträgen unter Einschluß dieses 
Übereinkommens die Bedeutung einer 
vorschriftsmäßigen nationalen Anmel- 
dung zukommt. 

(3) Unter vorschriftsmäßiger natio- 
naler Anmeldung ist jede Anmeldung 
zu verstehen, die zur Festlegung des 
Tags ausreicht, an dem die Anmeldung 
eingereicht worden ist, wobei das spä- 
tere Schicksal der Anmeldung ohne 
Bedeutung ist. 

(4) Als die erste Anmeldung, von 
deren Einreichung an die Prioritätsfrist 
läuft, wird auch eine jüngere Anmel- 
dung angesehen, die denselben 
Gegenstand betrifft wie eine erste äl- 
tere in demselben oder für densel- 
ben Staat eingereichte Anmeldung, so- 
fern diese ältere Anmeldung bis zur 
Einreichung der jüngeren Anmeldung 
zurückgenommen, fallengelassen oder 
zurückgewiesen worden ist, und zwar 
bevor sie öffentlich ausgelegt worden 
ist und ohne daß Rechte bestehen 
geblieben sind; ebensowenig darf 
diese ältere Anmeldung schon Grund- 
lage für die Inanspruchnahme des 
Prioritätsrechts gewesen sein. Die älte- 


European Patent Office in accordance 
with the Implementing Regulations. 
These fees shall be due in respect of 
the third year and each subsequent 
year, calculated from the date of filing 
of the application. If a renewal fee is 
not paid in due time, the application 
shall be deemed to be withdrawn. 

(2) The Obligation to pay renewal 
fees shall terminate with the payment 
of the renewal fee due in respect of the 
year in which the mention of the grant 
of the European patent is published. 


34.Article87 shall be amended to 
read as follows: 

Article 87 
Priority right 

(1) Any person who has duly filed, in 
orfor 

(a) any State party to the Paris Con- 
vention for the Protection of Indus- 
trial Property or 

(b) any Member of the World Trade 
Organization, 

an application for a patent, a utility 
model or a utility certificate, or his suc- 
cessor in title, shall enjoy, for the pur- 
pose of filing a European patent appli- 
cation in respect of the same invention, 
a right of priority during a period of 
twelve months from the date of filing of 
the first application. 

(2) Every filing that is equivalent to a 
regulär national filing under the nation- 
al law of the State where it was made 
or under bilateral or multilateral agree- 
ments, including this Convention, shall 
be recognised as giving rise to a right 
of priority. 


(3) By a regulär national filing is 
meant any filing that is sufficient to 
establish the date on which the appli- 
cation was filed, whatever may be the 
outcome of the application. 


(4) A subsequent application for the 
same subject-matter as a previous first 
application and filed in or in respect of 
the same State shall be considered as 
the first application for the purposes of 
determining priority, provided that, at 
the date of filing the subsequent ap- 
plication, the previous application 
has been withdrawn, abandoned or 
refused, without being open to public 
inspection and without leaving any 
rights outstanding, and has not served 
as a basis for claiming a right of priori- 
ty. The previous application may not 
thereafter serve as a basis for claiming 
a right of priority. 


tion, etre payees ä l’Office europeen 
des brevets pour toute demande de 
brevet europeen. Ces taxes sont dues 
pour la troisieme annee, ä compter de 
la date de depöt de la demande, et 
pour chacune des annees suivantes. Si 
une taxe annuelle n’a pas ete acquittee 
dans les delais, la demande est repu- 
tee retiree. 

(2) Aucune taxe annuelle n'est exigi- 
ble apres le paiement de celle qui doit 
etre acquittee au titre de l’annee au 
cours de laquelle est publiee la men- 
tion de la delivrance du brevet euro- 
peen. 

34. L’article 87 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 87 
Droit de priorite 

(1) Celui qui a regulierement depo- 
se, dans ou pour 

a) un Etat partie ä la Convention de 
Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle ou 

b) un membre de l’Organisation mon- 
diale du commerce, 

une demande de brevet d’invention, de 
modele d’utilite ou de certificat d’utili- 
te, ou son ayant cause, jouit, pour 
effectuer le depöt d’une demande de 
brevet europeen pour la meme inven- 
tion, d’un droit de priorite pendant un 
delai de douze mois ä compter de la 
date de depöt de la premiere deman- 
de. 

(2) Est reconnu comme donnant 
naissance au droit de priorite, tout 
depöt ayant la valeur d’un depöt natio- 
nal regulier en vertu de la legislation 
nationale de I ’ Etat dans lequel il a ete 
effectue ou d’accords bilateraux ou 
multilateraux, y compris la presente 
Convention. 

(3) Par depöt national regulier, on 
doit entendre tout depöt qui suffit ä 
etablir la date ä laquelle la demande a 
ete deposee, quel que soit le sort ulte- 
rieur de cette demande. 


(4) Est consideree comme premiere 
demande, dont la date de depöt est le 
point de depart du delai de priorite, 
une demande ulterieure ayant le meme 
objet qu’une premiere demande ante- 
rieure, deposee dans ou pour le meme 
Etat, ä la condition que cette demande 
anterieure, ä la date de depöt de la 
demande ulterieure, ait ete retiree, 
abandonnee ou refusee, sans avoir ete 
soumise ä l’inspection publique et 
sans laisser subsister de droits, et 
qu’elle n’ait pas encore servi de base 
pour la revendication du droit de priori- 
te. La demande anterieure ne peut plus 
alors servir de base pour la revendica- 
tion du droit de priorite. 
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re Anmeldung kann in diesem Fall nicht 
mehr als Grundlage für die Inanspruch- 
nahme des Prioritätsrechts dienen. 

(5) Ist die erste Anmeldung bei einer 
nicht der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums oder dem Übereinkommen zur 
Errichtung der Welthandelsorganisa- 
tion unterliegenden Behörde für den 
gewerblichen Rechtsschutz einge- 
reicht worden, so sind die Absätze 1 
bis 4 anzuwenden, wenn diese Behör- 
de nach einer Bekanntmachung des 
Präsidenten des Europäischen Patent- 
amts anerkennt, daß eine erste Anmel- 
dung beim Europäischen Patentamt 
ein Prioritätsrecht unter Voraussetzun- 
gen und mit Wirkungen begründet, die 
denen der Pariser Verbandsüberein- 
kunft vergleichbar sind. 

35. Artikel 88 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 88 

Inanspruchnahme der Priorität 

(1) Der Anmelder, der die Priorität 
einer früheren Anmeldung in Anspruch 
nehmen will, hat eine Prioritätserklä- 
rung und weitere erforderliche Unterla- 
gen nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung einzureichen. 

(2) Für eine europäische Patentan- 
meldung können mehrere Prioritäten in 
Anspruch genommen werden, selbst 
wenn sie aus verschiedenen Staaten 
stammen. Für einen Patentanspruch 
können mehrere Prioritäten in Anspruch 
genommen werden. Werden mehrere 
Prioritäten in Anspruch genommen, so 
beginnen Fristen, die vom Prioritätstag 
an laufen, vom frühesten Prioritätstag 
an zu laufen. 

(3) Werden eine oder mehrere Prio- 
ritäten für die europäische Patentan- 
meldung in Anspruch genommen, so 
umfaßt das Prioritätsrecht nur die 
Merkmale der europäischen Patentan- 
meldung, die in der Anmeldung oder 
den Anmeldungen enthalten sind, 
deren Priorität in Anspruch genommen 
worden ist. 

(4) Sind bestimmte Merkmale der 
Erfindung, für die die Priorität in An- 
spruch genommen wird, nicht in den in 
der früheren Anmeldung aufgestellten 
Patentansprüchen enthalten, so reicht 
es für die Gewährung der Priorität aus, 
daß die Gesamtheit der Anmeldungs- 
unterlagen der früheren Anmeldung 
diese Merkmale deutlich offenbart. 

36. Artikel 90 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 90 

Eingangs- und Formalprüfung 


(1) Das Europäische Patentamt 
prüft nach Maßgabe der Ausführungs- 


(5) If the first filing has been made 
with an industrial property authority 
which is not subject to the Paris Con- 
vention for the Protection of Industrial 
Property or the Agreement Establish- 
ing the World Trade Organization, para- 
graphs 1 to 4 shall apply if that author- 
ity, according to a communication 
issued by the President of the Euro- 
pean Patent Office, recognises that a 
first filing made at the European Patent 
Office gives rise to a right of priority 
under conditions and with effects 
equivalent to those laid down in the 
Paris Convention. 


35.Article88 shall be amended to 35 
read as follows: 

Article 88 
Claiming priority 

(1) An applicant desiring to take 
advantage of the priority of a previous 
application shall file a declaration of 
priority and any other document 
required, in accordance with the Imple- 
menting Regulations. 

(2) Multiple priorities may be 
claimed in respect of a European 
patent application, notwithstanding the 
fact that they originated in different 
countries. Where appropriate, multiple 
priorities may be claimed for any one 
Claim. Where multiple priorities are 
claimed, time limits which run from the 
date of priority shall run from the earli- 
est date of priority. 

(3) If one or more priorities are 
claimed in respect of a European 
patent application, the right of priority 
shall cover only those elements of the 
European patent application which are 
included in the application or applica- 
tions whose priority is claimed. 


(4) If certain elements of the inven- 
tion for which priority is claimed do not 
appear among the Claims formulated in 
the previous application, priority may 
nonetheless be granted, provided that 
the documents of the previous applica- 
tion as a whole specifically disclose 
such elements. 

36. Article 90 shall be amended to 36 
read as follows: 

Article 90 

Examination on filing 
and examination 
as to formal requirements 

(1) The European Patent Office shall 
examine, in accordance with the Imple- 


(5) Si le premier depöt a ete effectue 
aupres d'un Service de la propriete 
industrielle qui n’est pas lie par la 
Convention de Paris pour la protection 
de la propriete industrielle ou par l’Ac- 
cord instituant l’Organisation mondiale 
du commerce, les paragraphes 1 ä 4 
s’appliquent si, suivant une communi- 
cation emanant du President de l’Offi- 
ce europeen des brevets, ce Service 
reconnaTt qu’un premier depöt effectue 
aupres de l’Office europeen des bre- 
vets donne naissance ä un droit de 
priorite soumis ä des conditions et 
ayant des effets Äquivalents ä ceux 
prevus par la Convention de Paris. 

. L’article 88 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 88 

Revendication de priorite 

(1) Le demandeur qui veut se preva- 
loir de la priorite d’un depöt anterieur 
est tenu de produire une declaration de 
priorite et tout autre document exige, 
conformement au regiement d’execu- 
tion. 

(2) Des priorites multiples peuvent 
etre revendiquees pour une demande 
de brevet europeen meme si eiles pro- 
viennent d’Etats differents. Le cas 
echeant, des priorites multiples peu- 
vent etre revendiquees pour une meme 
revendication. Si des priorites multi- 
ples sont revendiquees, les delais qui 
ont pour point de depart la date de 
priorite sont calcules ä compter de la 
date de la priorite la plus ancienne. 

(3) Lorsqu’une ou plusieurs priorites 
sont revendiquees pour la demande de 
brevet europeen, le droit de priorite ne 
couvre que les elements de la deman- 
de de brevet europeen qui sont conte- 
nus dans la demande ou dans les 
demandes dont la priorite est revendi- 
quee. 

(4) Si certains elements de l’inven- 
tion pour lesquels la priorite est reven- 
diquee ne figurent pas parmi les reven- 
dications formulees dans la demande 
anterieure, il suffit, pour que la priorite 
puisse etre accordee, que l’ensemble 
des pieces de la demande anterieure 
revele d’une fagon precise lesdits ele- 
ments. 

. L’article 90 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 90 

Examen lors du depöt et quant 
aux exigences de forme 

(1) L’Office europeen des brevets 
examine conformement au regiement 
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Ordnung, ob die Anmeldung den Erfor- 
dernissen für die Zuerkennung eines 
Anmeldetags genügt. 

(2) Kann ein Anmeldetag nach der 
Prüfung nach Absatz 1 nicht zuerkannt 
werden, so wird die Anmeldung nicht 
als europäische Patentanmeldung be- 
handelt. 

(3) Ist der europäischen Patentan- 
meldung ein Anmeldetag zuerkannt 
worden, so prüft das Europäische 
Patentamt nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung, ob den Erfordernissen 
der Artikel 14, 78, 81 und gegebenen- 
falls der Artikel 88 Absatz 1 und 133 
Absatz 2 sowie den weiteren in der Aus- 
führungsordnung festgelegten Erfor- 
dernissen entsprochen worden ist. 

(4) Stellt das Europäische Patent- 
amt bei der Prüfung nach Absatz 1 
oder 3 behebbare Mängel fest, so gibt 
es dem Anmelder Gelegenheit, diese 
Mängel zu beseitigen. 


(5) Wird ein bei der Prüfung nach 
Absatz 3 festgestellter Mangel nicht 
beseitigt, so wird die europäische 
Patentanmeldung zurückgewiesen. 
Betrifft der Mangel den Prioritätsan- 
spruch, so erlischt der Prioritätsan- 
spruch für die Anmeldung. 

37. Artikel 91 wird gestrichen. 

38. Artikel 92 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 92 
Erstellung des 

europäischen Recherchenberichts 

Das Europäische Patentamt erstellt 
und veröffentlicht nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung einen europäi- 
schen Recherchenbericht zu der euro- 
päischen Patentanmeldung auf der 
Grundlage der Patentansprüche unter 
angemessener Berücksichtigung der 
Beschreibung und der vorhandenen 
Zeichnungen. 

39. Artikel 93 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 93 

Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung 

(1) Das Europäische Patentamt ver- 
öffentlicht die europäische Patentan- 
meldung so bald wie möglich 

a) nach Ablauf von achtzehn Monaten 
nach dem Anmeldetag oder, wenn 
eine Priorität in Anspruch genom- 
men worden ist, nach dem Priori- 
tätstag oder 

b) auf Antrag des Anmelders vor 
Ablauf dieser Frist. 


menting Regulations, whether the 
application satisfies the requirements 
for the accordance of a date of filing. 

(2) If a date of filing cannot be 
accorded following the examination 
under paragraph 1, the application 
shall not be dealt with as a European 
patent application. 

(3) If the European patent applica- 
tion has been accorded a date of filing, 
the European Patent Office shall exam- 
ine, in accordance with the Implement- 
ing Regulations, whether the require- 
ments in Articles 14, 78 and 81, and, 
where applicable, Articles 88, para- 
graph 1, and 133, paragraph 2, as well 
as any other requirement laid down in 
the Implementing Regulations, have 
been satisfied. 

(4) Where the European Patent 
Office in carrying out the examination 
under paragraphs 1 or 3 notes that 
there are deficiencies which may be 
corrected, it shall give the applicant an 
opportunity to correct them. 

(5) If any deficiency noted in the 
examination under paragraph 3 is not 
corrected, the European patent appli- 
cation shall be refused. Where the defi- 
ciency concerns the right of priority, 
this right shall be lost for the applica- 
tion. 

37. Article 91 shall be deleted. 

38. Article92 shall be amended to 
read as follows: 

Article 92 

Drawing up the 
European search report 

The European Patent Office shall, in 
accordance with the Implementing 
Regulations, draw up and publish a 
European search report in respect of 
the European patent application on the 
basis of the Claims, with due regard to 
the description and any drawings. 


39. Article 93 shall be amended to 
read as follows: 

Article 93 

Publication of the 
European patent application 

(1) The European Patent Office shall 
publish the European patent applica- 
tion as soon as possible 

(a) after the expiry of a period of eight- 
een months from the date of filing 
or, if priority has been claimed, from 
the date of priority, or 

(b) at the request of the applicant, 
betöre the expiry of that period. 


d’execution si la demande remplit les 
conditions pour que lui soit accordee 
une date de depöt. 

(2) Si une date de depöt ne peut etre 
accordee apres que l’examen au titre 
du paragraphe 1 a ete effectue, la 
demande n’est pas traitee en tant que 
demande de brevet europeen. 

(3) Si une date de depöt a ete 
accordee ä la demande de brevet 
europeen, l’Office europeen des bre- 
vets examine conformement au regie- 
ment d’execution s’il est satisfait aux 
exigences des articles 14, 78, 81 et, le 
cas echeant, des articles 88, paragra- 
phe 1 et 133, paragraphe 2, ainsi qu’ä 
toute autre exigence prevue par le 
regiement d’execution. 

(4) Lorsque l’Office europeen des 
brevets constate, lors de l’examen 
effectue au titre des paragraphes 1 ou 
3, l’existence d’irregularites auxquelles 
il peut etre remedie, il donne au deman- 
deur la possibilite de remedier ä ces 
irregularites. 

(5) Lorsqu’il n’est pas remedie ä une 
irregularite constatee lors de l’examen 
effectue au titre du paragraphe 3, la 
demande de brevet europeen est reje- 
tee. Lorsque l’irregularite concerne le 
droit de priorite, eile entraTne la perte 
de ce droit pour la demande. 

37. L’article 91 est supprime. 

38. L’article 92 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 92 

Etablissement du 

rapport de recherche europeenne 

L’Office europeen des brevets etablit 
et publie, conformement au regiement 
d’execution, un rapport de recherche 
europeenne relatif ä la demande de 
brevet europeen sur la base des reven- 
dications, en tenant düment compte 
de la description et, le cas echeant, 
des dessins existants. 

39. L’article 93 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 93 

Publication de la demande 
de brevet europeen 

(1) L'Office europeen des brevets 
publie la demande de brevet europeen 
des que possible 

a) apres l’expiration d’un delai de dix- 
huit mois ä compter de la date de 
depöt ou, si une priorite a ete 
revendiquee, ä compter de la date 
de priorite ou 

b) avant l’expiration de ce delai sur 
requete du demandeur. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 27 - 


Drucksache 16/4375 


(2) Die europäische Patentanmel- 
dung wird gleichzeitig mit der europäi- 
schen Patentschrift veröffentlicht, 
wenn die Entscheidung über die Ertei- 
lung des Patents vor Ablauf der in 
Absatz 1 Buchstabe a genannten Frist 
wirksam wird. 

40. Artikel 94 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 94 
Prüfung der 

europäischen Patentanmeldung 

(1) Das Europäische Patentamt 
prüft nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung auf Antrag, ob die europäi- 
sche Patentanmeldung und die Erfin- 
dung, die sie zum Gegenstand hat, den 
Erfordernissen dieses Übereinkom- 
mens genügen. Der Antrag gilt erst als 
gestellt, wenn die Prüfungsgebühr ent- 
richtet worden ist. 

(2) Wird ein Prüfungsantrag nicht 
rechtzeitig gestellt, so gilt die Anmel- 
dung als zurückgenommen. 

(3) Ergibt die Prüfung, daß die An- 
meldung oderdie Erfindung, diesiezum 
Gegenstand hat, den Erfordernissen 
dieses Übereinkommens nicht genügt, 
so fordert die Prüfungsabteilung den 
Anmelder so oft wie erforderlich auf, 
eine Stellungnahme einzureichen und, 
vorbehaltlich des Artikels 1 23 Absatz 1 , 
die Anmeldung zu ändern. 

(4) Unterläßt es der Anmelder, auf 
eine Mitteilung der Prüfungsabteilung 
rechtzeitig zu antworten, so gilt die An- 
meldung als zurückgenommen. 

41. Artikel 95 und 96 werden gestri- 
chen. 

42. Artikel 97 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 97 

Erteilung oder Zurückweisung 

(1 ) Ist die Prüfungsabteilung der Auf- 
fassung, daß die europäische Patent- 
anmeldung und die Erfindung, die sie 
zum Gegenstand hat, den Erfordernis- 
sen dieses Übereinkommens genügen, 
so beschließt sie die Erteilung des euro- 
päischen Patents, sofern die in der Aus- 
führungsordnung genannten Voraus- 
setzungen erfüllt sind. 

(2) Ist die Prüfungsabteilung der Auf- 
fassung, daß die europäische Patent- 
anmeldung oder die Erfindung, die sie 
zum Gegenstand hat, den Erfordernis- 
sen dieses Übereinkommens nicht 
genügt, so weist sie die Anmeldung 
zurück, sofern in diesem Übereinkom- 
men nicht eine andere Rechtsfolge vor- 
geschrieben ist. 


(2) The European patent application 
shall be published at the same time as 
the specification of the European 
patent when the decision to grant the 
patent becomes effective before the 
expiry of the period referred to in Para- 
graph 1 (a). 

40. Article94 shall be amended to 
read as follows: 

Article 94 

Examination of the 
European patent application 

(1) The European Patent Office 
shall, in accordance with the Imple- 
menting Regulations, examine on 
request whether the European patent 
application and the invention to which 
it relates meet the requirements of this 
Convention. The request shall not be 
deemed to be filed until after the exam- 
ination fee has been paid. 

(2) If no request for examination has 
been made in due time, the application 
shall be deemed to be withdrawn. 

(3) If the examination reveals that 
the application or the invention to 
which it relates does not meet the 
requirements of this Convention, the 
Examining Division shall invite the 
applicant, as often as necessary, to file 
his observations and, subject to Article 
123, paragraph 1, to amend the appli- 
cation. 

(4) If the applicant fails to reply in 
due time to any communication from 
the Examining Division, the application 
shall be deemed to be withdrawn. 

41. Articles 95 and 96 shall be delet- 
ed. 

42. Article 97 shall be amended to 
read as follows: 

Article 97 
Grant or refusal 

(1 ) If the Examining Division is of the 
opinion that the European patent appli- 
cation and the invention to which it 
relates meet the requirements of this 
Convention, it shall decide to grant a 
European patent, provided that the 
conditions laid down in the Implement- 
ing Regulations are fulfilled. 

(2) If the Examining Division is of the 
opinion that the European patent appli- 
cation or the invention to which it 
relates does not meet the requirements 
of this Convention, it shall refuse the 
application unless a different sanction 
is provided for by this Convention. 


(2) La demande de brevet europeen 
est publiee ä la meme date que le fas- 
cicule du brevet europeen lorsque la 
decision relative ä la delivrance du bre- 
vet europeen prend effet avant l’expi- 
ration du delai vise au paragraphe 1 , 
lettre a). 

40. L’article 94 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 94 

Examen de la demande 
de brevet europeen 

(1) Sur requete, l’Office europeen 
des brevets examine conformement au 
regiement d’execution si la demande 
de brevet europeen et l’invention qui 
en fait l’objet satisfont aux conditions 
prevues par la presente Convention. La 
requete n'est consideree comme pre- 
sentee qu’apres le paiement de la taxe 
d'examen. 

(2) Lorsque la requete n’est pas pre- 
sentee dans les delais, la demande est 
reputee retiree. 

(3) S’il resulte de l’examen que la 
demande ou l’invention qui en fait l’ob- 
jet ne satisfait pas aux conditions pre- 
vues par la presente Convention, la 
division d’examen invite le demandeur, 
aussi souvent qu’il est necessaire, ä 
presenter ses observations et, sous 
reserve des dispositions de l’article 
123, paragraphe 1, ä modifier la de- 
mande. 

(4) Si le demandeur ne repond pas 
dans les delais ä une notification de la 
division d'examen, la demande est 
reputee retiree. 

41. Les articles 95 et 96 sont suppri- 
mes. 

42. L’article 97 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 97 

Delivrance du brevet ou rejet 
de la demande 

(1) Si la division d'examen estime 
que la demande de brevet europeen et 
l’invention qui en fait l’objet satisfont 
aux conditions prevues par la presente 
Convention, eile decide de delivrer le 
brevet europeen ä condition que les 
exigences prevues par le regiement 
d'execution soient remplies. 

(2) Si la division d'examen estime 
que la demande de brevet europeen ou 
l’invention qui en fait l’objet ne satisfait 
pas aux conditions prevues par la pre- 
sente Convention, eile rejette la deman- 
de, ä moins que des sanctions diffe- 
rentes du rejet ne soient prevues par la 
presente Convention. 
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(3) Die Entscheidung über die Ertei- 
lung des europäischen Patents wird an 
dem Tag wirksam, an dem der Hinweis 
auf die Erteilung im Europäischen 
Patentblatt bekanntgemacht wird. 

43. Artikel 98 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 98 

Veröffentlichung der 
europäischen Patentschrift 

Das Europäische Patentamt veröf- 
fentlicht die europäische Patentschrift 
so bald wie möglich nach Bekanntma- 
chung des Hinweises auf die Erteilung 
des europäischen Patents im Europäi- 
schen Patentblatt. 

44. Der Titel des Fünften Teils erhält 
folgende Fassung: 

Fünfter Teil 

Einspruchs- und 
Beschränkungsverfahren 

45. Artikel 99 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 99 

Einspruch 

(1) Innerhalb von neun Monaten 
nach Bekanntmachung des Hinweises 
auf die Erteilung des europäischen 
Patents im Europäischen Patentblatt 
kann jedermann nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung beim Europäi- 
schen Patentamt gegen dieses Patent 
Einspruch einlegen. Der Einspruch gilt 
erst als eingelegt, wenn die Einspruchs- 
gebühr entrichtet worden ist. 

(2) Der Einspruch erfaßt das euro- 
päische Patent für alle Vertragsstaaten, 
in denen es Wirkung hat. 

(3) Am Einspruchsverfahren sind 
neben dem Patentinhaber die Einspre- 
chenden beteiligt. 

(4) Weist jemand nach, daß er in 
einem Vertragsstaat aufgrund einer 
rechtskräftigen Entscheidung anstelle 
des bisherigen Patentinhabers in das 
Patentregister dieses Staats eingetra- 
gen ist, so tritt er auf Antrag in bezug 
auf diesen Staat an die Stelle des bis- 
herigen Patentinhabers. Abweichend 
von Artikel 118 gelten der bisherige 
Patentinhaber und derjenige, der sein 
Recht geltend macht, nicht als gemein- 
same Inhaber, es sei denn, daß beide 
dies verlangen. 

46. Artikel 101 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 101 

Prüfung des Einspruchs - 
Widerruf oder Aufrechterhaltung 
des europäischen Patents 

(1) Ist der Einspruch zulässig, so 
prüft die Einspruchsabteilung nach 


(3) The decision to grant a European 
patent shall take effect on the date on 
which the mention of the grant is pub- 
lished in the European Patent Bulletin. 

43. Article98 shall be amended to 
read as follows: 

Article 98 
Publication of the 

specification of the European patent 

The European Patent Office shall 
publish the specification of the Euro- 
pean patent as soon as possible after 
the mention of the grant of the Euro- 
pean patent has been published in the 
European Patent Bulletin. 

44. The title of Part V shall be 
amended to read as follows: 

Part V 

Opposition and 
limitation procedure 

45. Article 99 shall be amended to 
read as follows: 

Article 99 
Opposition 

(1) Within nine months of the publi- 
cation of the mention of the grant of the 
European patent in the European 
Patent Bulletin, any person may give 
notice to the European Patent Office of 
Opposition to that patent, in accor- 
dance with the Implementing Regula- 
tions. Notice of Opposition shall not be 
deemed to have been filed until after 
the Opposition fee has been paid. 

(2) The Opposition shall apply to the 
European patent in all the Contracting 
States in which that patent has effect. 

(3) Opponents shall be parties to the 
Opposition proceedings as well as the 
proprietor of the patent. 

(4) Where a person provides evi- 
dence that in a Contracting State, fol- 
lowing a final decision, he has been 
entered in the patent register of such 
State instead of the previous propri- 
etor, such person shall, at his request, 
replace the previous proprietor in 
respect of such State. By derogation 
from Article 118, the previous propri- 
etor and the person making the 
request shall not be deemed to be joint 
proprietors unless both so request. 

46. Article 101 shall be amended to 
read as follows: 

Article 101 

Examination of the Opposition - 
Revocation or maintenance 
of the European patent 

(1) If the Opposition is admissible, 
the Opposition Division shall examine, 


(3) La decision relative ä la delivran- 
ce du brevet europeen prend effet au 
jour de la publication au Bulletin euro- 
peen des brevets de la mention de la 
delivrance. 

43. L’article 98 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 98 

Publication du fascicule 
du brevet europeen 

L’Office europeen des brevets publie 
le fascicule du brevet europeen des 
que possible apres la publication de la 
mention de la delivrance du brevet 
europeen au Bulletin europeen des 
brevets. 

44. Le titre de la cinquieme partie est 
remplace par le texte suivant: 

Cinquieme partie 

Procedure d’opposition 
et de limitation 

45. L’article 99 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 99 
Opposition 

(1) Dans un delai de neuf mois ä 
compter de la publication de la men- 
tion de la delivrance du brevet euro- 
peen au Bulletin europeen des brevets, 
toute personne peut faire Opposition ä 
ce brevet aupres de l’Office europeen 
des brevets, conformement au regie- 
ment d’execution. L’opposition n’est 
reputee formee qu'apres paiement de 
la taxe d’opposition. 

(2) L’opposition au brevet europeen 
affecte ce brevet dans tous les Etats 
contractants dans lesquels il produit 
ses effets. 

(3) Les tiers qui ont fait Opposition 
sont parties, avec le titulaire du brevet, 
ä la procedure d’opposition. 

(4) Si une personne apporte la preu- 
ve que, dans un Etat contractant, eile 
est inscrite au registre des brevets, en 
vertu d’un jugement passe en force de 
chose jugee, aux Neu et place du titu- 
laire precedent, eile est, sur requete, 
substituee ä ce dernier pour ledit Etat. 
Nonobstant les dispositions de l’article 
118, le titulaire precedent du brevet et 
la personne qui fait ainsi valoir ses 
droits ne sont pas consideres comme 
coproprietaires, ä moins qu'ils ne 
demandent tous deux ä l’etre. 

46. L’article 101 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 101 

Examen de l’opposition - 

Revocation ou maintien 
du brevet europeen 

(1) Si l’opposition est recevable, la 
division d’opposition examine confor- 
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Maßgabe der Ausführungsordnung, ob 
wenigstens ein Einspruchsgrund nach 
Artikel 100 der Aufrechterhaltung des 
europäischen Patents entgegensteht. 
Bei dieser Prüfung fordert die Ein- 
spruchsabteilung die Beteiligten so oft 
wie erforderlich auf, eine Stellungnah- 
me zu ihren Bescheiden oder zu den 
Schriftsätzen anderer Beteiligter einzu- 
reichen. 

(2) Ist die Einspruchsabteilung der 
Auffassung, daß wenigstens ein Ein- 
spruchsgrund der Aufrechterhaltung 
des europäischen Patents entgegen- 
steht, so widerruft sie das Patent. 
Andernfalls weist sie den Einspruch 
zurück. 

(3) Ist die Einspruchsabteilung der 
Auffassung, daß unter Berücksichti- 
gung der vom Patentinhaber im Ein- 
spruchsverfahren vorgenommenen Än- 
derungen das europäische Patent und 
die Erfindung, die es zum Gegenstand 
hat, 

a) den Erfordernissen dieses Überein- 
kommens genügen, so beschließt 
sie die Aufrechterhaltung des Pa- 
tents in geänderter Fassung, sofern 
die in der Ausführungsordnung 
genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind; 

b) den Erfordernissen dieses Überein- 
kommens nicht genügen, so wider- 
ruft sie das Patent. 

47. Artikel 102 wird gestrichen. 

48. Artikel 103 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 103 

Veröffentlichung einer 

neuen europäischen Patentschrift 

Ist das europäische Patent nach 
Artikel 101 Absatz 3 Buchstabe a in 
geänderter Fassung aufrechterhalten 
worden, so veröffentlicht das Europäi- 
sche Patentamt eine neue europäische 
Patentschrift so bald wie möglich nach 
Bekanntmachung des Hinweises auf 
die Entscheidung über den Einspruch 
im Europäischen Patentblatt. 

49. Artikel 104 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 104 
Kosten 

(1) Im Einspruchsverfahren trägt 
jeder Beteiligte die ihm erwachsenen 
Kosten selbst, soweit nicht die Ein- 
spruchsabteilung, wenn dies der Billig- 
keit entspricht, nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung eine andere Ver- 
teilung der Kosten anordnet. 

(2) Das Verfahren zur Kostenfestset- 
zung regelt die Ausführungsordnung. 


in accordance with the Implementing 
Regulations, whether at least one 
ground for Opposition under Article 
100 prejudices the maintenance of the 
European patent. Düring this examina- 
tion, the Opposition Division shall invite 
the parties, as often as necessary, to 
file observations on Communications 
from another party or issued by itself. 

(2) If the Opposition Division is of 
the opinion that at least one ground for 
Opposition prejudices the maintenance 
of the European patent, it shall revoke 
the patent. Otherwise, it shall reject the 
Opposition. 

(3) If the Opposition Division is of 
the opinion that, taking into considera- 
tion the amendments made by the pro- 
prietor of the patent during the Opposi- 
tion proceedings, the patent and the 
invention to which it relates 


(a) meet the requirements of this Con- 
vention, it shall decide to maintain 
the patent as amended, provided 
that the conditions laid down in the 
Implementing Regulations are ful- 
filled; 

(b) do not meet the requirements of 
this Convention, it shall revoke the 
patent. 

47. Article 102 shall be deleted. 47 

48. Article 103 shall be amended to 48 
read as follows: 

Article 103 

Publication of a 
new specification 
of the European patent 

If a European patent is maintained 
as amended under Article 101, Para- 
graph 3(a), the European Patent Office 
shall publish a new specification of the 
European patent as soon as possible 
after the mention of the Opposition 
decision has been published in the 
European Patent Bulletin. 


49. Article 104 shall be amended to 49 
read as follows: 

Article 104 
Costs 

(1) Each party to the Opposition pro- 
ceedings shall bear the costs it has 
incurred, unless the Opposition Divi- 
sion, for reasons of equity, Orders, in 
accordance with the Implementing 
Regulations, a different apportionment 
of costs. 

(2) The procedure for fixing costs 
shall be laid down in the Implementing 
Regulations. 


mement au regiement d’execution si 
au moins un motif d’opposition vise ä 
l’article 1 00 s’oppose au maintien du 
brevet europeen. Au cours de cet exa- 
men, la division d’opposition invite les 
parties, aussi souvent qu’il est neces- 
saire, ä presenter leurs observations 
sur les notifications qu’elle leur a 
adressees ou sur les Communications 
qui emanent d'autres parties. 

(2) Si la division d’opposition estime 
qu’au moins un motif d’opposition 
s’oppose au maintien du brevet euro- 
peen, eile revoque le brevet. Dans le 
cas contraire, eile rejette l’opposition. 


(3) Si la division d’opposition estime 
que, compte tenu des modifications 
apportees par le titulaire du brevet au 
cours de la procedure d’opposition, le 
brevet et l’invention qui en fait l’objet 


a) satisfont aux conditions de la pre- 
sente convention, eile decide de 
maintenir le brevet tel qu’il a ete 
modifie, ä condition que les exigen- 
ces prevues par le regiement 
d’execution soient remplies; 

b) ne satisfont pas aux conditions de 
la presente convention, eile revo- 
que le brevet. 

.L’article 102 est supprime. 

. L’article 1 03 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 103 

Publication d’un nouveau 
fascicule du brevet europeen 

Si le brevet europeen a ete maintenu 
tel qu’il a ete modifie en vertu de l’arti- 
cle 101, paragraphe 3, lettre a), l’Office 
europeen des brevets publie un nou- 
veau fascicule du brevet europeen des 
que possible apres que la mention de 
la decision concernant l’opposition a 
ete publiee au Bulletin europeen des 
brevets. 

. L’article 1 04 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 104 
Frais 

(1) Chacune des parties ä la proce- 
dure d’opposition Supporte les frais 
qu’elle a exposes, ä moins que la divi- 
sion d’opposition, conformement au 
regiement d’execution, n’arrete, dans 
la mesure oü l’equite l’exige, une 
repartition differente des frais. 

(2) Le regiement d’execution deter- 
mine la procedure de fixation des frais. 
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(3) Jede unanfechtbare Entschei- 
dung des Europäischen Patentamts 
über die Festsetzung der Kosten wird 
in jedem Vertragsstaat in bezug auf die 
Vollstreckung wie ein rechtskräftiges 
Urteil eines Zivilgerichts des Staats 
behandelt, in dessen Hoheitsgebiet die 
Vollstreckung stattfindet. Eine Über- 
prüfung dieser Entscheidung darf sich 
lediglich auf ihre Echtheit beziehen. 

50. Artikel 105 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 105 

Beitritt des 

vermeintlichen Patentverletzers 

(1 ) Jeder Dritte kann nach Ablauf der 
Einspruchsfrist nach Maßgabe der Aus- 
führungsordnung dem Einspruchsver- 
fahren beitreten, wenn er nachweist, 
daß 

a) gegen ihn Klage wegen Verletzung 
dieses Patents erhoben worden ist 
oder 

b) er nach einer Aufforderung des 
Patentinhabers, eine angebliche 
Patentverletzung zu unterlassen, 
gegen diesen Klage auf Feststellung 
erhoben hat, daß er das Patent nicht 
verletze. 

(2) Ein zulässiger Beitritt wird als 
Einspruch behandelt. 

51. Nach Artikel 105 werden die 
folgenden neuen Artikel 105a, 
105b und 105c eingefügt: 

Artikel 105a 

Antrag auf 

Beschränkung oder Widerruf 

(1) Auf Antrag des Patentinhabers 
kann das europäische Patent widerru- 
fen oder durch Änderung der Patent- 
ansprüche beschränkt werden. Der 
Antrag ist beim Europäischen Patent- 
amt nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung zu stellen. Er gilt erst als 
gestellt, wenn die Beschränkungs- oder 
Widerrufsgebühr entrichtet worden ist. 

(2) Der Antrag kann nicht gestellt 
werden, solange ein Einspruchsverfah- 
ren in bezug auf das europäische 
Patent anhängig ist. 

Artikel 105b 

Beschränkung oder 

Widerruf des europäischen Patents 

(1) Das Europäische Patentamt 
prüft, ob die in der Ausführungsord- 
nung festgelegten Erfordernisse für 
eine Beschränkung oder den Widerruf 
des europäischen Patents erfüllt sind. 

(2) Ist das Europäische Patentamt 
der Auffassung, daß der Antrag auf 
Beschränkung oder Widerruf des euro- 
päischen Patents diesen Erfordernis- 
sen genügt, so beschließt es nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung die 


(3) Any final decision of the Euro- 
pean Patent Office fixing the amount of 
costs shall be dealt with, for the pur- 
pose of enforcement in the Contracting 
States, in the same way as a final deci- 
sion given by a civil court of the State 
in the territory of which enforcement is 
to be carried out. Verification of such 
decision shall be limited to its authen- 
ticity. 

50. Article 105 shall be amended to 
read as follows: 

Article 105 

Intervention of 
the assumed infringer 

(1) Any third party may, in accor- 
dance with the Implementing Regula- 
tions, intervene in Opposition proceed- 
ings after the Opposition period has 
expired, if the third party proves that 

(a) proceedings for infringement of the 
same patent have been instituted 
against him, or 

(b) following a request of the proprietor 
of the patent to cease alleged 
infringement, the third party has 
instituted proceedings for a ruling 
that he is not infringing the patent. 

(2) An admissible Intervention shall 
be treated as an Opposition. 

51. The following new Articles 105a, 
105b and 105c shall be inserted 
after Article 105: 

Article 105a 

Request for 
limitation or revocation 

(1) At the request of the proprietor, 
the European patent may be revoked 
or be limited by an amendment of the 
Claims. The request shall be filed with 
the European Patent Office in accor- 
dance with the Implementing Regula- 
tions. It shall not be deemed to have 
been filed until after the limitation or 
revocation fee has been paid. 

(2) The request may not be filed 
while Opposition proceedings in 
respect of the European patent are 
pending. 

Article 105b 

Limitation or 

revocation of the European patent 

(1) The European Patent Office shall 
examine whether the requirements laid 
down in the Implementing Regulations 
for limiting or revoking the European 
patent have been met. 

(2) If the European Patent Office 
considers that the request for limitation 
or revocation of the European patent 
meets these requirements, it shall 
decide to limit or revoke the European 
patent in accordance with the Imple- 


(3) Toute decision finale de l’Office 
europeen des brevets fixant le montant 
des frais est, aux fins de son execution 
dans les Etats contractants, reputee 
etre une decision passee en force de 
chose jugee rendue par une juridiction 
civile de I ’ Etat sur le territoire duquel 
cette execution doit etre poursuivie. Le 
contröle d’une teile decision ne peut 
porter que sur son authenticite. 

50. L’article 105 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 105 
Intervention 

du contrefacteur presume 

(1) Tout tiers peut, apres l’expiration 
du delai d’opposition, intervenir dans 
la procedure d’opposition conforme- 
ment au regiement d’execution, ä 
condition qu’il apporte la preuve 

a) qu’une action en contrefagon fon- 
dee sur ce brevet a ete introduite ä 
son encontre, ou 

b) qu’apres avoir ete requis par le titu- 
laire du brevet de cesser la contre- 
fagon alleguee de ce brevet, il a 
introduit ä l’encontre dudit titulaire 
une action tendant ä faire constater 
qu’il n’est pas contrefacteur. 

(2) Une Intervention recevable est 
assimilee ä une Opposition. 

51. Les nouveaux articles 105 bis , 
105 ter et 105 quater suivants sont 
inseres ä la suite de l’article 105: 

Article 1 05 bis 
Requete en 

limitation ou en revocation 

(1) Sur requete du titulaire du brevet, 
le brevet europeen peut etre revoque ou 
limite sous la forme d’une modification 
des revendications. La requete doit etre 
presentee aupres de l’Office europeen 
des brevets conformement au regie- 
ment d’execution. Elle n’est reputee 
presentee que lorsque la taxe de limita- 
tion ou de revocation a ete acquittee. 

(2) La requete ne peut etre presen- 
tee tant qu'une procedure d’opposition 
relative au brevet europeen est pen- 
dante. 

Article 1 05 ter 
Limitation ou 

revocation du brevet europeen 

(1) L'Office europeen des brevets 
examine si les conditions requises 
dans le regiement d’execution pour 
une limitation ou la revocation du bre- 
vet europeen sont remplies. 

(2) Si l’Office europeen des brevets 
estime que la requete en limitation ou en 
revocation du brevet europeen repond 
ä ces conditions, il decide, conforme- 
ment au regiement d'execution, de limi- 
ter ou de revoquer le brevet europeen. 
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Beschränkung oder den Widerruf des 
europäischen Patents. Andernfalls 
weist es den Antrag zurück. 

(3) Die Entscheidung über die 
Beschränkung oder den Widerruf er- 
faßt das europäische Patent mit Wir- 
kung für alle Vertragsstaaten, für die es 
erteilt worden ist. Sie wird an dem Tag 
wirksam, an dem im Europäischen 
Patentblatt auf die Entscheidung hin- 
gewiesen wird. 

Artikel 105c 

Veröffentlichung der geänderten 
europäischen Patentschrift 

Ist das europäische Patent nach 
Artikel 105b Absatz 2 beschränkt wor- 
den, so veröffentlicht das Europäische 
Patentamt die geänderte europäische 
Patentschrift so bald wie möglich nach 
Bekanntmachung des Hinweises auf 
die Beschränkung im Europäischen 
Patentblatt. 


52. Artikel 106 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 106 

Beschwerdefähige Entscheidungen 

(1) Die Entscheidungen der Ein- 
gangsstelle, der Prüfungsabteilungen, 
der Einspruchsabteilungen und der 
Rechtsabteilung sind mit der Be- 
schwerde anfechtbar. Die Beschwerde 
hat aufschiebende Wirkung. 

(2) Eine Entscheidung, die ein Ver- 
fahren gegenüber einem Beteiligten 
nicht abschließt, ist nur zusammen mit 
der Endentscheidung anfechtbar, so- 
fern nicht in der Entscheidung die ge- 
sonderte Beschwerde zugelassen ist. 

(3) Das Recht, Beschwerde gegen 
Entscheidungen über die Kostenver- 
teilung oder Kostenfestsetzung im 
Einspruchsverfahren einzulegen, kann 
in der Ausführungsordnung einge- 
schränkt werden. 


53. Artikel 108 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 108 
Frist und Form 

Die Beschwerde ist nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung der Ent- 
scheidung beim Europäischen Patent- 
amt einzulegen. Die Beschwerde gilt 
erst als eingelegt, wenn die Beschwer- 
degebühr entrichtet worden ist. Inner- 
halb von vier Monaten nach Zustellung 
der Entscheidung ist die Beschwerde 
nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung zu begründen. 


menting Regulations. Otherwise, it shall 
rejectthe request. 


(3) The decision to limit or revoke the 
European patent shall apply to the Euro- 
pean patent in all the Contracting States 
in respect of which it has been granted. 
It shall take effect on the date on which 
the European Patent Bulletin mentions 
the decision. 


Article 105c 

Publication of the amended 
specification of the European patent 

If the European patent is limited 
under Article 105b, paragraph 2, the 
European Patent Office shall publish 
the amended specification of the Euro- 
pean patent as soon as possible after 
the mention of the limitation has been 
published in the European Patent Bul- 
letin. 


52. Article 106 shall be amended to 52 
read as follows: 

Article 106 

Decisions subject to appeal 

(1) An appeal shall lie from deci- 
sions of the Receiving Section, Exam- 
ining Divisions, Opposition Divisions 
and the Legal Division. It shall have 
suspensive effect. 

(2) A decision which does not termi- 
nate proceedings as regards one of the 
parties can only be appealed together 
with the final decision, unless the deci- 
sion allows separate appeal. 

(3) The right to file an appeal against 
decisions relating to the apportionment 
or fixing of costs in Opposition pro- 
ceedings may be restricted in the 
Implementing Regulations. 


53. Article 108 shall be amended to 53 
read as follows: 

Article 108 

Time limit and form of appeal 

Notice of appeal shall be filed, in 
accordance with the Implementing 
Regulations, at the European Patent 
Office within two months of notification 
of the decision. Notice of appeal shall 
not be deemed to have been filed until 
after the fee for appeal has been paid. 

Within four months of notification of 
the decision, a Statement setting out 
the grounds of appeal shall be filed in 
accordance with the Implementing 
Regulations. 


Dans le cas contraire, il rejette la reque- 
te. 

(3) La decision relative ä la limitation 
ou ä la revocation affecte le brevet euro- 
peen avec effet dans tous les Etats 
contractants pour lesquels il a ete deli- 
vre. Elle prend effet ä la date de la publi- 
cation au Bulletin europeen des brevets 
de la mention de la decision. 


Article 1 05 quater 

Publication d’un fascicule 
de brevet europeen modifie 

Lorsque le brevet europeen a ete 
limite en vertu de l’article 105 ter , para- 
graphe 2, l’Office europeen des bre- 
vets publie le fascicule de brevet euro- 
peen modifie des que possible apres la 
publication de la mention de la limita- 
tion au Bulletin europeen des brevets. 


.L’article 106 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 106 

Decisions susceptibles de recours 

(1) Les decisions de la section de 
depöt, des divisions d’examen, des 
divisions d’opposition et de la division 
juridique sont susceptibles de recours. 
Le recours a un effet suspensif. 

(2) Une decision qui ne met pasfin ä 
une procedure ä l’egard d’une des par- 
ties ne peut faire l’objet d’un recours 
qu’avec la decision finale, ä moins que 
ladite decision ne prevoie un recours 
independant. 

(3) Le droit de former recours contre 
des decisions portant sur la repartition 
ou la fixation des frais de la procedure 
d'opposition peut etre limite dans le 
regiement d'execution. 


.L’article 108 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 108 
Delai et forme 

Le recours doit etre forme, conforme- 
ment au regiement d’execution, aupres 
de l’Office europeen des brevets dans 
un delai de deux mois ä compter de la 
signification de la decision. Le recours 
n’est considere comme forme qu’apres 
le paiement de la taxe de recours. Un 
memoire exposant les motifs du 
recours doit etre depose dans un delai 
de quatre mois ä compter de la signifi- 
cation de la decision, conformement au 
regiement d’execution. 
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54. Artikel 1 10 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 110 

Prüfung der Beschwerde 

Ist die Beschwerde zulässig, so prüft 
die Beschwerdekammer, ob die Be- 
schwerde begründet ist. Die Prüfung 
der Beschwerde ist nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung durchzuführen. 

55. Nach Artikel 1 1 2 wird der folgende 
neue Artikel 1 1 2a eingefügt: 

Artikel 112a 

Antrag auf Überprüfung 
durch die Große Beschwerdekammer 

(1) Jeder Beteiligte an einem Be- 
schwerdeverfahren, der durch die Ent- 
scheidung einer Beschwerdekammer 
beschwert ist, kann Antrag auf Über- 
prüfung der Entscheidung durch die 
Große Beschwerdekammer stellen. 

(2) Der Antrag kann nur darauf 
gestützt werden, daß 

a) ein Mitglied der Beschwerdekam- 
mer unter Verstoß gegen Artikel 24 
Absatz 1 oder trotz einer Aus- 
schlußentscheidung gemäß Arti- 
kel 24 Absatz 4 an der Entschei- 
dung mitgewirkt hat; 

b) der Beschwerdekammer eine Per- 
son angehörte, die nicht zum 
Beschwerdekammermitglied er- 
nannt war; 

c) ein schwerwiegender Verstoß ge- 
gen Artikel 113 vorliegt; 

d) das Beschwerdeverfahren mit 
einem sonstigen, in der Ausfüh- 
rungsordnung genannten schwer- 
wiegenden Verfahrensmangel be- 
haftet war; oder 

e) eine nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung festgestellte Straftat 
die Entscheidung beeinflußt haben 
könnte. 

(3) Der Antrag auf Überprüfung hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Der Antrag ist nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung einzureichen und 
zu begründen. Wird der Antrag auf 
Absatz 2 Buchstaben a bis d gestützt, 
so ist er innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung der Beschwerdekam- 
merentscheidung zu stellen. Wird er 
auf Absatz 2 Buchstabe e gestützt, so 
ist er innerhalb von zwei Monaten nach 
Feststellung der Straftat, spätestens 
aber fünf Jahre nach Zustellung der 
Beschwerdekammerentscheidung zu 
stellen. Der Überprüfungsantrag gilt 
erst als gestellt, wenn die vorgeschrie- 
bene Gebühr entrichtet worden ist. 

(5) Die Große Beschwerdekammer 
prüft den Antrag nach Maßgabe der 


54. Article 110 shall be amended to 
read as follows: 

Article 110 

Examination of appeals 

If the appeal is admissible, the Board 
of Appeal shall examine whether the 
appeal is allowable. The examination of 
the appeal shall be conducted in accor- 
dance with the Implementing Regula- 
tions. 

55. The following new Article 112a 
shall be inserted after Article 112: 

Article 112a 

Petition for review 
by the Enlarged Board of Appeal 

(1) Any party to appeal proceedings 
adversely affected by the decision of 
the Board of Appeal may file a petition 
for review of the decision by the 
Enlarged Board of Appeal. 

(2) The petition may only be filed on 
the grounds that: 

(a) a member of the Board of Appeal 
took part in the decision in breach 
of Article 24, paragraph 1 , or 
despite being excluded pursuant to 
a decision under Article 24, para- 
graph 4; 

(b) the Board of Appeal included a per- 
son not appointed as a member of 
the Boards of Appeal; 

(c) a fundamental violation of Article 
113 occurred; 

(d) any other fundamental procedural 
defect defined in the Implementing 
Regulations occurred in the appeal 
proceedings; or 

(e) a criminal act established under the 
conditions laid down in the Imple- 
menting Regulations may have had 
an impact on the decision. 

(3) The petition for review shall not 
have suspensive effect. 

(4) The petition for review shall be 
filed in a reasoned Statement, in accor- 
dance with the Implementing Regula- 
tions. If based on paragraph 2(a) to (d), 
the petition shall be filed within two 
months of notification of the decision 
of the Board of Appeal. If based on 
paragraph 2(e), the petition shall be 
filed within two months of the date on 
which the criminal act has been estab- 
lished and in any event not later than 
five years from notification of the deci- 
sion of the Board of Appeal. The Peti- 
tion shall not be deemed to have been 
filed until after the prescribed fee has 
been paid. 

(5) The Enlarged Board of Appeal 
shall examine the petition for review in 


54. L’article 1 1 0 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 110 
Examen du recours 

Si le recours est recevable, la Cham- 
bre de recours examine s’il peut y etre 
fait droit. L’examen du recours se 
deroule conformement au regiement 
d'execution. 


55. Le nouvel article 112 bis suivant est 
insere ä la suite de l’article 112: 

Article 11 2 bis 

Requete en revision 

par la Grande Chambre de recours 

(1) Toute partie ä une procedure de 
recours, aux pretentions de laquelle la 
decision de la chambre de recours n’a 
pas fait droit, peut presenter une 
requete en revision de la decision par 
la Grande Chambre de recours. 

(2) La requete ne peut etre fondee 
que sur Tun des motifs suivants: 

a) un membre de la chambre de 
recours a participe ä la decision en 
violation de l’article 24, paragraphe 
1 ou malgre son exclusion suivant 
une decision au titre de l’article 24, 
paragraphe 4; 

b) une personne n'ayant pas qualite 
de membre des chambres de 
recours a participe ä la decision; 

c) la procedure de recours a ete enta- 
chee d’une violation fondamentale 
de l’article 113; 

d) la procedure de recours a ete enta- 
chee d’un autre vice fondamental 
de procedure tel que defini dans le 
regiement d’execution; ou 

e) une infraction penale etablie dans 
les conditions prevues au regie- 
ment d’execution a pu avoir une 
incidence sur la decision. 

(3) La requete en revision n’a pas 
d’effet suspensif. 

(4) La requete doit etre presentee et 
motivee conformement au regiement 
d’execution. Si la requete est basee sur 
le paragraphe 2, lettres a) ä d), eile doit 
etre presentee dans un delai de deux 
mois ä compter de la signification de la 
decision de la chambre de recours. Si la 
requete est basee sur le paragraphe 2, 
lettre e), eile doit etre presentee dans un 
delai de deux mois apres que l’infraction 
penale a ete etablie et en toute hypothe- 
se pas plus de cinq ans apres la signifi- 
cation de la decision de la chambre de 
recours. La requete en revision n'est 
pas reputee avoir ete presentee avant 
que la taxe prescrite n’ait ete payee. 

(5) La Grande Chambre de recours 
examine la requete en revision confor- 
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Ausführungsordnung. Ist der Antrag 
begründet, so hebt die Große Be- 
schwerdekammer die angefochtene 
Entscheidung auf und ordnet nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung die 
Wiederaufnahme des Verfahrens vor 
den Beschwerdekammern an. 

(6) Wer in einem benannten Ver- 
tragsstaat in gutem Glauben die Erfin- 
dung, die Gegenstand einer veröffent- 
lichten europäischen Patentanmeldung 
oder eines europäischen Patents ist, in 
der Zeit zwischen dem Erlaß der an- 
gefochtenen Beschwerdekammerent- 
scheidung und der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Entscheidung der 
Großen Beschwerdekammer über den 
Überprüfungsantrag in Benutzung ge- 
nommen oder wirkliche und ernsthafte 
Veranstaltungen zur Benutzung getrof- 
fen hat, darf die Benutzung in seinem 
Betrieb oder für die Bedürfnisse seines 
Betriebs unentgeltlich fortsetzen. 


56. Artikel 1 15 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 115 

Einwendungen Dritter 

In Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt kann nach Veröffentlichung 
der europäischen Patentanmeldung 
jeder Dritte nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung Einwendungen gegen 
die Patentierbarkeit der Erfindung 
erheben, die Gegenstand der Anmel- 
dung oder des Patents ist. Der Dritte ist 
am Verfahren nicht beteiligt. 


57. Artikel 117 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 117 

Beweismittel und Beweisaufnahme 

(1) In Verfahren vor dem Europäi- 
schen Patentamt sind insbesondere 
folgende Beweismittel zulässig: 

a) Vernehmung der Beteiligten; 

b) Einholung von Auskünften; 

c) Vorlegung von Urkunden; 

d) Vernehmung von Zeugen; 

e) Begutachtung durch Sachverstän- 
dige; 

f) Einnahme des Augenscheins; 

g) Abgabe einer schriftlichen Erklä- 
rung unter Eid. 

(2) Das Verfahren zur Durchführung 
der Beweisaufnahme regelt die Aus- 
führungsordnung. 


accordance with the Implementing 
Regulations. If the petition is allowable, 
the Enlarged Board of Appeal shall set 
aside the decision under review and 
shall re-open proceedings before the 
Boards of Appeal in accordance with 
the Implementing Regulations. 

(6) Any person who, in a designated 
Contracting State, has in good faith 
used or made effective and serious 
preparations for using an invention 
which is the subject of a published 
European patent application or a Euro- 
pean patent in the period between the 
decision of the Board of Appeal under 
review and publication of the mention 
of the decision of the Enlarged Board 
of Appeal on the petition, may without 
payment continue such use in the 
course of his business or for the needs 
thereof. 


56.Article 1 15 shall be amended to 56 
read as follows: 

Article 115 

Observations by third parties 

In proceedings before the European 
Patent Office, following the publication 
of the European patent application, 
any third party may, in accordance 
with the Implementing Regulations, 
present observations concerning the 
patentability of the invention to which 
the application or patent relates. That 
person shall not be a party to the pro- 
ceedings. 


57. Article 1 17 shall be amended to 57 
read as follows: 

Article 117 

Means and taking of evidence 

(1) In proceedings before the Euro- 
pean Patent Office the means of giving 
or obtaining evidence shall include the 
following: 

(a) hearing the parties; 

(b) requests for information; 

(c) production of documents; 

(d) hearing witnesses; 

(e) opinions by experts; 

(f) inspection; 

(g) sworn Statements in writing. 


(2) The procedure for taking such 
evidence shall be laid down in the 
Implementing Regulations. 


mement au regiement d’execution. Si 
la requete est fondee, la Grande 
Chambre de recours annule la decision 
faisant l’objet de la revision et rouvre, 
conformement au regiement d’execu- 
tion, la procedure devant les chambres 
de recours. 

(6) Quiconque, dans un Etat 
contractant designe, a, de bonne foi, 
dans la periode entre la decision de la 
chambre de recours faisant l’objet de 
la revision et la publication de la men- 
tion de la decision de la Grande Cham- 
bre de recours sur la requete en revi- 
sion, commence ä exploiter ou a fait 
des preparatifs effectifs et serieux pour 
exploiter l’invention qui fait l’objet 
d'une demande de brevet europeen 
publiee ou d’un brevet europeen, peut, 
ä titre gratuit, poursuivre cette exploi- 
tation dans son entreprise ou pour les 
besoins de son entreprise. 


. L’article 1 1 5 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 115 

Observations des tiers 

Apres la publication de la demande 
de brevet europeen, tout tiers peut, 
dans toute procedure devant l’Office 
europeen des brevets, presenter, 
conformement au regiement d’execu- 
tion, des observations sur la brevetabi- 
lite de l’invention faisant l’objet de la 
demande ou du brevet. Le tiers n’ac- 
quiert pas la qualite de partie ä la pro- 
cedure. 


. L’article 1 1 7 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 117 

Moyens de preuve et instruction 

(1) Dans les procedures devant l’Of- 
fice europeen des brevets, les mesures 
d'instruction suivantes peuvent notam- 
ment etre prises: 

a) l’audition des parties; 

b) la demande de renseignements; 

c) la production de documents; 

d) l’audition de temoins; 

e) l’expertise; 

f) la descente sur les lieux; 

g) les declarations echtes faites sous 
la foi du serment. 

(2) Le regiement d’execution deter- 
mine la procedure relative ä l’instruc- 
tion. 
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58. Artikel 1 19 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 119 

Zustellung 

Entscheidungen, Ladungen, Be- 
scheide und Mitteilungen werden vom 
Europäischen Patentamt von Amts 
wegen nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung zugestellt. Die Zustel- 
lungen können, soweit dies außerge- 
wöhnliche Umstände erfordern, durch 
Vermittlung der Zentralbehörden für 
den gewerblichen Rechtsschutz der 
Vertragsstaaten bewirkt werden. 

59. Artikel 120 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 120 
Fristen 

In der Ausführungsordnung werden 
bestimmt: 

a) die Fristen, die in Verfahren vor 
dem Europäischen Patentamt ein- 
zuhalten und nicht bereits im Über- 
einkommen festgelegt sind; 

b) die Art der Berechnung der Fristen 
sowie die Voraussetzungen, unter 
denen Fristen verlängert werden 
können; 

c) die Mindest- und die Höchstdauer 
der vom Europäischen Patentamt 
zu bestimmenden Fristen. 


60. Artikel 121 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 121 

Weiterbehandlung 
der europäischen Patentanmeldung 

(1) Hat der Anmelder eine gegen- 
über dem Europäischen Patentamt 
einzuhaltende Frist versäumt, so kann 
er die Weiterbehandlung der europäi- 
schen Patentanmeldung beantragen. 

(2) Das Europäische Patentamt gibt 
dem Antrag statt, wenn die in der Aus- 
führungsordnung festgelegten Erfor- 
dernisse erfüllt sind. Andernfalls weist 
es den Antrag zurück. 

(3) Wird dem Antrag stattgegeben, 
so gelten die Rechtsfolgen der Frist- 
versäumung als nicht eingetreten. 

(4) Von der Weiterbehandlung aus- 
geschlossen sind die Fristen der Arti- 
kel 87 Absatz 1, 108 und 112a Ab- 
satz 4 sowie die Fristen für den Antrag 
auf Weiterbehandlung und Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand. Die Aus- 
führungsordnung kann weitere Fristen 
von der Weiterbehandlung ausneh- 
men. 


58. Article 119 shall be amended to 
read as follows: 

Article 119 

Notification 

Decisions, summonses, notices and 
Communications shall be notified by 
the European Patent Office of its own 
motion in accordance with the Imple- 
menting Regulations. Notifications 
may, where exceptional circumstances 
so require, be effected through the 
intermediary of the central industrial 
property Offices of the Contracting 
States. 

59. Article 120 shall be amended to 
read as follows: 

Article 120 

Time limits 

The Implementing Regulations shall 
specify: 

(a) the time limits which are to be 
observed in proceedings before the 
European Patent Office and are not 
fixed by this Convention; 

(b) the manner of computation of time 
limits and the conditions under 
which time limits may be extended; 

(c) the minima and maxima for time 
limits to be determined by the 
European Patent Office. 

60. Article 121 shall be amended to 
read as follows: 

Article 121 

Further Processing 
of the European patent application 

(1) If an applicant fails to observe a 
time limit vis-ä-vis the European Patent 
Office, he may request further Process- 
ing of the European patent application. 


(2) The European Patent Office shall 
grant the request, provided that the 
requirements laid down in the Imple- 
menting Regulations are met. Other- 
wise, it shall reject the request. 

(3) If the request is granted, the legal 
consequences of the failure to observe 
the time limit shall be deemed not to 
have ensued. 

(4) Further Processing shall be ruled 
out in respect of the time limits in Article 
87, paragraph 1 , Article 1 08 and Article 
112a, paragraph 4, as well as the time 
limits for requesting further processing 
or re-establishment of rights. The 
Implementing Regulations may rule out 
further processing for other time limits. 


58. L’article 119 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 119 
Signification 

Les decisions, citations, notifica- 
tions et Communications sont signi- 
fiees d’office par l’Office europeen des 
brevets conformement au regiement 
d'execution. Les significations peuvent 
etre faites, lorsque des circonstances 
exceptionnelles l’exigent, par l’inter- 
mediaire des Services centraux de la 
propriete industrielle des Etats 
contractants. 

59. L’article 120 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 120 
Delais 

Le regiement d'execution determine: 

a) les delais qui doivent etre observes 
dans les procedures devant l’Office 
europeen des brevets et qui ne 
sont pas fixes par la presente 
Convention; 

b) le mode de calcul des delais ainsi 
que les conditions dans lesquelles 
ils peuvent etre proroges; 

c) la duree minimale et maximale des 
delais qui sont impartis par l’Office 
europeen des brevets. 

60. L’article 121 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 121 

Poursuite de la procedure 

de la demande de brevet europeen 

(1) Lorsque le demandeur n’a pas 
observe un delai ä respecter ä l’egard 
de l’Office europeen des brevets, il peut 
requerir la poursuite de la procedure 
relative ä la demande de brevet euro- 
peen. 

(2) L’Office europeen des brevets 
fait droit ä la requete lorsque les condi- 
tions prevues dans le regiement d'exe- 
cution sont remplies. Dans le cas 
contraire, il rejette la requete. 

(3) Lorsqu’il est fait droit ä la reque- 
te, les consequences de l’inobserva- 
tion du delai sont reputees ne pas 
s’etre produites. 

(4) Sont exclus de la poursuite de la 
procedure, les delais prevus aux arti- 
cles 87, paragraphel, 108 et 112 bis , 
paragraphe 4, ainsi que ies delais de 
Präsentation de la requete en poursuite 
de la procedure et de la requete en res- 
titutio in integrum. Le regiement d’exe- 
cution peut exclure d’autres delais de 
la poursuite de la procedure. 
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61. Artikel 122 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 122 

Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand 

(1) Der Anmelder oder Patentinha- 
ber, der trotz Beachtung aller nach den 
gegebenen Umständen gebotenen 
Sorgfalt verhindert worden ist, gegen- 
über dem Europäischen Patentamt 
eine Frist einzuhalten, wird auf Antrag 
wieder in den vorigen Stand einge- 
setzt, wenn die Versäumung dieser 
Frist zur unmittelbaren Folge hat, daß 
die europäische Patentanmeldung 
oder ein Antrag zurückgewiesen wird, 
die Anmeldung als zurückgenommen 
gilt, das europäische Patent widerrufen 
wird oder der Verlust eines sonstigen 
Rechts oder eines Rechtsmittels ein- 
tritt. 

(2) Das Europäische Patentamt gibt 
dem Antrag statt, wenn die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 und die weite- 
ren in der Ausführungsordnung festge- 
legten Erfordernisse erfüllt sind. An- 
dernfalls weist es den Antrag zurück. 

(3) Wird dem Antrag stattgegeben, 
so gelten die Rechtsfolgen der Frist- 
versäumung als nicht eingetreten. 

(4) Von der Wiedereinsetzung aus- 
geschlossen ist die Frist für den Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand. Die Ausführungsordnung kann 
weitere Fristen von der Wiedereinset- 
zung ausnehmen. 

(5) Wer in einem benannten Ver- 
tragsstaat in gutem Glauben die Erfin- 
dung, die Gegenstand einer veröffent- 
lichten europäischen Patentanmel- 
dung oder eines europäischen Patents 
ist, in der Zeit zwischen dem Eintritt 
eines Rechtsverlusts nach Absatz 1 
und der Bekanntmachung des Hinwei- 
ses auf die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand in Benutzung genom- 
men oder wirkliche und ernsthafte Ver- 
anstaltungen zur Benutzung getroffen 
hat, darf die Benutzung in seinem 
Betrieb oder für die Bedürfnisse seines 
Betriebs unentgeltlich fortsetzen. 

(6) Dieser Artikel läßt das Recht 
eines Vertragsstaats unberührt, Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand in 
Fristen zu gewähren, die in diesem 
Übereinkommen vorgesehen und den 
Behörden dieses Staats gegenüber 
einzuhalten sind. 

62. Artikel 123 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 123 
Änderungen 

(1) Die europäische Patentanmel- 
dung oder das europäische Patent kann 
im Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt nach Maßgabe der Ausfüh- 


61. Article 122 shall be amended to 
read as follows: 

Article 122 

Re-establishment of rights 

(1) An applicant for or proprietor of a 
European patent who, in spite of all 
due care required by the circum- 
stances having been taken, was 
unable to observe a time limit vis-ä-vis 
the European Patent Office shall, upon 
request, have his rights re-established 
if the non-observance of this time iimit 
has the direct consequence of causing 
the refusal of the European patent 
application, or of a request, or the 
deeming of the European patent appli- 
cation to have been withdrawn, or the 
revocation of the European patent, or 
the loss of any other right or means of 
red ress. 

(2) The European Patent Office shall 
grant the request, provided that the 
conditions of paragraph 1 and any 
other requirements laid down in the 
Implementing Regulations are met. 
Otherwise, it shall reject the request. 

(3) If the request is granted, the legal 
consequences of the failure to observe 
the time limit shall be deemed not to 
have ensued. 

(4) Re-establishment of rights shall 
be ruled out in respect of the time limit 
for requesting re-establishment of 
rights. The Implementing Regulations 
may rule out re-establishment for other 
time limits. 

(5) Any person who, in a designated 
Contracting State, has in good faith 
used or made effective and serious 
preparations for using an invention 
which is the subject of a published 
European patent application or a Euro- 
pean patent in the period between the 
loss of rights referred to in paragraph 1 
and publication of the mention of re- 
establishment of those rights, may 
without payment continue such use in 
the course of his business or for the 
needs thereof. 


(6) Nothing in this Article shall limit 
the right of a Contracting State to grant 
re-establishment of rights in respect of 
time limits provided for in this Conven- 
tion and to be observed vis-ä-vis the 
authorities of such State. 

62. Article 123 shall be amended to 
read as follows: 

Article 123 
Amendments 

(1) A European patent application or 
European patent may be amended in 
proceedings before the European 
Patent Office, in accordance with the 


61.L’article 122 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 122 
Restitutio in integrum 

(1) Le demandeurou le titulaire d’un 
brevet europeen qui, bien qu’ayant fait 
preuve de toute la vigilance necessitee 
par les circonstances, n’a pas ete en 
mesure d’observer un delai ä l’egard 
de l’Office europeen des brevets est, 
sur requete, retabli dans ses droits si 
l’inobservation de ce delai a pour 
consequence directe le rejet de la 
demande de brevet europeen ou d’une 
requete, le fait que la demande de bre- 
vet europeen est reputee retiree, la 
revocation du brevet europeen, la 
perte de tout autre droit ou d’un moyen 
de recours. 

(2) L’Office europeen des brevets 
fait droit ä la requete lorsque les condi- 
tions requises au paragraphe 1 et les 
exigences prevues par le regiement 
d'execution sont remplies. Dans le cas 
contraire, il rejette la requete. 

(3) Lorsqu’il est fait droit ä la reque- 
te, les consequences de l'inobserva- 
tion du delai sont reputees ne pas 
s’etre produites. 

(4) Est exclu de la restitutio in inte- 
grum, le delai de Präsentation de la 
requete en restitutio in integrum. Le 
regiement d’execution peut exclure 
d'autres delais de la restitutio in inte- 
grum. 

(5) Quiconque, dans un Etat 
contractant designe, a, de bonne foi, 
dans la periode entre la perte d’un droit 
vise au paragraphe 1 et la publication 
de la mention du retablissement dudit 
droit, commence ä exploiter ou a fait 
des preparatifs effectifs et serieux pour 
exploiter l’invention qui fait l’objet 
d’une demande de brevet europeen 
publiee ou d’un brevet europeen, peut, 
ä titre gratuit, poursuivre cette exploi- 
tation dans son entreprise ou pour les 
besoins de son entreprise. 


(6) Le present article n’affecte pas le 
droit pour un Etat contractant d’accor- 
der la restitutio in integrum quant aux 
delais prevus par la presente Conven- 
tion et qui doivent etre observes vis-ä- 
vis des autorites de cet Etat. 


62.L’article 123 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 123 
Modifications 

(1) La demande de brevet europeen 
ou le brevet europeen peut etre modifie 
dans les procedures devant l’Office 
europeen des brevets conformement 
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rungsordnung geändert werden. In 
jedem Fall ist dem Anmelder zumindest 
einmal Gelegenheit zu geben, von sich 
aus die Anmeldung zu ändern. 

(2) Die europäische Patentanmel- 
dung und das europäische Patent dür- 
fen nicht in der Weise geändert wer- 
den, daß ihr Gegenstand über den 
Inhalt der Anmeldung in der ursprüng- 
lich eingereichten Fassung hinausgeht. 

(3) Das europäische Patent darf 
nicht in der Weise geändert werden, 
daß sein Schutzbereich erweitert wird. 

63. Artikel 124 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 124 

Auskünfte 

über den Stand der Technik 

(1) Das Europäische Patentamt 
kann nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung den Anmelder auffordern, 
Auskünfte über den Stand der Technik 
zu erteilen, der in nationalen oder 
regionalen Patentverfahren in Betracht 
gezogen wurde und eine Erfindung 
betrifft, die Gegenstand der europäi- 
schen Patentanmeldung ist. 

(2) Unterläßt es der Anmelder, auf 
eine Aufforderung nach Absatz 1 recht- 
zeitig zu antworten, so gilt die europäi- 
sche Patentanmeldung als zurückge- 
nommen. 

64. Artikel 126 wird gestrichen. 

65. Artikel 127 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 127 

Europäisches Patentregister 

Das Europäische Patentamt führt ein 
Europäisches Patentregister, in das die 
in der Ausführungsordnung genannten 
Angaben eingetragen werden. Vor der 
Veröffentlichung der europäischen Pa- 
tentanmeldung erfolgt keine Eintra- 
gung in das Europäische Patentregis- 
ter. Jedermann kann in das Europäi- 
sche Patentregister Einsicht nehmen. 

66. Artikel 128 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 128 
Akteneinsicht 

(1) Einsicht in die Akten europäi- 
scher Patentanmeldungen, die noch 
nicht veröffentlicht worden sind, wird 
nur mit Zustimmung des Anmelders 
gewährt. 

(2) Wer nachweist, daß der Anmel- 
der sich ihm gegenüber auf seine euro- 
päische Patentanmeldung berufen hat, 
kann vor der Veröffentlichung dieser 
Anmeldung und ohne Zustimmung des 
Anmelders Akteneinsicht verlangen. 


Implementing Regulations. In any 
case, the applicant shall be given at 
least one opportunity of amending the 
application of his own volition. 

(2) A European patent application or 
European patent may not be amended 
in such a way that it contains subject- 
matter which extends beyond the con- 
tent of the application as filed. 

(3) A European patent may not be 
amended in such a way as to extend 
the protection it confers. 

63.Article 124 shall be amended to 
read as follows: 

Article 124 

Information on prior art 

(1) The European Patent Office may, 
in accordance with the Implementing 
Regulations, invite the applicant to 
provide information on prior art taken 
into consideration in national or region- 
al patent proceedings and concerning 
an invention to which the European 
patent application relates. 

(2) If the applicant fails to reply in 
due time to an invitation under Para- 
graph 1 , the European patent applica- 
tion shall be deemed to be withdrawn. 


64. Article 126 shall be deleted. 

65. Article 127 shall be amended to 
read as follows: 

Article 127 

European Patent Register 

The European Patent Office shall 
keep a European Patent Register, in 
which the particulars specified in the 
Implementing Regulations shall be 
recorded. No entry shall be made in the 
European Patent Register prior to the 
publication of the European patent 
application. The European Patent Reg- 
ister shall be open to public inspection. 

66. Article 128 shall be amended to 
read as follows: 

Article 128 
Inspection of files 

(1) Files relating to European patent 
applications which have not yet been 
published shall not be made available 
for inspection without the consent of 
the applicant. 

(2) Any person who can prove that 
the applicant has invoked the rights 
under the European patent application 
against him may obtain inspection of 
the files prior to the publication of that 
application and without the consent of 
the applicant. 


au regiement d’execution. En tout etat 
de cause, le demandeur peut, de sa 
propre initiative, modifier au moins une 
fois la demande. 

(2) La demande de brevet europeen 
ou le brevet europeen ne peut etre 
modifie de maniere que son objet 
s’etende au-delä du contenu de la 
demande teile qu'elle a ete deposee. 

(3) Le brevet europeen ne peut etre 
modifie de fagon ä etendre la protec- 
tion qu’il confere. 

63. L’article 124 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 124 

Informations 
sur l’etat de la technique 

(1) L’Office europeen des brevets 
peut inviter le demandeur, conforme- 
ment au regiement d'execution, ä lui 
communiquer des informations sur 
l’etat de la technique qui a ete pris en 
consideration dans des procedures de 
brevet nationales ou regionales et qui 
porte sur une invention faisant l’objet 
de la demande de brevet europeen. 

(2) Si, dans le delai qui lui a ete 
imparti, le demandeur ne defere pas ä 
l’invitation visee au paragraphel, la 
demande de brevet europeen est repu- 
tee retiree. 

64. L’article 126 est supprime. 

65. L’article 127 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 127 

Registre europeen des brevets 

L’Office europeen des brevets tient 
un Registre europeen des brevets, oü 
toutes les indications mentionnees 
dans le regiement d’execution sont ins- 
crites. Aucune inscription n’est portee 
au Registre europeen des brevets avant 
que la demande europeenne ait ete 
publiee. Le Registre europeen des bre- 
vets est ouvert ä l’inspection publique. 

66. L’article 128 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 128 
Inspection publique 

(1) Les dossiers relatifs ä des 
demandes de brevet europeen qui 
n’ont pas encore ete publiees ne peu- 
vent etre ouverts ä l’inspection publi- 
que qu’avec l'accord du demandeur. 

(2) Quiconque prouve que le 
demandeur s’est prevalu de sa deman- 
de de brevet europeen ä son encontre 
peut consulter le dossier des avant la 
publication de cette demande et sans 
l’accord du demandeur. 
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(3) Nach der Veröffentlichung einer 
europäischen Teilanmeldung oder 
einer nach Artikel 61 Absatz 1 einge- 
reichten neuen europäischen Patent- 
anmeldung kann jedermann Einsicht in 
die Akten der früheren Anmeldung 
ungeachtet deren Veröffentlichung und 
ohne Zustimmung des Anmelders ver- 
langen. 

(4) Nach der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung wird 
vorbehaltlich der in der Ausführungs- 
ordnung vorgeschriebenen Beschrän- 
kungen auf Antrag Einsicht in die Akten 
der Anmeldung und des darauf erteil- 
ten europäischen Patents gewährt. 

(5) Das Europäische Patentamt 
kann die in der Ausführungsordnung 
genannten Angaben bereits vor Veröf- 
fentlichung der europäischen Patent- 
anmeldung Dritten mitteilen oder ver- 
öffentlichen. 


67. Artikel 129 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 129 

Regelmäßig 

erscheinende Veröffentlichungen 

Das Europäische Patentamt gibt 
regelmäßig folgende Veröffentlichun- 
gen heraus: 

a) ein Europäisches Patentblatt, das 
die Angaben enthält, deren Veröf- 
fentlichung dieses Übereinkom- 
men, die Ausführungsordnung oder 
der Präsident des Europäischen 
Patentamts vorschreibt; 

b) ein Amtsblatt, das allgemeine Be- 
kanntmachungen und Mitteilungen 
des Präsidenten des Europäischen 
Patentamts sowie sonstige dieses 
Übereinkommen und seine Anwen- 
dung betreffende Veröffentlichun- 
gen enthält. 

68. Artikel 130 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 130 

Gegenseitige Unterrichtung 

(1) Das Europäische Patentamt und 
die Zentralbehörden für den gewerbli- 
chen Rechtsschutz der Vertragsstaa- 
ten übermitteln einander auf Ersuchen 
sachdienliche Angaben über europäi- 
sche oder nationale Patentanmeldun- 
gen und Patente und die sie betreffen- 
den Verfahren, soweit nicht Vorschrif- 
ten dieses Übereinkommens oder des 
nationalen Rechts entgegenstehen. 

(2) Absatz 1 gilt nach Maßgabe von 
Arbeitsabkommen auch für die Über- 
mittlung von Angaben zwischen dem 
Europäischen Patentamt und 


(3) Where a European divisional 
application or a new European patent 
application filed under Article 61 , Para- 
graph 1, is published, any person may 
obtain inspection of the files of the ear- 
lier application prior to the publication 
of that application and without the con- 
sent of the applicant. 

(4) Subsequent to the publication of 
the European patent application, the 
files relating to the application and the 
resulting European patent may be 
inspected on request, subject to the 
restrictions laid down in the Imple- 
menting Regulations. 

(5) Even prior to the publication of 
the European patent application, the 
European Patent Office may communi- 
cate to third parties or publish the par- 
ticulars specified in the Implementing 
Regulations. 

67. Article 129 shall be amended to 
read as follows: 

Article 129 

Periodical publications 

The European Patent Office shall 
periodically publish: 

(a) a European Patent Bulletin contain- 
ing the particulars the publication 
of which is prescribed by this Con- 
vention, the Implementing Regula- 
tions or the President of the Euro- 
pean Patent Office; 

(b) an Official Journal containing 
notices and information of a gener- 
al character issued by the Presi- 
dent of the European Patent Office, 
as well as any other information re- 
levant to this Convention or its 
implementation. 

68. Article 130 shall be amended to 
read as follows: 

Article 130 

Exchange of information 

(1) Unless otherwise provided in this 
Convention or in national laws, the 
European Patent Office and the central 
industrial property Office of any Con- 
tracting State shall, on request, com- 
municate to each other any useful infor- 
mation regarding European or national 
patent applications and patents and 
any proceedings concerning them. 


(2) Paragraph 1 shall apply to the 
communication of information by virtue 
of working agreements between the 
European Patent Office and 


(3) Lorsqu’une demande division- 
naire ou une nouvelle demande de bre- 
vet europeen deposee en vertu de l’ar- 
ticle 61 , paragraphe 1 est publiee, 
toute personne peut consulter le dos- 
sier de la demande initiale avant la 
publication de cette demande et sans 
l’accord du demandeur. 

(4) Apres la publication de la 
demande de brevet europeen, les dos- 
siers de la demande et du brevet euro- 
peen auquel eile a donne lieu peuvent, 
sur requete, etre ouverts ä l’inspection 
publique, sous reserve des restrictions 
prevues par le regiement d’execution. 

(5) L’Office europeen des brevets 
peut, avant meme la publication de la 
demande de brevet europeen, commu- 
niquer ä des tiers ou publier les indica- 
tions mentionnees dans le regiement 
d'execution. 

67. L’article 129 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 129 

Publications periodiques 

L’Office europeen des brevets publie 
periodiquement: 

a) un Bulletin europeen des brevets 
contenant les indications dont la 
publication est preschte par la pre- 
sente convention, le regiement 
d’execution ou le President de l’Of- 
fice europeen des brevets; 

b) un Journal officiel contenant les 
Communications et les informa- 
tions d'ordre general emanant du 
President de l’Office europeen des 
brevets ainsi que toutes autres 
informations relatives ä la presente 
convention et ä son application. 

68. L’article 130 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 130 

Echange d'informations 

(1 ) Sauf dispositions contraires de la 
presente convention ou des legislations 
nationales, l’Office europeen des bre- 
vets et les Services centraux de la pro- 
priete industrielle des Etats contrac- 
tants se communiquent, sur requete, 
toutes informations utiles sur des 
demandes de brevets europeens ou 
nationaux et des brevets europeens ou 
nationaux ainsi que les procedures les 
concernant. 

(2) Le paragraphe 1 s’applique ä 
l’echange d’informations, en vertu 
d'accords de travail, entre l’Office 
europeen des brevets, d’une part, et, 
d'autre part: 
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a) den Zentralbehörden für den ge- 
werblichen Rechtsschutz anderer 
Staaten; 

b) den zwischenstaatlichen Organisa- 
tionen, die mit der Erteilung von 
Patenten beauftragt sind; 

c) jeder anderen Organisation. 

(3) Die Übermittlung von Angaben 
nach Absatz 1 und Absatz 2 Buch- 
staben a und b unterliegt nicht den 
Beschränkungen des Artikels 128. Der 
Verwaltungsrat kann beschließen, daß 
die Übermittlung von Angaben nach 
Absatz 2 Buchstabe c den genannten 
Beschränkungen nicht unterliegt, so- 
fern die betreffende Organisation die 
übermittelten Angaben bis zur Veröf- 
fentlichung der europäischen Patent- 
anmeldung vertraulich behandelt. 


69. Artikel 133 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 133 
Allgemeine 

Grundsätze der Vertretung 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 ist 
niemand verpflichtet, sich in den durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren durch einen zugelassenen 
Vertreter vertreten zu lassen. 

(2) Natürliche oder juristische Perso- 
nen, die weder Wohnsitz noch Sitz in 
einem Vertragsstaat haben, müssen in 
jedem durch dieses Übereinkommen 
geschaffenen Verfahren durch einen 
zugelassenen Vertreter vertreten sein 
und Handlungen mit Ausnahme der Ein- 
reichung einer europäischen Patentan- 
meldung durch ihn vornehmen; in der 
Ausführungsordnung können weitere 
Ausnahmen zugelassen werden. 

(3) Natürliche oder juristische Per- 
sonen mit Wohnsitz oder Sitz in einem 
Vertragsstaat können in jedem durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren durch einen ihrer Angestell- 
ten handeln, der kein zugelassener 
Vertreter zu sein braucht, aber einer 
Vollmacht nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung bedarf. In der Ausfüh- 
rungsordnung kann vorgeschrieben 
werden, ob und unter welchen Voraus- 
setzungen Angestellte einer juristi- 
schen Person für andere juristische 
Personen mit Sitz in einem Vertrags- 
staat, die mit ihr wirtschaftlich verbun- 
den sind, handeln können. 

(4) In der Ausführungsordnung kön- 
nen Vorschriften über die gemeinsame 
Vertretung mehrerer Beteiligter, die 
gemeinsam handeln, vorgesehen wer- 
den. 


(a) the central industrial property 
Offices of other States; 

(b) any intergovernmental Organisation 
entrusted with the task of granting 
Patents; 

(c) any other Organisation. 

(3) The Communications under 
paragraphs 1 and 2(a) and (b) shall not 
be subject to the restrictions laid down 
in Article128. The Administrative 
Council may decide that Communica- 
tions under paragraph 2(c) shall not be 
subject to such restrictions, provided 
that the Organisation concerned treats 
the Information communicated as con- 
fidential until the European patent 
application has been published. 


69.Article 133 shall be amended to 
read as follows: 

Article 133 

General principles 
of representation 

(1) Subject to paragraph 2, no per- 
son shall be compelled to be repre- 
sented by a Professional representa- 
tive in proceedings established by this 
Convention. 

(2) Natural or legal persons not hav- 
ing their residence or principal place of 
business in a Contracting State shall 
be represented by a Professional re- 
presentative and act through him in all 
proceedings established by this Con- 
vention, other than in filing a European 
patent application; the Implementing 
Regulations may permit other excep- 
tions. 


(3) Natural or legal persons having 
their residence or principal place of 
business in a Contracting State may be 
represented in proceedings estab- 
lished by this Convention by an 
employee, who need not be a Profes- 
sional representative but who shall be 
authorised in accordance with the 
Implementing Regulations. The Imple- 
menting Regulations may provide 
whether and under what conditions an 
employee of such a legal person may 
also represent other legal persons 
which have their principal place of 
business in a Contracting State and 
which have economic Connections 
with the first legal person. 

(4) The Implementing Regulations 
may prescribe special provisions con- 
cerning the common representation of 
parties acting in common. 


a) les Services centraux de la proprie- 
te industrielle d’autres Etats; 

b) toute Organisation intergou verne- 
mentale chargee de la delivrance 
de brevets; 

c) toute autre Organisation. 

(3) Les Communications d’informa- 
tions faites conformement au paragra- 
phe 1 et au paragraphe 2, lettres a) et 
b) ne sont pas soumises aux restric- 
tions prevues ä l’article 128. Le Conseil 
d’administration peut decider que les 
Communications faites conformement 
au paragraphe 2, lettre c) ne sont pas 
soumises aux restrictions prevues ä 
l’article 128, ä condition que l’organi- 
sation interessee s’engage ä conside- 
rer les informations communiquees 
comme confidentielles jusqu’ä la date 
de publication de la demande de bre- 
vet europeen. 


69. L’article 133 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 133 

Principes generaux relatifs 
ä la representation 

(1) Sous reserve des dispositions du 
paragraphe 2, nul n’est tenu de se faire 
representer par un mandataire agree 
dans les procedures instituees par la 
presente Convention. 

(2) Les personnes physiques et 
morales qui n’ont ni leur domicile ni 
leur siege dans un Etat contractant 
doivent etre representees par un man- 
dataire agree, et agir par son entremi- 
se, dans toute procedure instituee par 
la presente Convention, sauf pour le 
depöt d’une demande de brevet euro- 
peen; d’autres exceptions peuvent etre 
prevues par le regiement d'execution. 

(3) Les personnes physiques et 
morales qui ont leur domicile ou leur 
siege dans un Etat contractant peuvent 
agir par l’entremise d’un employe dans 
toute procedure instituee par la pre- 
sente Convention; cet employe, qui 
doit disposer d’un pouvoir conforme 
aux dispositions du regiement d'exe- 
cution, n’est pas tenu d’etre un man- 
dataire agree. Le regiement d’execu- 
tion peut prevoir si et dans quelles 
conditions l’employe d’une personne 
morale visee au present paragraphe 
peut egalement agir pour d’autres per- 
sonnes morales qui ont leur siege dans 
un Etat contractant et ont des liens 
economiques avec eile. 

(4) Des dispositions particulieres 
relatives ä ia representation commune 
de parties agissant en commun peu- 
vent etre fixees par le regiement d'exe- 
cution. 
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70. Artikel 134 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 134 
Vertretung vor 

dem Europäischen Patentamt 

(1) Die Vertretung natürlicher oder 
juristischer Personen in den durch die- 
ses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren kann nur durch zugelassene 
Vertreter wahrgenommen werden, die 
in einer beim Europäischen Patentamt 
geführten Liste eingetragen sind. 

(2) Jede natürliche Person, die 

a) die Staatsangehörigkeit eines Ver- 
tragsstaats besitzt, 

b) ihren Geschäftssitz oder Arbeits- 
platz in einem Vertragsstaat hat 
und 

c) die europäische Eignungsprüfung 
bestanden hat, 

kann in die Liste der zugelassenen Ver- 
treter eingetragen werden. 

(3) Während eines Zeitraums von 
einem Jahr ab dem Zeitpunkt, zu dem 
der Beitritt eines Staats zu diesem 
Übereinkommen wirksam wird, kann 
die Eintragung in diese Liste auch von 
jeder natürlichen Person beantragt 
werden, die 

a) die Staatsangehörigkeit eines Ver- 
tragsstaats besitzt, 

b) ihren Geschäftssitz oder Arbeits- 
platz in dem Staat hat, der dem 
Übereinkommen beigetreten ist, 
und 

c) befugt ist, natürliche oder juristi- 
sche Personen auf dem Gebiet des 
Patentwesens vor der Zentralbe- 
hörde für den gewerblichen Rechts- 
schutz dieses Staats zu vertreten. 
Unterliegt diese Befugnis nicht dem 
Erfordernis einer besonderen beruf- 
lichen Befähigung, so muß die Per- 
son diese Vertretung in diesem 
Staat mindestens fünf Jahre lang 
regelmäßig ausgeübt haben. 

(4) Die Eintragung erfolgt aufgrund 
eines Antrags, dem die Bescheini- 
gungen beizufügen sind, aus denen 
sich ergibt, daß die in Absatz 2 oder 3 
genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

(5) Die Personen, die in der Liste der 
zugelassenen Vertreter eingetragen 
sind, sind berechtigt, in den durch die- 
ses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren aufzutreten. 

(6) Jede Person, die in der Liste der 
zugelassenen Vertreter eingetragen ist, 
ist berechtigt, zur Ausübung ihrer Tätig- 
keit als zugelassener Vertreter einen 
Geschäftssitz in jedem Vertragsstaat zu 
begründen, in dem die Verfahren durch- 
geführt werden, die durch dieses Über- 
einkommen unter Berücksichtigung 
des dem Übereinkommen beigefügten 


70.Article 134 shall be amended to 70 
read as follows: 

Article 134 

Representation betöre 
the European Patent Office 

(1) Representation of natural or legal 
persons in proceedings established by 
this Convention may only be under- 
taken by Professional representatives 
whose names appear on a list main- 
tained for this purpose by the Euro- 
pean Patent Office. 

(2) Any natural person who 

(a) is a national of a Contracting State, 

(b) has his place of business or 
employment in a Contracting State 
and 

(c) has passed the European qualify- 
ing examination 

may be entered on the list of Profes- 
sional representatives. 

(3) Düring a period of one year from 
the date on which the accession of a 
State to this Convention takes effect, 
entry on that list may also be requested 
by any natural person who 


(a) is a national of a Contracting State, 

(b) has his place of business or 
employment in the State having 
acceded to the Convention and 

(c) is entitled to represent natural or 
legal persons in patent matters 
before the central industrial proper- 
ty Office of that State. Where such 
entitlement is not conditional upon 
the requirement of special Profes- 
sional qualifications, the person 
shall have regularly so acted in that 
State for at least five years. 


(4) Entry shall be effected upon 
request, accompanied by certificates 
which shall indicate that the conditions 
laid down in paragraph 2 or 3 are ful- 
filled. 

(5) Persons whose names appear 
on the list of Professional representa- 
tives shall be entitled to act in all pro- 
ceedings established by this Conven- 
tion. 

(6) For the purpose of acting as a 
Professional representative, any per- 
son whose name appears on the list 
referred to in paragraph 1 shall be enti- 
tled to establish a place of business in 
any Contracting State in which pro- 
ceedings established by this Conven- 
tion may be conducted, having regard 
to the Protocol on Centralisation 


. L’article 1 34 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 134 

Representation devant 
l’Office europeen des brevets 

(1) La representation de personnes 
physiques ou morales dans les proce- 
dures instituees par la presente 
Convention ne peut etre assuree que 
par les mandataires agrees inscrits sur 
une liste tenue ä cet effet par l’Office 
europeen des brevets. 

(2) Toute personne physique qui 

a) possede la nationale d'un Etat 
contractant, 

b) a son domicile professionnel ou le 
lieu de son emploi dans un Etat 
contractant et 

c) a satisfait aux epreuves de l’exa- 
men europeen de qualification, 

peut etre inscrite sur la liste des man- 
dataires agrees. 

(3) Pendant une periode d’un an ä 
compter de la date ä laquelle l'adhe- 
sion d’un Etat ä la presente Convention 
prend effet, peut demander ä etre ins- 
crite sur la liste des mandataires 
agrees, toute personne physique qui 

a) possede la nationale d'un Etat 
contractant, 

b) a son domicile professionnel ou le 
lieu de son emploi dans I ’ Etat ayant 
adhere ä la Convention et 

c) est habilitee ä representer en 
matiere de brevets d’invention des 
personnes physiques ou morales 
devant le Service central de la pro- 
priete industrielle de cet Etat. Dans 
le cas oü cette habilitation n'est 
pas subordonnee ä l’exigence 
d’une qualification professionnelle 
speciale, cette personne doit avoir 
agi dans cet Etat en tant que repre- 
sentant ä titre habituel pendant 
cinq ans au moins. 

(4) L’inscription est faite sur requete 
accompagnee d’attestations indiquant 
que les conditions visees au paragra- 
phe 2 ou 3 sont remplies. 


(5) Les personnes qui sont inscrites 
sur la liste des mandataires agrees 
sont habilitees ä agir dans toute proce- 
dure instituee par la presente Conven- 
tion. 

(6) Aux fins d'agir en qualite de 
mandataire agree, toute personne ins- 
crite sur la liste visee au paragraphe 1 
est habilitee ä avoir un domicile profes- 
sionnel dans un Etat contractant dans 
lequel se deroulent les procedures 
instituees par la presente Conven- 
tion, compte tenu du protocole sur la 
centralisation annexe ä la presente 
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Zentralisierungsprotokolls geschaffen 
worden sind. Die Behörden dieses 
Staats können diese Berechtigung nur 
im Einzelfall in Anwendung der zum 
Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten entziehen. Vor einer solchen Maß- 
nahme ist der Präsident des Europäi- 
schen Patentamts zu hören. 

(7) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann Befreiung erteilen: 

a) in besonders gelagerten Fällen von 
der Voraussetzung nach Absatz 2 
Buchstabe a oder Absatz 3 Buch- 
stabe a; 

b) von der Voraussetzung nach 
Absatz 3 Buchstabe c Satz 2, wenn 
der Antragsteller nachweist, daß er 
die erforderliche Befähigung auf 
andere Weise erworben hat. 

(8) Die Vertretung in den durch die- 
ses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren kann wie von einem zugelas- 
senen Vertreter auch von jedem 
Rechtsanwalt, der in einem Vertrags- 
staat zugelassen ist und seinen Ge- 
schäftssitz in diesem Staat hat, in dem 
Umfang wahrgenommen werden, in 
dem er in diesem Staat die Vertretung 
auf dem Gebiet des Patentwesens 
ausüben kann. Absatz 6 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

71 . Nach Artikel 1 34 wird der folgende 
neue Artikel 134a eingefügt: 

Artikel 134a 

Institut der beim Europäischen 

Patentamt zugelassenen Vertreter 

(1) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
Vorschriften zu erlassen und zu ändern 
über: 

a) das Institut der beim Europäischen 
Patentamt zugelassenen Vertreter, 
im folgenden Institut genannt; 

b) die Vorbildung und Ausbildung, die 
eine Person besitzen muß, um zu 
der europäischen Eignungsprüfung 
zugelassen zu werden, und die 
Durchführung dieser Eignungsprü- 
fung; 

c) die Disziplinargewalt, die das Insti- 
tut oder das Europäische Patent- 
amt über die zugelassenen Vertre- 
ter ausübt; 

d) die Verschwiegenheitspflicht und 
das Recht des zugelassenen Ver- 
treters, die Offenlegung von Mittei- 
lungen zwischen ihm und seinem 
Mandanten oder Dritten in Verfah- 
ren vor dem Europäischen Patent- 
amt zu verweigern. 

(2) Alle Personen, die in der in Arti- 
kel 1 34 Absatz 1 genannten Liste der 


annexed to this Convention. The 
authorities of such State may remove 
that entitlement in individual cases only 
in application of legal provisions 
adopted for the purpose of protecting 
public security and law and Order. 
Before such action is taken, the Presi- 
dent of the European Patent Office 
shall be consulted. 

(7) The President of the European 
Patent Office may grant exemption 
from: 

(a) the requirement of paragraphs 2(a) 
or 3(a) in special circumstances; 


(b) the requirement of paragraph 3(c), 
second sentence, if the applicant 
furnishes proof that he has 
acquired the requisite qualification 
in another way. 

(8) Representation in proceedings 
established by this Convention may 
also be undertaken, in the same way as 
by a Professional representative, by 
any legal practitioner qualified in a 
Contracting State and having his place 
of business in that State, to the extent 
that he is entitled in that State to act as 
a Professional representative in patent 
matters. Paragraph 6 shall apply 
mutatis mutandis. 

71. The following new Article134a 71 
shall be inserted after Article 134: 

Article 134a 

Institute of Professional 
Representatives before the 
European Patent Office 

(1) The Administrative Council shall 
be competent to adopt and amend 
provisions governing: 

(a) the Institute of Professional Repre- 
sentatives before the European 
Patent Office, hereinafter referred 
to as the Institute; 

(b) the qualifications and training 
required of a person for admission 
to the European qualifying exami- 
nation and the conduct of such 
examination; 

(c) any disciplinary power exercised 
by the Institute or the European 
Patent Office in respect of Profes- 
sional representatives; 

(d) the Obligation of confidentiality on 
the Professional representative and 
the privilege from disclosure in pro- 
ceedings before the European 
Patent Office in respect of Commu- 
nications between a Professional 
representative and his dient or any 
other person. 

(2) Any person entered on the list of 
Professional representatives referred to 


Convention. Les autorites de cet Etat 
ne peuvent retirer cette habilitation que 
dans des cas particuliers et en vertu de 
la legislation nationale relative ä l’ordre 
public et ä la securite publique. Le Pre- 
sident de l’Office europeen des brevets 
doit etre consulte avant qu’une teile 
mesure soit prise. 

(7) Le President de l’Office euro- 
peen des brevets peut consentir une 
derogation: 

a) ä l’exigence visee au paragraphe 2, 
lettre a) ou paragraphe 3, lettre a) 
dans des cas tenant ä une Situation 
particuliere; 

b) ä l’exigence visee au paragraphe 3, 
lettre c), deuxieme phrase, si le 
candidat apporte la preuve qu’il a 
acquis d’une autre maniere les 
qualifications requises. 

(8) La representation au meme titre 
qu’un mandataire agree dans les pro- 
cedures instituees par la presente 
Convention peut etre assuree par tout 
avocat habilite ä exercer dans Tun des 
Etats contractants et y possedant son 
domicile professionnel, dans la mesure 
oü il peut agir dans ledit Etat en qualite 
de mandataire en matiere de brevets 
d’invention. Les dispositions du para- 
graphe 6 sont applicables. 


.Le nouvel article 134 bis suivant est 
insere ä la suite de l’article 134: 

Article 1 34 bis 

Institut des mandataires agrees 
pres l’Office europeen des brevets 

(1) Le Conseil d'administration a 
competence pour arreter et modifier 
des dispositions relatives: 

a) ä i’lnstitut des mandataires agrees 
pres l'Office europeen des brevets, 
ci-apres denomme I’lnstitut; 

b) ä la qualification et ä la formation 
exigees pour l'admission ä l’exa- 
men europeen de qualification et ä 
l’organisation des epreuves de cet 
examen; 

c) au pouvoir disciplinaire de I’lnstitut 
ou de l’Office europeen des brevets 
sur les mandataires agrees; 

d) ä l’obligation de confidentialite du 
mandataire agree et au droit du 
mandataire agree de refuser de 
divulguer dans des procedures 
devant l’Office europeen des bre- 
vets les Communications echan- 
gees entre lui et son dient ou toute 
autre personne. 

(2) Toute personne inscrite sur la 
liste des mandataires agrees visee ä 
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zugelassenen Vertreter eingetragen 
sind, sind Mitglied des Instituts. 

72. Artikel 135 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 135 
Umwandlungsantrag 

(1) Die Zentralbehörde für den 
gewerblichen Rechtsschutz eines be- 
nannten Vertragsstaats leitet auf An- 
trag des Anmelders oder Inhabers 
eines europäischen Patents das Ver- 
fahren zur Erteilung eines nationalen 
Patents in den folgenden Fällen ein: 

a) wenn die europäische Patentan- 
meldung nach Artikel 77 Absatz 3 
als zurückgenommen gilt; 

b) in den sonstigen vom nationalen 
Recht vorgesehenen Fällen, in 
denen nach diesem Übereinkom- 
men die europäische Patentanmel- 
dung zurückgewiesen oder zurück- 
genommen worden ist oder als 
zurückgenommen gilt oder das 
europäische Patent widerrufen wor- 
den ist. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 Buchsta- 
be a ist der Umwandlungsantrag bei 
der Zentralbehörde für den gewerbli- 
chen Rechtsschutz zu stellen, bei der 
die europäische Patentanmeldung ein- 
gereicht worden ist. Diese Behörde lei- 
tet den Antrag vorbehaltlich der Vor- 
schriften über die nationale Sicherheit 
unmittelbar an die Zentralbehörden für 
den gewerblichen Rechtsschutz der im 
Antrag bezeichneten Vertragsstaaten 
weiter. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 
Buchstabe b ist der Umwandlungsan- 
trag nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung beim Europäischen Patent- 
amt zu stellen. Der Antrag gilt erst als 
gestellt, wenn die Umwandlungsge- 
bühr entrichtet worden ist. Das Euro- 
päische Patentamt übermittelt den 
Umwandlungsantrag den Zentralbe- 
hörden für den gewerblichen Rechts- 
schutz der im Antrag bezeichneten 
Vertragsstaaten. 

(4) Die in Artikel 66 genannte Wir- 
kung der europäischen Patentanmel- 
dung erlischt, wenn der Umwand- 
lungsantrag nicht rechtzeitig übermit- 
telt wird. 

73. Artikel 136 wird gestrichen. 

74. Artikel 137 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 137 

Formvorschriften 
für die Umwandlung 

(1) Eine europäische Patentanmel- 
dung, die nach Artikel 135 Absatz 2 
oder 3 übermittelt worden ist, darf 


in Article 134, paragraph 1, shall be a 
member of the Institute. 

72. Article 135 shall be amended to 
read as follows: 

Article 135 

Request for the application 
of national procedure 

(1) The central industrial property 
Office of a designated Contracting 
State shall, at the request of the appli- 
cant for or proprietor of a European 
patent, apply the procedure for the 
grant of a national patent in the follow- 
ing circumstances: 

(a) when the European patent applica- 
tion is deemed to be withdrawn 
pursuant to Article 77, paragraph 3; 

(b) in such other cases as are provided 
for by the national law in which the 
European patent application is 
refused or withdrawn or deemed to 
be withdrawn, or the European 
patent is revoked under this Con- 
vention. 


(2) In the case referred to in para- 
graph 1(a), the request for conversion 
shall be filed with the central industrial 
property Office with which the Euro- 
pean patent application has been filed. 
That Office shall, subject to the provi- 
sions of national security, transmit the 
request directly to the central industrial 
property Offices of the Contracting 
States specified therein. 


(3) In the cases referred to in para- 
graph 1 (b), the request for conversion 
shall be submitted to the European 
Patent Office in accordance with the 
Implementing Regulations. It shall not 
be deemed to be filed until after the 
conversion fee has been paid. The 
European Patent Office shall transmit 
the request to the central industrial 
property Offices of the Contracting 
States specified therein. 

(4) The effect of the European 
patent application referred to in Article 
66 shall lapse if the request for conver- 
sion is not submitted in due time. 


73. Article 136 shall be deleted. 

74. Article 137 shall be amended to 
read as follows: 

Article 137 
Formal 

requirements for conversion 

(1) A European patent application 
transmitted in accordance with Article 
135, paragraph 2 or 3, shall not be 


l’article 134, paragraphe 1 est membre 
de l’lnstitut. 

72. L’article 135 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 135 

Demande d’engagement 
de la procedure nationale 

(1) Le Service central de la propriete 
industrielle d’un Etat contractant desi- 
gne engage, sur requete du deman- 
deur ou du titulaire d'un brevet euro- 
peen, la procedure de delivrance d'un 
brevet national dans les cas suivants: 

a) si la demande de brevet europeen 
est reputee retiree en vertu de l’ar- 
ticle 77, paragraphe 3; 

b) dans les autres cas prevus par la 
legislation nationale oü, en vertu de 
la presente Convention, la deman- 
de de brevet europeen est soit reje- 
tee, soit retiree, soit reputee retiree 
ou le brevet europeen revoque. 


(2) Dans le cas vise au paragraphe 
1, lettre a), la requete doit etre presen- 
tee au Service central national de la 
propriete industrielle aupres duquel la 
demande de brevet europeen avait ete 
deposee. Sous reserve des disposi- 
tions de la legislation nationale relati- 
ves ä la defense nationale, ce Service 
transmet directement la requete aux 
Services centraux des Etats contrac- 
tants qui y sont mentionnes. 

(3) Dans les cas vises au paragra- 
phe 1, lettre b), la requete en transfor- 
mation doit etre presentee ä l’Office 
europeen des brevets conformement 
au regiement d'execution. Elle n'est 
reputee presentee qu’apres le paie- 
ment de la taxe de transformation. 
L’Office europeen des brevets trans- 
met la requete aux Services centraux 
de la propriete industrielle des Etats 
qui y sont mentionnes. 

(4) La demande de brevet europeen 
cesse de produire les effets vises ä l’ar- 
ticle 66 si la requete en transformation 
n’est pas transmise dans les delais. 


73. L’article 136 est supprime. 

74. L’article 137 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 137 

Conditions de 
forme de la transformation 

(1) Une demande de brevet euro- 
peen transmise conformement ä l’arti- 
cle 135, paragraphe 2 ou 3 ne peut, 
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nicht solchen Formerfordernissen des 
nationalen Rechts unterworfen wer- 
den, die von den im Übereinkommen 
vorgesehenen abweichen oder über 
sie hinausgehen. 

(2) Die Zentralbehörde für den 
gewerblichen Rechtsschutz, der die 
europäische Patentanmeldung über- 
mittelt worden ist, kann verlangen, daß 
der Anmelder innerhalb einer Frist, die 
nicht weniger als zwei Monate betra- 
gen darf, 

a) die nationale Anmeldegebühr ent- 
richtet und 

b) eine Übersetzung der europäi- 
schen Patentanmeldung in einer 
der Amtssprachen des betreffen- 
den Staats einreicht, und zwar der 
ursprünglichen Fassung der An- 
meldung und gegebenenfalls der 
im Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt geänderten Fassung, 
die der Anmelder dem nationalen 
Verfahren zugrunde zu legen 
wünscht. 

75. Artikel 138 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 138 

Nichtigkeit europäischer Patente 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 139 
kann das europäische Patent mit Wir- 
kung für einen Vertragsstaat nur für 
nichtig erklärt werden, wenn 

a) der Gegenstand des europäischen 
Patents nach den Artikeln 52 bis 57 
nicht patentfähig ist; 

b) das europäische Patent die Erfin- 
dung nicht so deutlich und voll- 
ständig offenbart, daß ein Fach- 
mann sie ausführen kann; 

c) der Gegenstand des europäischen 
Patents über den Inhalt der Anmel- 
dung in der ursprünglich einge- 
reichten Fassung oder, wenn das 
Patent auf einer Teilanmeldung 
oder einer nach Artikel 61 einge- 
reichten neuen Anmeldung beruht, 
über den Inhalt der früheren Anmel- 
dung in der ursprünglich einge- 
reichten Fassung hinausgeht; 

d) der Schutzbereich des europäi- 
schen Patents erweitert worden ist; 
oder 

e) der Inhaber des europäischen 
Patents nicht nach Artikel 60 
Absatz 1 berechtigt ist. 

(2) Betreffen die Nichtigkeitsgründe 
nur einen Teil des europäischen 
Patents, so wird das Patent durch ent- 
sprechende Änderung der Patentan- 
sprüche beschränkt und für teilweise 
nichtig erklärt. 

(3) In Verfahren vor dem zuständi- 
gen Gericht oder der zuständigen 


subjected to formal requirements of 
national law which are different from or 
additional to those provided for in this 
Convention. 

(2) Any central industrial property 
Office to which the application is trans- 
mitted may require that the applicant 
shall, within not less than two months: 


(a) pay the national application fee; 

(b) file a translation of the original text 
of the European patent application 
in one of the official languages of 
the State in question and, where 
appropriate, of the text as amend- 
ed during proceedings before the 
European Patent Office which the 
applicant wishes to submit to the 
national procedure. 


75.Article 138 shall be amended to 
read as follows: 

Article 138 

Revocation of European patents 

(1) Subject to Article 139, a Euro- 
pean patent may be revoked with 
effect for a Contracting State only on 
the grounds that: 

(a) the subject-matter of the European 
patent is not patentable under Arti- 
cles 52 to 57; 

(b) the European patent does not dis- 
close the invention in a manner suf- 
ficiently clear and complete for it to 
be carried out by a person skilled in 
the art; 

(c) the subject-matter of the European 
patent extends beyond the content 
of the application as filed or, if the 
patent was granted on a divisional 
application or on a new application 
filed under Article 61 , beyond the 
content of the eariier application as 
filed; 


(d) the protection conferred by the 
European patent has been extend- 
ed; or 

(e) the proprietor of the European 
patent is not entitled under Article 
60, paragraph 1 . 

(2) If the grounds for revocation 
affect the European patent only in part, 
the patent shall be limited by a corre- 
sponding amendment of the Claims 
and revoked in part. 

(3) In proceedings before the com- 
petent court or authority relating to the 


quant ä sa forme, etre soumise par la 
loi nationale ä des conditions differen- 
tes de celles qui sont prevues par la 
presente Convention ou ä des condi- 
tions supplementäres. 

(2) Le Service central de la propriete 
industrielle auquel la demande est 
transmise peut exiger que, dans un 
delai qui ne peut etre inferieur ä deux 
mois, le demandeur: 


a) acquitte la taxe nationale de depöt; 

b) produise, dans l’une des langues 
officielles de I ’ Etat en cause, une 
traduction du texte original de la 
demande de brevet europeen ainsi 
que, le cas echeant, une traduction 
du texte modifie au cours de la pro- 
cedure devant l’Office europeen 
des brevets, sur la base duquel il 
desire que se deroule la procedure 
nationale. 

75.L’article 138 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 138 

Nullite des brevets europeens 

(1) Sous reserve des dispositions de 
l’article 139, le brevet europeen ne 
peut etre declare nul, avec effet pour 
un Etat contractant, que si: 

a) l’objet du brevet europeen n’est 
pas brevetable aux termes des arti- 
cles 52 ä 57; 

b) le brevet europeen n’expose pas 
l'invention de fagon suffisamment 
claire et complete pour qu’un 
homme du metier puisse l’execu- 
ter; 

c) l'objet du brevet europeen s’etend 
au-delä du contenu de la demande 
teile qu’elle a ete deposee ou, lors- 
que le brevet a ete delivre sur la 
base d’une demande divisionnaire 
ou d’une nouvelle demande depo- 
see conformement ä l’article 61, si 
l’objet du brevet s’etend au-delä du 
contenu de la demande anterieure 
teile qu’elle a ete deposee; 

d) la protection conferee par le brevet 
europeen a ete etendue; ou 

e) le titulaire du brevet europeen 
n’avait pas le droit de l'obtenir aux 
termes de l’article 60, paragra- 
phe 1 . 

(2) Si les motifs de nullite n’affectent 
le brevet europeen qu’en partie, celui- 
ci est limite sous la forme d'une modi- 
fication correspondante des revendi- 
cations et est declare partiellement nul. 

(3) Dans les procedures devant la 
juridiction ou l’administration compe- 
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Behörde, die die Gültigkeit des euro- 
päischen Patents betreffen, ist der 
Patentinhaber befugt, das Patent 
durch Änderung der Patentansprüche 
zu beschränken. Die so beschränkte 
Fassung des Patents ist dem Verfahren 
zugrunde zu legen. 

76. Artikel 140 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 140 

Nationale Gebrauchsmuster 
und Gebrauchszertifikate 

Die Artikel 66, 1 24, 1 35, 1 37 und 1 39 
sind in den Vertragsstaaten, deren 
Recht Gebrauchsmuster oder Ge- 
brauchszertifikate vorsieht, auf diese 
Schutzrechte und deren Anmeldungen 
entsprechend anzuwenden. 

77. Artikel 141 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 141 

Jahresgebühren 
für das europäische Patent 

(1) Jahresgebühren für das europäi- 
sche Patent können nur für die sich an 
das in Artikel 86 Absatz 2 genannte 
Jahr anschließenden Jahre erhoben 
werden. 

(2) Werden Jahresgebühren für das 
europäische Patent innerhalb von zwei 
Monaten nach der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Erteilung des 
europäischen Patents fällig, so gelten 
diese Jahresgebühren als wirksam ent- 
richtet, wenn sie innerhalb der genann- 
ten Frist gezahlt werden. Eine nach 
nationalem Recht vorgesehene Zu- 
schlagsgebühr wird nicht erhoben. 

78. Nach Artikel 1 49 wird der folgende 
neue Artikel 149a eingefügt: 

Artikel 149a 

Andere Übereinkommen 
zwischen den Vertragsstaaten 

(1) Dieses Übereinkommen läßt das 
Recht aller oder einiger Vertragsstaa- 
ten unberührt, besondere Übereinkom- 
men über alle europäische Patentan- 
meldungen oder Patente betreffenden 
Fragen zu schließen, die nach diesem 
Übereinkommen nationalem Recht 
unterliegen und dort geregelt sind, wie 
insbesondere 


a) ein Übereinkommen über die 
Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen Patentgerichts für 
die ihm angehörenden Vertrags- 
staaten; 

b) ein Übereinkommen über die 
Schaffung einer gemeinsamen Ein- 
richtung für die ihm angehörenden 


validity of the European patent, the 
proprietor of the patent shall have the 
right to limit the patent by amending 
the Claims. The patent as thus limited 
shall form the basis for the proceed- 
ings. 


76. Article 140 shall be amended to 
read as follows: 

Article 140 

National utility models 
and utility certificates 

Articles 66, 124, 135, 137 and 139 
shall apply to utility models and utility 
certificates and to applications for utili- 
ty models and utility certificates regis- 
tered or deposited in the Contracting 
States whose laws make Provision for 
such models or certificates. 

77. Article 141 shall be amended to 
read as follows: 

Article 141 

Renewal fees 
for a European patent 

(1) Renewal fees for a European 
patent may only be imposed for the 
years which follow that referred to in 
Article 86, paragraph 2. 

(2) Any renewal fees falling due 
within two months after the publication 
of the mention of the grant of the Euro- 
pean patent shall be deemed to have 
been validly paid if they are paid within 
that period. Any additional fee provid- 
ed for under national law shall not be 
charged. 


78. The following new Article 149a 
shall be inserted after Article 149: 

Article 149a 

Other agreements 
between the Contracting States 

(1) Nothing in this Convention shall 
be construed as limiting the right of 
some or all of the Contracting States to 
conclude special agreements on any 
matters concerning European patent 
applications or European patents 
which under this Convention are sub- 
ject to and governed by national law, 
such as, in particular, 


(a) an agreement establishing a Euro- 
pean patent court common to the 
Contracting States party to it; 


(b) an agreement establishing an entity 
common to the Contracting States 
party to it to deliver, at the request 


tente concernant la validite du brevet 
europeen, le titulaire du brevet est 
habilite ä limiter le brevet en modifiant 
les revendications. Le brevet ainsi limi- 
te sert de base ä la procedure. 


76. L’article 140 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 140 

Modeles d’utilite et certificats 
d’utilite nationaux 

Les articles 66, 1 24, 1 35, 1 37 et 1 39 
sont applicables aux modeles d’utilite 
ou aux certificats d’utilite ainsi qu’aux 
demandes correspondantes, dans les 
Etats contractants dont la legislation 
prevoit de tels titres de protection. 

77. L’article 141 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 141 

Taxes annuelles 
pour le brevet europeen 

(1) Les taxes annuelles dues au titre 
du brevet europeen ne peuvent etre 
pergues que pour les annees suivant 
celle qui est visee ä l’article 86, para- 
graphe 2. 

(2) Si des taxes annuelles dues au 
titre du brevet europeen viennent ä 
echeance dans les deux mois ä comp- 
ter de la date ä laquelle la mention de la 
delivrance du brevet a ete publiee, les- 
dites taxes annuelles sont reputees 
avoir ete valablement acquittees sous 
reserve d’etre payees dans le delai 
mentionne. II n'est pergu aucune sur- 
taxe prevue au titre d’une reglementa- 
tion nationale. 

78. Le nouvel article 149 bis suivant est 
insere ä la suite de l’article 149: 

Article 149 bis 

Autres accords 
entre les Etats contractants 

(1) La presente Convention ne sau- 
rait etre interpretee en ce sens qu’elle 
limite le droit de tous les Etats contrac- 
tants ou de plusieurs d'entre eux de 
conclure des accords particuliers sur 
des questions relatives aux demandes 
de brevet europeen ou aux brevets 
europeens qui, aux termes de la pre- 
sente Convention, relevent du droit 
national et sont regis par lui, comme 
notamment 

a) un accord portant creation d’une 
cour des brevets europeens com- 
mune aux Etats contractants par- 
ties audit accord; 

b) un accord portant creation d’une 
entite commune aux Etats contrac- 
tants parties audit accord qui 
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Vertragsstaaten, die auf Ersuchen 
nationaler Gerichte oder gerichts- 
ähnlicher Behörden Gutachten 
über Fragen des europäischen 
oder damit harmonisierten nationa- 
len Patentrechts erstattet; 

c) ein Übereinkommen, dem zufolge 
die ihm angehörenden Vertrags- 
staaten auf Übersetzungen euro- 
päischer Patente nach Artikel 65 
ganz oder teilweise verzichten; 

d) ein Übereinkommen, dem zufolge 
die ihm angehörenden Vertrags- 
staaten vorsehen, daß nach Arti- 
kel 65 vorgeschriebene Überset- 
zungen europäischer Patente beim 
Europäischen Patentamt einge- 
reicht und von ihm veröffentlicht 
werden können. 

(2) Der Verwaltungsrat ist befugt zu 
beschließen, daß 

a) die Mitglieder der Beschwerdekam- 
mern oderderGroßen Beschwerde- 
kammer in einem europäischen 
Patentgericht oder einer gemeinsa- 
men Einrichtung tätig werden und in 
Verfahren vor diesem Gericht oder 
dieser Einrichtung nach Maßgabe 
eines solchen Übereinkommens 
mitwirken dürfen; 

b) das Europäische Patentamt einer 
gemeinsamen Einrichtung das 
Unterstützungspersonal, die Räum- 
lichkeiten und die Ausstattung zur 
Verfügung stellt, die sie zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben benötigt, 
und die Kosten dieser Einrichtung 
ganz oder teilweise von der Organi- 
sation getragen werden. 

79. Der Zehnte Teil des Übereinkom- 
mens erhält folgende Fassung: 

Zehnter Teil 

Internationale Anmeldungen 
nach dem Vertrag 
über die internationale 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Patentwesens - 
Euro-PCT-Anmeldungen 

Artikel 150 

Anwendung 
des Vertrags über die 
internationale Zusammenarbeit 

auf dem Gebiet des Patentwesens 

(1) Der Vertrag über die internatio- 
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Patentwesens vom 19. Juni 1970, 
im folgenden PCT genannt, ist nach 
Maßgabe dieses Teils anzuwenden. 

(2) Internationale Anmeldungen 
nach dem PCT können Gegenstand 
von Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt sein. In diesen Verfahren 
sind der PCT, seine Ausführungsord- 
nung und ergänzend dieses Überein- 
kommen anzuwenden. Bei mangelnder 
Übereinstimmung gehen die Vorschrif- 


of national courts or quasi-judicial 
authorities, opinions on issues of 
European or harmonised national 
patent law; 


(c) an agreement under which the 
Contracting States party to it dis- 
pense fully or in part with transla- 
tions of European patents under 
Article 65; 

(d) an agreement under which the 
Contracting States party to it pro- 
vide that translations of European 
patents as required under 
Article 65 may be filed with, and 
published by, the European Patent 
Office. 

(2) The Administrative Council shall 
be competent to decide that: 

(a) the members of the Boards of 
Appeal or the Enlarged Board of 
Appeal may serve on a European 
patent court or a common entity 
and take part in proceedings before 
that court or entity in accordance 
with any such agreement; 


(b) the European Patent Office shall 
provide a common entity with such 
Support staff, premises and equip- 
ment as may be necessary for the 
performance of its duties, and the 
expenses incurred by that entity 
shall be borne fully or in part by the 
Organisation. 


79. Part X of the Convention shall be 
amended to read as follows: 

Part X 

International 
applications under 
the Patent Cooperation 
Treaty - Euro-PCT Applications 


Article 150 

Application of the 
Patent Cooperation Treaty 


(1 ) The Patent Cooperation Treaty of 
1 9 June 1 970, hereinafter referred to as 
the PCT, shall be applied in accor- 
dance with the provisions of this Part. 

(2) International applications filed 
under the PCT may be the subject of 
proceedings before the European 
Patent Office. In such proceedings, the 
provisions of the PCT and its Regula- 
tions shall be applied, supplemented 
by the provisions of this Convention. In 
case of conflict, the provisions of the 


donne, sur requete des juridictions 
ou autorites quasi judiciaires natio- 
nales, des avis sur des questions 
relatives au droit europeen des bre- 
vets ou au droit national harmonise 
avec celui-ci; 

c) un accord aux termes duquel les 
Etats contractants parties audit 
accord renoncent en tout ou en 
partie aux traductions de brevets 
europeens conformement ä l’article 
65; 

d) un accord aux termes duquel les 
Etats contractants parties audit 
accord prevoient que les traduc- 
tions de brevets europeens exigees 
conformement ä l’article 65 peu- 
vent etre produites aupres de l’Offi- 
ce europeen des brevets et 
publiees par celui-ci. 

(2) Le Conseil d'administration a 
competence pour decider que 

a) les membres des chambres de 
recours ou de la Grande Chambre 
de recours peuvent faire partie 
d’une cour des brevets europeens 
ou d’une entite commune et pren- 
dre part aux procedures engagees 
devant cette cour ou cette entite 
aux termes d’un tel accord; 

b) l’Office europeen des brevets four- 
nit ä une entite commune le per- 
sonnel de soutien, les locaux et les 
equipements necessaires ä l’exer- 
cice de ses fonctions, et que l’Or- 
ganisation prend en Charge en tout 
ou en partie les frais lies ä cette 
entite. 

79. La dixieme partie de la Convention 
est remplacee par le texte suivant: 

Dixieme partie 

Demandes internationales 
au sens du Traite 
de Cooperation en matiere 
de brevets - demandes euro-PCT 


Article 150 

Application du Traite 
de Cooperation en 
matiere de brevets 

(1) Le Traite de Cooperation en 
matiere de brevets du 19 juin 1970, ci- 
apres denomme PCT, s’applique 
conformement aux dispositions de la 
presente partie. 

(2) Des demandes internationales 
deposees conformement au PCT peu- 
vent faire l’objet de procedures devant 
l’Office europeen des brevets. Dans 
ces procedures, les dispositions du 
PCT, de son regiement d’execution et, 
ä titre complementaire, celles de la 
presente Convention sont applicables. 
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ten des PCT oder seiner Ausführungs- 
ordnung vor. 


Artikel 151 

Das Europäische 
Patentamt als Anmeldeamt 

Das Europäische Patentamt wird 
nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung als Anmeldeamt im Sinne des 
PCT tätig. Artikel 75 Absatz 2 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 


Artikel 152 

Das Europäische Patentamt 
als Internationale Recherchen- 
behörde oder als mit der 

internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

Das Europäische Patentamt wird 
nach Maßgabe einer zwischen der 
Organisation und dem Internationalen 
Büro der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum geschlossenen Vereinbarung 
als Internationale Recherchenbehörde 
und als mit der internationalen vorläufi- 
gen Prüfung beauftragte Behörde im 
Sinne des PCT für Anmelder tätig, die 
entweder Staatsangehörige eines Ver- 
tragsstaats dieses Übereinkommens 
sind oder dort ihren Wohnsitz oder Sitz 
haben. Diese Vereinbarung kann vorse- 
hen, daß das Europäische Patentamt 
auch für andere Anmelder tätig wird. 

Artikel 153 

Das Europäische Patentamt 
als Bestimmungsamt 
oder ausgewähltes Amt 

(1) Das Europäische Patentamt ist 

a) Bestimmungsamt für jeden in der 
internationalen Anmeldung be- 
stimmten Vertragsstaat dieses 
Übereinkommens, für den der PCT 
in Kraft ist und für den der Anmelder 
ein europäisches Patent begehrt, 
und 

b) ausgewähltes Amt, wenn der An- 
melder einen nach Buchstabe a 
bestimmten Staat ausgewählt hat. 

(2) Eine internationale Anmeldung, 
für die das Europäische Patentamt Be- 
stimmungsamt oder ausgewähltes Amt 
ist und der ein internationaler Anmelde- 
tag zuerkannt worden ist, hat die Wir- 
kung einer vorschriftsmäßigen europäi- 
schen Anmeldung (Euro-PCT-Anmel- 
dung). 

(3) Die internationale Veröffentli- 
chung einer Euro-PCT-Anmeldung in 
einer Amtssprache des Europäischen 
Patentamts tritt an die Stelle der Veröf- 
fentlichung der europäischen Patent- 
anmeldung und wird im Europäischen 
Patentblatt bekanntgemacht. 

(4) Ist die Euro-PCT-Anmeldung in 
einer anderen Sprache veröffentlicht, 


PCT or its Regulations shall prevail. 


Article 151 
The European 

Patent Office as a receiving Office 

The European Patent Office shall act 
as a receiving Office within the mean- 
ing of the PCT, in accordance with the 
Implementing Regulations. Article 75, 
Paragraph 2, shall apply mutatis 
mutandis. 

Article 152 

The European Patent Office 
as an International Searching 
Authority or International Preliminary 
Examining Authority 

The European Patent Office shall act 
as an International Searching Authority 
and International Preliminary Examin- 
ing Authority within the meaning of the 
PCT, in accordance with an agreement 
between the Organisation and the 
International Bureau of the World Intel- 
lectual Property Organization, for 
applicants who are residents or nation- 
al of a Contracting State to this Con- 
vention. This agreement may provide 
that the European Patent Office shall 
also act for other applicants. 


Article 153 

The European Patent Office as 

designated Office or elected Office 

(1) The European Patent Office shall 
be 

(a) a designated Office for any Con- 
tracting State to this Convention in 
respect of which the PCT is in 
force, which is designated in the 
international application and for 
which the applicant wishes to 
obtain a European patent, and 

(b) an elected Office, if the applicant 
has elected a State designated 
pursuant to (a). 

(2) An international application for 
which the European Patent Office is a 
designated or elected Office, and 
which has been accorded an interna- 
tional date of filing, shall be equivalent 
to a regulär European application 
(Euro-PCT application). 

(3) The international publication of a 
Euro-PCT application in one of the offi- 
cial languages of the European Patent 
Office shall take the place of the publi- 
cation of the European patent applica- 
tion and shall be mentioned in the 
European Patent Bulletin. 

(4) If the Euro-PCT application is 
published in another language, a trans- 


Les dispositions du PCT ou de son 
regiement d’execution prevalent en 
cas de divergence. 

Article 151 

L’ Office europeen 
des brevets, Office recepteur 

L’Office europeen des brevets agit 
en qualite d’office recepteur au sens 
du PCT, conformement au regiement 
d'execution. L’article 75, paragraphe 2 
est applicable. 

Article 152 

L’Office europeen des brevets, 
administration chargee de 
la recherche internationale 
ou administration chargee 
de l’examen preliminaire international 

L’Office europeen des brevets agit en 
qualite d'administration chargee de la 
recherche internationale et en qualite 
d'administration chargee de l’examen 
preliminaire international au sens du 
PCT, conformement ä un accord conclu 
entre l’Organisation et le Bureau inter- 
national de l’Organisation Mondiale de 
la Propriete Intellectuelle, pour les 
demandeurs qui soit ont la nationale 
d'un Etat contractant de la presente 
convention, soit y ont leur domicile ou 
leur siege. Cet accord peut prevoir que 
l’Office europeen des brevets agit aussi 
pour tout autre demandeur. 

Article 153 

L’Office europeen des brevets, 
Office designe ou Office elu 

(1) L’Office europeen des brevets 
est 

a) Office designe pour tout Etat partie 
ä la presente convention pour 
lequel le PCT est en vigueur, qui est 
designe dans la demande interna- 
tionale et pour lequel le demandeur 
indique qu’il entend obtenir un bre- 
vet europeen, et 

b) Office elu, lorsque le demandeur a 
elu un Etat designe selon la lettre 
a). 

(2) Une demande internationale 
pour laquelle l’Office europeen des 
brevets est Office designe ou elu et ä 
laquelle une date de depöt internatio- 
nale a ete attribuee, a la valeur d’une 
demande europeenne reguliere 
(demande euro-PCT). 

(3) La publication internationale 
d'une demande euro-PCT dans une 
langue officielle de l'Office europeen 
des brevets remplace la publication de 
la demande de brevet europeen et eile 
est mentionnee au Bulletin europeen 
des brevets. 

(4) Si la demande euro-PCT est 
publiee dans une autre langue, une tra- 
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so ist beim Europäischen Patentamt 
eine Übersetzung in einer seiner Amts- 
sprachen einzureichen, die von ihm 
veröffentlicht wird. Vorbehaltlich des 
Artikels 67 Absatz 3 tritt der einstweili- 
ge Schutz nach Artikel 67 Absätze 1 
und 2 erst vom Tag dieser Veröffentli- 
chung an ein. 

(5) Die Euro-PCT-Anmeldung wird 
als europäische Patentanmeldung 
behandelt und gilt als Stand der Tech- 
nik nach Artikel 54 Absatz 3, wenn die 
in Absatz 3 oder 4 und in der Ausfüh- 
rungsordnung festgelegten Erforder- 
nisse erfüllt sind. 

(6) Der zu einer Euro-PCT-Anmel- 
dung erstellte internationale Recher- 
chenbericht oder die ihn ersetzende 
Erklärung und deren internationale Ver- 
öffentlichung treten an die Stelle des 
europäischen Recherchenberichts und 
des Hinweises auf dessen Veröffentli- 
chung im Europäischen Patentblatt. 

(7) Zu jeder Euro-PCT-Anmeldung 
nach Absatz 5 wird ein ergänzender 
europäischer Recherchenbericht er- 
stellt. Der Verwaltungsrat kann be- 
schließen, daß auf einen ergänzenden 
Recherchenbericht verzichtet oder die 
Recherchengebühr herabgesetzt wird. 


80. Die Artikel 154, 155, 156, 157, 
158, 159, 160, 161, 162 und 163 
werden gestrichen. 

81 .Artikel 164 erhält folgende Fas- 
sung: 

Artikel 164 

Ausführungsordnung 
und Protokolle 

(1) Die Ausführungsordnung, das 
Anerkennungsprotokoll, das Protokoll 
über Vorrechte und Immunitäten, das 
Zentralisierungsprotokoll, das Proto- 
koll über die Auslegung des Artikels 69 
sowie das Personalstandsprotokoll 
sind Bestandteile des Übereinkom- 
mens. 

(2) Bei mangelnder Übereinstim- 
mung zwischen Vorschriften des Über- 
einkommens und Vorschriften der Aus- 
führungsordnung gehen die Vorschrif- 
ten des Übereinkommens vor. 

82. Artikel 167 wird gestrichen. 


Artikel 2 
Protokolle 

1. Das Protokoll zur Auslegung des 
Artikels 69 EPÜ erhält folgende 
Fassung: 


lation into one of the official languages 
shall be filed with the European Patent 
Office, which shall publish it. Subject to 
Article 67, paragraph 3, the provisional 
protection under Article 67, para- 
graphs 1 and 2, shall be effective from 
the date ofthat publication. 

(5) The Euro-PCT application shall 
be treated as a European patent appli- 
cation and shall be considered as com- 
prised in the state of the art under Article 
54, paragraph 3, if the conditions laid 
down in paragraph 3 or 4 and in the 
Implementing Regulations are fulfilled. 

(6) The international search report 
drawn up in respect of a Euro-PCT 
application or the declaration replacing 
it, and their international publication, 
shall take the place of the European 
search report and the mention of its 
publication in the European Patent Bul- 
letin. 

(7) A supplementary European 
search report shall be drawn up in 
respect of any Euro-PCT application 
under paragraph 5. The Administrative 
Council may decide that the supple- 
mentary search report is to be dis- 
pensed with or that the search fee is to 
be reduced. 

80.Articles 154, 155, 156, 157, 158, 
159, 160, 161, 162 and 163 shall 
be deleted. 

81 .Article 164 shall be amended to 
read as follows: 

Article 164 

Implementing Regulations 
and Protocols 

(1) The Implementing Regulations, 
the Protocol on Recognition, the Proto- 
col on Privileges and Immunities, the 
Protocol on Centralisation, the Proto- 
col on the Interpretation of Article 69 
and the Protocol on the Staff Comple- 
ment shall be integral parts of this Con- 
vention. 

(2) In case of conflict between the 
provisions of this Convention and 
those of the Implementing Regulations, 
the provisions of this Convention shall 
prevail. 

82. Article 167 shall be deleted. 


Article 2 
Protocols 

1. The Protocol on the Interpretation 
of Article 69 EPC shall be amend- 
ed to read as follows: 


duction dans une des langues officiel- 
les doit etre produite aupres de l’Office 
europeen des brevets, qui la publie. 
Sous reserve des dispositions de l’arti- 
cle 67, paragraphe 3, la protection pro- 
visoire visee ä l’article 67, paragraphes 
1 et 2 n’est assuree qu’ä partir de la 
date de cette publication. 

(5) La demande euro-PCT est traitee 
comme une demande de brevet euro- 
peen et est consideree comme compri- 
se dans l’etat de la technique au sens de 
l’article 54, paragraphe 3 si les condi- 
tions prevues au paragraphe 3 ou 4 et 
dans le regiement d’execution sont 
remplies. 

(6) Le rapport de recherche interna- 
tionale relatif ä une demande euro-PCT 
ou la declaration qui le remplace et leur 
publication internationale remplacent 
le rapport de recherche europeenne et 
la mention de sa publication au Bulletin 
europeen des brevets. 

(7) II est procede ä l’etablissement 
d’un rapport complementaire de 
recherche europeenne relatif ä toute 
demande euro-PCT conformement au 
paragraphe 5. Le Conseil d’administra- 
tion peut decider qu’il est renonce ä un 
rapport complementaire de recherche 
ou que la taxe de recherche est reduite. 

80. Les articles 154, 155, 156, 157, 
158, 159, 160, 161, 162 et 163 
sont supprimes. 

81. L’article 164 est remplace par le 
texte suivant: 

Article 164 

Reglement d’execution 
et protocoles 

(1) Le regiement d’execution, le pro- 
tocole sur la reconnaissance, le proto- 
cole sur les Privileges et immunites, le 
protocole sur la centralisation, le proto- 
cole interpretatif de l’article 69 et le 
protocole sur les effectifs font partie 
integrante de la presente Convention. 

(2) En cas de divergence entre les 
dispositions de la presente Convention 
et celles du regiement d’execution, les 
dispositions de la Convention preva- 
lent. 

82. L’article 167 est supprime. 

Article 2 
Protocoles 

1 . Le protocole interpretatif de l’arti- 
cle 69 CBE est remplace par le 
texte suivant: 
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Protokoll 

über die Auslegung 
des Artikels 69 EPÜ 

Artikel 1 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 69 ist nicht in der Weise aus- 
zulegen, daß unter dem Schutzbereich 
des europäischen Patents der Schutz- 
bereich zu verstehen ist, der sich aus 
dem genauen Wortlaut der Patentan- 
sprüche ergibt, und daß die Beschrei- 
bung sowie die Zeichnungen nur zur 
Behebung etwaiger Unklarheiten in den 
Patentansprüchen anzuwenden sind. 
Ebensowenig ist Artikel 69 dahinge- 
hend auszulegen, daß die Patentan- 
sprüche lediglich als Richtlinie dienen 
und der Schutzbereich sich auch auf 
das erstreckt, was sich dem Fachmann 
nach Prüfung der Beschreibung und der 
Zeichnungen als Schutzbegehren des 
Patentinhabers darstellt. Die Auslegung 
soll vielmehr zwischen diesen extremen 
Auffassungen liegen und einen ange- 
messenen Schutz für den Patentinha- 
ber mit ausreichender Rechtssicherheit 
für Dritte verbinden. 


Artikel 2 
Äquivalente 

Bei der Bestimmung des Schutzbe- 
reichs des europäischen Patents ist 
solchen Elementen gebührend Rech- 
nung zu tragen, die Äquivalente der in 
den Patentansprüchen genannten Ele- 
mente sind. 

2. Das folgende Protokoll über den 
Personalbestand wird in das Euro- 
päische Patentübereinkommen als 
dessen Bestandteil aufgenom- 
men: 

Protokoll über den 
Personalbestand des 
Europäischen Patentamts 
in Den Haag 

(Personalstandsprotokoll) 

Die Europäische Patentorganisation 
gewährleistet, daß der Anteil der Plan- 
stellen des Europäischen Patentamts, 
der nach dem Organisations- und Stel- 
lenplan für das Jahr 2000 auf den 
Dienstort Den Haag entfällt, im wesent- 
lichen unverändert bleibt. Eine Ände- 
rung der Zahl der auf den Dienstort Den 
Haag entfallenden Planstellen, die im 
Interesse des guten Funktionierens des 
Europäischen Patentamts erforderlich 
wird und eine Abweichung von dem 
obengenannten Anteil um mehr als 
zehn Prozent zur Folge hat, bedarf eines 
Beschlusses des Verwaltungsrats der 
Organisation auf Vorschlag des Präsi- 
denten des Europäischen Patentamts 
nach Konsultation mit den Regierungen 


Protocol 

on the Interpretation 
of Article 69 

Article 1 

General principles 

Article 69 should not be interpreted 
in the sense that the extent of the pro- 
tection conferred by a European patent 
is to be understood as that defined by 
the strict, literal meaning of the word- 
ing used in the Claims, the description 
and drawings being employed only for 
the purpose of resolving an ambiguity 
found in the Claims. Neither should it 
be interpreted in the sense that the 
Claims serve only as a guideline and 
that the actual protection conferred 
may extend to what, from a considera- 
tion of the description and drawings by 
a person skilled in the art, the patentee 
has contemplated. On the contrary, it is 
to be interpreted as defining a position 
between these extremes which Com- 
bines a fair protection for the patentee 
with a reasonable degree of certainty 
for third parties. 


Article 2 
Equivalents 

For the purpose of determining the 
extent of protection conferred by a 
European patent, due account shall be 
taken of any element which is equiva- 
lent to an element specified in the 
Claims. 


2. The following Protocol shall be 
annexed to the European Patent 
Convention as an integral pari 
thereof: 


Protocol on the 
staff complement of the 
European Patent Office 
at The Hague 
(Protocol on the Staff 
Complement) 

The European Patent Organisation 
shall ensure that the Proportion of 
European Patent Office posts assigned 
to the duty Station at The Hague as 
defined under the 2000 establishment 
plan and table of posts remains sub- 
stantially unchanged. Any change in 
the number of posts assigned to the 
duty Station at The Hague resulting in a 
deviation of more than ten per cent of 
that proportion, which proves neces- 
sary for the proper functioning of the 
European Patent Office, shall be sub- 
ject to a decision by the Administrative 
Council of the Organisation on a pro- 
posal from the President of the Euro- 
pean Patent Office after consultation 
with the Governments of the Federal 


Protocole 
interpretatif de 
l’article 69 CBE 

Article premier 
Principes generaux 

L’article 69 ne doit pas etre 
interprete comme signifiant que 
l’etendue de la protection conferee par 
le brevet europeen est determinee au 
sens etroit et litteral du texte des 
revendications et que la description et 
les dessins servent uniquement ä 
dissiper les ambigui'tes que pourraient 
receler les revendications. II ne doit 
pas davantage etre interprete comme 
signifiant que les revendications 
servent uniquement de ligne directrice 
et que la protection s’etend egalement 
ä ce que, de l’avis d’un homme du 
metier ayant examine la description et 
les dessins, le titulaire du brevet a 
entendu proteger. L’article 69 doit, 
par contre, etre interprete comme 
definissant entre ces extremes une 
Position qui assure ä la fois une 
protection equitable au titulaire du 
brevet et un degre raisonnable de 
certitude aux tiers. 

Article 2 
Equivalents 

Pour la determination de l’etendue 
de la protection conferee par le 
brevet europeen, il est düment tenu 
compte de tout element äquivalent 
ä un element indique dans les 
revendications. 

2. Le protocole suivant sur les effec- 
tifs est insere dans la Convention 
sur le brevet europeen comme 
partie integrante de celle-ci: 

Protocole sur les 
effectifs de l’Office 
europeen des brevets 
ä La Haye 

(protocole sur les effectifs) 

L’Organisation europeenne des 
brevets garantit que la proportion des 
emplois de l’Office europeen des 
brevets assignee au departement 
de La Haye, teile que definie dans 
l’organigramme des emplois et le 
tableau des effectifs pour l’an 2000, 
demeure pour l’essentiel inchangee. 
Toute modification du nombre des 
emplois assignes au departement de 
La Haye se traduisant par un ecart de 
plus de dix pour cent par rapport 
ä cette proportion, qui se revele 
necessaire pour assurer le bon 
fonctionnement de l’Office europeen 
des brevets, requiert une decision 
du Conseil d’administration de 
l’Organisation, prise sur proposition du 
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der Bundesrepublik Deutschland und 
des Königreichs der Niederlande. 


3. Abschnitt I des Zentralisierungs- 
protokolls erhält folgende 
Fassung: 

Protokoll über die 
Zentralisierung des 
europäischen Patentsystems 
und seine Einführung 
(Zentralisierungsprotokoll) 

Abschnitt I 

( 1 ) 

a) Bei Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens treffen die Vertragsstaaten 
des Übereinkommens, die gleich- 
zeitig Mitgliedstaaten des durch 
das Haager Abkommen vom 
6. Juni 1947 errichteten Internatio- 
nalen Patentinstituts sind, die not- 
wendigen Maßnahmen, um sicher- 
zustellen, daß alle Aktiva und Pas- 
siva sowie das gesamte Personal 
des Internationalen Patentinstituts 
spätestens zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens 
vorgesehenen Zeitpunkt auf das 
Europäische Patentamt übertragen 
werden. Diese Übertragung erfolgt 
im Wege eines Vertrags zwischen 
dem Internationalen Patentinstitut 
und der Europäischen Patentorga- 
nisation. Die oben erwähnten Staa- 
ten und die anderen Vertragsstaa- 
ten des Übereinkommens treffen 
die notwendigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß dieser Vertrag 
spätestens zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens 
vorgesehenen Zeitpunkt angewen- 
det wird. Die Mitgliedstaaten des 
Internationalen Patentinstituts, die 
gleichzeitig Vertragsstaaten des 
Übereinkommens sind, verpflichten 
sich ferner, ihre Mitgliedschaft am 
Haager Abkommen zum Zeitpunkt 
der Anwendung des Vertrags zu 
beenden. 

b) Die Vertragsstaaten des Überein- 
kommens treffen die notwendigen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, 
daß die Aktiva und Passiva sowie 
das gesamte Personal des Interna- 
tionalen Patentinstituts in das Euro- 
päische Patentamt nach Maßgabe 
des unter Buchstabe a erwähnten 
Vertrags übernommen werden. Das 
Europäische Patentamt übernimmt 
von der Anwendung dieses Ver- 
trags an einerseits die Aufgaben, 
die dem Internationalen Patentin- 
stitut am Tag der Auflage des Über- 
einkommens zur Unterzeichnung 
obliegen, insbesondere diejenigen, 
die es zu diesem Zeitpunkt gegen- 
über seinen Mitgliedstaaten wahr- 
nimmt, wobei es unerheblich ist, 


Republic of Germany and the Kingdom 
of the Netherlands. 


3. Section I of the Protocol on Cen- 
tralisation shall be amended to 
read as follows: 

Protocol on the 
centralisation of the 
European patent Systems 
and on its introduction 
(Protocol on Centralisation) 

Section I 

( 1 ) 

(a) Upon entry into force of the Con- 
vention, States parties thereto 
which are also members of the 
International Patent Institute set up 
by the Hague Agreement of 6 June 
1947 shall take all necessary Steps 
to ensure the transfer to the Euro- 
pean Patent Office, no later than 
the date referred to in Article 162, 
Paragraph 1 , of the Convention, of 
all assets and liabilities and all staff 
members of the International 
Patent Institute. Such transfer shall 
be effected by an agreement 
between the International Patent 
Institute and the European Patent 
Organisation. The above States 
and the other States parties to the 
Convention shall take all necessary 
Steps to ensure that that agreement 
shall be implemented no later than 
the date referred to in Article 162, 
Paragraph 1, of the Convention. 
Upon implementation of the agree- 
ment, those Member States of the 
International Patent Institute which 
are also parties to the Convention 
further undertake to terminate 
their participation in the Hague 
Agreement. 


(b) The States parties to the Conven- 
tion shall take all necessary Steps 
to ensure that all the assets and lia- 
bilities and all the staff members of 
the International Patent Institute 
are taken into the European Patent 
Office in accordance with the 
agreement referred to in sub-para- 
graph (a). After the implementation 
of that agreement the tasks incum- 
bent upon the International Patent 
Institute at the date on which the 
Convention is opened for signa- 
ture, and in particular those carried 
out vis-ä-vis its Member States, 
whether or not they become parties 
to the Convention, and such tasks 
as it has undertaken at the time of 
the entry into force of the Conven- 


President de l’Office europeen des 
brevets, apres consultation des 
gouvernements de la Republique 
föderale d’Allemagne et du Royaume 
des Pays-Bas. 

3. La section I du protocole sur la 
centralisation est remplacee par le 
texte suivant: 

Protocole sur la 
centralisation et l’introduction 
du Systeme europeen des brevets 
(protocole sur la centralisation) 

Section I 

( 1 ) 

a) A la date d’entree en vigueur de la 
Convention, les Etats parties ä la 
Convention qui sont egalement 
membres de l’lnstitut International 
des Brevets cree par l’Accord de La 
Haye du 6 juin 1947, prennent tou- 
tes les mesures necessaires pour 
que le transfert ä l’Office europeen 
des brevets de tout l'actif et de tout 
le passif ainsi que de tout le per- 
sonnel de l’lnstitut International des 
Brevets s’effectue au plus tard ä la 
date visee ä l’article 162, paragra- 
phe 1 de la Convention. Les moda- 
lites de transfert seront fixees par 
un accord entre l’lnstitut Internatio- 
nal des Brevets et l’Organisation 
europeenne des brevets. Les Etats 
susvises ainsi que les autres Etats 
parties ä la Convention prennent 
toutes les mesures necessaires 
pour que cet accord soit mis en 
application au plus tard ä la date 
visee ä l’article 1 62, paragraphe 1 
de la Convention. A la date de cette 
mise en application, les Etats mem- 
bres de l’lnstitut International des 
Brevets qui sont egalement parties 
ä la Convention s’engagent en outre 
ä mettre fin ä leur participation ä 
l’Accord de La Haye. 


b) Les Etats parties ä la Convention 
prennent toutes les mesures 
necessaires pour que, selon les ter- 
mes de l’accord prevu ä la lettre a), 
tout l’actif et tout le passif ainsi que 
tout le personnel de l’lnstitut Inter- 
national des Brevets soient incor- 
pores dans l’Office europeen des 
brevets. Des la mise en application 
de cet accord, seront accomplies 
par l’Office europeen des brevets, 
d'une part, les täches assumees 
par l’lnstitut International des Bre- 
vets ä la date de l’ouverture ä la 
signature de la Convention, en par- 
ticulier celles qu’il assume ä l’egard 
de ses Etats membres, qu’ils 
deviennent ou non parties ä la 
Convention, d’autre part, les täches 
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ob diese Staaten Vertragsstaaten 
des Übereinkommens werden oder 
nicht, und andererseits die Aufga- 
ben, zu deren Wahrnehmung es 
sich bei Inkrafttreten des Überein- 
kommens gegenüber Staaten ver- 
pflichtet hat, die in diesem Zeit- 
punkt sowohl Mitgliedstaaten des 
Internationalen Patentinstituts als 
auch Vertragsstaaten des Überein- 
kommens sind. Außerdem kann der 
Verwaltungsrat der Europäischen 
Patentorganisation dem Europäi- 
schen Patentamt weitere Aufgaben 
auf dem Gebiet der Recherche 
übertragen. 

c) Die obengenannten Verpflichtun- 
gen beziehen sich sinngemäß auch 
auf die gemäß dem Haager Abkom- 
men geschaffene Dienststelle unter 
den im Abkommen zwischen dem 
Internationalen Patentinstitut und 
der Regierung des beteiligten Ver- 
tragsstaats vorgesehenen Bedin- 
gungen. Diese Regierung verpflich- 
tet sich, mit der Europäischen 
Patentorganisation ein neues Ab- 
kommen, das das bereits bestehen- 
de Abkommen mit dem Interna- 
tionalen Patentinstitut ablöst, zu 
schließen, um die Bestimmungen 
über die Organisation, die Tätigkeit 
und die Finanzierung der Dienststel- 
le mit diesem Protokoll in Einklang 
zu bringen. 

(2) Die Vertragsstaaten des Überein- 
kommens verzichten zu dem in Ar- 
tikel 162 Absatz 1 des Überein- 
kommens genannten Zeitpunkt vor- 
behaltlich des Abschnitts III für ihre 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz zugunsten des Euro- 
päischen Patentamts auf die Tätigkeit 
als Internationale Recherchenbehörde 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag. 

(3) 

a) Zu dem in Artikel 1 62 Absatz 1 des 
Übereinkommens genannten Zeit- 
punkt wird in Berlin eine Dienststel- 
le des Europäischen Patentamts 
errichtet. Diese Dienststelle unter- 
steht der Zweigstelle in Den Haag. 

b) Der Verwaltungsrat legt die Befug- 
nisse der Dienststelle Berlin unter 
Berücksichtigung allgemeiner Er- 
wägungen und der Bedürfnisse des 
Europäischen Patentamts fest. 

c) Zumindest am Anfang des Zeitab- 
schnitts nach der stufenweisen 
Ausdehnung des Tätigkeitsbe- 
reichs des Europäischen Patent- 
amts muß der Umfang der dieser 
Dienststelle übertragenen Arbeiten 
eine volle Auslastung des im Zeit- 
punkt der Auflage des Überein- 
kommens zur Unterzeichnung bei 


tion to carry out vis-ä-vis States 
which, at that date, are both mem- 
bers of the International Patent 
Institute and parties to the Conven- 
tion, shall be assumed by the Euro- 
pean Patent Office. In addition, the 
Administrative Council of the Euro- 
pean Patent Organisation may allo- 
cate further duties in the field of 
searching to the European Patent 
Office. 


(c) The above obligations shall also 
apply mutatis mutandis to the sub- 
office set up under the Hague 
Agreement under the conditions 
set out in the agreement between 
the International Patent Institute 
and the Government of the Con- 
tracting State concerned. This 
Government hereby undertakes to 
make a new agreement with the 
European Patent Organisation in 
place of the one already made with 
the International Patent Institute to 
harmonise the clauses concerning 
the Organisation, Operation and 
financing of the sub-office with the 
provisions of this Protocol. 


(2) Subject to the provisions of Sec- 
tion III, the States parties to the Con- 
vention shall, on behalf of their central 
industrial property Offices, renounce in 
favour of the European Patent Office 
any activities as International Search- 
ing Authorities under the Patent Coop- 
eration Treaty as from the date referred 
to in Article162, paragraph 1, of the 
Convention. 


(3) 

(a) A sub-office of the European 
Patent Office shall be set up in 
Berlin as from the date referred to 
in Article 162, paragraph 1, of the 
Convention. It shall operate under 
the direction of the branch at The 
Hague. 

(b) The Administrative Council shall 
determine the duties to be allocat- 
ed to the sub-office in Berlin in the 
light of general considerations and 
of the requirements of the Euro- 
pean Patent Office. 

(c) At least at the beginning of the peri- 
od following the progressive 
expansion of the field of activity of 
the European Patent Office, the 
amount of work assigned to that 
sub-office shall be sufficient to 
enable the examining staff of the 
Berlin Annex of the German Patent 
Office, as it Stands at the date on 


qu’il se sera engage ä assumer lors 
de l’entree en vigueur de la Conven- 
tion ä l’egard d’Etats qui seront ä 
cette date ä la fois membres de 
l’lnstitut International des Brevets 
et parties ä la Convention. En outre, 
le Conseil d’administration de l’Or- 
ganisation europeenne des brevets 
peut charger l’Office europeen des 
brevets d’autres täches dans le 
domaine de la recherche. 


c) Les engagements vises ci-dessus 
s’appliquent ä l’agence creee en 
vertu de l’Accord de La Haye et 
selon les conditions fixees dans 
l’accord conclu entre l’lnstitut Inter- 
national des Brevets et le gouver- 
nement de I ’ Etat contractant inte- 
resse. Ce gouvernement s’engage 
ä conclure avec l’Organisation 
europeenne des brevets un nouvel 
accord remplagant celui dejä 
conclu avec l’lnstitut International 
des Brevets pour harmoniser les 
clauses relatives ä l’organisation, 
au fonctionnement et au finance- 
ment de l’agence avec les disposi- 
tions du present protocole. 


(2) Sous reserve des dispositions de 
la section III, les Etats parties ä la 
Convention renoncent, pour leurs Servi- 
ces centraux de la propriete industrielle 
et au profit de l’Office europeen des bre- 
vets, ä toute activite qu’ils seraient sus- 
ceptibles d’exercer en qualite d’admi- 
nistration chargee de la recherche au 
sens du Traite de Cooperation en matie- 
re de brevets, des la date visee ä l'article 
162, paragraphe 1 de la Convention. 

(3) 

a) Une agence de l’Office europeen 
des brevets est creee ä Berlin, ä 
compter de la date visee ä l’article 
162, paragraphe 1 de la Conven- 
tion. Elle releve du departement de 
La Haye. 

b) Le Conseil d’administration fixe la 
repartition des täches de l’agence 
de Berlin, compte tenu de conside- 
rations generales et des besoins de 
l’Office europeen des brevets. 

c) Au moins au debut de la periode 
suivant celle de l’extension pro- 
gressive du champ d’activite de 
l’Office europeen des brevets, le 
volume des travaux confies ä cette 
agence doit permettre d’occuper 
pleinement le personnel examina- 
teur de l’annexe de Berlin de l’Offi- 
ce allemand des brevets en fonc- 
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der Dienststelle Berlin des Deut- 
schen Patentamts beschäftigten 
Prüferpersonals ermöglichen. 

d) Die Bundesrepublik Deutschland 
übernimmt die zusätzlichen Kos- 
ten, die der Europäischen Patentor- 
ganisation aus der Errichtung und 
dem Betrieb der Dienststelle Berlin 
entstehen. 

Artikel 3 

Neufassung 
des Übereinkommens 

(1) Der Verwaltungsrat der Europäi- 
schen Patentorganisation wird ermächtigt, 
auf Vorschlag des Präsidenten des Euro- 
päischen Patentamts eine Neufassung des 
Europäischen Patentübereinkommens zu 
erstellen. In der Neufassung sind die Vor- 
schriften des Übereinkommens in den drei 
Amtssprachen, soweit dies erforderlich ist, 
redaktionell anzupassen. Ferner können 
die Vorschriften des Übereinkommens 
fortlaufend neu numeriert und die Verwei- 
sungen auf andere Vorschriften des Über- 
einkommens der neuen Nummernfolge 
entsprechend geändert werden. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt die 
Neufassung des Übereinkommens mit 
Dreiviertelmehrheit der vertretenen Ver- 
tragsstaaten, die eine Stimme abgeben. 
Mit der Beschlußfassung wird die Neufas- 
sung des Übereinkommens Bestandteil 
dieser Revisionsakte. 


Artikel 4 

Unterzeichnung und Ratifikation 

(1) Diese Revisionsakte liegt für die Ver- 
tragsstaaten bis zum 1 . September 2001 
im Europäischen Patentamt in München 
zur Unterzeichnung auf. 

(2) Diese Revisionsakte bedarf der Rati- 
fikation; die Ratifikationsurkunden werden 
bei der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hinterlegt. 

Artikel 5 
Beitritt 

(1) Diese Revisionsakte steht bis zu 
ihrem Inkrafttreten den Vertragsstaaten 
des Übereinkommens und den Staaten, 
die das Übereinkommen ratifizieren oder 
ihm beitreten, zum Beitritt offen. 

(2) Die Beitrittsurkunden werden bei der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land hinterlegt. 

Artikel 6 

Vorläufige Anwendung 

Artikel 1 Nummern 4-6 und 12-15, Ar- 
tikel 2 Nummern 2 und 3 sowie Artikel 3 


which the Convention is opened for 
signature, to be fully employed. 

(d) The Federal Republic of Germany 
shall bear any additional costs 
incurred by the European Patent 
Organisation in setting up and 
maintaining the sub-office in Berlin. 


Article 3 
New text 

of the Convention 

(1) The Administrative Council of the 
European Patent Organisation is hereby 
authorised to draw up, at the proposal of 
the President of the European Patent 
Office, a new text of the European Patent 
Convention. In the new text, the wording of 
the provisions of the Convention shall be 
aligned, where necessary, in the three offi- 
cial languages. The provisions of the Con- 
vention may also be renumbered consecu- 
tively and the references to other provi- 
sions of the Convention may be amended 
in accordance with the new numbering. 


(2) The Administrative Council shall 
adopt the new text of the Convention by a 
majority of three quarters of the Contract- 
ing States represented and voting. On its 
adoption, the new text of the Convention 
shall become an integral part of this Revi- 
sion Act. 


Article 4 

Signature and ratification 

(1) This Revision Act shall be open for 
signature by the Contracting States at the 
European Patent Office in Munich until 1 
September 2001. 

(2) This Revision Act shall be subject to 
ratification; instruments of ratification shall 
be deposited with the Government of the 
Federal Republic of Germany. 


Article 5 
Accession 

(1) This Revision Act shall be open, until 
its entry into force, to accession by the 
Contracting States to the Convention and 
the States which ratify the Convention or 
accede thereto. 

(2) Instruments of accession shall be 
deposited with the Government of the 
Federal Republic of Germany. 


Article 6 

Provisional application 

Article 1 , items 4-6 and 1 2-1 5, Article 2, 
items 2 and 3 and Articles 3 and 7 of this 


tion ä la date d’ouverture ä la signa- 
ture de la Convention. 

d) La Republique föderale d’Allema- 
gne Supporte tous les frais supple- 
mentäres resultant, pour l’Organi- 
sation europeenne des brevets, de 
la creation et du fonctionnement de 
l’agence de Berlin. 

Article 3 

Nouveau texte 
de la Convention 

(1) Le Conseil d’administration de l’Or- 
ganisation europeenne des brevets est 
autorise ä etablir, sur proposition du Presi- 
dent de l’Office europeen des brevets, 
un nouveau texte de la Convention sur le 
brevet europeen. Dans ce nouveau texte, 
les dispositions de la Convention doivent, 
si necessaire, etre harmonisees sur le 
plan redactionnel dans les trois langues 
officielles. En outre, les dispositions de la 
Convention peuvent faire l’objet d'une 
nouvelle numerotation consecutive et les 
renvois ä d’autres dispositions de la 
Convention etre modifies compte tenu de 
la nouvelle numerotation. 

(2) Le Conseil d’administration adopte 
le nouveau texte de la Convention ä la 
majorite des trois quarts des Etats 
contractants representes et votants. Une 
fois adopte, le nouveau texte de la 
Convention devient partie integrante du 
present acte de revision. 


Article 4 

Signature et ratification 

(1) Le present acte de revision est 
ouvert jusqu’au 1 er septembre 2001 ä la 
signature des Etats contractants ä l’Office 
europeen des brevets ä Munich. 

(2) Le present acte de revision est sou- 
mis ä ratification; les instruments de ratifi- 
cation sont deposes aupres du gouverne- 
ment de la Republique föderale d’Allema- 
gne. 

Article 5 
Adhesion 

(1) Le present acte de revision est 
ouvert jusqu’ä son entree en vigueur ä 
l’adhesion des Etats parties ä la Conven- 
tion et des Etats qui ratifient la Convention 
ou qui y adherent. 

(2) Les instruments d’adhesion sont 
deposes aupres du gouvernement de la 
Republique föderale d’Allemagne. 


Article 6 

Application ä titre provisoire 

L’ article premier, points 4 ä 6 et 12 ä 15, 
l’article 2, points 2 et 3, les articles 3 et 7 
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und 7 dieser Revisionsakte sind vorläufig 
anwendbar. 

Artikel 7 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die revidierte Fassung des Überein- 
kommens findet auf alle nach ihrem Inkraft- 
treten eingereichten europäischen Patent- 
anmeldungen und die darauf erteilten 
Patente Anwendung. Sie findet nicht auf die 
bei ihrem Inkrafttreten bereits erteilten 
europäischen Patente und auf europäische 
Patentanmeldungen Anwendung, die in 
diesem Zeitpunkt anhängig sind, soweit der 
Verwaltungsrat der Europäischen Patentor- 
ganisation nichts anderes bestimmt. 

(2) Der Verwaltungsrat der Europäi- 
schen Patentorganisation faßt spätestens 
am 30. Juni 2001 einen Beschluß nach 
Absatz 1 mit Dreiviertelmehrheit der ver- 
tretenen Vertragsstaaten, die eine Stimme 
abgeben. Ein solcher Beschluß wird Be- 
standteil dieser Revisionsakte. 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

(1) Die revidierte Fassung des Europäi- 
schen Patentübereinkommens tritt zwei 
Jahre nach Hinterlegung der letzten Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde von fünf- 
zehn Vertragsstaaten oder am ersten Tag 
des dritten Monats nach Hinterlegung der 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde durch 
den Vertragsstaat in Kraft, der diese Förm- 
lichkeit als letzter aller Vertragsstaaten vor- 
nimmt, wenn dieser Zeitpunkt der frühere 
ist. 

(2) Mit dem Inkrafttreten der revidierten 
Fassung des Übereinkommens tritt die vor 
diesem Zeitpunkt geltende Fassung des 
Übereinkommens außer Kraft. 

Artikel 9 

Übermittlungen 
und Notifikationen 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland stellt beglaubigte Abschriften 
der Revisionsakte her und übermittelt sie 
den Regierungen der Vertragsstaaten und 
der Staaten, die dem Europäischen Pa- 
tentübereinkommen nach Artikel 166 Ab- 
satz 1 beitreten können. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik 
notifiziert den in Absatz 1 genannten 
Regierungen: 

a) die Hinterlegung jeder Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde; 

b) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Revisionsakte. 


Revision Act shall be applied provisionally. 


Article 7 

Transitional provisions 

(1) The revised version of the Conven- 
tion shall apply to all European patent 
applications filed after its entry into force, 
as well as to all patents granted in respect 
of such applications. It shall not apply to 
European patents already granted at the 
time of its entry into force, or to European 
patent applications pending at that time, 
unless otherwise decided by the Adminis- 
trative Council of the European Patent 
Organisation. 

(2) The Administrative Council of the 
European Patent Organisation shall take a 
decision under paragraph 1 no later than 
30 June 2001 , by a majority of three quar- 
ters of the Contracting States represented 
and voting. Such decision shall become an 
integral part of this Revision Act. 


Article 8 
Entry into force 

(1) The revised text of the European 
Patent Convention shall enter into force 
two years after the fifteenth Contracting 
State has deposited its instrument of ratifi- 
cation or accession, or on the first day of 
the third month following the deposit of the 
instrument of ratification or accession by 
the Contracting State taking this Step as 
the last of all the Contracting States, if this 
takes place earlier. 

(2) Upon entry into force of the revised 
text of the Convention, the text valid until 
that time shall cease to apply. 


Article 9 

Transmission 
and notifications 

(1) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall draw up certi- 
fied true copies of this Revision Act and 
shall transmit them to the governments of 
the Contracting States and of the States 
able to accede to the European Patent 
Convention under Article 166, para- 
graph 1 . 

(2) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall notify the gov- 
ernments referred to in paragraph 1 con- 
cerning: 

(a) the deposit of any instrument of ratifi- 
cation or accession; 

(b) the date of entry into force of this Revi- 
sion Act. 


du present acte de revision s’appliquent ä 
titre provisoire. 


Article 7 

Dispositions transitoires 

(1) Le texte revise de la Convention 
s’applique ä toutes les demandes de bre- 
vet europeen deposees apres son entree 
en vigueur et aux brevets europeens deli- 
vres sur la base de ces demandes. II ne 
s’applique pas aux brevets europeens dejä 
delivres lors de son entree en vigueur, ni 
aux demandes de brevet europeen qui 
sont pendantes ä cette date, ä moins que 
le Conseil d’administration de l’Organisa- 
tion europeenne des brevets n’en dispose 
autrement. 

(2) Le Conseil d’administration de l’Or- 
ganisation europeenne des brevets prend 
une decision conformement au paragra- 
phe 1 le 30 juin 2001 au plus tard, ä la 
majorite des trois quarts des Etats 
contractants representes et votants. Cette 
decision devient partie integrante du pre- 
sent acte de revision. 

Article 8 

Entree en vigueur 

(1) Le texte revise de la Convention sur 
le brevet europeen entre en vigueur soit 
deux ans apres le depöt du dernier des 
instruments de ratification ou d’adhesion 
de quinze Etats contractants, soit le Pre- 
mier jour du troisieme mois suivant le 
depöt de l’instrument de ratification ou 
d’adhesion de celui des Etats contractants 
qui procede le dernier de tous ä cette for- 
malite, si cette date est anterieure. 

(2) A l’entree en vigueur du texte revise 
de la Convention, le texte de la Convention 
valable jusqu’ä cette date cesse d’etre en 
vigueur. 

Article 9 

Transmissions 
et notifications 

(1) Le gouvernement de la Republique 
föderale d’Allemagne etablit des copies 
certifiees conformes du present acte de 
revision et les transmet aux gouverne- 
ments des Etats contractants et des Etats 
qui peuvent adherer ä la Convention sur le 
brevet europeen en vertu de l’article 166, 
paragraphe 1 . 

(2) Le gouvernement de la Republique 
föderale d’Allemagne notifie aux gouver- 
nements des Etats vises au paragraphe 1 : 

a) le depöt de tout instrument de ratifica- 
tion ou d’adhesion; 

b) la date d’entree en vigueur du present 
acte de revision. 
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Zu Urkund dessen haben die hierzu 
ernannten Bevollmächtigten nach Vorlage 
ihrer in guter und gehöriger Form befunde- 
nen Vollmachten diese Revisionsakte 
unterschrieben. 

Geschehen zu München am neunund- 
zwanzigsten November zweitausend in 
einer Urschrift in deutscher, englischer und 
französischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. Diese 
Urschrift wird im Archiv der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hinterlegt. 


In witness whereof, the Plenipotentiaries 
authorised thereto, having presented their 
Full Powers, found to be in good and due 
form, have signed this Revision Act. 

Done at Munich this twenty-ninth day of 
November two thousand in a single origi- 
nal in the English, French and German lan- 
guages, the three texts being equally 
authentic. This original text shall be 
deposited in the archives of the Federal 
Republic of Germany. 


En foi de quoi les plenipotentiaires desi- 
gnes ä cette fin, apres avoir presente leurs 
pleins pouvoirs, reconnus en bonne et due 
forme, ont signe le present acte de revi- 
sion. 

Fait ä Munich, le vingt-neuf novembre 
deux mil en un exemplaire en langues alle- 
mande, anglaise et frangaise, ies trois tex- 
tes faisant egalement foi. Cet exemplaire 
est depose aux archives du gouvernement 
de la Republique föderale d’Allemagne. 
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Europäisches Patentübereinkommen (EPÜ) 
European Patent Convention (EPC) 
Convention sur le brevet europeen (CBE) 


Erster Teil 

Allgemeine und 
institutionelle Vorschriften 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 1 

Europäisches Recht 
für die Erteilung von Patenten 

Durch dieses Übereinkommen wird ein 
den Vertragsstaaten gemeinsames Recht 
für die Erteilung von Erfindungspatenten 
geschaffen. 

Artikel 2 

Europäisches Patent 

(1) Die nach diesem Übereinkommen 
erteilten Patente werden als europäische 
Patente bezeichnet. 

(2) Das europäische Patent hat in jedem 
Vertragsstaat, für den es erteilt worden ist, 
dieselbe Wirkung und unterliegt denselben 
Vorschriften wie ein in diesem Staat erteil- 
tes nationales Patent, soweit dieses Über- 
einkommen nichts anderes bestimmt. 

Artikel 3 

Territoriale Wirkung 

Die Erteilung eines europäischen 
Patents kann für einen oder mehrere Ver- 
tragsstaaten beantragt werden. 

Artikel 4 

Europäische Patentorganisation 

(1) Durch dieses Übereinkommen wird 
eine Europäische Patentorganisation ge- 
gründet, nachstehend Organisation ge- 
nannt. Sie ist mit verwaltungsmäßiger und 
finanzieller Selbstständigkeit ausgestattet. 

(2) Die Organe der Organisation sind: 


Part I 

General and institutional 
provisions 

Chapter I 

General provisions 

Article 1 

European law for the grant of patents 

A System of law, common to the Con- 
tracting States, for the grant of patents for 
invention is established by this Conven- 
tion. 

Article 2 

European patent 

(1) Patents granted under this Conven- 
tion shall be called European patents. 

(2) The European patent shall, in each 
of the Contracting States for which it is 
granted, have the effect of and be subject 
to the same conditions as a national patent 
granted by that State, unless this Conven- 
tion provides otherwise. 

Article 3 
Territorial effect 

The grant of a European patent may be 
requested for one or more of the Contract- 
ing States. 

Article 4 

European Patent Organisation 

(1) A European Patent Organisation, 
hereinafter referred to as the Organisation, 
is established by this Convention. It shall 
have administrative and financial autono- 
me 

(2) The Organs of the Organisation shall 
be: 


Premiere partie 

Dispositions generales 
et institutionelles 


Chapitre I 

Dispositions generales 

Article premier 

Droit europeen en matiere 
de delivrance de brevets 

II est institue par la presente Convention 
un droit commun aux Etats contractants 
en matiere de delivrance de brevets d’in- 
vention. 

Article 2 
Brevet europeen 

(1) Les brevets delivres en vertu de la 
presente Convention sont denommes bre- 
vets europeens. 

(2) Dans chacun des Etats contractants 
pour lesquels il est delivre, le brevet euro- 
peen a les memes effets et est soumis au 
meme regime qu’un brevet national delivre 
dans cet Etat, sauf si la presente Conven- 
tion en dispose autrement. 

Article 3 

Portee territoriale 

La delivrance d’un brevet europeen peut 
etre demandee pour un ou plusieurs des 
Etats contractants. 

Article 4 

Organisation europeenne des brevets 

(1 ) II est institue par la presente Conven- 
tion une Organisation europeenne des bre- 
vets, ci-apres denommee l’Organisation. 
Elle est dotee de l’autonomie administrati- 
ve et financiere. 

(2) Les Organes de l’Organisation sont: 
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a) das Europäische Patentamt; 

b) der Verwaltungsrat. 

(3) Die Organisation hat die Aufgabe, 
europäische Patente zu erteilen. Diese 
Aufgabe wird vom Europäischen Patent- 
amt durchgeführt, dessen Tätigkeit vom 
Verwaltungsrat überwacht wird. 

Artikel 4a 
Konferenz der 

Minister der Vertragsstaaten 

Eine Konferenz der für Angelegenheiten 
des Patentwesens zuständigen Minister 
der Vertragsstaaten tritt mindestens alle 
fünf Jahre zusammen, um über Fragen der 
Organisation und des europäischen Pa- 
tentsystems zu beraten. 

Kapitel II 

Die Europäische 
Patentorganisation 

Artikel 5 
Rechtsstellung 

(1) Die Organisation besitzt Rechtsper- 
sönlichkeit. 

(2) Die Organisation besitzt in jedem 
Vertragsstaat die weitestgehende Rechts- 
und Geschäftsfähigkeit, die juristischen 
Personen nach dessen Rechtsvorschriften 
zuerkannt ist; sie kann insbesondere be- 
wegliches und unbewegliches Vermögen 
erwerben und veräußern sowie vor Gericht 
stehen. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts vertritt die Organisation. 

Artikel 6 
Sitz 

(1) Die Organisation hat ihren Sitz in 
München. 

(2) Das Europäische Patentamt befin- 
det sich in München. Es hat eine Zweig- 
stelle in Den Haag. 

Artikel 7 
Dienststellen 

des Europäischen Patentamts 

In den Vertragsstaaten und bei zwi- 
schenstaatlichen Organisationen auf dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
können, soweit erforderlich und vorbehalt- 
lich der Zustimmung des betreffenden 
Vertragsstaats oder der betreffenden Or- 
ganisation, durch Beschluss des Verwal- 
tungsrats Dienststellen des Europäischen 
Patentamts zu Informations- oder Verbin- 
dungszwecken geschaffen werden. 

Artikel 8 

Vorrechte und Immunitäten 

Die Organisation, die Mitglieder des Ver- 
waltungsrats, die Bediensteten des Euro- 


(a) the European Patent Office; 

(b) the Administrative Council. 

(3) The task of the Organisation shall be 
to grant European patents. This shall be 
carried out by the European Patent Office 
supervised by the Administrative Council. 


Article 4a 

Conference of ministers of 
the Contracting States 

A Conference of ministers of the Con- 
tracting States responsible for patent mat- 
ters shall meet at least every five years to 
discuss issues pertaining to the Organisa- 
tion and to the European patent System. 


Chapter 1 1 

The European 
Patent Organisation 

Article 5 
Legal Status 

(1) The Organisation shall have legal 
Personality. 

(2) In each of the Contracting States, 
the Organisation shall enjoy the most 
extensive legal capacity accorded to legal 
persons under the national law of that 
State; it may in particular acquire or dis- 
pose of movable and immovable property 
and may be a party to legal proceedings. 


(3) The President of the European 
Patent Office shall represent the Organisa- 
tion. 


Article 6 
Headquarters 

(1) The Organisation shall have its 
headquarters in Munich. 

(2) The European Patent Office shall be 
located in Munich. It shall have a branch at 
The Hague. 


Article 7 
Sub-offices 

of the European Patent Office 

By decision of the Administrative Coun- 
cil, sub-offices of the European Patent 
Office may be created, if need be, for the 
purpose of information and liaison, in the 
Contracting States and with intergovern- 
mental organisations in the field of indus- 
trial property, subject to the approval of the 
Contracting State or Organisation con- 
cerned. 


Article 8 

Privileges and immunities 

The Protocol on Privileges and Immuni- 
ties annexed to this Convention shall 


a) l’Office europeen des brevets; 

b) le Conseil d’administration. 

(3) L’Organisation a pour täche de deli- 
vrer des brevets europeens. Cette täche 
est executee par l’Office europeen des 
brevets sous le contröle du Conseil d’ad- 
ministration. 

Article 4 bis 

Conference des ministres 
des Etats contractants 

Une Conference des ministres des Etats 
contractants competents en matiere de 
brevets se reunit au moins tous les cinq 
ans pour examiner les questions relatives 
ä ^Organisation et au Systeme du brevet 
europeen. 

Chapitre II 

L’Organisation europeenne 
des brevets 

Article 5 
Statut juridique 

(1) L’Organisation a la personnalite juri- 
dique. 

(2) Dans chacun des Etats contrac- 
tants, ^Organisation possede la capacite 
juridique la plus large reconnue aux per- 
sonnes morales par la legislation nationa- 
le; eile peut notamment acquerir ou aliener 
des biens immobiliers et mobiliers et ester 
en justice. 

(3) Le President de l’Office europeen 
des brevets represente l’Organisation. 

Article 6 
Siege 

(1) L’Organisation a son siege ä Munich. 

(2) L’Office europeen des brevets est 
situe ä Munich. II a un departement ä La 
Haye. 

Article 7 

Agences 

de l’Office europeen des brevets 

Par decision du Conseil d’administra- 
tion, des agences de l’Office europeen des 
brevets peuvent etre creees, en tant que 
de besoin, dans un but d'information ou de 
liaison, dans les Etats contractants ou 
aupres d’organisations intergouvernemen- 
tales competentes en matiere de propriete 
industrielle, sous reserve du consente- 
ment de I ’ Etat contractant concerne ou de 
l’organisation concernee. 

Article 8 

Privileges et immunites 

Le protocole sur les Privileges et immu- 
nites annexe ä la presente Convention defi- 
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päischen Patentamts und die sonstigen 
Personen, die in dem diesem Übereinkom- 
men beigefügten Protokoll über Vorrechte 
und Immunitäten bezeichnet sind und an 
der Arbeit der Organisation teilnehmen, 
genießen in jedem Vertragsstaat die zur 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderli- 
chen Vorrechte und Immunitäten nach 
Maßgabe dieses Protokolls. 

Artikel 9 
Haftung 

(1) Die vertragliche Haftung der Organi- 
sation bestimmt sich nach dem Recht, das 
auf den betreffenden Vertrag anzuwenden 
ist. 

(2) Die außervertragliche Haftung der 
Organisation für Schäden, die durch sie 
oder die Bediensteten des Europäischen 
Patentamts in Ausübung ihrer Amtstätigkeit 
verursacht worden sind, bestimmt sich 
nach dem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Recht. Ist der Schaden 
durch die Zweigstelle in Den Haag odereine 
Dienststelle oder durch Bedienstete, die 
einer dieser Stellen angehören, verursacht 
worden, so ist das Recht des Vertrags- 
staats anzuwenden, in dem sich die betref- 
fende Stelle befindet. 

(3) Die persönliche Haftung der 
Bediensteten des Europäischen Patent- 
amts gegenüber der Organisation be- 
stimmt sich nach ihrem Statut oder den für 
sie geltenden Beschäftigungsbedingun- 
gen. 

(4) Für die Regelung von Streitigkeiten 
nach den Absätzen 1 und 2 sind folgende 
Gerichte zuständig: 

a) bei Streitigkeiten nach Absatz 1 die 
Gerichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land, sofern in dem von den Parteien 
geschlossenen Vertrag nicht ein Gericht 
eines anderen Staats bestimmt worden 
ist; 

b) bei Streitigkeiten nach Absatz 2 die 
Gerichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder des Staats, in dem sich die 
Zweigstelle oder die Dienststelle befin- 
det. 


Kapitel III 
Das 

Europäische Patentamt 

Artikel 10 
Leitung 

(1) Die Leitung des Europäischen 
Patentamts obliegt dem Präsidenten, der 
dem Verwaltungsrat gegenüber für die 
Tätigkeit des Amts verantwortlich ist. 

(2) Zu diesem Zweck hat der Präsident 
insbesondere folgende Aufgaben und 
Befugnisse: 

a) er trifft alle für die Tätigkeit des Europäi- 
schen Patentamts zweckmäßigen Maß- 


define the conditions under which the 
Organisation, the members of the Admin- 
istrative Council, the employees of the 
European Patent Office, and such other 
persons specified in that Protocol as take 
part in the work of the Organisation, shall 
enjoy, in each Contracting State, the Privi- 
leges and immunities necessary for the 
performance of their duties. 


Article 9 
Liability 

(1) The contractuai liability of the 
Organisation shall be governed by the law 
applicable to the contract in question. 

(2) The non-contractual liability of the 
Organisation in respect of any damage 
caused by it or by the employees of the 
European Patent Office in the performance 
of their duties shall be governed by the law 
of the Federal Republic of Germany. 
Where the damage is caused by the 
branch at The Hague or a sub-office or 
employees attached thereto, the law of the 
Contracting State in which such branch or 
sub-office is located shall apply. 


(3) The personal liability of the employ- 
ees of the European Patent Office towards 
the Organisation shall be governed by their 
Service Regulations or conditions of 
employment. 

(4) The courts with jurisdiction to settle 
disputes under paragraphs 1 and 2 shall 
be: 

(a) for disputes under paragraph 1 , the 
courts of the Federal Republic of Ger- 
many, unless the contract concluded 
between the parties designates a court 
of another State; 


(b) for disputes under paragraph 2, the 
courts of the Federal Republic of Ger- 
many, or of the State in which the 
branch or sub-office is located. 


Chapter III 

The European Patent Office 


Article 10 
Management 

(1) The European Patent Office shall be 
managed by the President, who shall be 
responsible for its activities to the Admin- 
istrative Council. 

(2) To this end, the President shall have 
in particular the following functions and 
powers: 

(a) he shall take all necessary Steps to 
ensure the functioning of the European 


nit les conditions dans lesquelles l’Organi- 
sation, les membres du Conseil d’adminis- 
tration, les agents de l’Office europeen des 
brevets ainsi que toutes autres personnes 
mentionnees dans ce protocole et partici- 
pant aux activites de l’Organisation jouis- 
sent, dans chaque Etat contractant, des 
Privileges et immunites necessaires ä l’ac- 
complissement de leur mission. 

Article 9 
Responsabilite 

(1) La responsabilite contractuelle de 
l’Organisation est regie par la loi applicable 
au contrat en cause. 

(2) La responsabilite non contractuelle 
de l’Organisation en ce qui concerne ies 
dommages causes par eile ou par ies 
agents de l’Office europeen des brevets 
dans l’exercice de leurs fonctions est regie 
par la loi en vigueur en Republique födera- 
le d’Allemagne. Si les dommages ont ete 
causes par le departement de La Haye ou 
par une agence, ou par des agents rele- 
vant du departement ou de cette agence, 
la loi applicable est celle de I ’ Etat contrac- 
tant dans lequel le departement ou l’agen- 
ce est situe. 

(3) La responsabilite personnelle des 
agents de l’Office europeen des brevets 
envers l’Organisation est regie par leur Sta- 
tut ou le regime qui leur est applicable. 


(4) Les juridictions competentes pour 
regier les litiges vises aux paragraphes 1 
et 2 sont: 

a) en ce qui concerne les litiges vises au 
paragraphe 1 , les juridictions de la 
Republique föderale d’Allemagne, ä 
defaut de la designation d’une juridic- 
tion d’un autre Etat dans le contrat 
conclu entre les parties; 

b) en ce qui concerne les litiges vises au 
paragraphe 2, les juridictions de la 
Republique föderale d'Allemagne ou 
de I ’ Etat dans lequel le departement ou 
l’agence est situe. 


Chapitre III 

L’Office europeen des brevets 


Article 10 
Direction 

(1) La direction de l’Office europeen des 
brevets est assuree par le President, qui 
est responsable de l’activite de l’Office 
devant le Conseil d’administration. 

(2) A cette fin, le President a notam- 
ment les fonctions et competences sui- 
vantes: 

a) il prend toutes mesures utiles, y com- 
pris l’adoption d’instructions adminis- 
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nahmen, einschließlich des Erlasses 
interner Verwaltungsvorschriften und 
der Unterrichtung der Öffentlichkeit; 

b) er bestimmt, soweit dieses Überein- 
kommen nichts anderes bestimmt, 
welche Handlungen beim Europäi- 
schen Patentamt in München und wel- 
che Handlungen bei dessen Zweigstel- 
le in Den Haag vorzunehmen sind; 

c) er kann dem Verwaltungsrat Vorschlä- 
ge für eine Änderung dieses Überein- 
kommens, für allgemeine Durchfüh- 
rungsbestimmungen und für Beschlüs- 
se vorlegen, die zur Zuständigkeit des 
Verwaltungsrats gehören; 

d) er bereitet den Haushaltsplan und 
etwaige Berichtigungs- und Nachtrags- 
haushaltspläne vor und führt sie aus; 

e) er legt dem Verwaltungsrat jedes Jahr 
einen Tätigkeitsbericht vor; 

f) er übt das Weisungsrecht und die Auf- 
sicht über das Personal aus; 

g) vorbehaltlich des Artikels 1 1 ernennt er 
die Bediensteten und entscheidet über 
ihre Beförderung; 

h) er übt die Disziplinargewalt über die 
nicht in Artikel 11 genannten Bediens- 
teten aus und kann dem Verwaltungs- 
rat Disziplinarmaßnahmen gegenüber 
den in Artikel 1 1 Absätze 2 und 3 ge- 
nannten Bediensteten vorschlagen; 

i) er kann seine Aufgaben und Befugnis- 
se übertragen. 

(3) Der Präsident wird von mehreren 
Vizepräsidenten unterstützt. Ist der Präsi- 
dent abwesend oder verhindert, so wird er 
nach dem vom Verwaltungsrat festgeleg- 
ten Verfahren von einem der Vizepräsiden- 
ten vertreten. 

Artikel 1 1 

Ernennung hoher Bediensteter 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts wird vom Verwaltungsrat 
ernannt. 

(2) Die Vizepräsidenten werden nach 
Anhörung des Präsidenten des Europäi- 
schen Patentamts vom Verwaltungsrat 
ernannt. 

(3) Die Mitglieder der Beschwerdekam- 
mern und der Großen Beschwerdekammer 
einschließlich der Vorsitzenden werden auf 
Vorschlag des Präsidenten des Europäi- 
schen Patentamts vom Verwaltungsrat 
ernannt. Sie können vom Verwaltungsrat 
nach Anhörung des Präsidenten des Euro- 
päischen Patentamts wieder ernannt wer- 
den. 

(4) Der Verwaltungsrat übt die Diszipli- 
nargewalt über die in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Bediensteten aus. 

(5) Der Verwaltungsrat kann nach Anhö- 
rung des Präsidenten des Europäischen 
Patentamts auch rechtskundige Mitglieder 
nationaler Gerichte oder gerichtsähnlicher 
Behörden der Vertragsstaaten, die ihre 


Patent Office, including the adoption of 
internal administrative instructions and 
information to the public; 

(b) unless this Convention provides other- 
wise, he shall prescribe which acts are 
to be performed at the European 
Patent Office in Munich and its branch 
at The Hague respectively; 

(c) he may submit to the Administrative 
Council any proposal for amending this 
Convention, for general regulations, 
or for decisions which come within 
the competence of the Administrative 
Council; 

(d) he shall prepare and implement the 
budget and any amending or supple- 
mentary budget; 

(e) he shall submit a management report to 
the Administrative Council each year; 

(f) he shall exercise supervisory authority 
over the staff; 

(g) subject to Article 11, he shall appoint 
the employees and decide on their Pro- 
motion; 

(h) he shall exercise disciplinary authority 
over the employees other than those 
referred to in Article 11, and may pro- 
pose disciplinary action to the Admin- 
istrative Council with regard to employ- 
ees referred to in Article 11, para- 
graphs 2 and 3; 

(i) he may delegate his functions and 
powers. 

(3) The President shall be assisted by a 
number of Vice-Presidents. If the President 
is absent or indisposed, one of the Vice- 
Presidents shall take his place in accor- 
dance with the procedure laid down by the 
Administrative Council. 

Article 11 

Appointment of senior employees 

(1) The President of the European 
Patent Office shall be appointed by the 
Administrative Council. 

(2) The Vice-Presidents shall be 
appointed by the Administrative Council 
after the President of the European Patent 
Office has been consulted. 

(3) The members, including the Chair- 
men, of the Boards of Appeal and of the 
Enlarged Board of Appeal shall be 
appointed by the Administrative Council 
on a proposal from the President of the 
European Patent Office. They may be re- 
appointed by the Administrative Council 
after the President of the European Patent 
Office has been consulted. 

(4) The Administrative Council shall 
exercise disciplinary authority over the 
employees referred to in paragraphs 1 to 3. 

(5) The Administrative Council, after 
Consulting the President of the European 
Patent Office, may also appoint as mem- 
bers of the Enlarged Board of Appeal 
legally qualified members of the national 


tratives internes et l’information du 
public, en vue d'assurer le fonctionne- 
ment de l’Office europeen des brevets; 

b) il determine, sauf si la presente 
Convention en dispose autrement, les 
actes qui doivent etre accomplis res- 
pectivement aupres de l’Office euro- 
peen des brevets ä Munich ou de son 
departement ä La Haye; 

c) il peut soumettre au Conseil d’adminis- 
tration toute proposition de modifica- 
tion de la presente Convention, de 
reglementation generale ou de deci- 
sion qui releve de la competence du 
Conseil d’administration; 

d) il prepare et execute le budget ainsi 
que tout budget modificatif ou addi- 
tionnel; 

e) il soumet annuellement un rapport 
d'activite au Conseil d’administration; 

f) il exerce l’autorite hierarchique sur le 
personnel; 

g) sous reserve de l’article 11, il nomme 
les agents et statue sur leur avance- 
ment; 

h) il exerce le pouvoir disciplinaire sur les 
agents autres que ceux vises ä l’article 
1 1 et peut proposer au Conseil d’admi- 
nistration des sanctions disciplinaires ä 
l’encontre des agents vises ä l’article 
1 1 , paragraphes 2 et 3; 

i) il peut deleguer ses fonctions et com- 
petences. 

(3) Le President est assiste de plusieurs 
Vice-Presidents. En cas d’absence ou 
d’empechement du President, un des 
Vice-Presidents exerce ses fonctions 
conformement ä la procedure fixee par le 
Conseil d'administration. 

Article 1 1 

Nomination du personnel superieur 

(1) Le President de l’Office europeen 
des brevets est nomme par le Conseil 
d’administration. 

(2) Les Vice-Presidents sont nommes 
par le Conseil d’administration, le Presi- 
dent de l’Office europeen des brevets 
entendu. 

(3) Les membres des chambres de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours, y compris leurs presidents, sont 
nommes par le Conseil d’administration 
sur proposition du President de l’Office 
europeen des brevets. Ms peuvent etre 
reconduits dans leurs fonctions par le 
Conseil d’administration, le President de 
l’Office europeen des brevets entendu. 

(4) Le Conseil d'administration exerce 
le pouvoir disciplinaire sur les agents vises 
aux paragraphes 1 ä 3. 

(5) Le Conseil d’administration peut, le 
President de l’Office europeen des brevets 
entendu, egalement nommer en qualite de 
membres de la Grande Chambre de 
recours des membres juristes des juridic- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 57 - 


Drucksache 16/4375 


richterliche Tätigkeit auf nationaler Ebene 
weiterhin ausüben können, zu Mitgliedern 
der Großen Beschwerdekammer ernen- 
nen. Sie werden für einen Zeitraum von 
drei Jahren ernannt und können wieder 
ernannt werden. 

Artikel 12 
Amtspflichten 

Die Bediensteten des Europäischen 
Patentamts dürfen auch nach Beendigung 
ihrer Amtstätigkeit Kenntnisse, die ihrem 
Wesen nach unter das Berufsgeheimnis 
fallen, weder preisgeben noch verwenden. 

Artikel 13 
Streitsachen 

zwischen der Organisation 
und den Bediensteten 
des Europäischen Patentamts 

(1) Die Bediensteten oder ehemaligen 
Bediensteten des Europäischen Patent- 
amts oder ihre Rechtsnachfolger haben 
das Recht, in Streitsachen zwischen ihnen 
und der Europäischen Patentorganisation 
das Verwaltungsgericht der Internationa- 
len Arbeitsorganisation nach dessen Sat- 
zung und innerhalb der Grenzen und nach 
Maßgabe der Bedingungen anzurufen, die 
im Statut der Beamten oder in der Versor- 
gungsordnung festgelegt sind oder sich 
aus den Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten ergeben. 

(2) Eine Beschwerde ist nur zulässig, 
wenn der Betreffende alle Beschwerde- 
möglichkeiten ausgeschöpft hat, die ihm 
das Statut der Beamten, die Versorgungs- 
ordnung oder die Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten 
eröffnen. 

Artikel 14 

Sprachen des 
Europäischen Patentamts, 

europäischer Patentanmeldungen 
und anderer Schriftstücke 

(1) Die Amtssprachen des Europäi- 
schen Patentamts sind Deutsch, Englisch 
und Französisch. 

(2) Eine europäische Patentanmeldung 
ist in einer Amtssprache einzureichen oder, 
wenn sie in einer anderen Sprache einge- 
reicht wird, nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung in eine Amtssprache zu 
übersetzen. Diese Übersetzung kann wäh- 
rend des gesamten Verfahrens vor dem 
Europäischen Patentamt mit der Anmel- 
dung in der ursprünglich eingereichten Fas- 
sung in Übereinstimmung gebracht wer- 
den. Wird eine vorgeschriebene Überset- 
zung nicht rechtzeitig eingereicht, so gilt die 
Anmeldung als zurückgenommen. 

(3) Die Amtssprache des Europäischen 
Patentamts, in der die europäische Patent- 
anmeldung eingereicht oder in die sie 
übersetzt worden ist, ist in allen Verfahren 
vor dem Europäischen Patentamt als Ver- 
fahrenssprache zu verwenden, soweit die 


courts or quasi-judicial authorities of the 
Contracting States, who may continue 
their judicial activities at the national level. 
They shall be appointed for a term of three 
years and may be re-appointed. 


Article 12 
Duties of office 

Employees of the European Patent 
Office shall be bound, even afterthe termi- 
nation of their employment, neither to dis- 
close norto make use of information which 
by its nature is a Professional secret. 

Article 13 

Disputes between 
the Organisation and the 
employees of the European 
Patent Office 

(1) Employees and former employees of 
the European Patent Office or their suc- 
cessors in title may apply to the Adminis- 
trative Tribunal of the International Labour 
Organization in the case of disputes with 
the European Patent Organisation, in 
accordance with the Statute of the Tribunal 
and within the limits and subject to the 
conditions laid down in the Service Regu- 
lations for permanent employees or the 
Pension Scheme Regulations or arising 
from the conditions of employment of 
other employees. 

(2) An appeal shall only be admissible if 
the person concerned has exhausted such 
other means of appeal as are available to 
him under the Service Regulations, the 
Pension Scheme Regulations or the condi- 
tions of employment. 


Article 14 

Languages of the 
European Patent Office, 
European patent applications 
and other documents 

(1) The official languages of the Euro- 
pean Patent Office shall be English, French 
and German. 

(2) A European patent application shall 
be filed in one of the official languages or, 
if filed in any other language, translated 
into one of the official languages in accor- 
dance with the Implementing Regulations. 
Throughout the proceedings before the 
European Patent Office, such translation 
may be brought into conformity with the 
application as filed. If a required translation 
is not filed in due time, the application shall 
be deemed to be withdrawn. 


(3) The official language of the Euro- 
pean Patent Office in which the European 
patent application is filed or into which it is 
translated shall be used as the language of 
the proceedings in all proceedings before 
the European Patent Office, unless the 


tions nationales ou des autorites quasi 
judiciaires des Etats contractants, qui peu- 
vent continuer ä exercer leurs fonctions 
judiciaires au niveau national. Ils sont 
nommes pour une periode de trois ans et 
peuvent etre reconduits dans leurs fonc- 
tions. 

Article 12 

Devoirs de la fonction 

Les agents de l’Office europeen des bre- 
vets sont tenus, meme apres la cessation 
de leurs fonctions, de ne pas divulguer ni 
utiliser les informations qui, par leur nature, 
sont couvertes par le secret professionnel. 

Article 13 

Litiges entre 
1’Organisation et les 
agents de l’Office europeen 
des brevets 

(1) Les agents ou les anciens agents de 
l’Office europeen des brevets, ou leurs 
ayants droit, peuvent recourir au Tribunal 
administratif de l’Organisation internatio- 
nale du Travail pour les litiges qui les op- 
posent ä l’Organisation europeenne des 
brevets, conformement au Statut dudit 
Tribunal et dans les limites et conditions 
determinees par le Statut des fonction- 
naires, par le regiement de pensions ou 
resultant du regime applicable aux autres 
agents. 

(2) Un recours n'est recevable que si 
l’interesse a epuise tous les moyens de 
recours qui lui sont ouverts par le Statut 
des fonctionnaires, par le regiement de 
pensions ou par le regime applicable aux 
autres agents. 


Article 14 
Langues de 

l’Office europeen des brevets, 

des demandes de brevet europeen 
et d’autres pieces 

(1) Les langues officielles de l’Office 
europeen des brevets sont l’allemand, 
l’anglais et le frangais. 

(2) Toute demande de brevet europeen 
doit etre deposee dans une des langues 
officielles ou, si eile est deposee dans une 
autre langue, traduite dans une des lan- 
gues officielles, conformement au regie- 
ment d’execution. Durant toute la proce- 
dure devant l’Office europeen des brevets, 
cette traduction peut etre rendue confor- 
me au texte de la demande teile qu'elle a 
ete deposee. Si la traduction requise n'a 
pas ete produite dans les delais, la deman- 
de est reputee retiree. 

(3) La langue officielle de l’Office euro- 
peen des brevets dans laquelle la deman- 
de de brevet europeen a ete deposee ou 
traduite doit etre utilisee comme langue de 
la procedure, sauf si le regiement d’execu- 
tion en dispose autrement, dans toutes les 
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Ausführungsordnung nichts anderes be- 
stimmt. 

(4) Natürliche oder juristische Personen 
mit Wohnsitz oder Sitz in einem Vertrags- 
staat, in dem eine andere Sprache als 
Deutsch, Englisch oder Französisch Amts- 
sprache ist, und die Angehörigen dieses 
Staats mit Wohnsitz im Ausland können 
auch fristgebundene Schriftstücke in einer 
Amtssprache dieses Vertragsstaats einrei- 
chen. Sie müssen jedoch nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung eine Übersetzung 
in einer Amtssprache des Europäischen 
Patentamts einreichen. Wird ein Schrift- 
stück, das nicht zu den Unterlagen der 
europäischen Patentanmeldung gehört, 
nicht in der vorgeschriebenen Sprache ein- 
gereicht oder wird eine vorgeschriebene 
Übersetzung nicht rechtzeitig eingereicht, 
so gilt das Schriftstück als nicht einge- 
reicht. 

(5) Europäische Patentanmeldungen 
werden in der Verfahrenssprache veröf- 
fentlicht. 

(6) Europäische Patentschriften werden 
in der Verfahrenssprache veröffentlicht und 
enthalten eine Übersetzung der Patentan- 
sprüche in den beiden anderen Amtsspra- 
chen des Europäischen Patentamts. 

(7) In den drei Amtssprachen des Euro- 
päischen Patentamts werden veröffent- 
licht: 

a) das Europäische Patentblatt; 

b) das Amtsblatt des Europäischen Pa- 
tentamts. 

(8) Die Eintragungen in das Europäische 
Patentregister werden in den drei Amts- 
sprachen des Europäischen Patentamts 
vorgenommen. In Zweifelsfällen ist die Ein- 
tragung in der Verfahrenssprache maßge- 
bend. 

Artikel 15 

Organe im Verfahren 

Im Europäischen Patentamt werden für 
die Durchführung der in diesem Überein- 
kommen vorgesehenen Verfahren gebildet: 

a) eine Eingangsstelle; 

b) Recherchenabteilungen; 

c) Prüfungsabteilungen; 

d) Einspruchsabteilungen; 

e) eine Rechtsabteilung; 

f) Beschwerdekammern; 

g) eine Große Beschwerdekammer. 

Artikel 16 
Eingangsstelle 

Die Eingangsstelle ist für die Eingangs- 
und Formalprüfung europäischer Patent- 
anmeldungen zuständig. 


Implementing Regulations provide other- 
wise. 

(4) Natural or legal persons having their 
residence or principal place of business 
within a Contracting State having a lan- 
guage other than English, French or Ger- 
man as an official language, and nationals 
of that State who are resident abroad, may 
file documents which have to be filed with- 
in a time limit in an official language of that 
State. They shall, however, file a trans- 
lation in an official language of the Euro- 
pean Patent Office in accordance with the 
Implementing Regulations. If any docu- 
ment, other than those documents making 
up the European patent application, is not 
filed in the prescribed language, or if any 
required translation is not filed in due time, 
the document shall be deemed not to have 
been filed. 


(5) European patent applications shall 
be published in the language of the pro- 
ceedings. 

(6) Specifications of European patents 
shall be published in the language of the 
proceedings and shall include a translation 
of the Claims in the other two official lan- 
guages of the European Patent Office. 

(7) The following shall be published in 
the three official languages of the Euro- 
pean Patent Office: 

(a) the European Patent Bulletin; 

(b) the Official Journal of the European 
Patent Office. 

(8) Entries in the European Patent Regi- 
ster shall be made in the three official 
languages of the European Patent Office. In 
cases of doubt, the entry in the language of 
the proceedings shall be authentic. 


Article 15 

Departments entrusted with 
the procedure 

To carry out the procedures laid down in 
this Convention, the following shall be set 
up within the European Patent Office: 

(a) a Receiving Section; 

(b) Search Divisions; 

(c) Examining Divisions; 

(d) Opposition Divisions; 

(e) a Legal Division; 

(f) Boards of Appeal; 

(g) an Enlarged Board of Appeal. 


Article 16 
Receiving Section 

The Receiving Section shall be respon- 
sible for the examination on filing and the 
examination as to formal requirements of 
European patent applications. 


procedures devant l’Office europeen des 
brevets. 

(4) Les personnes physiques ou mora- 
les ayant leur domicile ou leur siege dans 
un Etat contractant ayant une langue autre 
que l’allemand, l’anglais ou le franpais 
comme langue officielle, et les nationaux 
de cet Etat ayant leur domicile ä l’etranger 
peuvent produire, dans une langue officiel- 
le de cet Etat, des pieces devant etre pro- 
duites dans un delai determine. Toutefois, 
ils sont tenus de produire une traduction 
dans une langue officielle de l’Office euro- 
peen des brevets conformement au regie- 
ment d’execution. Si une piece autre que 
les pieces composant les pieces de la 
demande de brevet europeen n’est pas 
produite dans la langue preschte ou si une 
traduction requise n’est pas produite dans 
les delais, la piece est reputee n’avoir pas 
ete produite. 

(5) Les demandes de brevet europeen 
sont publiees dans la langue de la proce- 
dure. 

(6) Les fascicules de brevet europeen 
sont publies dans la langue de la procedure 
et comportent une traduction des revendi- 
cations dans les deux autres langues offi- 
cielles de l’Office europeen des brevets. 

(7) Sont publies dans les trois langues 
officielles de l’Office europeen des bre- 
vets: 

a) le Bulletin europeen des brevets; 

b) le Journal officiel de l’Office europeen 
des brevets. 

(8) Les inscriptions au Registre euro- 
peen des brevets sont effectuees dans les 
trois langues officielles de l’Office euro- 
peen des brevets. En cas de doute, l’ins- 
cription dans la langue de la procedure fait 
foi. 

Article 15 

Instances chargees 
des procedures 

Pour la mise en ceuvre des procedures 
prevues par la presente Convention, il est 
institue ä l’Office europeen des brevets: 

a) une section de depöt; 

b) des divisions de la recherche; 

c) des divisions d’examen; 

d) des divisions d’opposition; 

e) une division juridique; 

f) des chambres de recours; 

g) une Grande Chambre de recours. 

Article 16 
Section de depöt 

La section de depöt est competente 
pour examiner les demandes de brevet 
europeen lors du depöt et quant aux exi- 
gences de forme. 
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Artikel 17 

Recherchenabteilungen 

Die Recherchenabteilungen sind für die 
Erstellung europäischer Recherchenbe- 
richte zuständig. 

Artikel 18 

Prüfungsabteilungen 

(1) Die Prüfungsabteilungen sind für die 
Prüfung europäischer Patentanmeldungen 
zuständig. 

(2) Eine Prüfungsabteilung setzt sich 
aus drei technisch vorgebildeten Prüfern 
zusammen. Bis zum Erlass der Entschei- 
dung über die europäische Patentanmel- 
dung wird jedoch in der Regel ein Mitglied 
der Prüfungsabteilung mit der Bearbeitung 
der Anmeldung beauftragt. Die mündliche 
Verhandlung findet vor der Prüfungsabtei- 
lung selbst statt. Hält es die Prüfungsabtei- 
lung nach Art der Entscheidung für erfor- 
derlich, so wird sie durch einen rechtskun- 
digen Prüfer ergänzt. Bei Stimmengleich- 
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden der 
Prüfungsabteilung den Ausschlag. 

Artikel 19 

Einspruchsabteilungen 

(1) Die Einspruchsabteilungen sind für 
die Prüfung von Einsprüchen gegen euro- 
päische Patente zuständig. 

(2) Eine Einspruchsabteilung setzt sich 
aus drei technisch vorgebildeten Prüfern 
zusammen, von denen mindestens zwei 
nicht in dem Verfahren zur Erteilung des 
europäischen Patents mitgewirkt haben 
dürfen, gegen das sich der Einspruch rich- 
tet. Ein Prüfer, der in dem Verfahren zur 
Erteilung des europäischen Patents mitge- 
wirkt hat, kann nicht den Vorsitz führen. Bis 
zum Erlass der Entscheidung über den Ein- 
spruch kann die Einspruchsabteilung eines 
ihrer Mitglieder mit der Bearbeitung des 
Einspruchs beauftragen. Die mündliche 
Verhandlung findet vor der Einspruchsab- 
teilung selbst statt. Hält es die Einspruchs- 
abteilung nach Art der Entscheidung für 
erforderlich, so wird sie durch einen rechts- 
kundigen Prüfer ergänzt, der in dem Verfah- 
ren zur Erteilung des Patents nicht mitge- 
wirkt haben darf. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden der Ein- 
spruchsabteilung den Ausschlag. 

Artikel 20 
Rechtsabteilung 

(1) Die Rechtsabteilung ist zuständig für 
Entscheidungen über Eintragungen und 
Löschungen im Europäischen Patentregis- 
ter sowie für Entscheidungen über Eintra- 
gungen und Löschungen in der Liste der 
zugelassenen Vertreter. 

(2) Entscheidungen der Rechtsabtei- 
lung werden von einem rechtskundigen 
Mitglied getroffen. 


Article 17 
Search Divisions 

The Search Divisions shall be respon- 
sible for drawing up European search 
reports. 


Article 18 

Examining Divisions 

(1) The Examining Divisions shall be 
responsible for the examination of Euro- 
pean patent applications. 

(2) An Examining Division shall consist 
of three technically qualified examiners. 
However, before a decision is taken on a 
European patent application, its examina- 
tion shall, as a general rule, be entrusted to 
one member of the Examining Division. 
Oral proceedings shall be before the 
Examining Division itself. If the Examining 
Division considers that the nature of the 
decision so requires, it shall be enlarged by 
the addition of a legally qualified examiner. 
In the event of parity of votes, the vote of 
the Chairman of the Examining Division 
shall be decisive. 


Article 19 

Opposition Divisions 

(1) The Opposition Divisions shall be 
responsible for the examination of opposi- 
tions against any European patent. 

(2) An Opposition Division shall consist 
of three technically qualified examiners, at 
least two of whom shall not have taken 
part in the proceedings for grant of the 
patent to which the Opposition relates. An 
examiner who has taken part in the pro- 
ceedings for the grant of the European 
patent may not be the Chairman. Before a 
decision is taken on the Opposition, the 
Opposition Division may entrüst the exam- 
ination of the Opposition to one of its mem- 
bers. Oral proceedings shall be before the 
Opposition Division itself. Ifthe Opposition 
Division considers that the nature of the 
decision so requires, it shall be enlarged by 
the addition of a legally qualified examiner 
who shall not have taken part in the pro- 
ceedings for grant of the patent. In the 
event of parity of votes, the vote of the 
Chairman of the Opposition Division shall 
be decisive. 


Article 20 
Legal Division 

(1) The Legal Division shall be responsi- 
ble for decisions in respect of entries in the 
Register of European Patents and in 
respect of registration on, and deletion 
from, the list of Professional representa- 
tives. 

(2) Decisions of the Legal Division shall 
be taken by one legally qualified member. 


Article 17 

Divisions de la recherche 

Les divisions de la recherche sont com- 
petentes pour etablir les rapports de 
recherche europeenne. 

Article 18 

Divisions d’examen 

(1) Les divisions d’examen sont com- 
petentes pour examiner les demandes de 
brevet europeen. 

(2) Une division d'examen se compose 
de trois examinateurs techniciens. Toute- 
fois, l’instruction de la demande de brevet 
europeen est, en regle generale, confiee ä 
Tun des membres de la division d'examen. 
La procedure orale se deroule devant la 
division d’examen elle-meme. Si eile esti- 
me que la nature de la decision l’exige, la 
division d’examen est completee par un 
examinateur juriste. En cas de partage 
egal des voix, la voix du President de la 
division d’examen est preponderante. 


Article 19 

Divisions d’opposition 

(1) Les divisions d’opposition sont 
competentes pour examiner les opposi- 
tions aux brevets europeens. 

(2) Une division d’opposition se com- 
pose de trois examinateurs techniciens, 
dont deux au moins ne doivent pas avoir 
participe ä la procedure de delivrance du 
brevet qui est l’objet de l’opposition. Un 
examinateur qui a participe ä la procedure 
de delivrance du brevet europeen ne peut 
exercer la presidence. La division d’oppo- 
sition peut confier ä Tun de ses membres 
l’instruction de l’opposition. La procedure 
orale se deroule devant la division d’oppo- 
sition elle-meme. Si eile estime que la 
nature de la decision l’exige, la division 
d’opposition est completee par un exami- 
nateur juriste qui ne doit pas avoir partici- 
pe ä ia procedure de delivrance du brevet. 
En cas de partage egal des voix, la voix du 
President de la division d’opposition est 
preponderante. 


Article 20 
Division juridique 

(1) La division juridique est competente 
pour toute decision relative, d’une part, 
aux mentions ä porter sur le Registre euro- 
peen des brevets, d’autre part, ä l’inscrip- 
tion sur la liste des mandataires agrees et 
ä leur radiation de celle-ci. 

(2) Les decisions de la division juridique 
sont rendues par un membre juriste. 
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Artikel 21 

Beschwerdekammern 

(1) Die Beschwerdekammern sind für 
die Prüfung von Beschwerden gegen Ent- 
scheidungen der Eingangsstelle, der Prü- 
fungsabteilungen, der Einspruchsabteilun- 
gen und der Rechtsabteilung zuständig. 

(2) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung der Eingangsstelle oder der 
Rechtsabteilung setzt sich eine Beschwer- 
dekammer aus drei rechtskundigen Mit- 
gliedern zusammen. 

(3) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung einer Prüfungsabteilung setzt 
sich eine Beschwerdekammer zusammen 
aus: 

a) zwei technisch vorgebildeten Mitglie- 
dern und einem rechtskundigen Mit- 
glied, wenn die Entscheidung die Zu- 
rückweisung einer europäischen Pa- 
tentanmeldung oder die Erteilung, die 
Beschränkung oder den Widerruf eines 
europäischen Patents betrifft und von 
einer aus weniger als vier Mitgliedern 
bestehenden Prüfungsabteilung ge- 
fasst worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten und zwei 
rechtskundigen Mitgliedern, wenn die 
Entscheidung von einer aus vier Mitglie- 
dern bestehenden Prüfungsabteilung 
gefasst worden ist oder die Beschwer- 
dekammer der Meinung ist, dass es die 
Art der Beschwerde erfordert; 

c) drei rechtskundigen Mitgliedern in allen 
anderen Fällen. 

(4) Bei Beschwerden gegen die Ent- 
scheidung einer Einspruchsabteilung setzt 
sich eine Beschwerdekammer zusammen 
aus: 

a) zwei technisch vorgebildeten Mitglie- 
dern und einem rechtskundigen Mit- 
glied, wenn die Entscheidung von einer 
aus drei Mitgliedern bestehenden Ein- 
spruchsabteilung gefasst worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten und zwei 
rechtskundigen Mitgliedern, wenn die 
Entscheidung von einer aus vier Mitglie- 
dern bestehenden Einspruchsabteilung 
gefasst worden ist oder die Beschwer- 
dekammer der Meinung ist, dass es die 
Art der Beschwerde erfordert. 

Artikel 22 

Große Beschwerdekammer 

(1) Die Große Beschwerdekammer ist 
zuständig für: 

a) Entscheidungen über Rechtsfragen, 
die ihr von den Beschwerdekammern 
nach Artikel 112 vorgelegt werden; 

b) die Abgabe von Stellungnahmen zu 
Rechtsfragen, die ihr vom Präsidenten 
des Europäischen Patentamts nach 
Artikel 112 vorgelegt werden; 

c) Entscheidungen über Anträge auf 
Überprüfung von Beschwerdekammer- 
entscheidungen nach Artikel 1 1 2a. 


Article 21 
Boards of Appeal 

(1) The Boards of Appeal shall be 
responsible for the examination of appeals 
from decisions of the Receiving Section, 
the Examining Divisions and Opposition 
Divisions, and the Legal Division. 

(2) For appeals from decisions of the 
Receiving Section or the Legal Division, a 
Board of Appeal shall consist of three 
legally qualified members. 

(3) For appeals from a decision of an 
Examining Division, a Board of Appeal 
shall consist of: 

(a) two technically qualified members and 
one legally qualified member, when the 
decision concerns the refusal of a 
European patent application or the 
grant, limitation or revocation of a 
European patent, and was taken by an 
Examining Division consisting of less 
than four members; 


(b) three technically and two legally quali- 
fied members, when the decision was 
taken by an Examining Division con- 
sisting of four members, or when the 
Board of Appeal considers that the 
nature of the appeal so requires; 

(c) three legally qualified members in all 
other cases. 

(4) For appeals from a decision of an 
Opposition Division, a Board of Appeal 
shall consist of: 

(a) two technically qualified members and 
one legally qualified member, when the 
decision was taken by an Opposition 
Division consisting of three members; 

(b) three technically and two legally quali- 
fied members, when the decision was 
taken by an Opposition Division con- 
sisting of four members, or when the 
Board of Appeal considers that the 
nature of the appeal so requires. 


Article 22 

Enlarged Board of Appeal 

(1) The Enlarged Board of Appeal shall 

be responsible for: 

(a) deciding on points of law referred to it 
by Boards of Appeal under Article 112; 

(b) giving opinions on points of law 
referred to it by the President of the 
European Patent Office under Article 
112 ; 

(c) deciding on petitions for review of 
decisions of the Boards of Appeal 
under Article 112a. 


Article 21 

Chambres de recours 

(1) Les chambres de recours sont com- 
petentes pour examiner les recours formes 
contre les decisions de la section de depöt, 
des divisions d’examen, des divisions 
d’opposition et de la division juridique. 

(2) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision de la section de depöt 
ou de la division juridique, la chambre de 
recours se compose de trois membres 
juristes. 

(3) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision d’une division d'exa- 
men, la chambre de recours se compose 
de: 

a) deux membres techniciens et un mem- 
bre juriste lorsque la decision est relati- 
ve au rejet d’une demande de brevet 
europeen ou ä la delivrance, la limita- 
tion ou la revocation d’un brevet euro- 
peen et qu’elle a ete rendue par une 
division d’examen composee de moins 
de quatre membres; 


b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la decision a 
ete rendue par une division d'examen 
composee de quatre membres ou si la 
chambre de recours estime que la 
nature du recours l’exige; 

c) trois membres juristes dans tous les 
autres cas. 

(4) Dans le cas d’un recours forme 
contre une decision d’une division d’oppo- 
sition, la chambre de recours se compose 
de: 

a) deux membres techniciens et un mem- 
bre juriste lorsque la decision a ete ren- 
due par une division d’opposition com- 
posee de trois membres; 

b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la decision a 
ete rendue par une division d’opposi- 
tion composee de quatre membres ou 
si la chambre de recours estime que la 
nature du recours l’exige. 


Article 22 

Grande Chambre de recours 

(1) La Grande Chambre de recours est 

competente pour: 

a) statuer sur les questions de droit qui lui 
sont soumises par ies chambres de 
recours en vertu de l’article 112; 

b) donner des avis sur les questions de 
droit qui lui sont soumises par le Presi- 
dent de l’Office europeen des brevets 
en vertu de l’article 112; 

c) statuer sur les requetes en revision des 
decisions des chambres de recours en 
vertu de l’article 112 bis . 
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(2) In Verfahren nach Absatz 1 a) und b) 
setzt sich die Große Beschwerdekammer 
aus fünf rechtskundigen und zwei tech- 
nisch vorgebildeten Mitgliedern zusam- 
men. In Verfahren nach Absatz 1 c) setzt 
sich die Große Beschwerdekammer nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung aus 
drei oder fünf Mitgliedern zusammen. In 
allen Verfahren führt ein rechtskundiges 
Mitglied den Vorsitz. 

Artikel 23 

Unabhängigkeit 
der Mitglieder der Kammern 

(1) Die Mitglieder der Großen Be- 
schwerdekammer und der Beschwerde- 
kammern werden für einen Zeitraum von 
fünf Jahren ernannt und können während 
dieses Zeitraums ihres Amtes nicht entho- 
ben werden, es sei denn, dass schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und der Verwal- 
tungsrat auf Vorschlag der Großen Be- 
schwerdekammer einen entsprechenden 
Beschluss fasst. Unbeschadet des Sat- 
zes 1 endet die Amtszeit der Mitglieder der 
Kammern mit der Entlassung aus dem 
Dienst auf ihren Antrag oder mit Verset- 
zung in den Ruhestand nach Maßgabe des 
Statuts der Beamten des Europäischen 
Patentamts. 

(2) Die Mitglieder der Kammern dürfen 
nicht der Eingangsstelle, den Prüfungs- 
abteilungen, den Einspruchsabteilungen 
oder der Rechtsabteilung angehören. 

(3) Die Mitglieder der Kammern sind bei 
ihren Entscheidungen an Weisungen nicht 
gebunden und nur diesem Übereinkom- 
men unterworfen. 

(4) Die Verfahrensordnungen der Be- 
schwerdekammern und der Großen Be- 
schwerdekammer werden nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung erlassen. Sie 
bedürfen der Genehmigung des Verwal- 
tungsrats. 

Artikel 24 

Ausschließung und Ablehnung 

(1) Die Mitglieder der Beschwerdekam- 
mern und der Großen Beschwerdekammer 
dürfen nicht an der Erledigung einer Sache 
mitwirken, an der sie ein persönliches Inter- 
esse haben, in der sie vorher als Vertreter 
eines Beteiligten tätig gewesen sind oder 
an deren abschließender Entscheidung in 
der Vorinstanz sie mitgewirkt haben. 

(2) Glaubt ein Mitglied einer Beschwer- 
dekammer oder der Großen Beschwerde- 
kammer aus einem der in Absatz 1 ge- 
nannten Gründe oder aus einem sonstigen 
Grund an einem Verfahren nicht mitwirken 
zu können, so teilt es dies der Kammer mit. 

(3) Die Mitglieder der Beschwerdekam- 
mern oder der Großen Beschwerdekam- 
mer können von jedem Beteiligten aus 
einem der in Absatz 1 genannten Gründe 
oder wegen Besorgnis der Befangenheit 
abgelehnt werden. Die Ablehnung ist nicht 


(2) In proceedings under paragraph 1 (a) 
and (b), the Enlarged Board of Appeal shall 
consist of five legally and two technically 
qualified members. In proceedings under 
paragraph 1 (c), the Enlarged Board of 
Appeal shall consist of three or five mem- 
bers as laid down in the Implementing Re- 
gulations. In all proceedings, a legally qual- 
ified member shall be the Chairman. 


Article 23 
Independence 

of the members of the Boards 

(1) The members of the Enlarged Board 
of Appeal and of the Boards of Appeal 
shall be appointed for a term of five years 
and may not be removed from Office dur- 
ing this term, except if there are serious 
grounds for such removal and if the 
Administrative Council, on a proposal from 
the Enlarged Board of Appeal, takes a 
decision to this effect. Notwithstanding 
sentence 1 , the term of Office of members 
of the Boards shall end if they resign or are 
retired in accordance with the Service 
Regulations for permanent employees of 
the European Patent Office. 


(2) The members of the Boards may not 
be members of the Receiving Section, 
Examining Divisions, Opposition Divisions 
or Legal Division. 

(3) In their decisions the members of 
the Boards shall not be bound by any 
instructions and shall comply only with the 
provisions of this Convention. 

(4) The Rules of Procedure of the 
Boards of Appeal and the Enlarged Board 
of Appeal shall be adopted in accordance 
with the Implementing Regulations. They 
shall be subject to the approval of the 
Administrative Council. 

Article 24 

Exclusion and objection 

(1) Members of the Boards of Appeal or 
of the Enlarged Board of Appeal may not 
take part in a case in which they have any 
personal interest, or if they have previous- 
ly been involved as representatives of one 
of the parties, or if they participated in the 
decision under appeal. 

(2) If, for one of the reasons mentioned 
in paragraph 1 , or for any other reason, a 
member of a Board of Appeal or of the 
Enlarged Board of Appeal considers that 
he should not take part in any appeal, he 
shall inform the Board accordingly. 

(3) Members of a Board of Appeal or of 
the Enlarged Board of Appeal may be 
objected to by any party for one of the rea- 
sons mentioned in paragraph 1 , or if sus- 
pected of partiality. An objection shall not 
be admissible if, while being aware of a 


(2) Dans les procedures prevues au 
paragraphe 1 a) et b), la Grande Chambre 
de recours se compose de cinq membres 
juristes et de deux membres techniciens. 
Dans les procedures prevues au paragra- 
phe 1 c), la Grande Chambre de recours se 
compose de trois ou cinq membres, 
conformement au regiement d’execution. 
Dans toutes les procedures, la presidence 
est assuree par un membre juriste. 

Article 23 
Independance 

des membres des chambres 

(1) Les membres de la Grande Cham- 
bre de recours et des chambres de recours 
sont nommes pour une periode de cinq 
ans et ne peuvent etre releves de leurs 
fonctions pendant cette periode, sauf pour 
motifs graves et si le Conseil d’administra- 
tion, sur proposition de la Grande Cham- 
bre de recours, prend une decision ä cet 
effet. Nonobstant les dispositions de la 
premiere phrase, le mandat des membres 
des chambres de recours prend fin en cas 
de demission ou de mise ä la retraite 
conformement au Statut des fonctionnai- 
res de l’Office europeen des brevets. 


(2) Les membres des chambres ne peu- 
vent etre membres de la section de depöt, 
des divisions d’examen, des divisions 
d'opposition ou de la division juridique. 

(3) Dans leurs decisions, les membres 
des chambres ne sont lies par aucune ins- 
truction et ne doivent se conformer qu’aux 
seules dispositions de la presente Conven- 
tion. 

(4) Les reglements de procedure des 
chambres de recours et de la Grande 
Chambre de recours sont arretes confor- 
mement au regiement d’execution. Ils sont 
soumis ä l’approbation du Conseil d’admi- 
nistration. 

Article 24 

Abstention et recusation 

(1) Les membres d’une chambre de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours ne peuvent participer au regie- 
ment d’une affaire s’ils y possedent un 
interet personnel, s’ils y sont anterieure- 
ment intervenus en qualite de represen- 
tants de l’une des parties ou s’ils ont pris 
part ä la decision qui fait l’objet du recours. 

(2) Si, pour l’une des raisons mention- 
nees au paragraphe 1 ou pour tout autre 
motif, un membre d’une chambre de 
recours ou de la Grande Chambre de 
recours estime ne pas pouvoir participer au 
regiement d'une affaire, il en avertit la 
chambre. 

(3) Les membres d’une chambre de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours peuvent etre recuses par toute 
partie pour l’une des raisons mentionnees 
au paragraphe 1 ou s’ils peuvent etre 
soupgonnes de partialite. La recusation 
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zulässig, wenn der Beteiligte Verfahrens- 
handlungen vorgenommen hat, obwohl er 
bereits den Ablehnungsgrund kannte. Die 
Ablehnung kann nicht mit der Staatsange- 
hörigkeit der Mitglieder begründet werden. 

(4) Die Beschwerdekammern und die 
Große Beschwerdekammer entscheiden in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 ohne Mit- 
wirkung des betroffenen Mitglieds. Bei die- 
ser Entscheidung wird das abgelehnte Mit- 
glied durch seinen Vertreter ersetzt. 


Artikel 25 

Technische Gutachten 

Auf Ersuchen des mit einer Verletzungs- 
oder Nichtigkeitsklage befassten zuständi- 
gen nationalen Gerichts ist das Europäi- 
sche Patentamt verpflichtet, gegen eine 
angemessene Gebühr ein technisches Gut- 
achten über das europäische Patent zu 
erstatten, das Gegenstand des Rechts- 
streits ist. Für die Erstattung der Gutachten 
sind die Prüfungsabteilungen zuständig. 

Kapitel IV 
Der Verwaltungsrat 

Artikel 26 

Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus den 
Vertretern der Vertragsstaaten und deren 
Stellvertretern. Jeder Vertragsstaat ist be- 
rechtigt, einen Vertreter und einen Stellver- 
treter für den Verwaltungsrat zu bestellen. 


(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats 
können nach Maßgabe der Geschäftsord- 
nung des Verwaltungsrats Berater oder 
Sachverständige hinzuziehen. 

Artikel 27 
Vorsitz 

(1) Der Verwaltungsrat wählt aus den 
Vertretern der Vertragsstaaten und deren 
Stellvertretern einen Präsidenten und 
einen Vizepräsidenten. Der Vizepräsident 
vertritt den Präsidenten von Amts wegen, 
wenn dieser verhindert ist. 

(2) Die Amtszeit des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten beträgt drei Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig. 

Artikel 28 

Präsidium 

(1) Beträgt die Zahl der Vertragsstaaten 
mindestens acht, so kann der Verwal- 
tungsrat ein aus fünf seiner Mitglieder 
bestehendes Präsidium bilden. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident 
des Verwaltungsrats sind von Amts wegen 
Mitglieder des Präsidiums; die drei übrigen 


reason for objection, the party has taken a 
procedural Step. An objection may not be 
based upon the nationality of members. 


(4) The Boards of Appeal and the 
Enlarged Board of Appeal shall decide as 
to the action to be taken in the cases spec- 
ified in paragraphs 2 and 3, without the 
participation of the member concerned. 
For the purposes of taking this decision 
the member objected to shall be replaced 
by his alternate. 


Article 25 
Technical opinion 

At the request of the competent national 
court hearing an infringement or revoca- 
tion action, the European Patent Office 
shall be obliged, on payment of an appro- 
priate fee, to give a technical opinion con- 
cerning the European patent which is the 
subject of the action. The Examining Divi- 
sion shall be responsible for issuing such 
opinions. 


Chapter IV 

The Administrative Council 

Article 26 
Membership 

(1) The Administrative Council shall be 
composed of the Representatives and the 
alternate Representatives of the Contract- 
ing States. Each Contracting State shall be 
entitled to appoint one Representative and 
one alternate Representative to the 
Administrative Council. 

(2) The members of the Administrative 
Council may, in accordance with the Rules 
of Procedure of the Administrative Coun- 
cil, be assisted by advisers or experts. 

Article 27 
Chairmanship 

(1) The Administrative Council shall 
elect a Chairman and a Deputy Chairman 
from among the Representatives and alter- 
nate Representatives of the Contracting 
States. The Deputy Chairman shall ex offi- 
cio replace the Chairman if he is prevented 
from carrying out his duties. 

(2) The terms of Office of the Chairman 
and the Deputy Chairman shall be three 
years. They may be re-elected. 

Article 28 
Board 

(1) When there are at least eight Con- 
tracting States, the Administrative Council 
may set up a Board composed of five of its 
members. 

(2) The Chairman and the Deputy Chair- 
man of the Administrative Council shall be 
members of the Board ex officio; the other 


n’est pas recevable lorsque la partie en 
cause a accompli des actes de procedure 
bien qu’elle ait dejä eu connaissance du 
motif de recusation. La recusation ne peut 
etre fondee sur ia nationale des mem- 
bres. 

(4) Les chambres de recours et la Gran- 
de Chambre de recours statuent, dans les 
cas vises aux paragraphes 2 et 3, sans la 
participation du membre concerne. Pour 
prendre cette decision, le membre recuse 
est remplace par son Suppleant. 


Article 25 
Avis technique 

A la requete de la juridiction nationale 
competente saisie de l’action en contrefa- 
gon ou en nullite, l’Office europeen des 
brevets est tenu de fournir, contre paie- 
ment d'une redevance appropriee, un avis 
technique sur le brevet europeen en 
cause. Les divisions d’examen sont com- 
petentes pour la delivrance de ces avis. 


Chapitre IV 

Le Conseil d’administration 

Article 26 
Composition 

(1) Le Conseil d’administration se com- 
pose des representants des Etats contrac- 
tants et de leurs suppleants. Chaque Etat 
contractant a le droit de designer un repre- 
sentant au Conseil d’administration et un 
Suppleant. 

(2) Les membres du Conseil d’adminis- 
tration peuvent se faire assister de conseil- 
lers ou d’experts, conformement au regie- 
ment interieur du Conseil d’administration. 

Article 27 
Presidence 

(1) Le Conseil d’administration elit 
parmi les representants des Etats contrac- 
tants et leurs suppleants un President et 
un Vice-President. Le Vice-President rem- 
place de droit le President en cas d’empe- 
chement. 

(2) La duree du mandat du President et 
du Vice-President est de trois ans. Ce 
mandat est renouvelable. 

Article 28 
Bureau 

(1) Le Conseil d’administration peut ins- 
tituer un Bureau compose de cinq de ses 
membres, des lors que le nombre des 
Etats contractants est de huit au minimum. 

(2) Le President et ie Vice-President du 
Conseil d’administration sont de droit 
membres du Bureau; les trois autres mem- 
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Mitglieder werden vom Verwaltungsrat 
gewählt. 

(3) Die Amtszeit der vom Verwaltungs- 
rat gewählten Präsidiumsmitglieder be- 
trägt drei Jahre. Wiederwahl ist nicht zu- 
lässig. 

(4) Das Präsidium nimmt die Aufgaben 
wahr, die ihm der Verwaltungsrat nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung zuweist. 


Artikel 29 
Tagungen 

(1) Der Verwaltungsrat wird von seinem 
Präsidenten einberufen. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts nimmt an den Beratungen des 
Verwaltungsrats teil. 

(3) Der Verwaltungsrat hält jährlich eine 
ordentliche Tagung ab; außerdem tritt er 
auf Veranlassung seines Präsidenten oder 
auf Antrag eines Drittels der Vertragsstaa- 
ten zusammen. 

(4) Der Verwaltungsrat berät nach Maß- 
gabe seiner Geschäftsordnung auf der 
Grundlage einer Tagesordnung. 

(5) Jede Frage, die auf Antrag eines 
Vertragsstaats nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung auf die Tagesordnung ge- 
setzt werden soll, wird in die vorläufige 
Tagesordnung aufgenommen. 

Artikel 30 

Teilnahme von Beobachtern 

(1) Die Weltorganisation für geistiges 
Eigentum ist nach Maßgabe eines Abkom- 
mens zwischen der Organisation und der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum 
auf den Tagungen des Verwaltungsrats 
vertreten. 

(2) Andere zwischenstaatliche Organi- 
sationen, die mit der Durchführung interna- 
tionaler patentrechtlicher Verfahren beauf- 
tragt sind und mit denen die Organisation 
ein Abkommen geschlossen hat, sind nach 
Maßgabe dieses Abkommens auf den 
Tagungen des Verwaltungsrats vertreten. 

(3) Alle anderen zwischenstaatlichen 
und nichtstaatlichen internationalen Orga- 
nisationen, die eine die Organisation be- 
treffende Tätigkeit ausüben, können vom 
Verwaltungsrat eingeladen werden, sich 
auf seinen Tagungen bei der Erörterung 
von Fragen, die von gemeinsamem Inter- 
esse sind, vertreten zu lassen. 

Artikel 31 
Sprachen 

des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat bedient sich bei 
seinen Beratungen der deutschen, engli- 
schen und französischen Sprache. 

(2) Die dem Verwaltungsrat unterbreite- 
ten Dokumente und die Protokolle über 


three members shall be elected by the 
Administrative Council. 

(3) The term of Office of the members 
elected by the Administrative Council shall 
be three years. They may not be re-elect- 
ed. 

(4) The Board shall perform the duties 
assigned to it by the Administrative Coun- 
cil in accordance with the Rules of Proce- 
dure. 


Article 29 
Meetings 

(1) Meetings of the Administrative Coun- 
cil shall be convened by its Chairman. 

(2) The President of the European 
Patent Office shall take part in the deliber- 
ations of the Administrative Council. 

(3) The Administrative Council shall 
hold an ordinary meeting once each year. 
In addition, it shall meet on the initiative of 
its Chairman or at the request of one-third 
of the Contracting States. 

(4) The deliberations of the Administra- 
tive Council shall be based on an agenda, 
and shall be held in accordance with its 
Rules of Procedure. 

(5) The provisional agenda shall contain 
any question whose inclusion is requested 
by any Contracting State in accordance 
with the Rules of Procedure. 


Article 30 

Attendance of observers 

(1) The World Intellectual Property 
Organization shall be represented at the 
meetings of the Administrative Council, in 
accordance with an agreement between 
the Organisation and the World Intellectual 
Property Organization. 

(2) Other intergovernmental organisa- 
tions entrusted with carrying out interna- 
tional procedures in the field of patents, 
with which the Organisation has conclud- 
ed an agreement, shall be represented at 
the meetings of the Administrative Coun- 
cil, in accordance with such agreement. 

(3) Any other intergovernmental and 
international non-governmental organisa- 
tions carrying out an activity of interest to 
the Organisation may be invited by the 
Administrative Council to be represented 
at its meetings during any discussion of 
matters of mutual interest. 


Article 31 
Languages 

of the Administrative Council 

(1) The languages used in the delibera- 
tions of the Administrative Council shall be 
English, French and German. 

(2) Documents submitted to the Admin- 
istrative Council, and the minutes of its 


bres sont elus par le Conseil d’administra- 
tion. 

(3) La duree du mandat des membres 
elus par le Conseil d’administration est de 
trois ans. Ce mandat n’est pas renouvela- 
ble. 

(4) Le Bureau execute les täches que le 
Conseil d’administration lui confie confor- 
mement au regiement interieur. 


Article 29 
Sessions 

(1) Le Conseil d’administration se reunit 
sur convocation de son President. 

(2) Le President de l’Office europeen 
des brevets prend part aux deliberations 
du Conseil d’administration. 

(3) Le Conseil d’administration tient une 
session ordinaire une fois par an; en outre, 
il se reunit ä l’initiative de son President ou 
ä la demande du tiers des Etats contrac- 
tants. 

(4) Le Conseil d’administration delibere 
sur la base d’un ordre du jour determine, 
conformement ä son regiement interieur. 

(5) Toute question dont l'inscription ä 
l’ordre du jour est demandee par un Etat 
contractant conformement au regiement 
interieur est inscrite ä l’ordre du jour provi- 
soire. 

Article 30 

Participation d’observateurs 

(1) L’Organisation Mondiale de la Pro- 
priete Intellectuelle est representee aux 
sessions du Conseil d’administration, 
conformement ä un accord entre l’Organi- 
sation et l’Organisation Mondiale de la 
Propriete Intellectuelle. 

(2) D’autres organisations intergouver- 
nementales chargees de la mise en ceuvre 
de procedures internationales dans le 
domaine des brevets, avec lesquelles l’Or- 
ganisation a conclu un accord, sont repre- 
sentees aux sessions du Conseil d’admi- 
nistration, conformement ä cet accord. 

(3) Toute autre Organisation intergou- 
vernementale ou internationale non gou- 
vernementale exergant une activite inte- 
ressant l’Organisation peut etre invitee par 
le Conseil d’administration ä se faire repre- 
senter ä ses sessions lors de toute discus- 
sion de questions d’interet commun. 


Article 31 
Langues 

du Conseil d’administration 

(1) Les langues utilisees dans les deli- 
berations du Conseil d’administration sont 
l’allemand, l’anglais et le frangais. 

(2) Les documents soumis au Conseil 
d’administration et les proces-verbaux de 
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seine Beratungen werden in den drei in 
Absatz 1 genannten Sprachen erstellt. 

Artikel 32 

Personal, 

Räumlichkeiten und Ausstattung 

Das Europäische Patentamt stellt dem 
Verwaltungsrat sowie den vom Verwal- 
tungsrat eingesetzten Ausschüssen das 
Personal, die Räumlichkeiten und die Aus- 
stattung zur Verfügung, die sie zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben benötigen. 

Artikel 33 
Befugnisse des 

Verwaltungsrats in bestimmten Fällen 

(1) Der Verwaltungsrat ist befugt, zu 
ändern: 

a) die Dauer der in diesem Übereinkom- 
men festgesetzten Fristen; 

b) die Vorschriften des Zweiten bis Achten 
und des Zehnten Teils dieses Überein- 
kommens, um ihre Übereinstimmung 
mit einem internationalen Vertrag auf 
dem Gebiet des Patentwesens oder 
den Rechtsvorschriften der Europäi- 
schen Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Patentwesens zu gewährleisten; 

c) die Ausführungsordnung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist befugt, in 
Übereinstimmung mit diesem Überein- 
kommen zu erlassen und zu ändern: 

a) die Finanzordnung; 

b) das Statut der Beamten und die 
Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten des Europäi- 
schen Patentamts, ihre Besoldung 
sowie die Art der zusätzlichen Vergü- 
tung und die Verfahrensrichtlinien für 
deren Gewährung; 

c) die Versorgungsordnung und Erhöhun- 
gen der Versorgungsbezüge entspre- 
chend einer Erhöhung der Dienstbezü- 
ge; 

d) die Gebührenordnung; 

e) seine Geschäftsordnung. 

(3) Der Verwaltungsrat ist befugt zu 
beschließen, dass abweichend von Ar- 
tikel 18 Absatz 2 die Prüfungsabteilungen 
für bestimmte Gruppen von Fällen aus 
einem technisch vorgebildeten Prüfer 
bestehen, wenn die Erfahrung dies recht- 
fertigt. Dieser Beschluss kann rückgängig 
gemacht werden. 

(4) Der Verwaltungsrat ist befugt, den 
Präsidenten des Europäischen Patentamts 
zu ermächtigen, Verhandlungen über Ab- 
kommen mit Staaten oder zwischenstaatli- 
chen Organisationen sowie mit Dokumen- 
tationszentren, die aufgrund von Vereinba- 
rungen mit solchen Organisationen errich- 
tet worden sind, zu führen und diese 
Abkommen mit Genehmigung des Verwal- 
tungsrats für die Europäische Patentorga- 
nisation zu schließen. 


deliberations, shall be drawn up in the 
three languages specified in paragraph 1. 

Article 32 
Staff, 

premises and equipment 

The European Patent Office shall place 
at the disposal of the Administrative Coun- 
cil, and of any committee established by it, 
such staff, premises and equipment as 
may be necessary for the performance of 
their duties. 


Article 33 

Competence of the Administrative 
Council in certain cases 

(1) The Administrative Council shall be 
competent to amend: 

(a) the time limits laid down in this Con- 
vention; 

(b) Parts II to VIII and Part X of this Con- 
vention, to bring them into line with an 
international treaty relating to patents 
or European Community legislation 
relating to patents; 


(c) the Implementing Regulations. 

(2) The Administrative Council shall be 
competent, in conformity with this Con- 
vention, to adopt or amend: 

(a) the Financial Regulations; 

(b) the Service Regulations for permanent 
employees and the conditions of 
employment of other employees of the 
European Patent Office, the salary 
scales of the said permanent and other 
employees, and also the nature of any 
supplementary benefits and the rules 
for granting them; 

(c) the Pension Scheme Regulations and 
any appropriate increases in existing 
pensions to correspond to increases in 
salaries; 

(d) the Rules relating to Fees; 

(e) its Rules of Procedure. 

(3) Notwithstanding Article 18, para- 
graph 2, the Administrative Council shall 
be competent to decide, in the light of 
experience, that in certain categories of 
cases Examining Divisions shall consist of 
one technically qualified examiner only. 
Such decision may be rescinded. 

(4) The Administrative Council shall be 
competent to authorise the President of 
the European Patent Office to negotiate 
and, subject to its approval, to conclude 
agreements on behalf of the European 
Patent Organisation with States, with inter- 
governmental organisations and with doc- 
umentation centres set up on the basis of 
agreements with such organisations. 


ses deliberations sont etablis dans les trois 
langues visees au paragraphe 1 . 

Article 32 

Personnel, 
locaux et materiel 

L’Office europeen des brevets met ä la 
disposition du Conseil d’administration et 
des comites que celui-ci a institues le per- 
sonnel, les locaux et les moyens materiels 
necessaires ä l’accomplissement de leur 
mission. 

Article 33 

Competence du Conseil 

d’administration dans certains cas 

(1) Le Conseil d’administration a com- 
petence pour modifier: 

a) la duree des delais fixes par la presen- 
te convention; 

b) les dispositions de la deuxieme ä la 
huitieme partie ainsi que de la dixieme 
partie de la presente convention pour 
assurer leur conformite avec un traite 
international en matiere de brevets ou 
la legislation de la Communaute euro- 
peenne en matiere de brevets; 

c) le regiement d’execution. 

(2) Le Conseil d’administration a com- 
petence, conformement ä la presente 
convention, pour arreter et modifier: 

a) le regiement financier; 

b) le Statut des fonctionnaires et le regime 
applicable aux autres agents de I’ Offi- 
ce europeen des brevets, le bareme de 
leurs remunerations ainsi que ia nature 
et ies regles d’octroi des avantages 
accessoires; 


c) le regiement de pensions et toute aug- 
mentation des pensions existantes 
correspondant aux relevements des 
traitements; 

d) le regiement relatif aux taxes; 

e) son regiement interieur. 

(3) Nonobstant l’article 1 8, paragraphe 
2, le Conseil d’administration a competen- 
ce pour decider, si l’experience le justifie, 
que, dans certaines categories de cas, les 
divisions d’examen se composent d'un 
seul examinateur technicien. Cette deci- 
sion peut etre rapportee. 

(4) Le Conseil d’administration a com- 
petence pour autoriser le President de 
l’Office europeen des brevets ä negocier 
et, sous reserve de son approbation, ä 
conclure, au nom de l’Organisation euro- 
peenne des brevets, des accords avec des 
Etats ou des organisations intergouverne- 
mentales ainsi qu’avec des centres de 
documentation crees en vertu d’accords 
conclus avec ces organisations. 
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(5) Ein Beschluss des Verwaltungsrats 
nach Absatz 1 b) kann nicht gefasst wer- 
den: 

- in Bezug auf einen internationalen Ver- 
trag vor dessen Inkrafttreten; 

- in Bezug auf Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft vor deren 
Inkrafttreten oder, wenn diese eine 
Frist für ihre Umsetzung vorsehen, vor 
Ablauf dieser Frist. 

Artikel 34 
Stimmrecht 

(1) Stimmberechtigt im Verwaltungsrat 
sind nur die Vertragsstaaten. 

(2) Jeder Vertragsstaat verfügt über 
eine Stimme, soweit nicht Artikel 36 anzu- 
wenden ist. 

Artikel 35 
Abstimmungen 

(1) Der Verwaltungsrat fasst seine Be- 
schlüsse vorbehaltlich der Absätze 2 
und 3 mit der einfachen Mehrheit der ver- 
tretenen Vertragsstaaten, die eine Stimme 
abgeben. 

(2) Dreiviertelmehrheit der vertretenen 
Vertragsstaaten, die eine Stimme abge- 
ben, ist für die Beschlüsse erforderlich, zu 
denen der Verwaltungsrat nach Artikel 7, 
Artikel 11 Absatz 1, Artikel 33 Absatz 1 a) 
und c) und Absätze 2 bis 4, Artikel 39 
Absatz 1 , Artikel 40 Absätze 2 und 4, Arti- 
kel 46, Artikel 134a, Artikel 149a Absatz 2, 
Artikel 152, Artikel 153 Absatz 7, Arti- 
kel 166 und Artikel 172 befugt ist. 


(3) Einstimmigkeit der Vertragsstaaten, 
die eine Stimme abgeben, ist für die Be- 
schlüsse erforderlich, zu denen der Verwal- 
tungsrat nach Artikel 33 Absatz 1 b) befugt 
ist. Der Verwaltungsrat fasst einen solchen 
Beschluss nur dann, wenn alle Vertrags- 
staaten vertreten sind. Ein nach Artikel 33 
Absatz 1 b) gefasster Beschluss wird nicht 
wirksam, wenn innerhalb von zwölf Mona- 
ten nach dem Datum des Beschlusses 
einer der Vertragsstaaten erklärt, dass die- 
ser Beschluss nicht verbindlich sein soll. 

(4) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

Artikel 36 
Stimmenwägung 

(1) Jeder Vertragsstaat kann für die An- 
nahme und Änderung der Gebührenord- 
nung sowie, falls dadurch die finanzielle 
Belastung der Vertragsstaaten vergrößert 
wird, für die Feststellung des Haushalts- 
plans und eines Berichtigungs- oder Nach- 
tragshaushaltsplans der Organisation nach 
einer ersten Abstimmung, in der jeder Ver- 
tragsstaat über eine Stimme verfügt, unab- 
hängig vom Ausgang der Abstimmung ver- 
langen, dass unverzüglich eine zweite 
Abstimmung vorgenommen wird, in der die 


(5) The Administrative Council may not 
take a decision under paragraph 1 (b): 

- concerning an international treaty, 
before its entry into force; 

- concerning European Community leg- 
islation, before its entry into force or, 
where that legislation lays down a peri- 
od for its implementation, before the 
expiry ofthat period. 

Article 34 
Voting rights 

(1) The right to vote in the Administra- 
tive Council shall be restricted to the Con- 
tracting States. 

(2) Each Contracting State shall have 
one vote, except where Article 36 applies. 


Article 35 
Voting rules 

(1) The Administrative Council shall 
take its decisions, other than those 
referred to in paragraphs 2 and 3, by a 
simple majority of the Contracting States 
represented and voting. 

(2) A majority of three-quarters of the 
votes of the Contracting States represent- 
ed and voting shall be required for the 
decisions which the Administrative Coun- 
cil is empowered to take under Article 7, 
Article 11, paragraph 1, Article 33, para- 
graphs 1(a) and (c), and 2 to 4, Article 39, 
paragraph 1 , Article 40, paragraphs 2 and 
4, Article 46, Article 134a, Article 149a, 
paragraph 2, Article 152, Article 153, para- 
graph 7, Article 166 and Article 172. 

(3) Unanimity of the Contracting States 
voting shall be required for the decisions 
which the Administrative Council is 
empowered to take under Article 33, para- 
graph 1 (b). The Administrative Council shall 
take such decisions only if all the Contract- 
ing States are represented. A decision 
taken on the basis of Article 33, paragraph 
1 (b), shall not take effect if a Contracting 
State declares, within twelve months of the 
date of the decision, that it does not wish to 
be bound by that decision. 

(4) Abstentions shall not be considered 
as votes. 

Article 36 
Weighting of votes 

(1 ) In respect of the adoption or amend- 
ment of the Rules relating to Fees and, if 
the financial contribution to be made by 
the Contracting States would thereby be 
increased, the adoption of the budget of 
the Organisation and of any amending or 
supplementary budget, any Contracting 
State may require, following a first bailot in 
which each Contracting State shall have 
one vote, and whatever the result of this 
bailot, that a second bailot be taken imme- 
diately, in which votes shall be given to the 


(5) Le Conseil d’administration ne peut 
prendre de decision en vertu du paraqra- 
phe 1 b): 

- en ce qui concerne un traite internatio- 
nal, avant son entree en vigueur; 

- en ce qui concerne un acte legislatif de 
la Communaute europeenne, avant 
son entree en vigueur ou, lorsqu'il pre- 
voit un delai pour sa transposition, 
avant l’expiration de ce delai. 

Article 34 
Droit de vote 

(1) Les Etats contractants ont seuls 
droit de vote au Conseil d’administration. 

(2) Sous reserve de l’application de l’ar- 
ticle 36, chaque Etat contractant dispose 
d’une voix. 

Article 35 
Votes 

(1) Sous reserve des dispositions des 
paragraphes 2 et 3, le Conseil d’adminis- 
tration prend ses decisions ä la majorite 
simple des Etats contractants representes 
et votants. 

(2) Requierent la majorite des trois 
quarts des Etats contractants representes 
et votants les decisions relevant de la com- 
petence du Conseil d’administration en 
vertu de l'article 7, de l’article 1 1 , paragra- 
phe 1 , de l’article 33, paragraphes la) et c) 
et 2 ä 4, de l’article 39, paragraphe 1, de 
l’article 40, paragraphes 2 et 4, de l’article 
46, de l’article 1 34 bis , de l’article 149 bis , 
paragraphe 2, de l’article 152, de l’article 
153, paragraphe 7, de l’article 166 et de 
l’article 172. 

(3) Requierent l’unanimite des Etats 
contractants votants les decisions relevant 
de la competence du Conseil d’administra- 
tion en vertu de l’article 33, paragraphe 1 b). 
Le Conseil d’administration ne prend ces 
decisions que si tous les Etats contractants 
sont representes. Une decision prise en 
vertu de l’article 33, paragraphe 1 b) ne 
prend pas effet si un Etat contractant decla- 
re, dans un delai de douze mois ä compter 
de la date de la decision, qu’il desire ne pas 
etre lie par cette decision. 

(4) L’abstention n’est pas consideree 
com me un vote. 

Article 36 

Ponderation des voix 

(1) Pour l’adoption et la modification du 
regiement relatif aux taxes ainsi que, si la 
Charge financiere des Etats contractants 
s’en trouve accrue, pour l’adoption du 
budget de ^Organisation et des budgets 
modificatifs ou additionnels, tout Etat 
contractant peut exiger, apres un premier 
scrutin dans lequel chaque Etat contrac- 
tant dispose d’une voix et quel que soit le 
resultat de ce scrutin, qu’il soit procede 
immediatement ä un second scrutin dans 
lequel les voix sont ponderees conforme- 
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Stimmen nach Absatz 2 gewogen werden. 
Diese zweite Abstimmung ist für den Be- 
schluss maßgebend. 

(2) Die Zahl der Stimmen, über die jeder 
Vertragsstaat in der neuen Abstimmung 
verfügt, errechnet sich wie folgt: 

a) Die sich für jeden Vertragsstaat erge- 
bende Prozentzahl des in Artikel 40 
Absätze 3 und 4 vorgesehenen Auf- 
bringungsschlüssels für die besonde- 
ren Finanzbeiträge wird mit der Zahl 
der Vertragsstaaten multipliziert und 
durch fünf dividiert. 

b) Die so errechnete Stimmenzahl wird 
auf eine ganze Zahl aufgerundet. 

c) Dieser Stimmenzahl werden fünf weite- 
re Stimmen hinzugezählt. 

d) Die Zahl der Stimmen eines Vertrags- 
staats beträgt jedoch höchstens 30. 


Kapitel V 

Finanzvorschriften 

Artikel 37 

Finanzierung des Haushalts 

Der Haushalt der Organisation wird 

finanziert: 

a) durch eigene Mittel der Organisation; 

b) durch Zahlungen der Vertragsstaaten 
aufgrund der für die Aufrechterhaltung 
der europäischen Patente in diesen 
Staaten erhobenen Gebühren; 

c) erforderlichenfalls durch besondere 
Finanzbeiträge der Vertragsstaaten; 

d) gegebenenfalls durch die in Artikel 146 
vorgesehenen Einnahmen; 

e) gegebenenfalls und ausschließlich für 
Sachanlagen durch bei Dritten aufge- 
nommene und durch Grundstücke 
oder Gebäude gesicherte Darlehen; 

f) gegebenenfalls durch Drittmittel für 
bestimmte Projekte. 


Artikel 38 

Eigene Mittel 
der Organisation 

Eigene Mittel der Organisation sind: 

a) alle Einnahmen aus Gebühren und 
sonstigen Quellen sowie Rücklagen 
der Organisation; 

b) die Mittel des Pensionsreservefonds, 
der als zweckgebundenes Sonderver- 
mögen der Organisation zur Sicherung 
ihres Versorgungssystems durch die 
Bildung angemessener Rücklagen 
dient. 


States in accordance with paragraph 2. 
The decision shall be determined by the 
result of this second bailot. 

(2) The number of votes that each Con- 
tracting State shall have in the second bai- 
lot shall be calculated as follows: 

(a) the percentage obtained for each Con- 
tracting State in respect of the scale for 
the special financial contributions, pur- 
suant to Article 40, paragraphs 3 and 
4, shall be multiplied by the number of 
Contracting States and divided by five; 

(b) the number of votes thus given shall be 
rounded upwards to the next whole 
number; 

(c) five additional votes shall be added to 
this number; 

(d) nevertheless, no Contracting State 
shall have more than 30 votes. 


Chapter V 

Financial provisions 


Article 37 
Budgetary funding 

The budget of the Organisation shall be 

financed: 

(a) by the Organisation’s own resources; 

(b) by payments made by the Contracting 
States in respect of renewal fees for 
European patents levied in these 
States; 

(c) where necessary, by special financial 
contributions made by the Contracting 
States; 

(d) where appropriate, by the revenue pro- 
vided for in Article 146; 

(e) where appropriate, and for tangible 
assets only, by third-party borrowings 
secured on land or buildings; 


(f) where appropriate, by third-party fund- 
ing for specific projects. 


Article 38 

The Organisation’s 
own resources 

The Organisation’s own resources shall 
comprise: 

(a) all income from fees and other sources 
and also the reserves of the Organisa- 
tion; 

(b) the resources of the Pension Reserve 
Fund, which shall be treated as a spe- 
cial dass of asset of the Organisation, 
designed to Support the Organisation's 
Pension scheme by providing the 
appropriate reserves. 


ment aux dispositions du paragraphe 2. La 
decision resulte de ce second scrutin. 

(2) Le nombre de voix dont chaque Etat 
contractant dispose dans le nouveau scru- 
tin se calcule comme suit: 

a) le nombre correspondant au pourcen- 
tage qui resulte pour chaque Etat 
contractant de la cle de repartition des 
contributions financieres exceptionnel- 
les prevue ä l’article 40, paragraphes 3 
et 4 est multiplie par le nombre d’Etats 
contractants et divise par cinq; 

b) le nombre de voix ainsi calcule est 
arrondi au nombre entier superieur; 

c) ä ce nombre de voix s’ajoutent cinq 
voix supplementäres; 

d) toutefois, aucun Etat contractant ne 
peut disposer de plus de trente voix. 


Chapitre V 

Dispositions financieres 
Article 37 

Financement du budget 

Le budget de l’Organisation est finance: 

a) par les ressources propres de l’Organi- 
sation; 

b) par les versements des Etats contrac- 
tants au titre des taxes de maintien en 
vigueur des brevets europeens per- 
gues dans ces Etats; 

c) si necessaire, par des contributions 
financieres exceptionnelles des Etats 
contractants; 

d) le cas echeant, par les recettes pre- 
vues ä l’article 146; 

e) le cas echeant et exclusivement pour 
les immobilisations corporelies, par 
des emprunts contractes aupres de 
tiers et garantis par des terrains ou des 
bätiments; 

f) le cas echeant, par des fonds prove- 
nant de tiers pour des projets specifi- 
ques. 

Article 38 

Ressources propres 
de l’Organisation 

Les ressources propres de l’Organisa- 
tion comprennent: 

a) toutes les recettes provenant des taxes 
et d’autres sources ainsi que des 
reserves de l’Organisation; 

b) les ressources du Fonds de reserve 
pour pensions, qui doit etre considere 
comme un patrimoine special de l’Or- 
ganisation servant ä assister son regi- 
me de pensions par la Constitution de 
reserves appropriees. 
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Artikel 39 
Zahlungen 

der Vertragsstaaten aufgrund 
der für die Aufrechterhaltung der 
europäischen Patente erhobenen 
Gebühren 

(1) Jeder Vertragsstaat zahlt an die 
Organisation für jedes in diesem Staat auf- 
rechterhaltene europäische Patent einen 
Betrag in Höhe eines vom Verwaltungsrat 
festzusetzenden Anteils an der Jahresge- 
bühr, der 75% nicht übersteigen darf und 
für alle Vertragsstaaten gleich ist. Liegt der 
Betrag unter einem vom Verwaltungsrat 
festgesetzten einheitlichen Mindestbetrag, 
so hat der betreffende Vertragsstaat der 
Organisation diesen Mindestbetrag zu 
zahlen. 


(2) Jeder Vertragsstaat teilt der Organi- 
sation alle Angaben mit, die der Verwal- 
tungsrat für die Feststellung der Höhe die- 
ser Zahlungen für notwendig erachtet. 

(3) Die Fälligkeit dieser Zahlungen wird 
vom Verwaltungsrat festgelegt. 

(4) Wird eine Zahlung nicht fristgerecht 
in voller Höhe geleistet, so hat der Ver- 
tragsstaat den ausstehenden Betrag vom 
Fälligkeitstag an zu verzinsen. 

Artikel 40 
Bemessung 

der Gebühren und Anteile - 
besondere Finanzbeiträge 

(1) Die Höhe der Gebühren nach Arti- 
kel 38 und der Anteil nach Artikel 39 sind so 
zu bemessen, dass die Einnahmen hieraus 
den Ausgleich des Haushalts der Organi- 
sation gewährleisten. 

(2) Ist die Organisation jedoch nicht in 
der Lage, den Haushaltsplan nach Maßga- 
be des Absatzes 1 auszugleichen, so zah- 
len die Vertragsstaaten der Organisation 
besondere Finanzbeiträge, deren Höhe der 
Verwaltungsrat für das betreffende Haus- 
haltsjahr festsetzt. 


(3) Die besonderen Finanzbeiträge wer- 
den für jeden Vertragsstaat auf der Grund- 
lage der Anzahl der Patentanmeldungen 
des vorletzten Jahrs vor dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens nach folgendem 
Aufbringungsschlüssel festgelegt: 


a) zur Hälfte im Verhältnis der Zahl der in 
dem jeweiligen Vertragsstaat einge- 
reichten Patentanmeldungen; 

b) zur Hälfte im Verhältnis der zweit- 
höchsten Zahl von Patentanmeldun- 
gen, die von natürlichen oder juristi- 
schen Personen mit Wohnsitz oder Sitz 


Article 39 
Payments 

by the Contracting States 
in respect of renewal 
fees for European 
Patents 

(1) Each Contracting State shall pay to 
the Organisation in respect of each renew- 
al fee received for a European patent in 
that State an amount equal to a Proportion 
of that fee, to be fixed by the Administra- 
tive Council; the Proportion shall not 
exceed 75% and shall be the same for all 
Contracting States. However, if the said 
Proportion corresponds to an amount 
which is less than a uniform minimum 
amount fixed by the Administrative Coun- 
cil, the Contracting State shall pay that 
minimum to the Organisation. 

(2) Each Contracting State shall com- 
municate to the Organisation such Infor- 
mation as the Administrative Council con- 
siders to be necessary to determine the 
amount of these payments. 

(3) The due dates for these payments 
shall be determined by the Administrative 
Council. 

(4) If a payment is not remitted fully by 
the due date, the Contracting State shall 
pay interest from the due date on the 
amount remaining unpaid. 

Article 40 

Level of fees 
and payments - Special 
financial contributions 

(1) The amounts of the fees referred to 
in Article 38 and the Proportion referred to 
in Article 39 shall be fixed at such a level 
as to ensure that the revenue in respect 
thereof is sufficient for the budget of the 
Organisation to be balanced. 

(2) However, if the Organisation is 
unable to balance its budget under the 
conditions laid down in paragraph 1 , the 
Contracting States shall remit to the 
Organisation special financial contribu- 
tions, the amount of which shall be deter- 
mined by the Administrative Council for 
the accounting period in question. 

(3) These special financial contributions 
shall be determined in respect of any Con- 
tracting State on the basis of the number 
of patent applications filed in the last year 
but one prior to that of entry into force of 
this Convention, and calculated in the fol- 
lowing manner: 

(a) one half in Proportion to the number of 
patent applications filed in that Con- 
tracting State; 

(b) one half in proportion to the second 
highest number of patent applications 
filed in the other Contracting States by 
natural or legal persons having their 


Article 39 

Versements 
des Etats contractants 
au titre des taxes de maintien 
en vigueur des brevets 
europeens 

(1) Chaque Etat contractant verse ä 
l’Organisation, au titre de chaque taxe per- 
pue pour le maintien en vigueur d’un bre- 
vet europeen dans cet Etat, une somme 
dont le montant correspond ä un pourcen- 
tage de cette taxe, ä fixer par le Conseil 
d’administration, qui ne peut exceder 75% 
et est uniforme pour tous les Etats 
contractants. Si ledit pourcentage corres- 
pond ä un montant inferieur au minimum 
uniforme fixe par le Conseil d’administra- 
tion, l'Etat contractant verse ce minimum ä 
l’Organisation. 

(2) Chaque Etat contractant communi- 
que ä l’Organisation tous les elements 
juges necessaires par le Conseil d’admi- 
nistration pour determiner le montant de 
ces versements. 

(3) La date ä laquelle ces versements 
doivent etre effectues est fixee par le 
Conseil d’administration. 

(4) Si un versement n'est pas integrale- 
ment effectue ä la date fixee, l’Etat contrac- 
tant est redevable, ä compter de cette date, 
d'un interet sur le montant impaye. 

Article 40 

Niveau des taxes et des versements - 
Contributions financieres 
exceptionnelles 

(1) Le montant des taxes et le pourcen- 
tage, vises respectivement aux articles 38 
et 39, doivent etre determines de maniere 
que les recettes correspondantes permet- 
tent d’assurer l’equilibre du budget de 
l’Organisation. 

(2) Toutefois, lorsque l’Organisation se 
trouve dans l’impossibilite de realiser 
l’equilibre du budget dans les conditions 
prevues au paragraphe 1 , les Etats 
contractants versent ä l’Organisation des 
contributions financieres exceptionnelles, 
dont le montant est fixe par le Conseil 
d’administration pour l’exercice budgetai- 
re considere. 

(3) Les contributions financieres excep- 
tionnelles sont determinees pour chacun 
des Etats contractants sur la base du 
nombre des demandes de brevet depo- 
sees au cours de l’avant-derniere annee 
precedant celle de l’entree en vigueur de la 
presente Convention et selon la cle de 
repartition ci-apres: 

a) pour moitie, proportionnellement au 
nombre des demandes de brevet depo- 
sees dans l’Etat contractant concerne; 

b) pour moitie, proportionnellement au 
nombre des demandes de brevet 
deposees par les personnes physiques 
et morales ayant leur domicile ou leur 
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in dem jeweiligen Vertragsstaat in den 
anderen Vertragsstaaten eingereicht 
worden sind. 


Die Beträge, die von den Staaten zu tragen 
sind, in denen mehr als 25 000 Patentan- 
meldungen eingereicht worden sind, wer- 
den jedoch zusammengefasst und erneut 
im Verhältnis der Gesamtzahl der in diesen 
Staaten eingereichten Patentanmeldungen 
aufgeteilt. 

(4) Kann für einen Vertragsstaat ein 
Beteiligungssatz nicht nach Absatz 3 er- 
mittelt werden, so legt ihn der Verwal- 
tungsrat im Einvernehmen mit diesem 
Staat fest. 

(5) Artikel 39 Absätze 3 und 4 ist auf die 
besonderen Finanzbeiträge entsprechend 
anzuwenden. 

(6) Die besonderen Finanzbeiträge wer- 
den mit Zinsen zu einem Satz zurückge- 
zahlt, der für alle Vertragsstaaten einheit- 
lich ist. Die Rückzahlungen erfolgen, so- 
weit zu diesem Zweck Mittel im Haushalts- 
plan bereitgestellt werden können; der 
bereitgestellte Betrag wird nach dem in 
den Absätzen 3 und 4 vorgesehenen Auf- 
bringungsschlüssel auf die Vertragsstaa- 
ten verteilt. 

(7) Die in einem bestimmten Haushalts- 
jahr gezahlten besonderen Finanzbeiträge 
müssen in vollem Umfang zurückgezahlt 
sein, bevor in einem späteren Haushalts- 
jahr gezahlte besondere Finanzbeiträge 
ganz oder teilweise zurückgezahlt werden. 


Artikel 41 
Vorschüsse 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren der 
Organisation auf Antrag des Präsidenten 
des Europäischen Patentamts Vorschüsse 
auf ihre Zahlungen und Beiträge in der 
vom Verwaltungsrat festgesetzten Höhe. 
Diese Vorschüsse werden auf die Vertrags- 
staaten im Verhältnis der Beträge, die von 
diesen Staaten für das betreffende Haus- 
haltsjahr zu zahlen sind, aufgeteilt. 

(2) Artikel 39 Absätze 3 und 4 ist auf die 
Vorschüsse entsprechend anzuwenden. 

Artikel 42 
Haushaltsplan 

(1) Der Haushaltsplan der Organisation 
ist auszugleichen. Er wird nach Maßgabe 
der in der Finanzordnung festgelegten all- 
gemein anerkannten Rechnungslegungs- 
grundsätze aufgestellt. Falls erforderlich, 
können Berichtigungs- und Nachtrags- 
haushaltspläne festgestellt werden. 

(2) Der Haushaltsplan wird in der Rech- 
nungseinheit aufgestellt, die in der Finanz- 
ordnung bestimmt wird. 


residence or principal place of busi- 
ness in that Contracting State. 


However, the amounts to be contributed 
by States in which the number of patent 
applications filed exceeds 25 000 shall 
then be taken as a whole and a new scale 
drawn up in proportion to the total number 
of patent applications filed in these States. 


(4) Where the scale position of any 
Contracting State cannot be established in 
accordance with paragraph 3, the Admin- 
istrative Council shall, with the consent of 
that State, decide its scale position. 

(5) Article 39, paragraphs 3 and 4, shall 
apply mutatis mutandis to the special 
financial contributions. 

(6) The special financial contributions 
shall be repaid with interest at a rate which 
shall be the same for all Contracting 
States. Repayments shall be made in so 
far as it is possible to provide for this pur- 
pose in the budget; the amount thus pro- 
vided shall be distributed among the Con- 
tracting States in accordance with the 
scale referred to in paragraphs 3 and 4. 

(7) The special financial contributions 
remitted in any accounting period shall be 
repaid in full before any such contributions 
or parts thereof remitted in any subse- 
quent accounting period are repaid. 


Article 41 
Advances 

(1 ) At the request of the President of the 
European Patent Office, the Contracting 
States shall grant advances to the Organi- 
sation, on account of their payments and 
contributions, within the limit of the 
amount fixed by the Administrative Coun- 
cil. The amount of such advances shall be 
determined in proportion to the amounts 
due from the Contracting States for the 
accounting period in question. 

(2) Article 39, paragraphs 3 and 4, shall 
apply mutatis mutandis to the advances. 


Article 42 
Budget 

(1) The budget of the Organisation shall 
be balanced. It shall be drawn up in accor- 
dance with the generally accepted 
accounting principles laid down in the 
Financial Regulations. If necessary, there 
may be amending or supplementary bud- 
gets. 

(2) The budget shall be drawn up in the 
unit of account fixed in the Financial Regu- 
lations. 


siege sur le territoire de cet Etat dans 
celui des autres Etats contractants 
place en seconde position, dans l’or- 
dre decroissant des depöts effectues 
par lesdites personnes dans les autres 
Etats contractants. 

Toutefois, les sommes mises ä la Charge 
des Etats dans lesquels le nombre des 
demandes de brevet deposees est supe- 
rieur ä 25 000 sont reprises globalement et 
reparties ä nouveau proportionnellement 
au nombre total des demandes de brevet 
deposees dans ces memes Etats. 

(4) Lorsque le montant de la contribu- 
tion d'un Etat contractant ne peut etre 
determine dans les conditions prevues au 
paragraphe 3, le Conseil d'administration 
fixe ce montant en accord avec l’Etat 
concerne. 

(5) L’article 39, paragraphes 3 et 4, est 
applicable aux contributions financieres 
exceptionnelles. 

(6) Les contributions financieres excep- 
tionnelles sont remboursees avec un inte- 
ret dont le taux est uniforme pour tous les 
Etats contractants. Les remboursements 
interviennent dans la mesure oü il est pos- 
sible de prevoir des credits ä cet effet dans 
le budget et le montant ainsi prevu sera 
reparti entre les Etats contractants en 
fonction de la cle de repartition visee aux 
paragraphes 3 et 4. 

(7) Les contributions financieres excep- 
tionnelles versees au cours d’un exercice 
determine sont integralement remboursees 
avant qu’il ne soit procede au rembourse- 
ment total ou partiel de toute contribution 
exceptionnelle versee au cours d’un exerci- 
ce ulterieur. 

Article 41 

Avances 

(1) Sur demande du President de l'Offi- 
ce europeen des brevets, les Etats 
contractants consentent ä l’Organisation 
des avances de tresorerie, ä valoir sur 
leurs versements et contributions, dans la 
limite du montant fixe par le Conseil d’ad- 
ministration. Ces avances sont reparties 
au prorata des sommes dues par les Etats 
contractants pour l’exercice considere. 

(2) L’article 39, paragraphes 3 et 4, est 
applicable aux avances. 

Article 42 
Budget 

(1) Le budget de l’Organisation doit etre 
equilibre. II est etabli selon les principes 
comptables generalement admis, tels que 
definis au regiement financier. En tant que 
de besoin, des budgets modificatifs ou 
additionnels peuvent etre etablis. 

(2) Le budget est etabli dans l’unite de 
compte fixee par le regiement financier. 
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Artikel 43 

Bewilligung der Ausgaben 

(1) Die in den Haushaltsplan eingesetz- 
ten Ausgaben werden für ein Haushalts- 
jahr bewilligt, soweit die Finanzordnung 
nichts anderes bestimmt. 

(2) Nach Maßgabe der Finanzordnung 
dürfen Mittel, die bis zum Ende eines 
Haushaltsjahrs nicht verbraucht worden 
sind, lediglich auf das nächste Haushalts- 
jahr übertragen werden; eine Übertragung 
von Mitteln, die für Personalausgaben vor- 
gesehen sind, ist nicht zulässig. 

(3) Die vorgesehenen Mittel werden 
nach Kapiteln gegliedert, in denen die Aus- 
gaben nach Art oder Bestimmung zusam- 
mengefasst sind; soweit erforderlich, wer- 
den die Kapitel nach der Finanzordnung 
unterteilt. 

Artikel 44 

Mittel für unvorhergesehene 
Ausgaben 

(1) Im Haushaltsplan der Organisation 
können Mittel für unvorhergesehene Aus- 
gaben veranschlagt werden. 

(2) Die Verwendung dieser Mittel durch 
die Organisation setzt die vorherige Zu- 
stimmung des Verwaltungsrats voraus. 


Artikel 45 
Haushaltsjahr 

Das Haushaltsjahr beginnt am 1 . Januar 
und endet am 31 . Dezember. 

Artikel 46 
Entwurf und 

Feststellung des Haushaltsplans 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts legt dem Verwaltungsrat den 
Entwurf des Haushaltsplans bis zu dem in 
der Finanzordnung vorgeschriebenen Zeit- 
punkt vor. 

(2) Der Haushaltsplan sowie Berichti- 
gungs- und Nachtragshaushaltspläne wer- 
den vom Verwaltungsrat festgestellt. 

Artikel 47 

Vorläufige Haushaltsführung 

(1) Ist zu Beginn eines Haushaltsjahrs 
der Haushaltsplan vom Verwaltungsrat 
noch nicht festgestellt, so können nach 
der Finanzordnung für jedes Kapitel oder 
jede sonstige Untergliederung monatliche 
Ausgaben bis zur Höhe eines Zwölftels der 
im Haushaltsplan für das vorausgegan- 
gene Haushaltsjahr bereitgestellten Mittel 
vorgenommen werden; der Präsident des 
Europäischen Patentamts darf jedoch 
höchstens über ein Zwölftel der Mittel ver- 
fügen, die in dem Entwurf des Haushalts- 
plans vorgesehen sind. 

(2) Der Verwaltungsrat kann unter 
Beachtung der sonstigen Vorschriften des 
Absatzes 1 Ausgaben genehmigen, die 


Article 43 

Authorisation for expenditure 

(1) The expenditure entered in the 
budget shall be authorised for the duration 
of one accounting period, unless the 
Financial Regulations provide otherwise. 

(2) In accordance with the Financial 
Regulations, any appropriations, otherthan 
those relating to staff costs, which are 
unexpended at the end of the accounting 
period may be carried forward, but not 
beyond the end of the following accounting 
period. 

(3) Appropriations shall be set out 
under different headings according to type 
and purpose of the expenditure and subdi- 
vided, as far as necessary, in accordance 
with the Financial Regulations. 


Article 44 

Appropriations for unforeseeable 
expenditure 

(1) The budget of the Organisation may 
contain appropriations for unforeseeable 
expenditure. 

(2) The employment of these appropria- 
tions by the Organisation shall be subject 
to the prior approval of the Administrative 
Council. 


Article 45 
Accounting period 

The accounting period shall commence 
on 1 January and end on 31 December. 

Article 46 

Preparation and 
adoption of the budget 

(1) The President of the European 
Patent Office shall submit the draft budget 
to the Administrative Council no later than 
the date prescribed in the Financial Regu- 
lations. 

(2) The budget and any amending or 
supplementary budget shall be adopted 
by the Administrative Council. 

Article 47 
Provisional budget 

(1) If, atthe beginning of the accounting 
period, the budget has not been adopted 
by the Administrative Council, expendi- 
tures may be effected on a monthly basis 
per heading or other division of the bud- 
get, in accordance with the Financial 
Regulations, up to one-twelfth of the 
budget appropriations for the preceding 
accounting period, provided that the 
appropriations thus made available to the 
President of the European Patent Office 
shall not exceed one-twelfth of those 
provided for in the draft budget. 

(2) The Administrative Council may, 
subject to the observance of the other pro- 
visions laid down in paragraph 1 , authorise 


Article 43 

Autorisations de depenses 

(1) Les depenses inscrites au budget 
sont autorisees pour la duree de l’exercice 
budgetaire, sauf si le regiement financier 
en dispose autrement. 

(2) Conformement au regiement finan- 
cier, les credits qui ne sont pas utilises ä la 
fin de l’exercice budgetaire, ä l’exception 
de ceux relatifs aux depenses de person- 
nel, peuvent faire l’objet d'un report qui 
sera limite au seul exercice suivant. 

(3) Les credits sont specialises par cha- 
pitres groupant les depenses selon leur 
nature ou leur destination et subdivises, en 
tant que de besoin, conformement au 
regiement financier. 


Article 44 

Credits pour depenses 
imprevisibles 

(1) Des credits pour depenses imprevi- 
sibles peuvent etre inscrits au budget de 
l’Organisation. 

(2) L’utilisation de ces credits par l’Or- 
ganisation est subordonnee ä l'autorisa- 
tion prealable du Conseil d’administration. 


Article 45 

Exercice budgetaire 

L’exercice budgetaire commence le 1 er 
janvier et s’acheve le 31 decembre. 

Article 46 

Preparation et 
adoption du budget 

(1) Le President de l’Office europeen 
des brevets soumet le projet de budget au 
Conseil d’administration au plus tard ä la 
date fixee par le regiement financier. 

(2) Le budget ainsi que tout budget 
modificatif ou additionnel sont arretes par 
le Conseil d’administration. 

Article 47 
Budget provisoire 

(1) Si, au debut d'un exercice budgetai- 
re, le budget n’a pas encore ete arrete par 
le Conseil d’administration, les depenses 
pourront etre effectuees mensuellement 
par chapitre ou par une autre division, 
conformement au regiement financier, 
dans la limite du douzieme des credits 
ouverts au budget de l’exercice precedent, 
sans que cette mesure puisse avoir pour 
effet de mettre ä la disposition du Presi- 
dent de l’Office europeen des brevets des 
credits superieurs au douzieme de ceux 
prevus dans le projet de budget. 

(2) Le Conseil d’administration peut, 
sous reserve que les autres conditions 
prevues au paragraphe premier soient res- 
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über dieses Zwölftel hinausgehen. 

(3) Die in Artikel 37 b) genannten Zah- 
lungen werden einstweilen weiter nach 
Maßgabe der Bedingungen geleistet, die 
nach Artikel 39 für das vorausgegangene 
Haushaltsjahr festgelegt worden sind. 

(4) Jeden Monat zahlen die Vertrags- 
staaten einstweilen nach dem in Artikel 40 
Absätze 3 und 4 festgelegten Aufbrin- 
gungsschlüssel besondere Finanzbeiträ- 
ge, sofern dies notwendig ist, um die 
Durchführung der Absätze 1 und 2 zu 
gewährleisten. Artikel 39 Absatz 4 ist auf 
diese Beiträge entsprechend anzuwenden. 

Artikel 48 

Ausführung des Haushaltsplans 

(1) Im Rahmen der zugewiesenen Mittel 
führt der Präsident des Europäischen Pa- 
tentamts den Haushaltsplan sowie Berich- 
tigungs- und Nachtragshaushaltspläne in 
eigener Verantwortung aus. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann im Rahmen des Haus- 
haltsplans nach Maßgabe der Finanzord- 
nung Mittel von Kapitel zu Kapitel oder von 
Untergliederung zu Untergliederung über- 
tragen. 

Artikel 49 

Rechnungsprüfung 

(1) Die Rechnung über alle Einnahmen 
und Ausgaben des Haushaltsplans sowie 
eine Übersicht über das Vermögen und die 
Schulden der Organisation werden von 
Rechnungsprüfern geprüft, die volle Ge- 
währ für ihre Unabhängigkeit bieten müs- 
sen und vom Verwaltungsrat für einen Zeit- 
raum von fünf Jahren bestellt werden; die 
Bestellung kann verlängert oder erneuert 
werden. 

(2) Die Prüfung erfolgt anhand der 
Rechnungsunterlagen und erforderlichen- 
falls an Ort und Stelle. Durch die Prüfung 
wird die Rechtmäßigkeit und Ordnungs- 
mäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben 
sowie die Wirtschaftlichkeit der Haushalts- 
führung festgestellt. Nach Abschluss eines 
jeden Haushaltsjahrs erstellen die Rech- 
nungsprüfer einen Bericht, der einen 
Unterzeichneten Bestätigungsvermerk ent- 
hält. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts legt dem Verwaltungsrat jähr- 
lich die Rechnungen des abgelaufenen 
Haushaltsjahrs für die Rechnungsvorgän- 
ge des Haushaltsplans und die Übersicht 
über das Vermögen und die Schulden 
zusammen mit dem Bericht der Rech- 
nungsprüfer vor. 

(4) Der Verwaltungsrat genehmigt die 
Jahresrechnung sowie den Bericht der 
Rechnungsprüfer und erteilt dem Präsi- 
denten des Europäischen Patentamts Ent- 
lastung hinsichtlich der Ausführung des 
Haushaltsplans. 


expenditure in excess of one-twelfth of the 
appropriations. 

(3) The payments referred to in Article 
37(b), shall continue to be made, on a provi- 
sional basis, under the conditions deter- 
mined under Article 39 for the year preced- 
ing that to which the draft budget relates. 

(4) The Contracting States shall pay 
each month, on a provisional basis and in 
accordance with the scale referred to in 
Article 40, paragraphs 3 and 4, any special 
financial contributions necessary to ensure 
implementation of paragraphs 1 and 2. 
Article 39, paragraph 4, shall apply mutatis 
mutandis to these contributions. 


Article 48 

Budget implementation 

(1 ) The President of the European Patent 
Office shall implement the budget and any 
amending or supplementary budget on his 
own responsibility and within the limits of 
the allocated appropriations. 

(2) Within the budget, the President of 
the European Patent Office may, in accor- 
dance with the Financial Regulations, 
transfer funds between the various head- 
ings or sub-headings. 


Article 49 

Auditing of accounts 

(1) The income and expenditure 
account and a balance sheet of the Organ- 
isation shall be examined by auditors 
whose independence is beyond doubt, 
appointed by the Administrative Council 
for a period of five years, which shall be 
renewable or extensible. 


(2) The audit shall be based on vouch- 
ers and shall take place, if necessary, in 
situ. The audit shall ascertain whether all 
income has been received and all expendi- 
ture effected in a lawful and proper manner 
and whether the financial management is 
sound. The auditors shall draw up a report 
containing a signed audit opinion after the 
end of each accounting period. 


(3) The President of the European 
Patent Office shall annually submit to the 
Administrative Council the accounts of the 
preceding accounting period in respect of 
the budget and the balance sheet showing 
the assets and liabilities of the Organisa- 
tion together with the report of the audi- 
tors. 

(4) The Administrative Council shall 
approve the annual accounts together with 
the report of the auditors and shall dis- 
charge the President of the European 
Patent Office in respect of the implementa- 
tion of the budget. 


pectees, autoriser les depenses excedant 
le douzieme. 

(3) A titre provisionnel, les versements 
vises ä l’article 37 b) continueront ä etre 
effectues dans les conditions prevues ä 
l’article 39 pour l’exercice precedant celui 
auquel se rapporte le projet de budget. 

(4) Les Etats contractants versent cha- 
que mois, ä titre provisionnel et conforme- 
ment ä la cle de repartition visee ä l’article 
40, paragraphes 3 et 4, toutes contribu- 
tions financieres exceptionnelles neces- 
saires en vue d’assurer l’application des 
paragraphes 1 et 2. L’article 39, paragra- 
phe 4, est applicable ä ces contributions. 

Article 48 

Execution du budget 

(1) Le President de l’Office europeen 
des brevets execute le budget ainsi que 
les budgets modificatifs ou additionnels, 
sous sa propre responsabilite et dans la 
limite des credits alloues. 

(2) A l’interieur du budget, le President 
de l’Office europeen des brevets peut pro- 
ceder, dans les limites et conditions fixees 
par le regiement financier, ä des virements 
de credits, soit de chapitre ä chapitre, soit 
de subdivision ä subdivision. 

Article 49 

Verification des comptes 

(1) Les comptes de la totalite des recet- 
tes et depenses du budget, ainsi que le 
bilan de l’Organisation, sont examines par 
des commissaires aux comptes offrant 
toutes les garanties d'independance, 
nommes par le Conseil d’administration 
pour une periode de cinq ans qui peut etre 
prolongee ou renouvelee. 


(2) La verification a lieu sur pieces et au 
besoin sur place. La verification a pour 
objet de constater la legalite et la regulari- 
te des recettes et depenses et de s’assurer 
de la bonne gestion financiere. Les com- 
missaires etablissent apres la clöture de 
chaque exercice un rapport qui contient 
une certification des comptes signee. 


(3) Le President de l’Office europeen 
des brevets soumet chaque annee au 
Conseil d’administration les comptes de 
l’exercice ecoule afferents aux operations 
du budget, ainsi que le bilan de l’actif et du 
passif de l’Organisation, accompagnes du 
rapport des commissaires aux comptes. 

(4) Le Conseil d’administration approu- 
ve le bilan annuel ainsi que le rapport des 
commissaires aux comptes et donne 
decharge au President de l’Office euro- 
peen des brevets pour l’execution du bud- 
get. 
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Artikel 50 
Finanzordnung 

Die Finanzordnung regelt insbesondere: 

a) die Art und Weise der Aufstellung und 
Ausführung des Haushaltsplans sowie 
der Rechnungslegung und Rech- 
nungsprüfung; 

b) die Art und Weise sowie das Verfahren, 
wie die in Artikel 37 vorgesehenen 
Zahlungen und Beiträge sowie die in 
Artikel 41 vorgesehenen Vorschüsse 
von den Vertragsstaaten der Organisa- 
tion zur Verfügung zu stellen sind; 

c) die Verantwortung der Anweisungsbe- 
fugten und der Rechnungsführer sowie 
die entsprechenden Kontrollmaßnah- 
men; 

d) die Sätze der in den Artikeln 39, 40 
und 47 vorgesehenen Zinsen; 

e) die Art und Weise der Berechnung der 
nach Artikel 146 zu leistenden Beiträ- 
ge; 

f) Zusammensetzung und Aufgaben 
eines Haushalts- und Finanzausschus- 
ses, der vom Verwaltungsrat einge- 
setzt werden soll; 

g) die dem Haushaltsplan und dem Jah- 
resabschluss zugrunde zu legenden 
allgemein anerkannten Rechnungsle- 
gungsgrundsätze. 

Artikel 51 
Gebühren 

(1) Das Europäische Patentamt kann 
Gebühren für die nach diesem Überein- 
kommen durchgeführten amtlichen Aufga- 
ben und Verfahren erheben. 

(2) Fristen für die Entrichtung von Ge- 
bühren, die nicht bereits im Übereinkom- 
men bestimmt sind, werden in der Ausfüh- 
rungsordnung festgelegt. 

(3) Sieht die Ausführungsordnung vor, 
dass eine Gebühr zu entrichten ist, so wer- 
den dort auch die Rechtsfolgen ihrer nicht 
rechtzeitigen Entrichtung festgelegt. 

(4) Die Gebührenordnung bestimmt ins- 
besondere die Höhe der Gebühren und die 
Art und Weise, wie sie zu entrichten sind. 


Zweiter Teil 

Materielles Patentrecht 

Kapitel I 
Patentierbarkeit 

Artikel 52 

Patentierbare Erfindungen 

(1) Europäische Patente werden für Er- 
findungen auf allen Gebieten der Technik 
erteilt, sofern sie neu sind, auf einer erfin- 


Article 50 

Financial Regulations 

The Financial Regulations shall lay down 

in particular: 

(a) the arrangements relating to the estab- 
lishment and implementation of the 
budget and for the rendering and 
auditing of accounts; 

(b) the method and procedure whereby 
the payments and contributions pro- 
vided for in Article 37 and the ad- 
vances provided for in Article 41 are to 
be made available to the Organisation 
by the Contracting States; 

(c) the rules concerning the responsibili- 
ties of authorising and accounting offi- 
cers and the arrangements for their 
supervision; 

(d) the rates of interest provided for in Arti- 
cles 39, 40 and 47; 

(e) the method of calculating the contribu- 
tions payable by virtue of Article 146; 

(f) the composition of and duties to be 
assigned to a Budget and Finance 
Committee which should be set up by 
the Administrative Council; 

(g) the generally accepted accounting 
principles on which the budget and the 
annual financial Statements shall be 
based. 


Article 51 
Fees 

(1) The European Patent Office may 
levy fees for any official task or procedure 
carried out under this Convention. 

(2) Time limits for the payment of fees 
other than those fixed by this Convention 
shall be laid down in the Implementing 
Regulations. 

(3) Wherethe Implementing Regulations 
provide that a fee shall be paid, they shall 
also lay down the legal consequences of 
failure to pay such fee in due time. 

(4) The Rules relating to Fees shall 
determine in particular the amounts of the 
fees and the ways in which they are to be 
paid. 


Part II 

Substantive patent law 

Chapter I 
Patentability 

Article 52 

Patentable inventions 

(1) European patents shall be granted 
for any inventions, in all fields of technolo- 
gy, provided that they are new, involve an 


Article 50 

Reglement financier 

Le regiement financier determine 

notamment: 

a) les modalites relatives ä l’etablisse- 
ment et ä l’execution du budget ainsi 
qu’ä la reddition et ä la verification des 
comptes; 

b) les modalites et la procedure selon les- 
quelles les versements et contributions 
prevus ä l’article 37, ainsi que les avan- 
ces prevues ä l’article 41 , doivent etre 
mis ä la disposition de l’Organisation 
par les Etats contractants; 

c) les regles et l’organisation du contröle 
et la responsabilite des ordonnateurs 
et comptables; 

d) les taux d'interets prevus aux articles 
39, 40 et 47; 

e) les modalites de calcul des contribu- 
tions ä verser au titre de l’article 146; 

f) la composition et les täches d’une 
commission du budget et des finances 
qui devrait etre instituee par le Conseil 
d’administration; 

g) les principes comptables generale- 
ment admis sur lesquels se fondent le 
budget et les etats financiers annuels. 


Article 51 
Taxes 

(1) L'Office europeen des brevets peut 
percevoir des taxes pour toute täche ou 
procedure officielle executee en vertu de la 
presente Convention. 

(2) Les delais de paiement des taxes 
autres que ceux fixes par la presente 
convention sont prevus dans le regiement 
d’execution. 

(3) Lorsque le regiement d’execution 
prescrit le paiement d’une taxe, il prevoit 
egalement les consequences juridiques du 
defaut de paiement dans les delais. 

(4) Le regiement relatif aux taxes fixe 
notamment le montant des taxes et leur 
mode de perception. 


Deuxieme partie 
Droit des brevets 

Chapitre I 
Brevetabilite 

Article 52 

Inventions brevetables 

(1) Les brevets europeens sont delivres 
pour toute invention dans tous les domai- 
nes technologiques, ä condition qu’elle 
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derischen Tätigkeit beruhen und gewerb- 
lich anwendbar sind. 

(2) Als Erfindungen im Sinne des Absat- 
zes 1 werden insbesondere nicht angese- 
hen: 

a) Entdeckungen, wissenschaftliche The- 
orien und mathematische Methoden; 

b) ästhetische Formschöpfungen; 

c) Pläne, Regeln und Verfahren für 
gedankliche Tätigkeiten, für Spiele 
oder für geschäftliche Tätigkeiten 
sowie Programme für Datenverarbei- 
tungsanlagen; 

d) die Wiedergabe von Informationen. 

(3) Absatz 2 steht der Patentierbarkeit 
der dort genannten Gegenstände oder 
Tätigkeiten nur insoweit entgegen, als sich 
die europäische Patentanmeldung oder 
das europäische Patent auf diese Gegen- 
stände oder Tätigkeiten als solche bezieht. 

Artikel 53 
Ausnahmen 

von der Patentierbarkeit 

Europäische Patente werden nicht 
erteilt für: 

a) Erfindungen, deren gewerbliche Ver- 
wertung gegen die öffentliche Ordnung 
oder die guten Sitten verstoßen würde; 
ein solcher Verstoß kann nicht allein 
daraus hergeleitet werden, dass die 
Verwertung in allen oder einigen Ver- 
tragsstaaten durch Gesetz oder Ver- 
waltungsvorschrift verboten ist; 

b) Pflanzensorten oder Tierrassen sowie 
im Wesentlichen biologische Verfahren 
zur Züchtung von Pflanzen oder Tieren. 
Dies gilt nicht für mikrobiologische Ver- 
fahren und die mithilfe dieser Verfahren 
gewonnenen Erzeugnisse; 

c) Verfahren zur chirurgischen oder thera- 
peutischen Behandlung des menschli- 
chen oder tierischen Körpers und Dia- 
gnostizierverfahren, die am menschli- 
chen oder tierischen Körper vorgenom- 
men werden. Dies gilt nicht für Erzeug- 
nisse, insbesondere Stoffe oder Stoff- 
gemische, zur Anwendung in einem die- 
ser Verfahren. 

Artikel 54 
Neuheit 

(1) Eine Erfindung gilt als neu, wenn sie 
nicht zum Stand der Technik gehört. 

(2) Den Stand der Technik bildet alles, 
was vor dem Anmeldetag der europäi- 
schen Patentanmeldung der Öffentlichkeit 
durch schriftliche oder mündliche Be- 
schreibung, durch Benutzung oder in 
sonstiger Weise zugänglich gemacht wor- 
den ist. 

(3) Als Stand der Technik gilt auch der 
Inhalt der europäischen Patentanmeldun- 
gen in der ursprünglich eingereichten Fas- 


inventive Step and are susceptible of 
industrial application. 

(2) The following in particular shall not 
be regarded as inventions within the 
meaning of paragraph 1 : 

(a) discoveries, scientific theories and 
mathematical methods; 

(b) aesthetic creations; 

(c) schemes, rules and methods for per- 
forming mental acts, playing games or 
doing business, and programs for 
Computers; 

(d) presentations of information. 

(3) Paragraph 2 shall exclude the 
patentability of the subject-matter or activ- 
ities referred to therein only to the extent to 
which a European patent application or 
European patent relates to such subject- 
matter or activities as such. 

Article 53 

Exceptions 
to patentability 

European patents shall not be granted in 
respect of: 

(a) inventions the commercial exploitation 
of which would be contrary to “ordre 
public” or morality; such exploitation 
shall not be deemed to be so contrary 
merely because it is prohibited by law 
or regulation in some or all of the Con- 
tracting States; 

(b) plant or animal varieties or essentially 
biological processes for the production 
of plants or animals; this Provision shall 
not apply to microbiological processes 
or the products thereof; 


(c) methods for treatment of the human or 
animal body by surgery or therapy and 
diagnostic methods practised on the 
human or animal body; this Provision 
shall not apply to products, in particular 
substances or compositions, for use in 
any of these methods. 


Article 54 
Novelty 

(1) An invention shall be considered to 
be new if it does not form part of the state 
of the art. 

(2) The state of the art shall be held to 
comprise everything made available to the 
public by means of a written or oral 
description, by use, or in any other way, 
before the date of filing of the European 
patent application. 

(3) Additionally, the content of Euro- 
pean patent applications as filed, the 
dates of filing of which are prior to the date 


soit nouvelle, qu’elle implique une activite 
inventive et qu’elle soit susceptible d’ap- 
plication industrielle. 

(2) Ne sont pas consideres comme des 
inventions au sens du paragraphe 1 
notamment: 

a) les decouvertes, les theories scientifi- 
ques et les methodes mathematiques; 

b) les creations esthetiques; 

c) les plans, principes et methodes dans 
l’exercice d’activites intellectuelles, en 
matiere de jeu ou dans le domaine des 
activites economiques, ainsi que les 
programmes d’ordinateur; 

d) les presentations d’informations. 

(3) Le paragraphe 2 n’exclut la breveta- 
bilite des elements qu’il enumere que dans 
la mesure oü la demande de brevet euro- 
peen ou le brevet europeen concerne l’un 
de ces elements, considere en tant que tel. 


Article 53 

Exceptions 
ä la brevetabilite 

Les brevets europeens ne sont pas deli- 

vres pour: 

a) les inventions dont l'exploitation com- 
merciale serait contraire ä l’ordre 
public ou aux bonnes mceurs, une teile 
contradiction ne pouvant etre deduite 
du seul fait que l’exploitation est inter- 
dite, dans tous les Etats contractants 
ou dans plusieurs d’entre eux, par une 
disposition legale ou reglementaire; 

b) les varietes vegetales ou les races ani- 
males ainsi que les procedes essen- 
tiellement biologiques d’obtention de 
vegetaux ou d’animaux, cette disposi- 
tion ne s’appliquant pas aux procedes 
microbiologiques et aux produits obte- 
nus par ces procedes; 

c) les methodes de traitement chirurgical 
ou therapeutique du corps humain ou 
animal et les methodes de diagnostic 
appliquees au corps humain ou animal, 
cette disposition ne s'appliquant pas 
aux produits, notamment aux substan- 
ces ou compositions, pour la mise en 
ceuvre d’une de ces methodes. 


Article 54 
Nouveaute 

(1) Une invention est consideree 
comme nouvelle si eile n’est pas comprise 
dans l’etat de la technique. 

(2) L’etat de la technique est constitue 
par tout ce qui a ete rendu accessible au 
public avant la date de depöt de la deman- 
de de brevet europeen par une description 
ecrite ou orale, un usage ou tout autre 
moyen. 

(3) Est egalement considere comme 
compris dans l’etat de la technique le 
contenu de demandes de brevet europeen 
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sung, deren Anmeldetag vor dem in 
Absatz 2 genannten Tag liegt und die erst 
an oder nach diesem Tag veröffentlicht 
worden sind. 

(4) Gehören Stoffe oder Stoffgemische 
zum Stand der Technik, so wird ihre Paten- 
tierbarkeit durch die Absätze 2 und 3 nicht 
ausgeschlossen, sofern sie zur Anwen- 
dung in einem in Artikel 53 c) genannten 
Verfahren bestimmt sind und ihre Anwen- 
dung in einem dieser Verfahren nicht zum 
Stand der Technik gehört. 

(5) Ebensowenig wird die Patentierbar- 
keit der in Absatz 4 genannten Stoffe oder 
Stoffgemische zur spezifischen Anwen- 
dung in einem in Artikel 53 c) genannten 
Verfahren durch die Absätze 2 und 3 aus- 
geschlossen, wenn diese Anwendung 
nicht zum Stand der Technik gehört. 

Artikel 55 

Unschädliche Offenbarungen 

(1) Für die Anwendung des Artikels 54 
bleibt eine Offenbarung der Erfindung 
außer Betracht, wenn sie nicht früher als 
sechs Monate vor Einreichung der euro- 
päischen Patentanmeldung erfolgt ist und 
unmittelbar oder mittelbar zurückgeht: 

a) auf einen offensichtlichen Missbrauch 
zum Nachteil des Anmelders oder sei- 
nes Rechtsvorgängers oder 

b) auf die Tatsache, dass der Anmelder 
oder sein Rechtsvorgänger die Erfin- 
dung auf amtlichen oder amtlich aner- 
kannten Ausstellungen im Sinn des am 
22. November 1928 in Paris Unter- 
zeichneten und zuletzt am 30. Novem- 
ber 1972 revidierten Übereinkommens 
über internationale Ausstellungen zur 
Schau gestellt hat. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 b) ist Ab- 
satz 1 nur anzuwenden, wenn der Anmel- 
der bei Einreichung der europäischen 
Patentanmeldung angibt, dass die Erfin- 
dung tatsächlich zur Schau gestellt wor- 
den ist, und innerhalb der Frist und unter 
den Bedingungen, die in der Ausführungs- 
ordnung vorgeschrieben sind, eine ent- 
sprechende Bescheinigung einreicht. 

Artikel 56 

Erfinderische Tätigkeit 

Eine Erfindung gilt als auf einer erfinderi- 
schen Tätigkeit beruhend, wenn sie sich 
für den Fachmann nicht in nahe liegender 
Weise aus dem Stand der Technik ergibt. 
Gehören zum Stand der Technik auch 
Unterlagen im Sinn des Artikels 54 Ab- 
satz 3, so werden diese bei der Beurtei- 
lung der erfinderischen Tätigkeit nicht in 
Betracht gezogen. 

Artikel 57 

Gewerbliche Anwendbarkeit 

Eine Erfindung gilt als gewerblich 
anwendbar, wenn ihr Gegenstand auf 


referred to in paragraph 2 and which were 
published on or after that date, shall be 
considered as comprised in the state of 
the art. 

(4) Paragraphs 2 and 3 shall not 
exclude the patentability of any substance 
or composition, comprised in the state of 
the art, for use in a method referred to in 
Article 53(c), provided that its use for any 
such method is not comprised in the state 
of the art. 

(5) Paragraphs 2 and 3 shail also not 
exclude the patentability of any substance 
or composition referred to in paragraph 4 
for any specific use in a method referred to 
in Article 53(c), provided that such use is 
not comprised in the state of the art. 


Article 55 

Non-prejudicial disclosures 

(1) For the application of Article 54, a 
disclosure of the invention shall not be 
taken into consideration if it occurred no 
earlier than six months preceding the filing 
of the European patent application and if it 
was due to, or in consequence of: 

(a) an evident abuse in relation to the 
applicant or his legal predecessor, or 

(b) the fact that the applicant or his legal 
predecessor has displayed the inven- 
tion at an official, or officially recog- 
nised, international exhibition falling 
within the terms of the Convention on 
international exhibitions signed at Paris 
on 22 November 1 928 and last revised 
on 30 November 1972. 


(2) In the case of paragraph 1(b), para- 
graph 1 shall apply only if the applicant 
States, when filing the European patent 
application, that the invention has been so 
displayed and files a supporting certificate 
within the time limit and under the condi- 
tions laid down in the Implementing Regu- 
lations. 


Article 56 
Inventive Step 

An invention shall be considered as 
involving an inventive Step if, having regard 
to the state of the art, it is not obvious to a 
person skilled in the art. If the state of the 
art also includes documents within the 
meaning of Article 54, paragraph 3, these 
documents shall not be considered in 
deciding whether there has been an inven- 
tive Step. 


Article 57 

Industrial application 

An invention shall be considered as sus- 
ceptible of industrial application if it can be 


telles qu’elles ont ete deposees, qui ont 
une date de depöt anterieure ä celle men- 
tionnee au paragraphe 2 et qui n’ont ete 
publiees qu’ä cette date ou ä une date 
posterieure. 

(4) Les paragraphes 2 et 3 n’excluent 
pas la brevetabilite d’une substance ou 
composition comprise dans l’etat de la 
technique pour la mise en oeuvre d'une 
methode visee ä l’article 53 c), ä condition 
que son utilisation pour l’une quelconque 
de ces methodes ne soit pas comprise 
dans l’etat de la technique. 

(5) Les paragraphes 2 et 3 n’excluent 
pas non plus la brevetabilite d’une sub- 
stance ou composition visee au para- 
graphe 4 pour toute utilisation specifique 
dans une methode visee ä l’article 53 c), ä 
condition que cette utilisation ne soit pas 
comprise dans l’etat de la technique. 

Article 55 

Divulgations non opposables 

(1) Pour l’application de l'article 54, une 
divulgation de l’invention n’est pas prise 
en consideration si eile n’est pas interve- 
nue plus töt que six mois avant le depöt de 
la demande de brevet europeen et si eile 
resulte directement ou indirectement: 

a) d'un abus evident ä l’egard du deman- 
deur ou de son predecesseur en droit 
ou 

b) du fait que le demandeur ou son pre- 
decesseur en droit a expose l’invention 
dans des expositions officielles ou 
officiellement reconnues au sens de 
la Convention concernant les exposi- 
tions internationales, signee ä Paris le 
22 novembre 1928 et revisee en der- 
nier Neu le 30 novembre 1972. 

(2) Dans le cas vise au paragraphe 1 b), 
ce dernier n’est applicable que si le 
demandeur declare, lors du depöt de la 
demande de brevet europeen, que l’inven- 
tion a ete reellement exposee et produit 
une attestation ä l’appui de sa declaration 
dans le delai et dans les conditions prevus 
par le regiement d’execution. 


Article 56 
Activite inventive 

Une invention est consideree comme 
impliquant une activite inventive si, pour 
un homme du metier, eile ne decoule pas 
d’une maniere evidente de l’etat de la 
technique. Si l’etat de la technique com- 
prend egalement des documents vises ä 
l’article 54, paragraphe 3, ils ne sont pas 
pris en consideration pour l’appreciation 
de l’activite inventive. 

Article 57 

Application industrielle 

Une invention est consideree comme 
susceptible d’application industrielle si 
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irgendeinem gewerblichen Gebiet ein- 
schließlich der Landwirtschaft hergestellt 
oder benutzt werden kann. 


Kapitel II 

Zur Einreichung und 
Erlangung des europäischen 
Patents berechtigte Personen 
- Erfindernennung 

Artikel 58 

Recht zur 

Anmeldung europäischer Patente 

Jede natürliche oder juristische Person 
und jede Gesellschaft, die nach dem für sie 
maßgebenden Recht einer juristischen Per- 
son gleichgestellt ist, kann die Erteilung 
eines europäischen Patents beantragen. 

Artikel 59 
Mehrere Anmelder 

Die europäische Patentanmeldung kann 
auch von gemeinsamen Anmeldern oder 
von mehreren Anmeldern, die verschiede- 
ne Vertragsstaaten benennen, eingereicht 
werden. 

Artikel 60 

Recht auf das europäische Patent 

(1) Das Recht auf das europäische Pa- 
tent steht dem Erfinder oder seinem 
Rechtsnachfolger zu. Ist der Erfinder ein 
Arbeitnehmer, so bestimmt sich das Recht 
auf das europäische Patent nach dem 
Recht des Staats, in dem der Arbeitneh- 
mer überwiegend beschäftigt ist; ist nicht 
festzustellen, in welchem Staat der Arbeit- 
nehmer überwiegend beschäftigt ist, so ist 
das Recht des Staats anzuwenden, in dem 
der Arbeitgeber den Betrieb unterhält, 
dem der Arbeitnehmer angehört. 

(2) Haben mehrere eine Erfindung un- 
abhängig voneinander gemacht, so steht 
das Recht auf das europäische Patent 
demjenigen zu, dessen europäische 
Patentanmeldung den früheren Anmelde- 
tag hat, sofern diese frühere Anmeldung 
veröffentlicht worden ist. 

(3) Im Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt gilt der Anmelder als berechtigt, 
das Recht auf das europäische Patent gel- 
tend zu machen. 

Artikel 61 

Anmeldung europäischer 
Patente durch Nichtberechtigte 

(1) Wird durch rechtskräftige Entschei- 
dung der Anspruch auf Erteilung des euro- 
päischen Patents einer Person zugespro- 
chen, die nicht der Anmelder ist, so kann 
diese Person nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung 

a) die europäische Patentanmeldung 
anstelle des Anmelders als eigene An- 
meldung weiterverfolgen, 


made or used in any kind of industry, 
including agriculture. 


Chapter 1 1 

Persons entitled 
to apply for and obtain 
a European patent - 
Mention of the inventor 

Article 58 
Entitlement to 

file a European patent application 

A European patent application may be 
filed by any natural or legal person, or any 
body equivalent to a legal person by virtue 
of the law governing it. 


Article 59 
Multiple applicants 

A European patent application may also 
be filed either by joint applicants or by two 
or more applicants designating different 
Contracting States. 


Article 60 

Right to a European patent 

(1) The right to a European patent shall 
belong to the inventor or his successor in 
title. If the inventor is an employee, the 
right to a European patent shall be deter- 
mined in accordance with the law of the 
State in which the employee is mainly 
employed; if the State in which the 
employee is mainly employed cannot be 
determined, the law to be applied shall be 
that of the State in which the employer has 
the place of business to which the employ- 
ee is attached. 

(2) If two or more persons have made 
an invention independently of each other, 
the right to a European patent therefor 
shall belong to the person whose Euro- 
pean patent application has the earliest 
date of filing, provided that this first appli- 
cation has been published. 

(3) In proceedings before the European 
Patent Office, the applicant shall be 
deemed to be entitled to exercise the right 
to a European patent. 

Article 61 

European patent applications filed 
by non-entitled persons 

(1) If by a final decision it is adjudged 
that a person other than the applicant is 
entitled to the grant of the European 
patent, that person may, in accordance 
with the Implementing Regulations: 


(a) prosecute the European patent appli- 
cation as his own application in place 
of the applicant; 


son objet peut etre fabrique ou utilise dans 
tout genre d’industrie, y compris l’agricul- 
ture. 


Chapitre II 

Personnes habilitees 
ä demander et ä obtenir 
un brevet europeen - 

Designation de l’inventeur 

Article 58 

Habilitation ä deposer une 
demande de brevet europeen 

Toute personne physique ou morale et 
toute societe assimilee ä une personne 
morale en vertu du droit dont eile releve 
peut demander un brevet europeen. 

Article 59 

Pluralite de demandeurs 

Une demande de brevet europeen peut 
etre egalement deposee soit par des 
codemandeurs, soit par plusieurs deman- 
deurs qui designent des Etats contrac- 
tants differents. 

Article 60 

Droit au brevet europeen 

(1) Le droit au brevet europeen appar- 
tient ä l’inventeur ou ä son ayant cause. Si 
l’inventeur est un employe, le droit au bre- 
vet europeen est defini selon le droit de 
I ’ Etat dans lequel l’employe exerce son 
activite principale; si I ’ Etat dans lequel 
s’exerce l’activite principale ne peut etre 
determine, le droit applicable est celui de 
I ’ Etat dans lequel se trouve l’etablissement 
de l’employeur auquel l’employe est atta- 
che. 

(2) Si plusieurs personnes ont realise 
l’invention independamment l’une de l’au- 
tre, le droit au brevet europeen appartient 
ä celle dont la demande de brevet euro- 
peen a la date de depöt la plus ancienne, 
sous reserve que cette premiere demande 
ait ete publiee. 

(3) Dans la procedure devant l’Office 
europeen des brevets, le demandeur est 
repute habilite ä exercer le droit au brevet 
europeen. 

Article 61 

Demande de brevet europeen deposee 
par une personne non habilitee 

(1) Si une decision passee en force de 
chose jugee a reconnu le droit ä l’obten- 
tion du brevet europeen ä une personne 
autre que le demandeur, cette personne 
peut, conformement au regiement d'exe- 
cution: 

a) poursuivre, au lieu et place du deman- 
deur, la procedure relative ä la deman- 
de de brevet europeen, en prenant 
cette demande ä son compte, 
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b) eine neue europäische Patentanmel- 
dung für dieselbe Erfindung einreichen 
oder 

c) beantragen, dass die europäische Pa- 
tentanmeldung zurückgewiesen wird. 

(2) Auf eine nach Absatz 1 b) einge- 
reichte neue europäische Patentanmel- 
dung ist Artikel 76 Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 


Artikel 62 

Recht auf Erfindernennung 

Der Erfinder hat gegenüber dem Anmel- 
der oder Inhaber des europäischen Pa- 
tents das Recht, vor dem Europäischen 
Patentamt als Erfinder genannt zu werden. 


Kapitel III 

Wirkungen 
des europäischen 
Patents und 
der europäischen 
Patentanmeldung 

Artikel 63 
Laufzeit 

des europäischen Patents 

(1) Die Laufzeit des europäischen 
Patents beträgt zwanzig Jahre, gerechnet 
vom Anmeldetag an. 

(2) Absatz 1 lässt das Recht eines Ver- 
tragsstaats unberührt, unter den gleichen 
Bedingungen, die für nationale Patente 
gelten, die Laufzeit eines europäischen 
Patents zu verlängern oder entsprechen- 
den Schutz zu gewähren, der sich an den 
Ablauf der Laufzeit des Patents unmittel- 
bar anschließt, 

a) um einem Kriegsfall oder einer ver- 
gleichbaren Krisenlage dieses Staats 
Rechnung zu tragen; 

b) wenn der Gegenstand des europäi- 
schen Patents ein Erzeugnis oder ein 
Verfahren zur Herstellung oder eine 
Verwendung eines Erzeugnisses ist, 
das vor seinem In-Verkehr-Bringen in 
diesem Staat einem gesetzlich vorge- 
schriebenen behördlichen Genehmi- 
gungsverfahren unterliegt. 

(3) Absatz 2 ist auf die für eine Gruppe 
von Vertragsstaaten im Sinne des Arti- 
kels 142 gemeinsam erteilten europäi- 
schen Patente entsprechend anzuwenden. 

(4) Ein Vertragsstaat, der eine Verlänge- 
rung der Laufzeit oder einen entsprechen- 
den Schutz nach Absatz 2 b) vorsieht, 
kann aufgrund eines Abkommens mit der 
Organisation dem Europäischen Patent- 
amt mit der Durchführung dieser Vorschrif- 
ten verbundene Aufgaben übertragen. 


(b) file a new European patent application 
in respect of the same invention; or 


(c) request that the European patent appli- 
cation be refused. 

(2) Article 76, paragraph 1 , shall apply 
mutatis mutandis to a new European 
patent application filed under paragraph 
1(b). 


Article 62 

Right of the inventor to be mentioned 

The inventor shall have the right, vis-ä- 
vis the applicant for or proprietor of a Euro- 
pean patent, to be mentioned as such 
before the European Patent Office. 


Chapter III 

Effects of the European 
patent and the European 
patent application 


Article 63 
Term 

of the European patent 

(1) The term of the European patent 
shall be 20 years from the date of filing of 
the application. 

(2) Nothing in the preceding paragraph 
shall limit the right of a Contracting State 
to extend the term of a European patent, 
or to grant corresponding protection which 
follows immediately on expiry of the term 
of the patent, under the same conditions 
as those applying to national patents: 


(a) in Order to take account of a state of 
war or similar emergency conditions 
affecting that State; 

(b) if the subject-matter of the European 
patent is a product or a process for 
manufacturing a product or a use of a 
product which has to undergo an 
administrative authorisation procedure 
required by law before it can be put on 
the market in that State. 

(3) Paragraph 2 shall apply mutatis 
mutandis to European patents granted 
jointly for a group of Contracting States in 
accordance with Article 142. 

(4) A Contracting State which makes 
Provision for extension of the term or cor- 
responding protection under paragraph 
2(b) may, in accordance with an agreement 
concluded with the Organisation, entrüst 
to the European Patent Office tasks asso- 
ciated with implementation of the relevant 
provisions. 


b) deposer une nouvelle demande de 
brevet europeen pour la meme inven- 
tion, ou 

c) demander le rejet de la demande de 
brevet europeen. 

(2) L’article 76, paragraphe 1, est appli- 
cable ä toute nouvelle demande de brevet 
europeen deposee en vertu du paragraphe 
1b). 

Article 62 

Droit de l’inventeur d’etre designe 

L’inventeur a le droit, ä l’egard du titulai- 
re de la demande de brevet europeen ou 
du brevet europeen, d’etre designe en tant 
que tel aupres de l'Office europeen des 
brevets. 


Chapitre II I 

Effets du brevet europeen 
et de la demande de brevet 
europeen 


Article 63 
Duree 

du brevet europeen 

(1) La duree du brevet europeen est de 
vingt annees ä compter de la date de 
depöt de la demande. 

(2) Le paragraphe 1 ne saurait limiter le 
droit d’un Etat contractant de prolonger la 
duree d’un brevet europeen ou d'accorder 
une protection correspondante des l’expi- 
ration de cette duree aux memes condi- 
tions que celles applicables aux brevets 
nationaux, 

a) pour tenir compte d'un etat de guerre 
ou d’un etat de crise comparable 
affectant ledit Etat; 

b) si l’objet du brevet europeen est un 
produit ou un procede de fabrication 
ou une utilisation d’un produit qui, 
avant sa mise sur le marche dans cet 
Etat, est soumis ä une procedure admi- 
nistrative d’autorisation instituee par la 
loi. 

(3) Les dispositions du paragraphe 2 
s’appliquent aux brevets europeens deli- 
vres conjointement pour tout groupe 
d'Etats contractants vise ä l’article 142. 

(4) Tout Etat contractant qui prevoit une 
Prolongation de la duree du brevet ou une 
protection correspondante conformement 
au paragraphe 2 b) peut, sur la base d'un 
accord conclu avec l’Organisation, trans- 
ferer ä l’Office europeen des brevets des 
täches afferentes ä l’application de ces 
dispositions. 
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Artikel 64 
Rechte aus 

dem europäischen Patent 

(1) Das europäische Patent gewährt 
seinem Inhaber ab dem Tag der Bekannt- 
machung des Hinweises auf seine Ertei- 
lung im Europäischen Patentblatt in jedem 
Vertragsstaat, für den es erteilt ist, vorbe- 
haltlich des Absatzes 2 dieselben Rechte, 
die ihm ein in diesem Staat erteiltes natio- 
nales Patent gewähren würde. 

(2) Ist Gegenstand des europäischen 
Patents ein Verfahren, so erstreckt sich der 
Schutz auch auf die durch das Verfahren 
unmittelbar hergestellten Erzeugnisse. 

(3) Eine Verletzung des europäischen 
Patents wird nach nationalem Recht be- 
handelt. 

Artikel 65 
Übersetzung 

des europäischen Patents 

(1) Jeder Vertragsstaat kann, wenn das 
vom Europäischen Patentamt erteilte, in 
geänderter Fassung aufrechterhaltene 
oder beschränkte europäische Patent nicht 
in einer seiner Amtssprachen abgefasst ist, 
vorschreiben, dass der Patentinhaber bei 
seiner Zentralbehörde für den gewerbli- 
chen Rechtsschutz eine Übersetzung des 
Patents in der erteilten, geänderten oder 
beschränkten Fassung nach seiner Wahl in 
einer seiner Amtssprachen, oder, soweit 
dieser Staat die Verwendung einer be- 
stimmten Amtssprache vorgeschrieben 
hat, in dieser Amtssprache einzureichen 
hat. Die Frist für die Einreichung der Über- 
setzung endet drei Monate, nachdem der 
Hinweis auf die Erteilung des europäischen 
Patents, seine Aufrechterhaltung in geän- 
derter Fassung oder seine Beschränkung 
im Europäischen Patentblatt bekannt ge- 
macht worden ist, sofern nicht der betref- 
fende Staat eine längere Frist vorschreibt. 

(2) Jeder Vertragsstaat, der eine Vor- 
schrift nach Absatz 1 erlassen hat, kann 
vorschreiben, dass der Patentinhaber in- 
nerhalb einer von diesem Staat bestimm- 
ten Frist die Kosten für eine Veröffentli- 
chung der Übersetzung ganz oder teilwei- 
se zu entrichten hat. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vorschrei- 
ben, dass im Fall der Nichtbeachtung einer 
nach den Absätzen 1 und 2 erlassenen 
Vorschrift die Wirkungen des europäi- 
schen Patents in diesem Staat als von 
Anfang an nicht eingetreten gelten. 

Artikel 66 

Wirkung der europäischen Patent- 
anmeldung als nationale Anmeldung 

Eine europäische Patentanmeldung, der 
ein Anmeldetag zuerkannt worden ist, hat 
in den benannten Vertragsstaaten die Wir- 
kung einer vorschriftsmäßigen nationalen 
Anmeldung, gegebenenfalls mit der für 
die europäische Patentanmeldung in An- 
spruch genommenen Priorität. 


Article 64 

Rights conferred by 
a European patent 

(1) A European patent shall, subject to 
the provisions of paragraph 2, confer on its 
proprietor from the date on which the men- 
tion of its grant is published in the Euro- 
pean Patent Bulletin, in each Contracting 
State in respect of which it is granted, the 
same rights as would be conferred by a 
national patent granted in that State. 

(2) If the subject-matter of the European 
patent is a process, the protection con- 
ferred by the patent shall extend to the 
Products directly obtained by such 
process. 

(3) Any infringement of a European 
patent shall be dealt with by national law. 


Article 65 
Translation 

of the European patent 

(1) Any Contracting State may, if the 
European patent as granted, amended or 
limited by the European Patent Office is 
not drawn up in one of its official lan- 
guages, prescribe that the proprietor of the 
patent shall supply to its central industrial 
property Office a translation of the patent 
as granted, amended or limited in one of 
its official languages at his Option or, where 
that State has prescribed the use of one 
specific official language, in that language. 
The period for supplying the translation 
shall end three months after the date on 
which the mention of the grant, mainte- 
nance in amended form or limitation of the 
European patent is published in the Euro- 
pean Patent Bulletin, unless the State con- 
cerned prescribes a longer period. 


(2) Any Contracting State which has 
adopted provisions pursuant to paragraph 
1 may prescribe that the proprietor of the 
patent must pay all or part of the costs of 
publication of such translation within a 
period laid down by that State. 

(3) Any Contracting State may pre- 
scribe that in the event of failure to observe 
the provisions adopted in accordance with 
paragraphs 1 and 2, the European patent 
shall be deemed to be void ab initio in that 
State. 


Article 66 

Equivalence of European filing 
with national filing 

A European patent application which 
has been accorded a date of filing shall, in 
the designated Contracting States, be 
equivalent to a regulär national filing, 
where appropriate with the priority claimed 
for the European patent application. 


Article 64 

Droits conferes 
par le brevet europeen 

(1) Sous reserve du paragraphe2, le 
brevet europeen confere ä son titulaire, ä 
compter de la date ä laquelle la mention de 
sa delivrance est publiee au Bulletin euro- 
peen des brevets et dans chacun des Etats 
contractants pour lesquels il a ete delivre, 
les memes droits que lui confererait un bre- 
vet national delivre dans cet Etat. 

(2) Si l’objet du brevet europeen porte 
sur un procede, les droits conferes par ce 
brevet s’etendent aux produits obtenus 
directement par ce procede. 

(3) Toute contrefagon du brevet euro- 
peen est appreciee conformement ä la 
legislation nationale. 

Article 65 

Traduction 
du brevet europeen 

(1) Tout Etat contractant peut prescrire, 
lorsque le brevet europeen delivre, mainte- 
nu tel que modifie ou limite par l’Office 
europeen des brevets n’est pas redige 
dans l’une de ses langues officielles, que 
le titulaire du brevet doit fournir ä son Ser- 
vice central de la propriete industrielle une 
traduction du brevet tel que delivre, modi- 
fie ou limite dans l’une de ses langues offi- 
cielles, ä son choix, ou, dans la mesure oü 
cet Etat a impose l’utilisation d’une langue 
officielle determinee, dans cette derniere 
langue. La traduction doit etre produite 
dans un delai de trois mois ä compter de la 
date de publication au Bulletin europeen 
des brevets de la mention de la delivrance 
du brevet europeen ou de son maintien tel 
qu’il a ete modifie, ou de sa limitation, ä 
moins que l’Etat considere n’accorde un 
delai plus long. 


(2) Tout Etat contractant qui a adopte 
des dispositions en vertu du paragraphe 1 
peut prescrire que le titulaire du brevet 
acquitte, dans un delai fixe par cet Etat, 
tout ou partie des frais de publication de la 
traduction. 

(3) Tout Etat contractant peut prescrire 
que, si les dispositions adoptees en vertu 
des paragraphes 1 et 2 ne sont pas obser- 
vees, le brevet europeen est, des l’origine, 
repute sans effet dans cet Etat. 

Article 66 

Valeur de depöt national 
du depöt europeen 

La demande de brevet europeen ä 
laquelle une date de depöt a ete accordee 
a, dans les Etats contractants designes, la 
valeur d’un depöt national regulier, compte 
tenu, le cas echeant, du droit de priorite 
invoque ä l’appui de la demande de brevet 
europeen. 
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Artikel 67 
Rechte 

aus der europäischen Patent- 
anmeldung nach Veröffentlichung 

(1) Die europäische Patentanmeldung 
gewährt dem Anmelder vom Tag ihrer Ver- 
öffentlichung an in den benannten Ver- 
tragsstaaten einstweilen den Schutz nach 
Artikel 64. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann vorsehen, 
dass die europäische Patentanmeldung 
nicht den Schutz nach Artikel 64 gewährt. 
Der Schutz, der mit der Veröffentlichung 
der europäischen Patentanmeldung ver- 
bunden ist, darf jedoch nicht geringer sein 
als der Schutz, der sich aufgrund des 
Rechts des betreffenden Staats aus der 
zwingend vorgeschriebenen Veröffentli- 
chung der ungeprüften nationalen Patent- 
anmeldungen ergibt. Zumindest hat je- 
der Vertragsstaat vorzusehen, dass der 
Anmelder für die Zeit von der Veröffentli- 
chung der europäischen Patentanmeldung 
an von demjenigen, der die Erfindung in 
diesem Vertragsstaat unter Voraussetzun- 
gen benutzt hat, die nach dem nationalen 
Recht im Fall der Verletzung eines nationa- 
len Patents sein Verschulden begründen 
würden, eine den Umständen nach ange- 
messene Entschädigung verlangen kann. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann für den 
Fall, dass keine seiner Amtssprachen Ver- 
fahrenssprache ist, vorsehen, dass der 
einstweilige Schutz nach den Absätzen 1 
und 2 erst von dem Tag an eintritt, an dem 
eine Übersetzung der Patentansprüche 
nach Wahl des Anmelders in einer der 
Amtssprachen dieses Staats oder, soweit 
der betreffende Staat die Verwendung 
einer bestimmten Amtssprache vorge- 
schrieben hat, in dieser Amtssprache 

a) der Öffentlichkeit unter den nach natio- 
nalem Recht vorgesehenen Vorausset- 
zungen zugänglich gemacht worden ist 
oder 

b) demjenigen übermittelt worden ist, der 
die Erfindung in diesem Vertragsstaat 
benutzt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 vorge- 
sehenen Wirkungen der europäischen Pa- 
tentanmeldung gelten als von Anfang an 
nicht eingetreten, wenn die europäische 
Patentanmeldung zurückgenommen wor- 
den ist, als zurückgenommen gilt oder 
rechtskräftig zurückgewiesen worden ist. 
Das Gleiche gilt für die Wirkungen der 
europäischen Patentanmeldung in einem 
Vertragsstaat, dessen Benennung zurück- 
genommen worden ist oder als zurückge- 
nommen gilt. 

Artikel 68 

Wirkung des Widerrufs 
oder der Beschränkung 
des europäischen Patents 

Die in den Artikeln 64 und 67 vorgesehe- 
nen Wirkungen der europäischen Patent- 


Article 67 

Rights conferred by a European patent 
application after publication 

(1) A European patent application shall, 
from the date of its publication, provision- 
ally confer upon the applicant the protec- 
tion provided for by Article 64, in the Con- 
tracting States designated in the applica- 
tion. 

(2) Any Contracting State may pre- 
scribe that a European patent application 
shall not confer such protection as is con- 
ferred by Article 64. Flowever, the protec- 
tion attached to the publication of the 
European patent application may not be 
less than that which the laws of the State 
concerned attach to the compulsory publi- 
cation of unexamined national patent 
applications. In any event, each State shall 
ensure at least that, from the date of publi- 
cation of a European patent application, 
the applicant can Claim compensation rea- 
sonable in the circumstances from any 
person who has used the invention in that 
State in circumstances where that person 
would be liable under national law for 
infringement of a national patent. 


(3) Any Contracting State which does 
not have as an official language the lan- 
guage of the proceedings may prescribe 
that provisional protection in accordance 
with paragraphs 1 and 2 above shall not 
be effective until such time as a translation 
of the Claims in one of its official languages 
at the Option of the applicant or, where that 
State has prescribed the use of one spe- 
cific official language, in that language: 

(a) has been made available to the public 
in the manner prescribed by national 
law, or 

(b) has been communicated to the person 
using the invention in the said State. 

(4) The European patent application 
shall be deemed never to have had the 
effects set out in paragraphs 1 and 2 when 
it has been withdrawn, deemed to be with- 
drawn or finally refused. The same shall 
apply in respect of the effects of the Euro- 
pean patent application in a Contracting 
State the designation of which is with- 
drawn or deemed to be withdrawn. 


Article 68 

Effect of revocation 
or limitation of the European 
patent 

The European patent application and 
the resulting European patent shall be 


Article 67 

Droits conferes par la demande de 
brevet europeen apres sa publication 

(1) A compter de sa publication, la 
demande de brevet europeen assure pro- 
visoirement au demandeur, dans les Etats 
contractants designes dans la demande, 
la protection prevue ä l’article 64. 

(2) Tout Etat contractant peut prevoir 
que la demande de brevet europeen n’as- 
sure pas la protection prevue ä l’article 64. 
Toutefois, la protection attachee ä la publi- 
cation de la demande de brevet europeen 
ne peut etre inferieure ä celle que la legis- 
lation de I ’ Etat considere attache ä la 
publication obligatoire des demandes de 
brevet national non examinees. En tout 
etat de cause, chaque Etat contractant 
doit au moins prevoir qu’ä partir de la 
publication de la demande de brevet euro- 
peen, le demandeur peut exiger une 
indemnite raisonnable, fixee suivant les 
circonstances, de toute personne ayant 
exploite, dans cet Etat contractant, l’in- 
vention objet de la demande de brevet 
europeen, dans des conditions qui, selon 
le droit national, mettraient en jeu sa res- 
ponsabilite s'il s’agissait d’une contrefa- 
qon d’un brevet national. 

(3) Tout Etat contractant qui n’a pas 
comme langue officielle la langue de la 
procedure peut prevoir que la protection 
provisoire visee aux paragraphes 1 et 2 
n’est assuree qu’ä partir de la date ä 
laquelle une traduction des revendica- 
tions, soit dans l’une des langues officiel- 
les de cet Etat, au choix du demandeur, 
soit, dans la mesure oü I ’ Etat en question a 
impose l’utilisation d’une langue officielle 
determinee, dans cette derniere langue: 

a) a ete rendue accessible au public dans 
les conditions prevues par sa legisla- 
tion nationale, ou 

b) a ete remise ä la personne exploitant, 
dans cet Etat, l’invention objet de la 
demande de brevet europeen. 

(4) Les effets de la demande de brevet 
europeen prevus aux paragraphes 1 et 2 
sont reputes nuls et non avenus lorsque la 
demande de brevet europeen a ete retiree, 
ou est reputee retiree, ou a ete rejetee en 
vertu d’une decision passee en force de 
chose jugee. II en est de meme des effets 
de la demande de brevet europeen dans 
un Etat contractant dont la designation a 
ete retiree ou est reputee retiree. 


Article 68 

Effets de la revocation ou 
de la limitation du brevet 
europeen 

La demande de brevet europeen ainsi 
que le brevet europeen auquel eile a donne 
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anmeldung und des darauf erteilten euro- 
päischen Patents gelten in dem Umfang, in 
dem das Patent im Einspruchs-, Be- 
schränkungs- oder Nichtigkeitsverfahren 
widerrufen oder beschränkt worden ist, als 
von Anfang an nicht eingetreten. 


Artikel 69 
Schutzbereich 

(1) Der Schutzbereich des europäi- 
schen Patents und der europäischen Pa- 
tentanmeldung wird durch die Patentan- 
sprüche bestimmt. Die Beschreibung und 
die Zeichnungen sind jedoch zur Ausle- 
gung der Patentansprüche heranzuziehen. 

(2) Für den Zeitraum bis zur Erteilung 
des europäischen Patents wird der Schutz- 
bereich der europäischen Patentanmel- 
dung durch die in der veröffentlichten 
Anmeldung enthaltenen Patentansprüche 
bestimmt. Jedoch bestimmt das europäi- 
sche Patent in seiner erteilten oder im Ein- 
spruchs-, Beschränkungs- oder Nichtig- 
keitsverfahren geänderten Fassung rück- 
wirkend den Schutzbereich der Anmel- 
dung, soweit deren Schutzbereich nicht 
erweitert wird. 


Artikel 70 

Verbindliche Fassung 
einer europäischen Patentanmeldung 
oder eines europäischen Patents 

(1) Der Wortlaut einer europäischen 
Patentanmeldung oder eines europäi- 
schen Patents in der Verfahrenssprache 
stellt in Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt sowie in jedem Vertragsstaat 
die verbindliche Fassung dar. 

(2) Ist die europäische Patentanmel- 
dung jedoch in einer Sprache eingereicht 
worden, die nicht Amtssprache des Euro- 
päischen Patentamts ist, so ist dieser Text 
die ursprünglich eingereichte Fassung der 
Anmeldung im Sinne dieses Übereinkom- 
mens. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vorsehen, 
dass in diesem Staat eine von ihm nach 
diesem Übereinkommen vorgeschriebene 
Übersetzung in einer seiner Amtssprachen 
für den Fall maßgebend ist, dass der 
Schutzbereich der europäischen Patent- 
anmeldung oder des europäischen Pa- 
tents in der Sprache der Übersetzung 
enger ist als der Schutzbereich in der Ver- 
fahrenssprache; dies gilt nicht für Nichtig- 
keitsverfahren. 


(4) Jeder Vertragsstaat, der eine Vor- 
schrift nach Absatz 3 erlässt, 

a) muss dem Anmelder oder Patentinha- 
ber gestatten, eine berichtigte Über- 
setzung der europäischen Patentan- 
meldung oder des europäischen Pa- 
tents einzureichen. Die berichtigte 


deemed not to have had, from the outset, 
the effects specified in Articles 64 and 67, 
to the extent that the patent has been 
revoked or limited in Opposition, limitation 
or revocation proceedings. 


Article 69 

Extent of protection 

(1) The extent of the protection con- 
ferred by a European patent or a European 
patent application shall be determined by 
the Claims. Nevertheless, the description 
and drawings shall be used to interpret the 
Claims. 

(2) For the period up to grant of the 
European patent, the extent of the protec- 
tion conferred by the European patent 
application shall be determined by the 
Claims contained in the application as 
published. Flowever, the European patent 
as granted or as amended in Opposition, 
limitation or revocation proceedings shall 
determine retroactively the protection con- 
ferred by the application, in so far as such 
protection is not thereby extended. 


Article 70 
Authentic text 

of a European patent application 
or European patent 

(1) The text of a European patent appli- 
cation or a European patent in the lan- 
guage of the proceedings shall be the 
authentic text in any proceedings betöre 
the European Patent Office and in any 
Contracting State. 

(2) If, however, the European patent 
application has been filed in a language 
which is not an official language of the 
European Patent Office, that text shall be 
the application as filed within the meaning 
of this Convention. 


(3) Any Contracting State may provide 
that a translation into one of its official lan- 
guages, as prescribed by it according to 
this Convention, shall in that State be 
regarded as authentic, except for revoca- 
tion proceedings, in the event of the Euro- 
pean patent application or European 
patent in the language of the translation 
conferring protection which is narrower 
than that conferred by it in the language of 
the proceedings. 


(4) Any Contracting State which adopts 
a Provision under paragraph 3: 


(a) shall allow the applicant for or propri- 
etor of the patent to file a corrected 
translation of the European patent 
application or European patent. Such 
corrected translation shall not have any 


lieu sont reputes n’avoir pas eu des l’origi- 
ne les effets prevus aux articles 64 et 67, 
dans toute la mesure oü le brevet a ete 
revoque ou limite au cours d'une procedu- 
re d’opposition, de limitation ou de nullite. 


Article 69 

Etendue de la protection 

(1) L’ etendue de la protection conferee 
par le brevet europeen ou par la demande 
de brevet europeen est determinee par les 
revendications. Toutefois, la description et 
les dessins servent ä interpreter ies reven- 
dications. 

(2) Pour la periode allant jusqu’ä la deli- 
vrance du brevet europeen, l’etendue de la 
protection conferee par la demande de 
brevet europeen est determinee par les 
revendications contenues dans la deman- 
de teile que publiee. Toutefois, le brevet 
europeen tel que delivre ou tel que modifie 
au cours de la procedure d’opposition, de 
limitation ou de nullite determine retroacti- 
vement la protection conferee par la 
demande, pour autant que cette protec- 
tion ne soit pas etendue. 


Article 70 

Texte de la demande 
de brevet europeen ou du brevet 
europeen faisant foi 

(1) Le texte de la demande de brevet 
europeen ou du brevet europeen redige 
dans la langue de la procedure est le texte 
qui fait foi dans toutes les procedures 
devant l’Office europeen des brevets et 
dans tous les Etats contractants. 

(2) Toutefois, si la demande de brevet 
europeen a ete deposee dans une langue 
qui n'est pas une langue officielle de l’Offi- 
ce europeen des brevets, ce texte consti- 
tue la demande teile qu’elle a ete deposee, 
au sens de la presente Convention. 

(3) Tout Etat contractant peut prevoir 
qu’une traduction dans une de ses lan- 
gues officielles, preschte par cet Etat en 
vertu de la presente Convention, est consi- 
deree dans cet Etat comme etant le texte 
qui fait foi, hormis les cas d’actions en nul- 
lite, si la demande de brevet europeen ou 
le brevet europeen dans la langue de la 
traduction confere une protection moins 
etendue que celle conferee par ladite 
demande ou par ledit brevet dans la lan- 
gue de la procedure. 

(4) Tout Etat contractant qui arrete une 
disposition en application du paragra- 
phe 3, 

a) doit permettre au demandeur ou au 
titulaire du brevet de produire une tra- 
duction revisee de la demande de bre- 
vet europeen ou du brevet europeen. 
Cette traduction revisee n’a pas d’effet 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 79 - 


Drucksache 16/4375 


Übersetzung hat erst dann rechtliche 
Wirkung, wenn die von dem Vertrags- 
staat in entsprechender Anwendung 
der Artikel 65 Absatz 2 oder Artikel 67 
Absatz 3 aufgestellten Voraussetzun- 
gen erfüllt sind; 

b) kann vorsehen, dass derjenige, der in 
diesem Staat in gutem Glauben eine 
Erfindung in Benutzung genommen 
oder wirkliche und ernsthafte Veran- 
staltungen zur Benutzung einer Erfin- 
dung getroffen hat, deren Benutzung 
keine Verletzung der Anmeldung oder 
des Patents in der Fassung der ur- 
sprünglichen Übersetzung darstellen 
würde, nach Eintritt der rechtlichen 
Wirkung der berichtigten Übersetzung 
die Benutzung in seinem Betrieb oder 
für die Bedürfnisse seines Betriebs 
unentgeltlich fortsetzen darf. 


Kapitel IV 

Die europäische 
Patentanmeldung als 
Gegenstand des Vermögens 


Artikel 71 
Übertragung 

und Bestellung von Rechten 

Die europäische Patentanmeldung kann 
für einen oder mehrere der benannten Ver- 
tragsstaaten übertragen werden oder 
Gegenstand von Rechten sein. 


Artikel 72 

Rechtsgeschäftliche Übertragung 

Die rechtsgeschäftliche Übertragung 
der europäischen Patentanmeldung muss 
schriftlich erfolgen und bedarf der Unter- 
schrift der Vertragsparteien. 


Artikel 73 

Vertragliche Lizenzen 

Eine europäische Patentanmeldung 
kann ganz oder teilweise Gegenstand von 
Lizenzen für alle oder einen Teil der Ho- 
heitsgebiete der benannten Vertragsstaa- 
ten sein. 


Artikel 74 

Anwendbares Recht 

Soweit dieses Übereinkommen nichts 
anderes bestimmt, unterliegt die europäi- 
sche Patentanmeldung als Gegenstand 
des Vermögens in jedem benannten Ver- 
tragsstaat und mit Wirkung für diesen 
Staat dem Recht, das in diesem Staat für 
nationale Patentanmeldungen gilt. 


legal effect until any conditions estab- 
lished by the Contracting State under 
Article 65, paragraph 2, or Article 67, 
Paragraph 3, have been complied with; 


(b) may prescribe that any person who, in 
that State, in good faith has used or 
has made effective and serious prepa- 
rations for using an invention the use of 
which would not constitute infringe- 
ment of the application or patent in the 
original translation, may, after the cor- 
rected translation takes effect, contin- 
ue such use in the course of his busi- 
ness or for the needs thereof without 
payment. 


Chapter IV 


The European patent 
application as an object 
of property 


Article 71 
Transfer 

and Constitution of rights 

A European patent application may be 
transferred or give rise to rights for one or 
more of the designated Contracting 
States. 


Article 72 
Assignment 

An assignment of a European patent 
application shall be made in writing and 
shall require the signature of the parties to 
the contract. 


Article 73 

Contractual licensing 

A European patent application may be 
licensed in whole or in part for the whole or 
pari of the territories of the designated 
Contracting States. 


Article 74 
Law applicable 

Unless this Convention provides other- 
wise, the European patent application as 
an object of property shall, in each desig- 
nated Contracting State and with effect for 
such State, be subject to the law applica- 
ble in that State to national patent applica- 
tions. 


juridique aussi longtemps que les 
conditions fixees par l’Etat contractant 
en application de l’article 65, paragra- 
phe 2, ou de l’article 67, paragraphe 3, 
n’ont pas ete remplies; 

b) peut prevoir que quiconque, dans cet 
Etat, a, de bonne foi, commence ä 
exploiter une invention ou a fait des 
preparatifs effectifs et serieux ä cette 
fin, sans que cette exploitation consti- 
tue une contrefagon de la demande ou 
du brevet dans le texte de la traduction 
initiale, peut, apres que la traduction 
revisee a pris effet, poursuivre ä titre 
gratuit son exploitation dans son entre- 
prise ou pour les besoins de celle-ci. 


Chapitre IV 

De la demande 
de brevet europeen comme 
objet de propriete 


Article 71 
Transfert 

et Constitution de droits 

La demande de brevet europeen peut 
etre transferee ou donner Neu ä la Constitu- 
tion de droits pour un ou plusieurs des 
Etats contractants designes. 


Article 72 
Cession 

La cession de la demande de brevet 
europeen doit etre faite par ecrit et requiert 
la signature des parties au contrat. 


Article 73 

Licence contractuelle 

Une demande de brevet europeen peut 
faire, en sa totalite ou en partie, l’objet de 
licences pour tout ou partie des territoires 
des Etats contractants designes. 


Article 74 
Droit applicable 

Sauf si la presente Convention en dispo- 
se autrement, la demande de brevet euro- 
peen comme objet de propriete est soumi- 
se, dans chaque Etat contractant designe 
et avec effet dans cet Etat, ä la legislation 
applicable dans ledit Etat aux demandes 
de brevet national. 
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Dritter Teil Part III 

Die europäische The European patent 

Patentanmeldung application 


Kapitel I 

Einreichung und 
Erfordernisse der 
europäischen 
Patentanmeldung 


Artikel 75 
Einreichung der 

europäischen Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmeldung 
kann eingereicht werden: 

a) beim Europäischen Patentamt oder 

b) vorbehaltlich des Artikels 76 Absatz 1 
bei der Zentralbehörde für den ge- 
werblichen Rechtsschutz oder bei an- 
deren zuständigen Behörden eines 
Vertragsstaats, wenn das Recht dieses 
Staats es gestattet. Eine in dieser 
Weise eingereichte Anmeldung hat die- 
selbe Wirkung, wie wenn sie an dem- 
selben Tag beim Europäischen Patent- 
amt eingereicht worden wäre. 

(2) Absatz 1 steht der Anwendung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht 
entgegen, die in einem Vertragsstaat 

a) für Erfindungen gelten, die wegen ihres 
Gegenstands nicht ohne vorherige 
Zustimmung der zuständigen Behör- 
den dieses Staats ins Ausland übermit- 
telt werden dürfen, oder 

b) bestimmen, dass Patentanmeldungen 
zuerst bei einer nationalen Behörde 
eingereicht werden müssen, oder die 
unmittelbare Einreichung bei einer 
anderen Behörde von einer vorherigen 
Zustimmung abhängig machen. 

Artikel 76 

Europäische Teilanmeldung 

(1) Eine europäische Teilanmeldung ist 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
unmittelbar beim Europäischen Patentamt 
einzureichen. Sie kann nur für einen Ge- 
genstand eingereicht werden, der nicht 
über den Inhalt der früheren Anmeldung in 
der ursprünglich eingereichten Fassung 
hinausgeht; soweit diesem Erfordernis ent- 
sprochen wird, gilt die Teilanmeldung als an 
dem Anmeldetag der früheren Anmeldung 
eingereicht und genießt deren Prioritäts- 
recht. 

(2) In der europäischen Teilanmeldung 
gelten alle Vertragsstaaten als benannt, 
die bei Einreichung der Teilanmeldung 
auch in der früheren Anmeldung benannt 
sind. 


Chapter I 

Filing and 
requirements of 
the European patent 
application 


Article 75 
Filing of a 

European patent application 

(1) A European patent application may 
be filed: 

(a) with the European Patent Office, or 

(b) if the law of a Contracting State so per- 
mits, and subject to Article 76, Para- 
graph 1, with the central industrial 
property Office or other competent 
authority of that State. Any application 
filed in this way shall have the same 
effect as if it had been filed on the 
same date with the European Patent 
Office. 

(2) Paragraph 1 shall not preclude the 
application of legislative or regulatory pro- 
visions which, in any Contracting State: 

(a) govern inventions which, owing to the 
nature of their subject-matter, may not 
be communicated abroad without the 
prior authorisation of the competent 
authorities of that State, or 

(b) prescribe that any application is to be 
filed initially with a national authority, or 
make direct filing with another authori- 
ty subject to prior authorisation. 


Article 76 

European divisional applications 

(1) A European divisional application 
shall be filed directly with the European 
Patent Office in accordance with the 
Implementing Regulations. It may be filed 
only in respect of subject-matter which 
does not extend beyond the content of the 
earlier application as filed; in so far as this 
requirement is complied with, the division- 
al application shall be deemed to have 
been filed on the date of filing of the earlier 
application and shall enjoy any right of pri- 
ority. 

(2) All the Contracting States designat- 
ed in the earlier application at the time of 
filing of a European divisional application 
shall be deemed to be designated in the 
divisional application. 


Troisieme partie 

La demande 
de brevet europeen 


Chapitre I 

Depot de la demande 
de brevet europeen 
et exigences auxquelles 
eile doit satisfaire 


Article 75 

Depot de la demande 
de brevet europeen 

(1) La demande de brevet europeen 
peut etre deposee: 

a) soit aupres de l’Office europeen des 
brevets; 

b) soit, si la legislation d’un Etat contrac- 
tant le permet, et sous reserve de l'arti- 
cle 76, paragraphe 1 , aupres du Servi- 
ce central de la propriete industrielle 
ou des autres autorites competentes 
de cet Etat. Toute demande ainsi depo- 
see a les memes effets que si eile avait 
ete deposee ä la meme date ä l’Office 
europeen des brevets. 

(2) Le paragraphe 1 ne peut faire obsta- 
cle ä l’application des dispositions legisla- 
tives ou reglementaires qui, dans un Etat 
contractant: 

a) regissent les inventions qui ne peu- 
vent, en raison de leur objet, etre com- 
muniquees ä l’etranger sans autorisa- 
tion prealable des autorites competen- 
tes de cet Etat, ou 

b) prescrivent que toute demande de bre- 
vet doit etre initialement deposee 
aupres d’une autorite nationale, ou 
soumettent ä une autorisation preala- 
ble le depöt direct aupres d’une autre 
autorite. 


Article 76 

Demandes divisionnaires europeennes 

(1) Toute demande divisionnaire de bre- 
vet europeen doit etre deposee directe- 
ment aupres de l’Office europeen des bre- 
vets conformement au regiement d’execu- 
tion. Elle ne peut etre deposee que pour 
des elements qui ne s’etendent pas au- 
delä du contenu de la demande anterieure 
teile qu’elle a ete deposee; dans la mesure 
oü il est satisfait ä cette exigence, la 
demande divisionnaire est reputee depo- 
see ä la date de depöt de la demande 
anterieure et beneficie du droit de priorite. 

(2) Tous les Etats contractants designes 
dans la demande anterieure lors du depöt 
d’une demande divisionnaire de brevet 
europeen sont reputes designes dans la 
demande divisionnaire. 
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Artikel 77 
Weiterleitung 

europäischer Patentanmeldungen 

(1) Die Zentralbehörde für den gewerb- 
lichen Rechtsschutz eines Vertragsstaats 
leitet die bei ihr oder einer anderen zustän- 
digen Behörde dieses Staats eingereich- 
ten europäischen Patentanmeldungen 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
an das Europäische Patentamt weiter. 

(2) Eine europäische Patentanmeldung, 
deren Gegenstand unter Geheimschutz 
gestellt worden ist, wird nicht an das Euro- 
päische Patentamt weitergeleitet. 

(3) Eine europäische Patentanmeldung, 
die nicht rechtzeitig an das Europäische 
Patentamt weitergeleitet wird, gilt als zu- 
rückgenommen. 

Artikel 78 
Erfordernisse 

der europäischen Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmeldung 
muss 

a) einen Antrag auf Erteilung eines euro- 
päischen Patents; 

b) eine Beschreibung der Erfindung; 

c) einen oder mehrere Patentansprüche; 

d) die Zeichnungen, auf die sich die 
Beschreibung oder die Patentansprü- 
che beziehen; 

e) eine Zusammenfassung 

enthalten und den Erfordernissen genü- 
gen, die in der Ausführungsordnung vorge- 
schrieben sind. 

(2) Für die europäische Patentanmel- 
dung sind die Anmeldegebühr und die 
Recherchengebühr zu entrichten. Wird die 
Anmeldegebühr oder die Recherchenge- 
bühr nicht rechtzeitig entrichtet, so gilt die 
Anmeldung als zurückgenommen. 

Artikel 79 

Benennung der Vertragsstaaten 

(1) Im Antrag auf Erteilung eines euro- 
päischen Patents gelten alle Vertragsstaa- 
ten als benannt, die diesem Übereinkom- 
men bei Einreichung der europäischen 
Patentanmeldung angehören. 

(2) Für die Benennung eines Vertrags- 
staats kann eine Benennungsgebühr erho- 
ben werden. 

(3) Die Benennung eines Vertragsstaats 
kann bis zur Erteilung des europäischen 
Patents jederzeit zurückgenommen wer- 
den. 

Artikel 80 
Anmeldetag 

Der Anmeldetag einer europäischen 
Patentanmeldung ist der Tag, an dem die 
in der Ausführungsordnung festgelegten 
Erfordernisse erfüllt sind. 


Article 77 
Forwarding 

of European patent applications 

(1) The central industrial property Office 
of a Contracting State shall forward to the 
European Patent Office any European 
patent application filed with it or any other 
competent authority in that State, in accor- 
dance with the Implementing Regulations. 

(2) A European patent application the 
subject of which has been made secret 
shall not be forwarded to the European 
Patent Office. 

(3) A European patent application not 
forwarded to the European Patent Office in 
due time shall be deemed to be with- 
drawn. 


Article 78 

Requirements of a 
European patent application 

(1) A European patent application shall 
contain: 

(a) a request for the grant of a European 
patent; 

(b) a description of the invention; 

(c) one or more Claims; 

(d) any drawings referred to in the descrip- 
tion or the Claims; 

(e) an abstract, 

and satisfy the requirements laid down in 
the Implementing Regulations. 


(2) A European patent application shall 
be subject to the payment of the filing fee 
and the search fee. If the filing fee or the 
search fee is not paid in due time, the 
application shall be deemed to be with- 
drawn. 


Article 79 

Designation of Contracting States 

(1) All the Contracting States party to 
this Convention at the time of filing of the 
European patent application shall be 
deemed to be designated in the request 
for grant of a European patent. 

(2) The designation of a Contracting 
State may be subject to the payment of a 
designation fee. 

(3) The designation of a Contracting 
State may be withdrawn at any time up to 
the grant of the European patent. 


Article 80 
Date of filing 

The date of filing of a European patent 
application shall be the date on which the 
requirements laid down in the Implement- 
ing Regulations are fulfilled. 


Article 77 
Transmission 

des demandes de brevet europeen 

(1) Le Service central de la propriete 
industrielle de I ’ Etat contractant transmet 
ä l’Office europeen des brevets les deman- 
des de brevet europeen deposees aupres 
dudit Service ou aupres de toute autre 
autorite competente de cet Etat, confor- 
mement au regiement d’execution. 

(2) Toute demande de brevet europeen 
dont l’objet a ete mis au secret n’est pas 
transmise ä l’Office europeen des brevets. 

(3) Toute demande de brevet europeen 
qui n’est pas transmise ä l’Office europeen 
des brevets dans les delais est reputee 
retiree. 

Article 78 

Exigences auxquelles doit satisfaire 
la demande de brevet europeen 

(1) La demande de brevet europeen 
doit contenir: 

a) une requete en delivrance d’un brevet 
europeen; 

b) une description de l’invention; 

c) une ou plusieurs revendications; 

d) les dessins auxquels se referent la des- 
cription ou les revendications; 

e) un abrege, 

et satisfaire aux exigences prevues par le 
regiement d'execution. 

(2) La demande de brevet europeen 
donne Neu au paiement de la taxe de 
depöt et de la taxe de recherche. Si la taxe 
de depöt ou la taxe de recherche n’a pas 
ete acquittee dans les delais, la demande 
est reputee retiree. 

Article 79 

Designation des Etats contractants 

(1) Tous les Etats contractants parties ä 
la presente Convention lors du depöt de la 
demande de brevet europeen sont reputes 
designes dans la requete en delivrance du 
brevet europeen. 

(2) La designation d’un Etat contractant 
peut donner Neu au paiement d’une taxe 
de designation. 

(3) La designation d’un Etat contractant 
peut etre retiree ä tout moment jusqu’ä la 
delivrance du brevet europeen. 


Article 80 
Date de depöt 

La date de depöt d’une demande de 
brevet europeen est celle ä laquelle il est 
satisfait aux exigences prevues par le 
regiement d’execution. 
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Artikel 81 
Erfindernennung 

In der europäischen Patentanmeldung 
ist der Erfinder zu nennen. Ist der Anmel- 
der nicht oder nicht allein der Erfinder, so 
hat die Erfindernennung eine Erklärung 
darüber zu enthalten, wie der Anmelder 
das Recht auf das europäische Patent 
erlangt hat. 

Artikel 82 

Einheitlichkeit der Erfindung 

Die europäische Patentanmeldung darf 
nur eine einzige Erfindung enthalten oder 
eine Gruppe von Erfindungen, die unterei- 
nander in der Weise verbunden sind, dass 
sie eine einzige allgemeine erfinderische 
Idee verwirklichen. 

Artikel 83 

Offenbarung der Erfindung 

Die Erfindung ist in der europäischen 
Patentanmeldung so deutlich und voll- 
ständig zu offenbaren, dass ein Fachmann 
sie ausführen kann. 

Artikel 84 
Patentansprüche 

Die Patentansprüche müssen den Ge- 
genstand angeben, für den Schutz begehrt 
wird. Sie müssen deutlich und knapp 
gefasst sein und von der Beschreibung 
gestützt werden. 

Artikel 85 

Zusammenfassung 

Die Zusammenfassung dient aus- 
schließlich der technischen Information; 
sie kann nicht für andere Zwecke, insbe- 
sondere nicht für die Bestimmung des 
Umfangs des begehrten Schutzes und für 
die Anwendung des Artikels 54 Absatz 3, 
herangezogen werden. 

Artikel 86 

Jahresgebühren für 

die europäische Patentanmeldung 

(1) Für die europäische Patentanmel- 
dung sind nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung Jahresgebühren an das 
Europäische Patentamt zu entrichten. Sie 
werden für das dritte und jedes weitere 
Jahr, gerechnet vom Anmeldetag an, 
geschuldet. Wird eine Jahresgebühr nicht 
rechtzeitig entrichtet, so gilt die Anmel- 
dung als zurückgenommen. 

(2) Die Verpflichtung zur Zahlung von 
Jahresgebühren endet mit der Zahlung der 
Jahresgebühr, die für das Jahr fällig ist, in 
dem der Hinweis auf die Erteilung des 
europäischen Patents im Europäischen 
Patentblatt bekannt gemacht wird. 


Article 81 

Designation of the inventor 

The European patent application shall 
designate the inventor. If the applicant is 
not the inventor or is not the sole inventor, 
the designation shall contain a Statement 
indicating the origin of the right to the 
European patent. 


Article 82 
Unity of invention 

The European patent application shall 
relate to one invention only or to a group of 
inventions so linked as to form a single 
general inventive concept. 


Article 83 

Disclosure of the invention 

The European patent application shall 
disclose the invention in a manner suffi- 
ciently clear and complete for it to be car- 
ried out by a person skilled in the art. 


Article 84 
Claims 

The Claims shall define the matter for 
which protection is sought. They shall be 
clear and concise and be supported by the 
description. 


Article 85 
Abstract 

The abstract shall serve the purpose of 
technical information only; it may not be 
taken into account for any other purpose, 
in particular for interpreting the scope of 
the protection sought or applying Article 
54, paragraph 3. 


Article 86 

Renewal fees for 
the European patent application 

(1) Renewal fees for the European 
patent application shall be paid to the 
European Patent Office in accordance with 
the Implementing Regulations. These fees 
shall be due in respect of the third year and 
each subsequent year, calculated from the 
date of filing of the application. If a renew- 
al fee is not paid in due time, the applica- 
tion shall be deemed to be withdrawn. 

(2) The Obligation to pay renewal fees 
shall terminate with the payment of the 
renewal fee due in respect of the year in 
which the mention of the grant of the Euro- 
pean patent is published in the European 
Patent Bulletin. 


Article 81 

Designation de l’inventeur 

La demande de brevet europeen doit 
comprendre la designation de l’inventeur. 
Si le demandeur n'est pas l’inventeur ou 
l’unique inventeur, cette designation doit 
comporter une declaration indiquant l’ori- 
gine de l’acquisition du droit au brevet 
europeen. 

Article 82 
Unite d’invention 

La demande de brevet europeen ne 
peut concerner qu’une seule invention ou 
une pluralite d’inventions liees entre eiles 
de teile Sorte qu’elles ne forment qu’un 
seul concept inventif general. 


Article 83 

Expose de l’invention 

L’ invention doit etre exposee dans la 
demande de brevet europeen de fagon 
suffisamment claire et complete pour 
qu’un homme du metier puisse l’executer. 

Article 84 
Revendications 

Les revendications definissent l'objet de 
la protection demandee. Elles doivent etre 
claires et concises et se fonder sur la des- 
cription. 


Article 85 
Abrege 

L’abrege sert exclusivement ä des fins 
d’information technique; il ne peut etre pris 
en consideration pour aucune autre fin, 
notamment pour l’appreciation de l’eten- 
due de la protection demandee et pour 
l’application de l’article 54, paragraphe 3. 


Article 86 

Taxes annuelles pour 
la demande de brevet europeen 

(1) Des taxes annuelles doivent, confor- 
mement au regiement d’execution, etre 
payees ä l’Office europeen des brevets 
pour toute demande de brevet europeen. 
Ces taxes sont dues pour la troisieme 
annee, ä compter de la date de depöt de la 
demande, et pour chacune des annees 
suivantes. Si une taxe annuelle n'a pas ete 
acquittee dans les delais, la demande est 
reputee retiree. 

(2) Aucune taxe annuelle n’est exigible 
apres le paiement de celle qui doit etre 
acquittee au titre de l’annee au cours de 
laquelle la mention de la delivrance du bre- 
vet europeen est publiee au Bulletin euro- 
peen des brevets. 
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Kapitel II 
Priorität 

Artikel 87 
Prioritätsrecht 

(1) Jedermann, der in einem oder mit 
Wirkung für 

a) einen Vertragsstaat der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums oder 

b) ein Mitglied der Welthandelsorganisa- 
tion 

eine Anmeldung für ein Patent, ein Ge- 
brauchsmuster oder ein Gebrauchszertifi- 
kat vorschriftsmäßig eingereicht hat, oder 
sein Rechtsnachfolger genießt für die 
Anmeldung derselben Erfindung zum euro- 
päischen Patent während einer Frist von 
zwölf Monaten nach dem Anmeldetag der 
ersten Anmeldung ein Prioritätsrecht. 

(2) Als prioritätsbegründend wird jede 
Anmeldung anerkannt, der nach dem 
nationalen Recht des Staats, in dem die 
Anmeldung eingereicht worden ist, oder 
nach zwei- oder mehrseitigen Verträgen 
unter Einschluss dieses Übereinkommens 
die Bedeutung einer vorschriftsmäßigen 
nationalen Anmeldung zukommt. 

(3) Unter vorschriftsmäßiger nationaler 
Anmeldung ist jede Anmeldung zu verste- 
hen, die zur Festlegung des Tags aus- 
reicht, an dem die Anmeldung eingereicht 
worden ist, wobei das spätere Schicksal 
der Anmeldung ohne Bedeutung ist. 

(4) Als die erste Anmeldung, von deren 
Einreichung an die Prioritätsfrist läuft, wird 
auch eine jüngere Anmeldung angesehen, 
die denselben Gegenstand betrifft wie eine 
erste ältere in demselben oder für densel- 
ben Staat eingereichte Anmeldung, sofern 
diese ältere Anmeldung bis zur Einrei- 
chung der jüngeren Anmeldung zurückge- 
nommen, fallen gelassen oder zurückge- 
wiesen worden ist, und zwar bevor sie 
öffentlich ausgelegt worden ist und ohne 
dass Rechte bestehen geblieben sind; 
ebenso wenig darf diese ältere Anmeldung 
schon Grundlage für die Inanspruchnahme 
des Prioritätsrechts gewesen sein. Die 
ältere Anmeldung kann in diesem Fall nicht 
mehr als Grundlage für die Inanspruchnah- 
me des Prioritätsrechts dienen. 

(5) Ist die erste Anmeldung bei einer 
nicht der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
oder dem Übereinkommen zur Errichtung 
der Welthandelsorganisation unterliegen- 
den Behörde für den gewerblichen Rechts- 
schutz eingereicht worden, so sind die 
Absätze 1 bis 4 anzuwenden, wenn diese 
Behörde nach einer Bekanntmachung des 
Präsidenten des Europäischen Patentamts 
anerkennt, dass eine erste Anmeldung 
beim Europäischen Patentamt ein Priori- 
tätsrecht unter Voraussetzungen und mit 
Wirkungen begründet, die denen der Pari- 
ser Verbandsübereinkunft vergleichbar 
sind. 


Chapter 1 1 
Priority 


Article 87 
Priority right 

(1) Any person who has duly filed, in or 
for 

(a) any State party to the Paris Convention 
forthe Protection of Industrial Property 
or 

(b) any Member of the World Trade Orga- 
nization, 

an application for a patent, a utility model 
or a utility certificate, or his successor in 
title, shall enjoy, for the purpose of filing a 
European patent application in respect of 
the same invention, a right of priority 
during a period of twelve months from the 
date of filing of the first application. 

(2) Every filing that is equivalent to a 
regulär national filing under the national 
law of the State where it was made or 
under bilateral or multilateral agreements, 
including this Convention, shall be recog- 
nised as giving rise to a right of priority. 


(3) A regulär national filing shall mean 
any filing that is sufficient to establish the 
date on which the application was filed, 
whatever the outcome of the application 
may be. 


(4) A subsequent application in respect 
of the same subject-matter as a previous 
first application and filed in or for the same 
State shall be considered as the first appli- 
cation for the purposes of determining 
priority, provided that, at the date of filing 
the subsequent application, the previous 
application has been withdrawn, aban- 
doned or refused, without being open to 
public inspection and without leaving any 
rights outstanding, and has not served as 
a basis for claiming a right of priority. The 
previous application may not thereafter 
serve as a basis for claiming a right of pri- 
ority. 


(5) If the first filing has been made with 
an industrial property authority which is 
not subject to the Paris Convention for the 
Protection of Industrial Property or the 
Agreement Establishing the World Trade 
Organization, paragraphs 1 to 4 shall apply 
if that authority, according to a communi- 
cation issued by the President of the Euro- 
pean Patent Office, recognises that a first 
filing made with the European Patent 
Office gives rise to a right of priority under 
conditions and with effects equivalent to 
those laid down in the Paris Convention. 


Chapitre II 
Priorite 

Article 87 
Droit de priorite 

(1) Celui qui a regulierement depose, 
dans ou pour 

a) un Etat partie ä la Convention de Paris 
pour la protection de la propriete 
industrielle ou 

b) un membre de l'Organisation mondiale 
du commerce, 

une demande de brevet d'invention, de 
modele d’utilite ou de certificat d'utilite, ou 
son ayant cause, jouit, pour effectuer le 
depöt d’une demande de brevet europeen 
pour la meme invention, d’un droit de 
priorite pendant un delai de douze mois 
ä compter de la date de depöt de la 
premiere demande. 

(2) Est reconnu comme donnant nais- 
sance au droit de priorite tout depöt ayant 
la valeur d’un depöt national regulier en 
vertu de la legislation nationale de l’Etat 
dans lequel il a ete effectue ou d’accords 
bilateraux ou multilateraux, y compris la 
presente Convention. 

(3) Par depöt national regulier, on doit 
entendre tout depöt qui suffit ä etablir la 
date ä laquelle la demande a ete deposee, 
quel que soit le sort ulterieur de cette 
demande. 

(4) Est consideree comme premiere 
demande, dont la date de depöt est le 
point de depart du delai de priorite, une 
demande ulterieure ayant le meme objet 
qu’une premiere demande anterieure, 
deposee dans ou pour le meme Etat, ä la 
condition que cette demande anterieure, ä 
la date de depöt de la demande ulterieure, 
ait ete retiree, abandonnee ou refusee, 
sans avoir ete soumise ä l’inspection 
publique et sans laisser subsister de 
droits, et qu’elle n’ait pas encore servi de 
base pour la revendication du droit de 
priorite. La demande anterieure ne peut 
plus alors servir de base pour la revendica- 
tion du droit de priorite. 


(5) Si le premier depöt a ete effectue 
aupres d’un Service de la propriete indus- 
trielle qui n’est pas lie par la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete 
industrielle ou par l’Accord instituant l’Or- 
ganisation mondiale du commerce, les 
paragraphes 1 ä 4 s’appliquent si, suivant 
une communication emanant du President 
de l’Office europeen des brevets, ce Servi- 
ce reconnaft qu’un premier depöt effectue 
aupres de l’Office europeen des brevets 
donne naissance ä un droit de priorite sou- 
mis ä des conditions et ayant des effets 
equivalents ä ceux prevus par la Conven- 
tion de Paris. 
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Artikel 88 

Inanspruchnahme der Priorität 

(1) Der Anmelder, der die Priorität einer 
früheren Anmeldung in Anspruch nehmen 
will, hat eine Prioritätserklärung und weite- 
re erforderliche Unterlagen nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung einzureichen. 

(2) Für eine europäische Patentanmel- 
dung können mehrere Prioritäten in An- 
spruch genommen werden, selbst wenn 
sie aus verschiedenen Staaten stammen. 
Für einen Patentanspruch können mehrere 
Prioritäten in Anspruch genommen wer- 
den. Werden mehrere Prioritäten in An- 
spruch genommen, so beginnen Fristen, 
die vom Prioritätstag an laufen, vom frü- 
hesten Prioritätstag an zu laufen. 

(3) Werden eine oder mehrere Prioritä- 
ten für die europäische Patentanmeldung 
in Anspruch genommen, so umfasst das 
Prioritätsrecht nur die Merkmale der euro- 
päischen Patentanmeldung, die in der 
Anmeldung oder den Anmeldungen ent- 
halten sind, deren Priorität in Anspruch 
genommen worden ist. 

(4) Sind bestimmte Merkmale der Erfin- 
dung, für die die Priorität in Anspruch 
genommen wird, nicht in den in der frühe- 
ren Anmeldung aufgestellten Patentan- 
sprüchen enthalten, so reicht es für die 
Gewährung der Priorität aus, dass die Ge- 
samtheit der Anmeldungsunterlagen der 
früheren Anmeldung diese Merkmale deut- 
lich offenbart. 

Artikel 89 

Wirkung des Prioritätsrechts 

Das Prioritätsrecht hat die Wirkung, 
dass für die Anwendung des Artikels 54 
Absätze 2 und 3 und des Artikels 60 
Absatz 2 der Prioritätstag als Anmeldetag 
der europäischen Patentanmeldung gilt. 


Vierter Teil 

Erteilungsverfahren 

Artikel 90 

Eingangs- 
und Formalprüfung 

(1) Das Europäische Patentamt prüft 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung, 
ob die Anmeldung den Erfordernissen für 
die Zuerkennung eines Anmeldetags ge- 
nügt. 

(2) Kann ein Anmeldetag nach der Prü- 
fung nach Absatz 1 nicht zuerkannt wer- 
den, so wird die Anmeldung nicht als euro- 
päische Patentanmeldung behandelt. 

(3) Ist der europäischen Patentanmel- 
dung ein Anmeldetag zuerkannt worden, 
so prüft das Europäische Patentamt nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung, ob 
den Erfordernissen der Artikel 14, 78, 81 
und gegebenenfalls des Artikels 88 Ab- 


Article 88 
Claiming priority 

(1) An applicant desiring to take advan- 
tage of the priority of a previous applica- 
tion shall file a declaration of priority and 
any other document required, in accor- 
dance with the Implementing Regulations. 

(2) Multiple priorities may be claimed in 
respect of a European patent application, 
notwithstanding the fact that they originat- 
ed in different countries. Where appropri- 
ate, multiple priorities may be claimed for 
any one Claim. Where multiple priorities are 
claimed, time limits which run from the 
date of priority shall run from the earliest 
date of priority. 

(3) If one or more priorities are claimed 
in respect of a European patent applica- 
tion, the right of priority shall cover only 
those elements of the European patent 
application which are included in the appli- 
cation or applications whose priority is 
claimed. 

(4) If certain elements of the invention 
for which priority is claimed do not appear 
among the Claims formulated in the previ- 
ous application, priority may nonetheless 
be granted, provided that the documents 
of the previous application as a whole 
specifically disclose such elements. 


Article 89 

Effect of priority right 

The right of priority shall have the effect 
that the date of priority shall count as the 
date of filing of the European patent ap- 
plication for the purposes of Article 54, 
paragraphs 2 and 3, and Article 60, Para- 
graph 2. 


Part IV 

Procedure up to grant 

Article 90 

Examination on filing and examination 
as to formal requirements 

(1) The European Patent Office shall 
examine, in accordance with the Imple- 
menting Regulations, whether the applica- 
tion satisfies the requirements for the 
accordance of a date of filing. 

(2) If a date of filing cannot be accorded 
following the examination under Para- 
graph 1, the application shall not be dealt 
with as a European patent application. 

(3) If the European patent application 
has been accorded a date of filing, the 
European Patent Office shall examine, in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations, whether the requirements in Arti- 
cles 14, 78 and 81, and, where applicable, 


Article 88 

Revendication de priorite 

(1) Le demandeur qui veut se prevaloir 
de la priorite d’un depöt anterieur est tenu 
de produire une declaration de priorite et 
tout autre document exige, conformement 
au regiement d’execution. 

(2) Des priorites multiples peuvent etre 
revendiquees pour une demande de bre- 
vet europeen meme si elles proviennent 
d’Etats differents. Le cas echeant, des 
priorites multiples peuvent etre revendi- 
quees pour une meme revendication. Si 
des priorites multiples sont revendiquees, 
les delais qui ont pour point de depart la 
date de priorite sont calcules ä compter de 
la date de la priorite la plus ancienne. 

(3) Lorsqu’une ou plusieurs priorites 
sont revendiquees pour la demande de 
brevet europeen, le droit de priorite ne 
couvre que les elements de la demande de 
brevet europeen qui sont contenus dans la 
demande ou dans les demandes dont la 
priorite est revendiquee. 

(4) Si certains elements de l’invention 
pour lesquels la priorite est revendiquee ne 
figurent pas parmi les revendications for- 
mulees dans la demande anterieure, il suf- 
fit, pour que la priorite puisse etre accor- 
dee, que l’ensemble des pieces de la 
demande anterieure revele d’une fagon 
precise lesdits elements. 


Article 89 

Effet du droit de priorite 

Par l’effet du droit de priorite, la date de 
priorite est consideree comme celle du 
depöt de la demande de brevet europeen 
pour l’application de l’article 54, paragra- 
phes 2 et 3, et de l’article 60, paragra- 
phe 2. 


Quatrieme partie 
Procedure jusqu’ä la delivrance 

Article 90 

Examen lors du depöt et quant 
aux exigences de forme 

(1) L’Office europeen des brevets exa- 
mine conformement au regiement d'exe- 
cution si la demande satisfait aux exigen- 
ces pour que lui soit accordee une date de 
depöt. 

(2) Si une date de depöt ne peut etre 
accordee apres l’examen effectue au titre 
du paragraphel, la demande n’est pas 
traitee en tant que demande de brevet 
europeen. 

(3) Si une date de depöt a ete accordee 
ä la demande de brevet europeen, l’Office 
europeen des brevets examine conforme- 
ment au regiement d’execution s’il est 
satisfait aux exigences des articles 14, 78, 
81 et, le cas echeant, de l’article 88, para- 
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satz 1 und des Artikels 1 33 Absatz 2 sowie 
den weiteren in der Ausführungsordnung 
festgelegten Erfordernissen entsprochen 
worden ist. 

(4) Stellt das Europäische Patentamt 
bei der Prüfung nach Absatz 1 oder 3 be- 
hebbare Mängel fest, so gibt es dem An- 
melder Gelegenheit, diese Mängel zu be- 
seitigen. 

(5) Wird ein bei der Prüfung nach 
Absatz 3 festgestellter Mangel nicht be- 
seitigt, so wird die europäische Patentan- 
meldung zurückgewiesen, sofern dieses 
Übereinkommen keine andere Rechtsfolge 
vorsieht. Betrifft der Mangel den Prioritäts- 
anspruch, so erlischt der Prioritätsan- 
spruch für die Anmeldung. 


Artikel 91 
Formalprüfung 


(gestrichen) 

Artikel 92 
Erstellung des 

europäischen Recherchenberichts 

Das Europäische Patentamt erstellt und 
veröffentlicht nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung einen europäischen Recher- 
chenbericht zu der europäischen Patentan- 
meldung auf der Grundlage der Patentan- 
sprüche unter angemessener Berücksichti- 
gung der Beschreibung und der vorhande- 
nen Zeichnungen. 

Artikel 93 

Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung 

(1) Das Europäische Patentamt veröf- 
fentlicht die europäische Patentanmel- 
dung so bald wie möglich 

a) nach Ablauf von achtzehn Monaten 
nach dem Anmeldetag oder, wenn eine 
Priorität in Anspruch genommen wor- 
den ist, nach dem Prioritätstag oder 

b) auf Antrag des Anmelders vor Ablauf 
dieser Frist. 

(2) Die europäische Patentanmeldung 
wird gleichzeitig mit der europäischen 
Patentschrift veröffentlicht, wenn die Ent- 
scheidung über die Erteilung des Patents 
vor Ablauf der in Absatz 1 a) genannten 
Frist wirksam wird. 

Artikel 94 
Prüfung der 

europäischen Patentanmeldung 

(1) Das Europäische Patentamt prüft 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
auf Antrag, ob die europäische Patent- 
anmeldung und die Erfindung, die sie 
zum Gegenstand hat, den Erfordernissen 
dieses Übereinkommens genügen. Der 


Article 88, paragraph 1, and Article133, 
Paragraph 2, as well as any other require- 
ment laid down in the Implementing Regu- 
lations, have been satisfied. 

(4) Where the European Patent Office in 
carrying out the examination under para- 
graphs 1 or 3 notes that there are deficien- 
cies which may be corrected, it shall give 
the applicant an opportunity to correct 
them. 

(5) If any deficiency noted in the exami- 
nation under paragraph 3 is not corrected, 
the European patent application shall be 
refused unless a different legal conse- 
quence is provided for by this Convention. 
Where the deficiency concerns the right of 
priority, this right shall be lost for the appli- 
cation. 


Article 91 

Examination as to 
formal requirements 


(deleted) 

Article 92 

Drawing up of the 
European search report 

The European Patent Office shall, in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations, draw up and publish a European 
search report in respect of the European 
patent application on the basis of the 
Claims, with due regard to the description 
and any drawings. 


Article 93 

Publication of the 
European patent application 

(1) The European Patent Office shall 
publish the European patent application as 
soon as possible 

(a) after the expiry of a period of eighteen 
months from the date of filing or, if pri- 
ority has been claimed, from the date 
of priority, or 

(b) at the request of the applicant, before 
the expiry of that period. 

(2) The European patent application 
shall be published at the same time as the 
specification of the European patent when 
the decision to grant the patent becomes 
effective before the expiry of the period 
referred to in paragraph 1(a). 

Article 94 

Examination of the 
European patent application 

(1) The European Patent Office shall, in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations, examine on request whether the 
European patent application and the 
invention to which it relates meet the 
requirements of this Convention. The 


graphe 1 , et de l’article 133, paragraphe 2, 
ainsi qu’ä toute autre exigence prevue par 
le regiement d’execution. 

(4) Lorsque l’Office europeen des bre- 
vets constate, lors de l’examen effectue au 
titre des paragraphes 1 ou 3, l’existence 
d'irregularites auxquelles il peut etre reme- 
die, il donne au demandeur la possibilite 
de remedier ä ces irregularites. 

(5) Lorsqu’il n’est pas remedie ä une 
irregularite constatee lors de l’examen 
effectue au titre du paragraphe 3, la 
demande de brevet europeen est rejetee, ä 
moins que la presente Convention ne pre- 
voie une consequence juridique differente. 
Lorsque l’irregularite concerne le droit de 
priorite, eile entraine la perte de ce droit 
pour la demande. 

Article 91 

Examen de la demande de brevet 
europeen quant ä certaines 
irregularites 

(supprime) 

Article 92 

Etablissement du rapport de 
recherche europeenne 

L’Office europeen des brevets etablit et 
publie, conformement au regiement d'exe- 
cution, un rapport de recherche europeen- 
ne relatif ä la demande de brevet europeen 
sur la base des revendications, en tenant 
düment compte de la description et des 
dessins existants. 


Article 93 

Publication de la demande 
de brevet europeen 

(1) L'Office europeen des brevets publie 
la demande de brevet europeen des que 
possible 

a) apres l’expiration d'un delai de dix-huit 
mois ä compter de la date de depöt ou, 
si une priorite a ete revendiquee, ä 
compter de la date de priorite ou 

b) avant l’expiration de ce delai sur 
requete du demandeur. 

(2) La demande de brevet europeen est 
publiee ä la meme date que le fascicule du 
brevet europeen lorsque la decision relati- 
ve ä la delivrance du brevet europeen 
prend effet avant l’expiration du delai vise 
au paragraphe 1 a). 

Article 94 

Examen de la demande 
de brevet europeen 

(1) Sur requete, l’Office europeen des 
brevets examine conformement au regie- 
ment d’execution si la demande de brevet 
europeen et l’invention qui en fait l’objet 
satisfont aux exigences prevues par la 
presente Convention. La requete n’est 
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Antrag gilt erst als gestellt, wenn die Prü- 
fungsgebühr entrichtet worden ist. 

(2) Wird ein Prüfungsantrag nicht recht- 
zeitig gestellt, so gilt die Anmeldung als 
zurückgenommen. 

(3) Ergibt die Prüfung, dass die Anmel- 
dung oder die Erfindung, die sie zum 
Gegenstand hat, den Erfordernissen die- 
ses Übereinkommens nicht genügt, so for- 
dert die Prüfungsabteilung den Anmelder 
so oft wie erforderlich auf, eine Stellung- 
nahme einzureichen und, vorbehaltlich des 
Artikels 123 Absatz 1, die Anmeldung zu 
ändern. 

(4) Unterlässt es der Anmelder, auf eine 
Mitteilung der Prüfungsabteilung rechtzei- 
tig zu antworten, so gilt die Anmeldung als 
zurückgenommen. 

Artikel 95 

Verlängerung der Frist 
zur Stellung des Prüfungsantrags 

(gestrichen) 

Artikel 96 

Prüfung der 

europäischen Patentanmeldung 

(gestrichen) 

Artikel 97 

Erteilung oder Zurückweisung 

(1) Ist die Prüfungsabteilung der Auffas- 
sung, dass die europäische Patentanmel- 
dung und die Erfindung, die sie zum 
Gegenstand hat, den Erfordernissen die- 
ses Übereinkommens genügen, so be- 
schließt sie die Erteilung des europäischen 
Patents, sofern die in der Ausführungsord- 
nung genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

(2) Ist die Prüfungsabteilung der Auffas- 
sung, dass die europäische Patentanmel- 
dung oder die Erfindung, die sie zum 
Gegenstand hat, den Erfordernissen die- 
ses Übereinkommens nicht genügt, so 
weist sie die Anmeldung zurück, sofern 
dieses Übereinkommen keine andere 
Rechtsfolge vorsieht. 

(3) Die Entscheidung über die Erteilung 
des europäischen Patents wird an dem 
Tag wirksam, an dem der Hinweis auf die 
Erteilung im Europäischen Patentblatt 
bekannt gemacht wird. 

Artikel 98 

Veröffentlichung 
der europäischen Patentschrift 

Das Europäische Patentamt veröffent- 
licht die europäische Patentschrift so bald 
wie möglich nach Bekanntmachung des 
Hinweises auf die Erteilung des europäi- 
schen Patents im Europäischen Patent- 
blatt. 


request shall not be deemed to be filed 
until the examination fee has been paid. 

(2) If no request for examination has 
been made in due time, the application 
shall be deemed to be withdrawn. 

(3) If the examination reveals that the 
application or the invention to which it 
relates does not meet the requirements of 
this Convention, the Examining Division 
shall invite the applicant, as often as ne- 
cessary, to file his observations and, sub- 
ject to Article 123, paragraph 1, to amend 
the application. 

(4) If the applicant fails to reply in due 
time to any communication from the 
Examining Division, the application shall 
be deemed to be withdrawn. 

Article 95 

Extension of the period within which 
requests for examination may be filed 

(deleted) 

Article 96 

Examination of the 
European patent application 

(deleted) 

Article 97 
Grant or refusal 

(1) If the Examining Division is of the 
opinion that the European patent applica- 
tion and the invention to which it relates 
meet the requirements of this Convention, 
it shall decide to grant a European patent, 
provided that the conditions laid down in 
the Implementing Regulations are fulfilled. 


(2) If the Examining Division is of the 
opinion that the European patent applica- 
tion or the invention to which it relates 
does not meet the requirements of this 
Convention, it shall refuse the application 
unless this Convention provides for a dif- 
ferent legal consequence. 

(3) The decision to grant a European 
patent shall take effect on the date on 
which the mention of the grant is pub- 
lished in the European Patent Bulletin. 


Article 98 

Publication of the specification 
of the European patent 

The European Patent Office shall pub- 
lish the specification of the European 
patent as soon as possible after the men- 
tion of the grant of the European patent 
has been published in the European 
Patent Bulletin. 


reputee presentee qu’apres le paiement 
de la taxe d'examen. 

(2) Lorsque la requete en examen n'est 
pas presentee dans les delais, la demande 
est reputee retiree. 

(3) S’il resulte de l’examen que la 
demande ou l’invention qui en fait l’objet 
ne satisfait pas aux exigences prevues par 
la presente Convention, la division d'exa- 
men invite le demandeur, aussi souvent 
qu’il est necessaire, ä presenter ses obser- 
vations et, sous reserve de i’article 123, 
paragraphe 1 , ä modifier la demande. 

(4) Si le demandeur ne repond pas dans 
les delais ä une notification de la division 
d’examen, la demande est reputee retiree. 


Article 95 

Prorogation du delai de Präsentation 
de la requete en examen 

(supprime) 

Article 96 

Examen de la demande 
de brevet europeen 

(supprime) 

Article 97 
Delivrance ou rejet 

(1 ) Si la division d’examen estime que la 
demande de brevet europeen et l’invention 
qui en fait l’objet satisfont aux exigences 
prevues par la presente Convention, eile 
decide de delivrer le brevet europeen, pour 
autant que les conditions prevues par le 
regiement d’execution soient remplies. 


(2) Si la division d’examen estime que la 
demande de brevet europeen ou I’ invention 
qui en fait l’objet ne satisfait pas aux exi- 
gences prevues par la presente Conven- 
tion, eile rejette la demande, ä moins que la 
presente Convention ne prevoie une conse- 
quence juridique differente. 

(3) La decision relative ä la delivrance 
du brevet europeen prend effet ä la date ä 
laquelle la mention de la delivrance est 
publiee au Bulletin europeen des brevets. 


Article 98 

Publication du fascicule 
du brevet europeen 

L’Office europeen des brevets publie le 
fascicule du brevet europeen des que pos- 
sible apres la publication de la mention de 
la delivrance du brevet europeen au Bulle- 
tin europeen des brevets. 
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Fünfter Teil 

Einspruchs- und 
Beschränkungsverfahren 

Artikel 99 

Einspruch 

(1) Innerhalb von neun Monaten nach 
Bekanntmachung des Hinweises auf die 
Erteilung des europäischen Patents im 
Europäischen Patentblatt kann jedermann 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
beim Europäischen Patentamt gegen die- 
ses Patent Einspruch einlegen. Der Ein- 
spruch gilt erst als eingelegt, wenn die Ein- 
spruchsgebühr entrichtet worden ist. 

(2) Der Einspruch erfasst das europäi- 
sche Patent für alle Vertragsstaaten, in 
denen es Wirkung hat. 

(3) Am Einspruchsverfahren sind neben 
dem Patentinhaber die Einsprechenden 
beteiligt. 

(4) Weist jemand nach, dass er in einem 
Vertragsstaat aufgrund einer rechtskräfti- 
gen Entscheidung anstelle des bisherigen 
Patentinhabers in das Patentregister die- 
ses Staats eingetragen ist, so tritt er auf 
Antrag in Bezug auf diesen Staat an die 
Stelle des bisherigen Patentinhabers. 
Abweichend von Artikel 118 gelten der 
bisherige Patentinhaber und derjenige, der 
sein Recht geltend macht, nicht als 
gemeinsame Inhaber, es sei denn, dass 
beide dies verlangen. 

Artikel 100 
Einspruchsgründe 

Der Einspruch kann nur darauf gestützt 
werden, dass 

a) der Gegenstand des europäischen 
Patents nach den Artikeln 52 bis 57 
nicht patentierbar ist; 

b) das europäische Patent die Erfindung 
nicht so deutlich und vollständig offen- 
bart, dass ein Fachmann sie ausführen 
kann; 

c) der Gegenstand des europäischen 
Patents über den Inhalt der Anmeldung 
in der ursprünglich eingereichten Fas- 
sung oder, wenn das Patent auf einer 
Teilanmeldung oder einer nach Arti- 
kel 61 eingereichten neuen Anmeldung 
beruht, über den Inhalt der früheren 
Anmeldung in der ursprünglich einge- 
reichten Fassung hinausgeht. 

Artikel 101 
Prüfung 

des Einspruchs - Widerruf oder 
Aufrechterhaltung des europäischen 
Patents 

(1) Ist der Einspruch zulässig, so prüft 
die Einspruchsabteilung nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung, ob wenigstens 
ein Einspruchsgrund nach Artikel 100 der 
Aufrechterhaltung des europäischen Pa- 
tents entgegensteht. Bei dieser Prüfung 


Part V 

Opposition and limitation 
procedure 

Article 99 
Opposition 

(1) Within nine months of the publica- 
tion of the mention of the grant of the Euro- 
pean patent in the European Patent Bul- 
letin, any person may give notice to the 
European Patent Office of Opposition to 
that patent, in accordance with the Imple- 
menting Regulations. Notice of Opposition 
shall not be deemed to have been filed 
until the Opposition fee has been paid. 

(2) The Opposition shall apply to the 
European patent in all the Contracting 
States in which that patent has effect. 

(3) Opponents shall be parties to the 
Opposition proceedings as well as the pro- 
prietor of the patent. 

(4) Where a person provides evidence 
that in a Contracting State, following a final 
decision, he has been entered in the 
patent register of such State instead of the 
previous proprietor, such person shall, at 
his request, replace the previous propri- 
etor in respect of such State. Notwith- 
standing Article 11 8, the previous propri- 
etor and the person making the request 
shall not be regarded as joint proprietors 
unless both so request. 


Article 100 

Grounds for Opposition 

Opposition may only be filed on the 

grounds that: 

(a) the subject-matter of the European 
patent is not patentable under Articles 
52 to 57; 

(b) the European patent does not disclose 
the invention in a manner sufficiently 
clear and complete for it to be carried 
out by a person skilled in the art; 

(c) the subject-matter of the European 
patent extends beyond the content of 
the application as filed, or, if the patent 
was granted on a divisional application 
or on a new application filed under Arti- 
cle 61 , beyond the content of the earli- 
er application as filed. 


Article 101 
Examination 

of the Opposition - Revocation or 
maintenance of the European 
patent 

(1) If the Opposition is admissible, the 
Opposition Division shall examine, in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations, whether at least one ground for 
Opposition under Article 100 prejudices 
the maintenance of the European patent. 


Cinquieme partie 

Procedure d’opposition 
et de limitation 

Article 99 
Opposition 

(1) Dans un delai de neuf mois ä comp- 
ter de la publication de la mention de la 
delivrance du brevet europeen au Bulletin 
europeen des brevets, toute personne 
peut faire Opposition ä ce brevet aupres de 
l’Office europeen des brevets, conforme- 
ment au regiement d’execution. L’opposi- 
tion n’est reputee formee qu’apres le paie- 
ment de la taxe d’opposition. 

(2) L’opposition au brevet europeen 
affecte ce brevet dans tous les Etats 
contractants dans lesquels il produit ses 
effets. 

(3) Les opposants sont parties, avec le 
titulaire du brevet, ä la procedure d’oppo- 
sition. 

(4) Si une personne apporte la preuve 
que, dans un Etat contractant, eile est in- 
scrite au registre des brevets, en vertu 
d’une decision passee en force de chose 
jugee, au Neu et place du titulaire prece- 
dent, eile est, sur requete, substituee ä ce 
dernier pour ledit Etat. Nonobstant l’article 
118, le titulaire precedent du brevet et la 
personne qui fait ainsi valoir ses droits ne 
sont pas consideres comme coproprietai- 
res, ä moins qu’ils ne demandent tous 
deux ä l’etre. 

Article 100 
Motifs d’opposition 

L’opposition ne peut etre fondee que sur 
les motifs suivants: 

a) l’objet du brevet europeen n’est pas 
brevetable en vertu des articles 52 ä 
57; 

b) le brevet europeen n’expose pas l’in- 
vention de fagon suffisamment claire et 
complete pour qu’un homme du metier 
puisse l’executer; 

c) l’objet du brevet europeen s’etend au- 
delä du contenu de la demande teile 
qu’elle a ete deposee ou, si le brevet a 
ete delivre sur la base d’une demande 
divisionnaire ou d’une nouvelle deman- 
de deposee en vertu de l’article 61 , au- 
delä du contenu de la demande ante- 
rieure teile qu’elle a ete deposee. 


Article 101 
Examen 

de l’opposition - Revocation ou 
maintien du brevet 
europeen 

(1) Si l’opposition est recevable, la divi- 
sion d’opposition examine conformement 
au regiement d’execution si au moins un 
motif d’opposition vise ä l’article 1 00 s’op- 
pose au maintien du brevet europeen. Au 
cours de cet examen, la division d’opposi- 
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fordert die Einspruchsabteilung die Betei- 
ligten so oft wie erforderlich auf, eine Stel- 
lungnahme zu ihren Bescheiden oder zu 
den Schriftsätzen anderer Beteiligter ein- 
zureichen. 

(2) Ist die Einspruchsabteilung der Auf- 
fassung, dass wenigstens ein Einspruchs- 
grund der Aufrechterhaltung des europäi- 
schen Patents entgegensteht, so widerruft 
sie das Patent. Andernfalls weist sie den 
Einspruch zurück. 

(3) Ist die Einspruchsabteilung der Auf- 
fassung, dass unter Berücksichtigung der 
vom Patentinhaber im Einspruchsverfah- 
ren vorgenommenen Änderungen das 
europäische Patent und die Erfindung, die 
es zum Gegenstand hat, 

a) den Erfordernissen dieses Überein- 
kommens genügen, so beschließt sie 
die Aufrechterhaltung des Patents in 
geänderter Fassung, sofern die in der 
Ausführungsordnung genannten Vo- 
raussetzungen erfüllt sind; 

b) den Erfordernissen dieses Überein- 
kommens nicht genügen, so widerruft 
sie das Patent. 

Artikel 102 

Widerruf oder Aufrecht- 
erhaltung des europäischen Patents 

(gestrichen) 

Artikel 103 

Veröffentlichung einer 
neuen europäischen Patentschrift 

Ist das europäische Patent nach Arti- 
kel 101 Absatz 3 a) in geänderter Fassung 
aufrechterhalten worden, so veröffentlicht 
das Europäische Patentamt eine neue 
europäische Patentschrift so bald wie 
möglich nach Bekanntmachung des Hin- 
weises auf die Entscheidung über den Ein- 
spruch im Europäischen Patentblatt. 

Artikel 104 
Kosten 

(1) Im Einspruchsverfahren trägt jeder 
Beteiligte die ihm erwachsenen Kosten 
selbst, soweit nicht die Einspruchsabtei- 
lung, wenn dies der Billigkeit entspricht, 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
eine andere Verteilung der Kosten anord- 
net. 

(2) Das Verfahren zur Kostenfestset- 
zung regelt die Ausführungsordnung. 

(3) Jede unanfechtbare Entscheidung 
des Europäischen Patentamts über die 
Festsetzung der Kosten wird in jedem Ver- 
tragsstaat in Bezug auf die Vollstreckung 
wie ein rechtskräftiges Urteil eines Zivilge- 
richts des Staats behandelt, in dem die 
Vollstreckung stattfindet. Eine Überprü- 
fung dieser Entscheidung darf sich ledig- 
lich auf ihre Echtheit beziehen. 


Düring this examination, the Opposition 
Division shall invite the parties, as often as 
necessary, to file observations on Commu- 
nications from another party or issued by 
itself. 

(2) If the Opposition Division is of the 
opinion that at least one ground for Oppo- 
sition prejudices the maintenance of the 
European patent, it shall revoke the patent. 
Otherwise, it shall reject the Opposition. 


(3) If the Opposition Division is of the 
opinion that, taking into consideration the 
amendments made by the proprietor of the 
European patent during the Opposition 
proceedings, the patent and the invention 
to which it relates 

(a) meet the requirements of this Conven- 
tion, it shall decide to maintain the 
patent as amended, provided that the 
conditions laid down in the Implement- 
ing Regulations are fulfilled; 


(b) do not meet the requirements of this 
Convention, it shall revoke the patent. 


Article 102 

Revocation or maintenance 
of the European patent 

(deleted) 


Article 103 

Publication of a new specification 
of the European patent 

If the European patent is maintained as 
amended under Article 101, paragraph 
3(a), the European Patent Office shall pub- 
lish a new specification of the European 
patent as soon as possible after the men- 
tion of the Opposition decision has been 
published in the European Patent Bulletin. 


Article 104 
Costs 

(1) Each party to the Opposition pro- 
ceedings shall bear the costs it has 
incurred, unless the Opposition Division, 
for reasons of equity, Orders, in accor- 
dance with the Implementing Regulations, 
a different apportionment of costs. 

(2) The procedure for fixing costs shall 
be laid down in the Implementing Regula- 
tions. 

(3) Any final decision of the European 
Patent Office fixing the amount of costs 
shall be dealt with, for the purpose of 
enforcement in the Contracting States, in 
the same way as a final decision given by a 
civil court of the State in which enforce- 
ment is to take place. Verification of such 
decision shall be limited to its authenticity. 


tion invite les parties, aussi souvent qu’il 
est necessaire, ä presenter leurs observa- 
tions sur les notifications qu’elle leur a 
adressees ou sur les Communications qui 
emanent d’autres parties. 

(2) Si la division d’opposition estime 
qu’au moins un motif d’opposition s’oppo- 
se au maintien du brevet europeen, eile 
revoque le brevet. Dans le cas contraire, 
eile rejette l’opposition. 

(3) Si la division d’opposition estime 
que, compte tenu des modifications 
apportees par le titulaire du brevet euro- 
peen au cours de la procedure d’opposi- 
tion, le brevet et l’invention qui en fait l’ob- 
jet 

a) satisfont aux exigences de la presente 
Convention, eile decide de maintenir le 
brevet tel qu’il a ete modifie, pour 
autant que les conditions prevues par 
le regiement d’execution soient rem- 
plies; 

b) ne satisfont pas aux exigences de la 
presente Convention, eile revoque le 
brevet. 

Article 102 

Revocation ou maintien du 
brevet europeen 

(supprime) 

Article 103 

Publication d’un nouveau fascicule 
du brevet europeen 

Si le brevet europeen a ete maintenu tel 
qu’il a ete modifie en vertu de l’article 1 01 , 
paragraphe 3 a), l’Office europeen des 
brevets publie un nouveau fascicule du 
brevet europeen des que possible apres 
la publication de la mention de la decision 
concernant l’opposition au Bulletin euro- 
peen des brevets. 

Article 104 
Frais 

(1) Chacune des parties ä la procedure 
d’opposition Supporte les frais qu'elle a 
exposes, ä moins que la division d’opposi- 
tion n'arrete, conformement au regiement 
d’execution, une repartition differente des 
frais dans la mesure oü l’equite l’exige. 

(2) Le regiement d’execution determine 
la procedure de fixation des frais. 

(3) Toute decision finale de l’Office 
europeen des brevets fixant le montant 
des frais est, aux fins de son execution 
dans les Etats contractants, reputee etre 
une decision passee en force de chose 
jugee rendue par une juridiction civile de 
I ’ Etat dans lequel cette execution doit 
avoir Neu. Le contröle d’une teile decision 
ne peut porter que sur son authenticite. 
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Artikel 105 
Beitritt des 

vermeintlichen Patentverletzers 

(1) Jeder Dritte kann nach Ablauf der 
Einspruchsfrist nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung dem Einspruchsverfahren 
beitreten, wenn er nachweist, dass 

a) gegen ihn Klage wegen Verletzung die- 
ses Patents erhoben worden ist oder 

b) er nach einer Aufforderung des Patent- 
inhabers, eine angebliche Patentverlet- 
zung zu unterlassen, gegen diesen 
Klage auf Feststellung erhoben hat, 
dass er das Patent nicht verletze. 

(2) Ein zulässiger Beitritt wird als Ein- 
spruch behandelt. 

Artikel 105a 
Antrag auf 

Beschränkung oder Widerruf 

(1) Auf Antrag des Patentinhabers kann 
das europäische Patent widerrufen oder 
durch Änderung der Patentansprüche be- 
schränkt werden. Der Antrag ist beim 
Europäischen Patentamt nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung zu stellen. Er gilt 
erst als gestellt, wenn die Beschränkungs- 
oder Widerrufsgebühr entrichtet worden 
ist. 

(2) Der Antrag kann nicht gestellt wer- 
den, solange ein Einspruchsverfahren in 
Bezug auf das europäische Patent anhän- 
gig ist. 

Artikel 105b 

Beschränkung oder 

Widerruf des europäischen Patents 

(1) Das Europäische Patentamt prüft, 
ob die in der Ausführungsordnung festge- 
legten Erfordernisse für eine Beschrän- 
kung oder den Widerruf des europäischen 
Patents erfüllt sind. 

(2) Ist das Europäische Patentamt der 
Auffassung, dass der Antrag auf Beschrän- 
kung oder Widerruf des europäischen 
Patents diesen Erfordernissen genügt, so 
beschließt es nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung die Beschränkung oder den 
Widerruf des europäischen Patents. An- 
dernfalls weist es den Antrag zurück. 

(3) Die Entscheidung über die Be- 
schränkung oder den Widerruf erfasst das 
europäische Patent mit Wirkung für alle Ver- 
tragsstaaten, für die es erteilt worden ist. 
Sie wird an dem Tag wirksam, an dem der 
Hinweis auf die Entscheidung im Europäi- 
schen Patentblatt bekannt gemacht wird. 

Artikel 105c 

Veröffentlichung der 
geänderten europäischen Patentschrift 

Ist das europäische Patent nach Artikel 
105b Absatz 2 beschränkt worden, so ver- 
öffentlicht das Europäische Patentamt die 


Article 105 

Intervention of 
the assumed infringer 

(1) Any third party may, in accordance 
with the Implementing Regulations, inter- 
vene in Opposition proceedings after the 
Opposition period has expired, if the third 
party proves that 

(a) proceedings for infringement of the 
same patent have been instituted 
against him, or 

(b) following a request of the proprietor of 
the patent to cease alleged infringe- 
ment, the third party has instituted pro- 
ceedings for a ruling that he is not 
infringing the patent. 

(2) An admissible Intervention shall be 
treated as an Opposition. 

Article 105a 

Request for 
limitation or revocation 

(1) At the request of the proprietor, the 
European patent may be revoked or be 
limited by an amendment of the Claims. 
The request shall be filed with the Euro- 
pean Patent Office in accordance with the 
Implementing Regulations. It shall not be 
deemed to have been filed until the limita- 
tion or revocation fee has been paid. 

(2) The request may not be filed while 
Opposition proceedings in respect of the 
European patent are pending. 


Article 105b 

Limitation or revocation 
of the European patent 

(1) The European Patent Office shall 
examine whether the requirements laid 
down in the Implementing Regulations for 
limiting or revoking the European patent 
have been met. 

(2) If the European Patent Office con- 
siders that the request for limitation or re- 
vocation of the European patent meets 
these requirements, it shall decide to limit 
or revoke the European patent in accor- 
dance with the Implementing Regulations. 
Otherwise, it shall reject the request. 

(3) The decision to limit or revoke the 
European patent shall apply to the Euro- 
pean patent in all the Contracting States in 
respect of which it has been granted. It 
shall take effect on the date on which the 
mention of the decision is published in the 
European Patent Bulletin. 

Article 105c 

Publication of the amended 
specification of the European patent 

If the European patent is limited under 
Article 105b, paragraph 2, the European 
Patent Office shall publish the amended 


Article 105 

Intervention du 
contrefacteur presume 

(1) Tout tiers peut, apres l’expiration du 
delai d’opposition, intervenir dans la pro- 
cedure d’opposition conformement au 
regiement d’execution, ä condition qu’il 
apporte la preuve 

a) qu’une action en contrefagon fondee 
sur ce brevet a ete introduite ä son 
encontre, ou 

b) qu’apres avoir ete requis par le titulaire 
du brevet de cesser la contrefagon 
alleguee de ce brevet, il a introduit ä 
l’encontre dudit titulaire une action ten- 
dant ä faire constater qu’il n’est pas 
contrefacteur. 

(2) Une Intervention recevable est assi- 
milee ä une Opposition. 

Article 105 bis 
Requete en 

limitation ou en revocation 

(1) Sur requete du titulaire du brevet, le 
brevet europeen peut etre revoque ou etre 
limite par une modification des revendica- 
tions. La requete doit etre presentee 
aupres de l’Office europeen des brevets 
conformement au regiement d’execution. 
Elle n’est reputee presentee qu’apres le 
paiement de la taxe de limitation ou de 
revocation. 

(2) La requete ne peut etre presentee 
tant qu’une procedure d’opposition relati- 
ve au brevet europeen est en instance. 

Article 105 ter 

Limitation ou revocation 
du brevet europeen 

(1) L’Office europeen des brevets exa- 
mine s’il est satisfait aux exigences pre- 
vues par le regiement d’execution pour 
une limitation ou la revocation du brevet 
europeen. 

(2) Si l’Office europeen des brevets 
estime que la requete en limitation ou en 
revocation du brevet europeen satisfait ä 
ces exigences, il decide, conformement au 
regiement d’execution, de limiter ou de 
revoquer le brevet europeen. Dans le cas 
contraire, il rejette la requete. 

(3) La decision relative ä la limitation ou 
ä la revocation affecte le brevet europeen 
avec effet dans tous les Etats contractants 
pour lesquels il a ete delivre. Elle prend 
effet ä la date ä laquelle la mention de la 
decision est publiee au Bulletin europeen 
des brevets. 

Article 105 t ’ uat6r 

Publication du fascicule de 
brevet europeen modifie 

Lorsque le brevet europeen a ete limite 
en vertu de l’article 1 05 ter , paragraphe 2, 
l’Office europeen des brevets publie le fas- 
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geänderte europäische Patentschrift so 
bald wie möglich nach Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Beschränkung im 
Europäischen Patentblatt. 


Sechster Teil 
Beschwerdeverfahren 

Artikel 106 

Beschwerdefähige Entscheidungen 

(1) Die Entscheidungen der Eingangs- 
stelle, der Prüfungsabteilungen, der Ein- 
spruchsabteilungen und der Rechtsabtei- 
lung sind mit der Beschwerde anfechtbar. 
Die Beschwerde hat aufschiebende Wir- 
kung. 

(2) Eine Entscheidung, die ein Verfahren 
gegenüber einem Beteiligten nicht ab- 
schließt, ist nur zusammen mit der Endent- 
scheidung anfechtbar, sofern nicht in der 
Entscheidung die gesonderte Beschwerde 
zugelassen ist. 

(3) Das Recht, Beschwerde gegen Ent- 
scheidungen über die Kostenverteilung 
oder Kostenfestsetzung im Einspruchsver- 
fahren einzulegen, kann in der Ausfüh- 
rungsordnung eingeschränkt werden. 

Artikel 107 

Beschwerdeberechtigte 
und Verfahrensbeteiligte 

Jeder Verfahrensbeteiligte, der durch 
eine Entscheidung beschwert ist, kann 
Beschwerde einlegen. Die übrigen Verfah- 
rensbeteiligten sind am Beschwerdever- 
fahren beteiligt. 


Artikel 108 
Frist und Form 

Die Beschwerde ist nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung innerhalb von zwei 
Monaten nach Zustellung der Entschei- 
dung beim Europäischen Patentamt einzu- 
legen. Die Beschwerde gilt erst als einge- 
legt, wenn die Beschwerdegebühr entrich- 
tet worden ist. Innerhalb von vier Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung ist die 
Beschwerde nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung zu begründen. 

Artikel 109 
Abhilfe 

(1) Erachtet das Organ, dessen Ent- 
scheidung angefochten wird, die Be- 
schwerde für zulässig und begründet, so 
hat es ihr abzuhelfen. Dies gilt nicht, wenn 
dem Beschwerdeführer ein anderer an 
dem Verfahren Beteiligter gegenübersteht. 

(2) Wird der Beschwerde innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang der Begrün- 
dung nicht abgeholfen, so ist sie unver- 
züglich ohne sachliche Stellungnahme der 
Beschwerdekammer vorzulegen. 


specification of the European patent as 
soon as possible after the mention of the 
limitation has been published in the Euro- 
pean Patent Bulletin. 


Part VI 

Appeals procedure 

Article 106 

Decisions subject to appeal 

(1) An appeal shall lie from decisions of 
the Receiving Section, Examining Divi- 
sions, Opposition Divisions and the Legal 
Division. It shall have suspensive effect. 


(2) A decision which does not terminate 
proceedings as regards one of the parties 
can only be appealed together with the 
final decision, unless the decision allows a 
separate appeal. 

(3) The right to file an appeal against 
decisions relating to the apportionment or 
fixing of costs in Opposition proceedings 
may be restricted in the Implementing 
Regulations. 


Article 107 

Persons entitled to appeal and 
to be parties to appeal proceedings 

Any party to proceedings adversely 
affected by a decision may appeal. Any 
other parties to the proceedings shall be 
parties to the appeal proceedings as of 
right. 


Article 108 
Time limit and form 

Notice of appeal shall be filed, in accor- 
dance with the Implementing Regulations, 
at the European Patent Office within two 
months of notification of the decision. 
Notice of appeal shall not be deemed to 
have been filed until the fee for appeal has 
been paid. Within four months of notifica- 
tion of the decision, a Statement setting 
out the grounds of appeal shall be filed in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations. 


Article 109 
Interlocutory revision 

(1) If the department whose decision is 
contested considers the appeal to be 
admissible and well founded, it shall recti- 
fy its decision. This shall not apply where 
the appellant is opposed by another party 
to the proceedings. 

(2) If the appeal is not allowed within 
three months of receipt of the Statement of 
grounds, it shall be remitted to the Board 
of Appeal without delay, and without com- 
ment as to its merit. 


cicule de brevet europeen modifie des que 
possible apres la publication de la mention 
de la limitation au Bulletin europeen des 
brevets. 


Sixieme partie 
Procedure de recours 

Article 106 

Decisions susceptibles de recours 

(1) Les decisions de la section de 
depöt, des divisions d’examen, des divi- 
sions d’opposition et de la division juridi- 
que sont susceptibles de recours. Le 
recours a un effet suspensif. 

(2) Une decision qui ne met pas fin ä 
une procedure ä l’egard d’une des parties 
ne peut faire l’objet d’un recours qu’avec 
la decision finale, ä moins que ladite deci- 
sion ne prevoie un recours independant. 

(3) Le droit de former recours contre 
des decisions portant sur la repartition ou 
la fixation des frais de la procedure d’op- 
position peut etre limite dans le regiement 
d’execution. 

Article 107 

Personnes admises ä former le recours 
et ä etre parties ä la procedure 

Toute partie ä la procedure aux preten- 
tions de laquelle une decision n’a pas fait 
droit peut former un recours contre cette 
decision. Les autres parties ä ladite proce- 
dure sont de droit parties ä la procedure 
de recours. 

Article 108 
Delai et forme 

Le recours doit etre forme, conforme- 
ment au regiement d'execution, aupres de 
l’Office europeen des brevets dans un 
delai de deux mois ä compter de la signifi- 
cation de la decision. Le recours n’est 
repute forme qu’apres le paiement de la 
faxe de recours. Un memoire exposant les 
motifs du recours doit etre depose dans un 
delai de quatre mois ä compter de la signi- 
fication de la decision, conformement au 
regiement d’execution. 

Article 109 

Revision prejudicielle 

(1) Si l’instance dont la decision est 
attaquee considere le recours comme 
recevable et fonde, eile doit y faire droit. 
Cette disposition ne s’applique pas lors- 
que la procedure oppose le requerant ä 
une autre partie. 

(2) S’il n’est pas fait droit au recours 
dans un delai de trois mois apres reception 
du memoire exposant les motifs, le recours 
doit etre immediatement defere ä la Cham- 
bre de recours, sans avis sur le fond. 
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Artikel 110 

Prüfung der Beschwerde 

Ist die Beschwerde zulässig, so prüft die 
Beschwerdekammer, ob die Beschwerde 
begründet ist. Die Prüfung der Beschwer- 
de ist nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung durchzuführen. 


Artikel 111 

Entscheidung über die Beschwerde 

(1) Nach der Prüfung, ob die Beschwer- 
de begründet ist, entscheidet die Be- 
schwerdekammer über die Beschwerde. 
Die Beschwerdekammer wird entweder im 
Rahmen der Zuständigkeit des Organs 
tätig, das die angefochtene Entscheidung 
erlassen hat, oder verweist die Angelegen- 
heit zur weiteren Entscheidung an dieses 
Organ zurück. 

(2) Verweist die Beschwerdekammer 
die Angelegenheit zur weiteren Entschei- 
dung an das Organ zurück, das die ange- 
fochtene Entscheidung erlassen hat, so ist 
dieses Organ durch die rechtliche Beurtei- 
lung der Beschwerdekammer, die der Ent- 
scheidung zugrunde gelegt ist, gebunden, 
soweit der Tatbestand derselbe ist. Ist die 
angefochtene Entscheidung von der Ein- 
gangsstelle erlassen worden, so ist die 
Prüfungsabteilung ebenfalls an die rechtli- 
che Beurteilung der Beschwerdekammer 
gebunden. 


Artikel 112 

Entscheidung oder Stellungnahme 
der Großen Beschwerdekammer 

(1) Zur Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsanwendung oder wenn sich eine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeu- 
tung stellt, 

a) befasst die Beschwerdekammer, bei 
der ein Verfahren anhängig ist, von 
Amts wegen oder auf Antrag eines Be- 
teiligten die Große Beschwerdekam- 
mer, wenn sie hierzu eine Entschei- 
dung für erforderlich hält. Weist die 
Beschwerdekammer den Antrag zu- 
rück, so hat sie die Zurückweisung in 
der Endentscheidung zu begründen; 

b) kann der Präsident des Europäischen 
Patentamts der Großen Beschwerde- 
kammer eine Rechtsfrage vorlegen, 
wenn zwei Beschwerdekammern über 
diese Frage voneinander abweichende 
Entscheidungen getroffen haben. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 a) sind 
die am Beschwerdeverfahren Beteiligten 
am Verfahren vor der Großen Beschwerde- 
kammer beteiligt. 

(3) Die in Absatz 1 a) vorgesehene Ent- 
scheidung der Großen Beschwerdekam- 
mer ist für die Entscheidung der Beschwer- 
dekammer über die anhängige Beschwer- 
de bindend. 


Article 110 

Examination of appeals 

If the appeal is admissible, the Board of 
Appeal shall examine whether the appeal 
is allowable. The examination of the 
appeal shall be conducted in accordance 
with the Implementing Regulations. 


Article 111 

Decision in respect of appeals 

(1) Following the examination as to the 
allowability of the appeal, the Board of 
Appeal shall decide on the appeal. The 
Board of Appeal may either exercise any 
power within the competence of the 
department which was responsible for the 
decision appealed or remit the case to that 
department for further prosecution. 


(2) If the Board of Appeal remits the 
case for further prosecution to the depart- 
ment whose decision was appealed, that 
department shall be bound by the ratio 
decidendi of the Board of Appeal, in so far 
as the facts are the same. If the decision 
under appeal was taken by the Receiving 
Section, the Examining Division shall also 
be bound by the ratio decidendi of the 
Board of Appeal. 


Article 112 

Decision or opinion of the 
Enlarged Board of Appeal 

(1) In order to ensure uniform applica- 
tion of the law, or if a point of law of funda- 
mental importance arises: 


(a) the Board of Appeal shall, during pro- 
ceedings on a case and either of its 
own motion or following a request from 
a party to the appeal, refer any ques- 
tion to the Enlarged Board of Appeal if 
it considers that a decision is required 
for the above purposes. If the Board of 
Appeal rejects the request, it shall give 
the reasons in its final decision; 

(b) the President of the European Patent 
Office may refer a point of law to the 
Enlarged Board of Appeal where two 
Boards of Appeal have given different 
decisions on that question. 


(2) In the cases referred to in paragraph 
1 (a) the parties to the appeal proceedings 
shall be parties to the proceedings before 
the Enlarged Board of Appeal. 

(3) The decision of the Enlarged Board 
of Appeal referred to in paragraph 1 (a) 
shall be binding on the Board of Appeal in 
respect of the appeal in question. 


Article 110 
Examen du recours 

Si le recours est recevable, la chambre 
de recours examine s'il peut y etre fait 
droit. L'examen du recours se deroule 
conformement au regiement d’execution. 


Article 111 

Decision sur le recours 

(1) A la suite de l’examen au fond du 
recours, la chambre de recours statue sur 
le recours. Elle peut soit exercer les com- 
petences de l’instance qui a rendu la deci- 
sion attaquee, soit renvoyer l’affaire ä ladi- 
te instance pour suite ä donner. 


(2) Si la chambre de recours renvoie 
l’affaire pour suite ä donner ä l’instance qui 
a rendu la decision attaquee, cette instan- 
ce est liee par les motifs et le dispositif de 
la decision de la chambre de recours pour 
autant que les faits de la cause soient les 
memes. Si la decision attaquee a ete ren- 
due par la section de depöt, la division 
d’examen est egalement liee par les motifs 
et le dispositif de la decision de la chambre 
de recours. 


Article 112 

Decision ou avis de la 
Grande Chambre de recours 

(1) Afin d’assurer une application uni- 
forme du droit ou si une question de droit 
d’importance fondamentale se pose: 

a) la chambre de recours, soit d’office, 
soit ä la requete de l’une des parties, 
saisit en cours d’instance la Grande 
Chambre de recours lorsqu’elle estime 
qu’une decision est necessaire ä ces 
fins. Lorsque la chambre de recours 
rejette la requete, eile doit motiver son 
refus dans sa decision finale; 

b) le President de l’Office europeen des 
brevets peut soumettre une question 
de droit ä la Grande Chambre de 
recours lorsque deux chambres de 
recours ont rendu des decisions diver- 
gentes sur cette question. 

(2) Dans les cas vises au paragraphe 
1 a), les parties ä la procedure de recours 
sont parties ä la procedure devant la Gran- 
de Chambre de recours. 

(3) La decision de la Grande Chambre 
de recours visee au paragraphe 1 a) lie la 
chambre de recours pour le recours en 
instance. 
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Artikel 112a 

Antrag auf Überprüfung 
durch die Große Beschwerdekammer 

(1) Jeder Beteiligte an einem Be- 
schwerdeverfahren, der durch die Ent- 
scheidung einer Beschwerdekammer 
beschwert ist, kann einen Antrag auf Über- 
prüfung der Entscheidung durch die Große 
Beschwerdekammer stellen. 

(2) Der Antrag kann nur darauf gestützt 
werden, dass 

a) ein Mitglied der Beschwerdekammer 
unter Verstoß gegen Artikel 24 Ab- 
satz 1 oder trotz einer Ausschlussent- 
scheidung nach Artikel 24 Absatz 4 an 
der Entscheidung mitgewirkt hat; 

b) der Beschwerdekammer eine Person 
angehörte, die nicht zum Beschwerde- 
kammermitglied ernannt war; 

c) ein schwerwiegender Verstoß gegen 
Artikel 113 vorliegt; 

d) das Beschwerdeverfahren mit einem 
sonstigen, in der Ausführungsordnung 
genannten schwerwiegenden Verfah- 
rensmangel behaftet war oder 

e) eine nach Maßgabe der Ausführungs- 
ordnung festgestellte Straftat die Ent- 
scheidung beeinflusst haben könnte. 

(3) Der Antrag auf Überprüfung hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Der Antrag ist nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung einzureichen und zu 
begründen. Wird der Antrag auf Absatz 2 

a) bis d) gestützt, so ist er innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung der Be- 
schwerdekammerentscheidung zu stellen. 
Wird er auf Absatz 2 e) gestützt, so ist er 
innerhalb von zwei Monaten nach Feststel- 
lung der Straftat, spätestens aber fünf 
Jahre nach Zustellung der Beschwerde- 
kammerentscheidung zu stellen. Der 
Überprüfungsantrag gilt erst als gestellt, 
wenn die vorgeschriebene Gebühr entrich- 
tet worden ist. 

(5) Die Große Beschwerdekammer prüft 
den Antrag nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung. Ist der Antrag begründet, 
so hebt die Große Beschwerdekammer die 
Entscheidung auf und ordnet nach Maß- 
gabe der Ausführungsordnung die Wie- 
deraufnahme des Verfahrens vor den Be- 
schwerdekammern an. 

(6) Wer in einem benannten Vertrags- 
staat in gutem Glauben die Erfindung, die 
Gegenstand einer veröffentlichten euro- 
päischen Patentanmeldung oder eines 
europäischen Patents ist, in der Zeit zwi- 
schen dem Erlass der Beschwerdekam- 
merentscheidung und der Bekanntma- 
chung des Hinweises auf die Entschei- 
dung der Großen Beschwerdekammer 
über den Überprüfungsantrag im Europäi- 
schen Patentblatt in Benutzung genom- 
men oder wirkliche und ernsthafte Veran- 


Article 112a 

Petition for review 
by the Enlarged Board of Appeal 

(1) Any party to appeal proceedings 
adversely affected by the decision of the 
Board of Appeal may file a petition for 
review of the decision by the Enlarged 
Board of Appeal. 

(2) The petition may only be filed on the 
grounds that: 

(a) a member of the Board of Appeal took 
pari in the decision in breach of Article 
24, paragraph 1, or despite being 
excluded pursuant to a decision under 
Article 24, paragraph 4; 

(b) the Board of Appeal included a person 
not appointed as a member of the 
Boards of Appeal; 

(c) a fundamental violation of Article 113 
occurred; 

(d) any other fundamental procedural 
defect defined in the Implementing 
Regulations occurred in the appeal 
proceedings; or 

(e) a criminal act established under the 
conditions laid down in the Implement- 
ing Regulations may have had an 
impact on the decision. 

(3) The petition for review shall not have 
suspensive effect. 

(4) The petition for review shall be filed 
in a reasoned Statement, in accordance 
with the Implementing Regulations. If 
based on paragraph 2(a) to (d), the petition 
shall be filed within two months of notifica- 
tion of the decision of the Board of Appeal. 
If based on paragraph 2(e), the petition 
shall be filed within two months of the date 
on which the criminal act has been estab- 
lished and in any event no later than five 
years from notification of the decision of 
the Board of Appeal. The petition shall not 
be deemed to have been filed until after 
the prescribed fee has been paid. 

(5) The Enlarged Board of Appeal shall 
examine the petition for review in accor- 
dance with the Implementing Regulations. 
If the petition is allowable, the Enlarged 
Board of Appeal shall set aside the deci- 
sion and shall re-open proceedings before 
the Boards of Appeal in accordance with 
the Implementing Regulations. 

(6) Any person who, in a designated 
Contracting State, has in good faith used 
or made effective and serious preparations 
for using an invention which is the subject 
of a published European patent applica- 
tion or a European patent in the period 
between the decision of the Board of 
Appeal and publication in the European 
Patent Bulletin of the mention of the deci- 
sion of the Enlarged Board of Appeal on 
the petition, may without payment contin- 
ue such use in the course of his business 


Article 1 1 2 bis 

Requete en revision 

par la Grande Chambre de recours 

(1) Toute partie ä une procedure de 
recours aux pretentions de laquelle la 
decision de la chambre de recours n'a pas 
fait droit peut presenter une requete en 
revision de la decision par la Grande 
Chambre de recours. 

(2) La requete ne peut etre fondee que 
sur les motifs suivants: 

a) un membre de la chambre de recours a 
participe ä la decision en violation de 
l’article 24, paragraphe 1 , ou malgre 
son exclusion en vertu d'une decision 
prise conformement ä l’article 24, 
paragraphe 4; 

b) une personne n’ayant pas qualite de 
membre des chambres de recours a 
participe ä la decision; 

c) la procedure de recours a ete entachee 
d’une violation fondamentale de l'arti- 
cle 113; 

d) la procedure de recours a ete entachee 
d’un autre vice fondamental de proce- 
dure tel que defini dans le regiement 
d'execution; ou 

e) une infraction penale etablie dans les 
conditions prevues au regiement 
d'execution a pu avoir une incidence 
sur la decision. 

(3) La requete en revision n’a pas d’effet 
suspensif. 

(4) La requete doit etre presentee et 
motivee conformement au regiement 
d’execution. Si la requete est basee sur le 
paragraphe 2 a) ä d), eile doit etre presen- 
tee dans un delai de deux mois ä compter 
de la signification de la decision de la 
chambre de recours. Si la requete est 
basee sur le paragraphe 2 e), eile doit etre 
presentee dans un delai de deux mois 
apres que l’infraction penale a ete etablie 
et en tout etat de cause pas plus de cinq 
ans apres la signification de la decision de 
la chambre de recours. La requete en revi- 
sion n’est reputee presentee qu'apres le 
paiement de la taxe preschte. 

(5) La Grande Chambre de recours exa- 
mine la requete en revision conformement 
au regiement d’execution. Si la requete est 
fondee, la Grande Chambre de recours 
annule la decision et rouvre, conforme- 
ment au regiement d’execution, la proce- 
dure devant les chambres de recours. 

(6) Quiconque, dans un Etat contrac- 
tant designe, a, de bonne foi, dans la 
Periode entre la decision de la chambre de 
recours et la publication au Bulletin euro- 
peen des brevets de la mention de la deci- 
sion de la Grande Chambre de recours sur 
la requete en revision, commence ä exploi- 
ter ou a fait des preparatifs effectifs et 
serieux pour exploiter l’invention qui fait 
l’objet d’une demande de brevet europeen 
publiee ou d’un brevet europeen, peut, ä 
titre gratuit, poursuivre cette exploitation 
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staltungen zur Benutzung getroffen hat, 
darf die Benutzung in seinem Betrieb oder 
für die Bedürfnisse seines Betriebs unent- 
geltlich fortsetzen. 


Siebenter Teil 
Gemeinsame Vorschriften 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 
für das Verfahren 

Artikel 113 

Rechtliches Gehör 

und Grundlage der Entscheidungen 

(1) Entscheidungen des Europäischen 
Patentamts dürfen nur auf Gründe gestützt 
werden, zu denen die Beteiligten sich 
äußern konnten. 

(2) Bei der Prüfung der europäischen 
Patentanmeldung oder des europäischen 
Patents und bei den Entscheidungen darü- 
ber hat sich das Europäische Patentamt 
an die vom Anmelder oder Patentinhaber 
vorgelegte oder gebilligte Fassung zu hal- 
ten. 

Artikel 114 

Ermittlung 
von Amts wegen 

(1) In Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt ermittelt das Europäische 
Patentamt den Sachverhalt von Amts 
wegen; es ist dabei weder auf das Vorbrin- 
gen noch auf die Anträge der Beteiligten 
beschränkt. 

(2) Das Europäische Patentamt braucht 
Tatsachen und Beweismittel, die von den 
Beteiligten verspätet vorgebracht werden, 
nicht zu berücksichtigen. 


Artikel 115 

Einwendungen Dritter 

In Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt kann nach Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung jeder Drit- 
te nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung Einwendungen gegen die Patentier- 
barkeit der Erfindung erheben, die Gegen- 
stand der Anmeldung oder des Patents ist. 
Der Dritte ist am Verfahren nicht beteiligt. 


Artikel 116 

Mündliche Verhandlung 

(1) Eine mündliche Verhandlung findet 
entweder auf Antrag eines Beteiligten oder, 
sofern das Europäische Patentamt dies für 
sachdienlich erachtet, von Amts wegen 
statt. Das Europäische Patentamt kann 
jedoch einen Antrag auf erneute mündliche 
Verhandlung vor demselben Organ ableh- 


or for the needs thereof. 


Part VII 

Common provisions 


Chapter I 

Common provisions 
governing procedure 

Article 113 

Right to be heard 
and basis of decisions 

(1) The decisions of the European 
Patent Office may only be based on 
grounds or evidence on which the parties 
concerned have had an opportunity to 
present their comments. 

(2) The European Patent Office shall 
examine, and decide upon, the European 
patent application or the European patent 
only in the text submitted to it, or agreed, 
by the applicant or the proprietor of the 
patent. 


Article 114 

Examination by the European Patent 
Office of its own motion 

(1) In proceedings before it, the Euro- 
pean Patent Office shall examine the facts 
of its own motion; it shall not be restricted 
in this examination to the facts, evidence 
and arguments provided by the parties 
and the relief sought. 

(2) The European Patent Office may dis- 
regard facts or evidence which are not 
submitted in due time by the parties con- 
cerned. 


Article 115 

Observations by third parties 

In proceedings before the European 
Patent Office, following the publication of 
the European patent application, any third 
party may, in accordance with the Imple- 
menting Regulations, present observa- 
tions concerning the patentability of the 
invention to which the application or 
patent relates. That person shall not be a 
party to the proceedings. 

Article 116 
Oral proceedings 

(1) Oral proceedings shall take place 
either at the instance of the European 
Patent Office if it considers this to be 
expedient or at the request of any party to 
the proceedings. However, the European 
Patent Office may reject a request for fur- 
ther oral proceedings before the same 


dans son entreprise ou pour les besoins de 
celle-ci. 


Septieme partie 
Dispositions communes 

Chapitre I 

Dispositions generales 
de procedure 

Article 113 

Droit d’etre entendu 
et fondement des decisions 

(1) Les decisions de l’Office europeen 
des brevets ne peuvent etre fondees que 
sur des motifs au sujet desquels les par- 
ties ont pu prendre position. 

(2) L’Office europeen des brevets 
n’examine et ne prend de decision sur la 
demande de brevet europeen ou le brevet 
europeen que dans le texte propose ou 
accepte par le demandeur ou par le titulai- 
re du brevet. 

Article 114 
Examen d’office 

(1) Au cours de la procedure, l’Office 
europeen des brevets procede ä l’examen 
d'office des faits; cet examen n’est limite 
ni aux moyens invoques ni aux demandes 
presentees par les parties. 

(2) L’Office europeen des brevets peut 
ne pas tenir compte des faits que les par- 
ties n’ont pas invoques ou des preuves 
qu’elles n’ont pas produites en temps 
utile. 

Article 115 

Observations des tiers 

Dans toute procedure devant l’Office 
europeen des brevets, tout tiers peut, 
conformement au regiement d’execution, 
presenter apres la publication de la 
demande de brevet europeen des obser- 
vations sur la brevetabilite de l’invention 
objet de la demande ou du brevet. Le tiers 
n’acquiert pas la qualite de partie ä la pro- 
cedure. 

Article 116 
Procedure orale 

(1) II est recouru ä la procedure orale 
soit d’office lorsque l’Office europeen des 
brevets le juge utile, soit sur requete d’une 
partie ä la procedure. Toutefois, l’Office 
europeen des brevets peut rejeter une 
requete tendant ä recourir ä nouveau ä la 
procedure orale devant la meme instance 
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nen, wenn die Parteien und der dem Verfah- 
ren zugrunde liegende Sachverhalt unver- 
ändert geblieben sind. 

(2) Vor der Eingangsstelle findet eine 
mündliche Verhandlung auf Antrag des 
Anmelders nur statt, wenn die Eingangs- 
stelle dies für sachdienlich erachtet oder 
beabsichtigt, die europäische Patentan- 
meldung zurückzuweisen. 

(3) Die mündliche Verhandlung vor der 
Eingangsstelle, den Prüfungsabteilungen 
und der Rechtsabteilunq ist nicht öffent- 
lich. 

(4) Die mündliche Verhandlung, ein- 
schließlich der Verkündung der Entschei- 
dung, ist vor den Beschwerdekammern 
und der Großen Beschwerdekammer nach 
Veröffentlichung der europäischen Patent- 
anmeldung sowie vor der Einspruchsab- 
teilung öffentlich, sofern das angerufene 
Organ nicht in Fällen anderweitig entschei- 
det, in denen insbesondere für einen Ver- 
fahrensbeteiligten die Öffentlichkeit des 
Verfahrens schwerwiegende und unge- 
rechtfertigte Nachteile zur Folge haben 
könnte. 


Artikel 117 

Beweismittel und Beweisaufnahme 

(1) In Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt sind insbesondere folgende 
Beweismittel zulässig: 

a) Vernehmung der Beteiligten; 

b) Einholung von Auskünften; 

c) Vorlegung von Urkunden; 

d) Vernehmung von Zeugen; 

e) Begutachtung durch Sachverständige; 

f) Einnahme des Augenscheins; 

g) Abgabe einer schriftlichen Erklärung 
unter Eid. 

(2) Das Verfahren zur Durchführung der 
Beweisaufnahme regelt die Ausführungs- 
ordnung. 

Artikel 118 
Einheit 

der europäischen Patentanmeldung 
oder des europäischen Patents 

Verschiedene Anmelder oder Inhaber 
eines europäischen Patents für verschie- 
dene benannte Vertragsstaaten gelten im 
Verfahren vor dem Europäischen Patent- 
amt ais gemeinsame Anmelder oder ge- 
meinsame Patentinhaber. Die Einheit der 
Anmeldung oder des Patents im Verfahren 
vor dem Europäischen Patentamt wird 
nicht beeinträchtigt; insbesondere ist die 
Fassung der Anmeldung oder des Patents 
für alle benannten Vertragsstaaten einheit- 
lich, sofern dieses Übereinkommen nichts 
anderes vorsieht. 


department where the parties and the sub- 
ject of the proceedings are the same. 


(2) Nevertheless, oral proceedings shall 
take place before the Receiving Section at 
the request of the applicant only where the 
Receiving Section considers this to be 
expedient or where it intends to refuse the 
European patent application. 

(3) Oral proceedings before the Receiv- 
ing Section, the Examining Divisions and 
the Legal Division shall not be public. 


(4) Oral proceedings, including delivery 
of the decision, shall be public, as regards 
the Boards of Appeal and the Enlarged 
Board of Appeal, after publication of the 
European patent application, and also 
before the Opposition Divisions, in so far 
as the department before which the pro- 
ceedings are taking place does not decide 
otherwise in cases where admission of the 
public could have serious and unjustified 
disadvantages, in particular for a party to 
the proceedings. 


Article 117 

Means and taking of evidence 

(1) In proceedings before the European 
Patent Office the means of giving or 
obtaining evidence shall include the fol- 
lowing: 

(a) hearing the parties; 

(b) requests for Information; 

(c) production of documents; 

(d) hearing witnesses; 

(e) opinions by experts; 

(f) inspection; 

(g) sworn Statements in writing. 


(2) The procedure for taking such evi- 
dence shall be laid down in the Implement- 
ing Regulations. 


Article 118 
Unity 

of the European patent application 
or European patent 

Where the applicants for or proprietors 
of a European patent are not the same in 
respect of different designated Contract- 
ing States, they shall be regarded as joint 
applicants or proprietors for the purposes 
of proceedings before the European 
Patent Office. The unity of the application 
or patent in these proceedings shall not be 
affected; in particular the text of the appli- 
cation or patent shall be uniform for all 
designated Contracting States, unless this 
Convention provides otherwise. 


pour autant que les parties ainsi que les 
faits de la cause soient les memes. 

(2) Toutefois, il n’est recouru, sur reque- 
te du demandeur, ä la procedure orale 
devant la section de depöt que lorsque 
celle-ci le juge utile ou lorsqu’elle envisage 
de rejeter la demande de brevet europeen. 

(3) La procedure orale devant la section 
de depöt, les divisions d’examen et la divi- 
sion juridique n’est pas publique. 

(4) La procedure orale, y compris le 
prononce de la decision, est publique 
devant les chambres de recours et la 
Grande Chambre de recours apres la 
publication de la demande de brevet euro- 
peen ainsi que devant les divisions d’op- 
position, sauf decision contraire de l’ins- 
tance saisie, au cas oü la publicite pourrait 
presenter, notamment pour une partie ä la 
procedure, des inconvenients graves et 
injustifies. 


Article 117 

Moyens de preuve et instruction 

(1) Dans les procedures devant l’Office 
europeen des brevets, les mesures d’ins- 
truction suivantes peuvent notamment 
etre prises: 

a) l’audition des parties; 

b) la demande de renseignements; 

c) la production de documents; 

d) l’audition de temoins; 

e) l’expertise; 

f) la descente sur les lieux; 

g) les declarations echtes faites sous la 
foi du serment. 

(2) Le regiement d’execution determine 
la procedure relative ä l’instruction. 


Article 118 
Unicite 

de la demande de brevet europeen 
ou du brevet europeen 

Lorsque les demandeurs ou les titulaires 
d’un brevet europeen ne sont pas les 
memes pour differents Etats contractants 
designes, ils sont consideres comme 
codemandeurs ou comme coproprietaires 
aux fins de la procedure devant l’Office 
europeen des brevets. L’unicite de la 
demande ou du brevet au cours de cette 
procedure n'en est pas affectee; en parti- 
culier, le texte de la demande ou du brevet 
doit etre identique pour tous les Etats 
contractants designes, sauf si la presente 
convention en dispose autrement. 
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Artikel 119 

Zustellung 

Entscheidungen, Ladungen, Bescheide 
und Mitteilungen werden vom Europäi- 
schen Patentamt von Amts wegen nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung zuge- 
stellt. Die Zustellungen können, soweit 
dies außergewöhnliche Umstände erfor- 
dern, durch Vermittlung der Zentralbehör- 
den für den gewerblichen Rechtsschutz 
der Vertragsstaaten bewirkt werden. 

Artikel 120 
Fristen 

In der Ausführungsordnung werden be- 
stimmt: 

a) die Fristen, die in Verfahren vor dem 
Europäischen Patentamt einzuhalten 
und nicht bereits im Übereinkommen 
festgelegt sind; 

b) die Art der Berechnung der Fristen 
sowie die Voraussetzungen, unter 
denen Fristen verlängert werden kön- 
nen; 

c) die Mindest- und die Flöchstdauer der 
vom Europäischen Patentamt zu 
bestimmenden Fristen. 

Artikel 121 

Weiterbehandlung 

der europäischen Patentanmeldung 

(1) Hat der Anmelder eine gegenüber 
dem Europäischen Patentamt einzuhalten- 
de Frist versäumt, so kann er die Weiterbe- 
handlung der europäischen Patentanmel- 
dung beantragen. 

(2) Das Europäische Patentamt gibt 
dem Antrag statt, wenn die in der Ausfüh- 
rungsordnung festgelegten Erfordernisse 
erfüllt sind. Andernfalls weist es den 
Antrag zurück. 

(3) Wird dem Antrag stattgegeben, so 
gelten die Rechtsfolgen der Fristversäu- 
mung als nicht eingetreten. 

(4) Von der Weiterbehandlung ausge- 
schlossen sind die Fristen des Artikels 87 
Absatz 1 , des Artikels 1 08 und des Artikels 
112a Absatz 4 sowie die Fristen für den 
Antrag auf Weiterbehandlung und Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand. Die Aus- 
führungsordnung kann weitere Fristen von 
der Weiterbehandlung ausnehmen. 


Artikel 122 

Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand 

(1) Der Anmelder oder Patentinhaber, 
der trotz Beachtung aller nach den gege- 
benen Umständen gebotenen Sorgfalt ver- 
hindert worden ist, gegenüber dem Euro- 
päischen Patentamt eine Frist einzuhalten, 
wird auf Antrag wieder in den vorigen 
Stand eingesetzt, wenn die Versäumung 
dieser Frist zur unmittelbaren Folge hat, 
dass die europäische Patentanmeldung 


Article 119 
Notification 

Decisions, summonses, notices and 
Communications shall be notified by the 
European Patent Office of its own motion 
in accordance with the Implementing Re- 
gulations. Notification may, where excep- 
tional circumstances so require, be effect- 
ed through the intermediary of the central 
industrial property Offices of the Contract- 
ing States. 


Article 120 
Time limits 

The Implementing Regulations shall 
specify: 

(a) the time limits which are to be 
observed in proceedings before the 
European Patent Office and are not 
fixed by this Convention; 

(b) the manner of computation of time lim- 
its and the conditions under which time 
limits may be extended; 

(c) the minima and maxima for time limits 
to be determined by the European 
Patent Office. 

Article 121 

Further Processing of the 
European patent application 

(1 ) If an applicant fails to observe a time 
limit vis-ä-vis the European Patent Office, 
he may request further Processing of the 
European patent application. 

(2) The European Patent Office shall 
grant the request, provided that the 
requirements laid down in the Implement- 
ing Regulations are met. Otherwise, it shall 
reject the request. 

(3) If the request is granted, the legal 
consequences of the failure to observe the 
time limit shall be deemed not to have 
ensued. 

(4) Further Processing shall be ruled out 
in respect of the time limits in Article 87, 
Paragraph 1, Article 108 and Article 112a, 
Paragraph 4, as well as the time limits for 
requesting further Processing or re-estab- 
lishment of rights. The Implementing Re- 
gulations may rule out further Processing 
for othertime limits. 


Article 122 

Re-establishment of rights 

(1) An applicant for or proprietor of a 
European patent who, in spite of all due 
care required by the circumstances having 
been taken, was unable to observe a time 
limit vis-ä-vis the European Patent Office 
shall have his rights re-established upon 
request if the non-observance of this time 
limit has the direct consequence of caus- 
ing the refusal of the European patent 


Article 119 
Signification 

Les decisions, citations, notifications et 
Communications sont signifiees d’office 
par l’Office europeen des brevets confor- 
mement au regiement d’execution. Les 
significations peuvent etre faites, lorsque 
des circonstances exceptionnelles l’exi- 
gent, par l’intermediaire des Services cen- 
traux de la propriete industrielle des Etats 
contractants. 

Article 120 
Delais 

Le regiement d’execution determine: 

a) les delais qui doivent etre observes 
dans les procedures devant l’Office 
europeen des brevets et qui ne sont 
pas fixes par la presente Convention; 

b) le mode de calcul des delais ainsi que 
les conditions dans lesquelles ils peu- 
vent etre proroges; 

c) la duree minimale et maximale des 
delais qui sont impartis par l’Office 
europeen des brevets. 

Article 121 

Poursuite de la procedure de la 
demande de brevet europeen 

(1) Lorsque le demandeur n’a pas 
observe un delai ä l’egard de l’Office euro- 
peen des brevets, il peut requerir la pour- 
suite de la procedure relative ä la demande 
de brevet europeen. 

(2) L’Office europeen des brevets fait 
droit ä la requete s’il est satisfait aux exi- 
gences prevues dans le regiement d’exe- 
cution. Dans le cas contraire, il rejette la 
requete. 

(3) Lorsqu’il est fait droit ä la requete, 
les consequences juridiques de l’inobser- 
vation du delai sont reputees ne pas s’etre 
produites. 

(4) Sont exclus de la poursuite de la 
procedure les delais prevus ä l’article 87, 
paragraphel, ä l’article 108 et ä l’article 
1 1 2 bis , paragraphe4, ainsi que les delais 
de Präsentation de la requete en poursuite 
de la procedure et de la requete en restitu- 
tio in integrum. Le reglement d’execution 
peut exclure d'autres delais de la poursui- 
te de la procedure. 

Article 122 

Restitutio in integrum 

(1) Le demandeur ou le titulaire d’un 
brevet europeen qui, bien qu’ayant fait 
preuve de toute la vigilance necessitee par 
les circonstances, n’a pas ete en mesure 
d’observer un delai ä l’egard de l’Office 
europeen des brevets est, sur requete, 
retabli dans ses droits si l’inobservation de 
ce delai a pour consequence directe le 
rejet de la demande de brevet europeen ou 
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oder ein Antrag zurückgewiesen wird, die 
Anmeldung als zurückgenommen gilt, das 
europäische Patent widerrufen wird oder 
der Verlust eines sonstigen Rechts oder 
eines Rechtsmittels eintritt. 

(2) Das Europäische Patentamt gibt 
dem Antrag statt, wenn die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 und die weiteren, in 
der Ausführungsordnung festgelegten 
Erfordernisse erfüllt sind. Andernfalls weist 
es den Antrag zurück. 

(3) Wird dem Antrag stattgegeben, so 
gelten die Rechtsfolgen der Fristversäu- 
mung als nicht eingetreten. 

(4) Von der Wiedereinsetzung ausge- 
schlossen ist die Frist für den Antrag auf 
Wiedereinsetzung. Die Ausführungsord- 
nung kann weitere Fristen von der Wieder- 
einsetzung ausnehmen. 

(5) Wer in einem benannten Vertrags- 
staat in gutem Glauben die Erfindung, die 
Gegenstand einer veröffentlichten euro- 
päischen Patentanmeldung oder eines 
europäischen Patents ist, in der Zeit zwi- 
schen dem Eintritt eines Rechtsverlusts 
nach Absatz 1 und der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Wiedereinsetzung 
im Europäischen Patentblatt in Benutzung 
genommen oder wirkliche und ernsthafte 
Veranstaltungen zur Benutzung getroffen 
hat, darf die Benutzung in seinem Betrieb 
oder für die Bedürfnisse seines Betriebs 
unentgeltlich fortsetzen. 

(6) Dieser Artikel lässt das Recht eines 
Vertragsstaats unberührt, Wiedereinset- 
zung in Fristen zu gewähren, die in diesem 
Übereinkommen vorgesehen und den 
Behörden dieses Staats gegenüber einzu- 
halten sind. 

Artikel 123 
Änderungen 

(1) Die europäische Patentanmeldung 
oder das europäische Patent kann im Ver- 
fahren vor dem Europäischen Patentamt 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
geändert werden. In jedem Fall ist dem 
Anmelder zumindest einmal Gelegenheit 
zu geben, von sich aus die Anmeldung zu 
ändern. 

(2) Die europäische Patentanmeldung 
und das europäische Patent dürfen nicht in 
der Weise geändert werden, dass ihr 
Gegenstand über den Inhalt der Anmel- 
dung in der ursprünglich eingereichten 
Fassung hinausgeht. 

(3) Das europäische Patent darf nicht in 
der Weise geändert werden, dass sein 
Schutzbereich erweitert wird. 

Artikel 124 

Auskünfte über 
den Stand der Technik 

(1) Das Europäische Patentamt kann 
nach Maßgabe der Ausführungsordnung 
den Anmelder auffordern, Auskünfte über 
den Stand der Technik zu erteilen, der in 


application or of a request, or the deeming 
of the application to have been withdrawn, 
or the revocation of the European patent, 
or the loss of any other right or means of 
red ress. 

(2) The European Patent Office shall 
grant the request, provided that the condi- 
tions of paragraph 1 and any other require- 
ments laid down in the Implementing Re- 
gulations are met. Otherwise, it shall reject 
the request. 

(3) If the request is granted, the legal 
consequences of the failure to observe the 
time limit shall be deemed not to have 
ensued. 

(4) Re-establishment of rights shall be 
ruled out in respect of the time limit for 
requesting re-establishment of rights. The 
Implementing Regulations may rule out re- 
establishment for other time limits. 

(5) Any person who, in a designated 
Contracting State, has in good faith used 
or made effective and serious preparations 
for using an invention which is the subject 
of a published European patent applica- 
tion or a European patent in the period 
between the loss of rights referred to in 
Paragraph 1 and publication in the Euro- 
pean Patent Bulletin of the mention of re- 
establishment of those rights, may without 
payment continue such use in the course 
of his business or for the needs thereof. 


(6) Nothing in this Article shall limit the 
right of a Contracting State to grant re- 
establishment of rights in respect of time 
limits provided for in this Convention and 
to be observed vis-ä-vis the authorities of 
such State. 

Article 123 
Amendments 

(1) The European patent application or 
European patent may be amended in pro- 
ceedings betöre the European Patent 
Office, in accordance with the Implement- 
ing Regulations. In any event, the appli- 
cant shall be given at least one opportuni- 
ty to amend the application of his own voli- 
tion. 

(2) The European patent application or 
European patent may not be amended in 
such a way that it contains subject-matter 
which extends beyond the content of the 
application as filed. 

(3) The European patent may not be 
amended in such a way as to extend the 
protection it confers. 

Article 124 

Information on 
prior art 

(1) The European Patent Office may, in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations, invite the applicant to provide 
information on prior art taken into consid- 


d’une requete, le fait que la demande est 
reputee retiree, la revocation du brevet 
europeen, la perte de tout autre droit ou 
d’un moyen de recours. 

(2) L’Office europeen des brevets fait 
droit ä la requete s’il est satisfait aux 
conditions requises au paragraphe 1 et 
aux exigences prevues par le regiement 
d’execution. Dans le cas contraire, il rejet- 
te la requete. 

(3) Lorsqu’il est fait droit ä la requete, 
les consequences juridiques de l’inobser- 
vation du delai sont reputees ne pas s’etre 
produites. 

(4) Est exclu de la restitutio in integrum 
le delai de Präsentation de la requete en 
restitutio in integrum. Le regiement d'exe- 
cution peut exclure d'autres delais de la 
restitutio in integrum. 

(5) Quiconque, dans un Etat contrac- 
tant designe, a, de bonne foi, dans la 
Periode entre la perte d’un droit visee au 
paragraphe 1 et la publication au Bulletin 
europeen des brevets de la mention du 
retablissement dudit droit, commence ä 
exploiter ou a fait des preparatifs effectifs 
et serieux pour exploiter l’invention qui fait 
l’objet d’une demande de brevet europeen 
publiee ou d’un brevet europeen, peut, ä 
titre gratuit, poursuivre cette exploitation 
dans son entreprise ou pour les besoins de 
celle-ci. 

(6) Le present article n’affecte pas le 
droit pour un Etat contractant d'accorder 
la restitutio in integrum quant aux delais 
prevus par la presente Convention et ä 
observer ä l’eqard des autorites de cet 
Etat. 

Article 123 
Modifications 

(1) La demande de brevet europeen ou 
le brevet europeen peut etre modifie dans 
les procedures devant l’Office europeen 
des brevets conformement au regiement 
d’execution. En tout etat de cause, le 
demandeur peut, de sa propre initiative, 
modifier au moins une fois la demande. 

(2) La demande de brevet europeen ou 
le brevet europeen ne peut etre modifie de 
maniere que son objet s’etende au-delä du 
contenu de la demande teile qu’elle a ete 
deposee. 

(3) Le brevet europeen ne peut etre 
modifie de fagon ä etendre la protection 
qu’il confere. 

Article 124 

Informations sur l’etat 
de la technique 

(1) L’Office europeen des brevets peut 
inviter le demandeur, conformement au 
regiement d’execution, ä lui communiquer 
des informations sur l’etat de la technique 
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nationalen oder regionalen Patentverfah- 
ren in Betracht gezogen wurde und eine 
Erfindung betrifft, die Gegenstand der 
europäischen Patentanmeldung ist. 

(2) Unterlässt es der Anmelder, auf eine 
Aufforderung nach Absatz 1 rechtzeitig zu 
antworten, so gilt die europäische Patent- 
anmeldung als zurückgenommen. 

Artikel 125 

Heranziehung 
allgemeiner Grundsätze 

Soweit dieses Übereinkommen Vor- 
schriften über das Verfahren nicht enthält, 
berücksichtigt das Europäische Patentamt 
die in den Vertragsstaaten im Allgemeinen 
anerkannten Grundsätze des Verfahrens- 
rechts. 

Artikel 126 
Beendigung 

von Zahlungsverpflichtungen 

(gestrichen) 


Kapitel 1 1 

Unterrichtung der 
Öffentlichkeit und Behörden 

Artikel 127 

Europäisches Patentregister 

Das Europäische Patentamt führt ein 
Europäisches Patentregister, in das die in 
der Ausführungsordnung genannten An- 
gaben eingetragen werden. Vor Veröffentli- 
chung der europäischen Patentanmeldung 
erfolgt keine Eintragung in das Europäi- 
sche Patentregister. Jedermann kann in 
das Europäische Patentregister Einsicht 
nehmen. 

Artikel 128 
Akteneinsicht 

(1) Einsicht in die Akten europäischer 
Patentanmeldungen, die noch nicht veröf- 
fentlicht worden sind, wird nur mit Zustim- 
mung des Anmelders gewährt. 

(2) Wer nachweist, dass der Anmelder 
sich ihm gegenüber auf seine europäische 
Patentanmeldung berufen hat, kann vor 
Veröffentlichung dieser Anmeldung und 
ohne Zustimmung des Anmelders Akten- 
einsicht verlangen. 

(3) Nach Veröffentlichung einer europäi- 
schen Teilanmeldung oder einer nach Arti- 
kel 61 Absatz 1 eingereichten neuen euro- 
päischen Patentanmeldung kann jeder- 
mann Einsicht in die Akten der früheren 
Anmeldung auch vor deren Veröffentli- 
chung und ohne Zustimmung des Anmel- 
ders verlangen. 

(4) Nach Veröffentlichung der europäi- 
schen Patentanmeldung wird vorbehaltlich 
der in der Ausführungsordnung vorge- 


eration in national or regional patent pro- 
ceedings and concerning an invention to 
which the European patent application 
relates. 

(2) If the applicant fails to reply in due 
time to an invitation under paragraph 1, 
the European patent application shall be 
deemed to be withdrawn. 

Article 125 

Reference to 
general principles 

In the absence of procedural provisions 
in this Convention, the European Patent 
Office shall take into account the princi- 
ples of procedural law generally recog- 
nised in the Contracting States. 


Article 1 26 

Termination 
of financial obligations 

(deleted) 


Chapter II 

Information to the public 
or to official authorities 

Article 127 

European Patent Register 

The European Patent Office shall keep a 
European Patent Register, in which the 
particulars specified in the Implementing 
Regulations shall be recorded. No entry 
shall be made in the European Patent Re- 
gister before the publication of the Euro- 
pean patent application. The European 
Patent Register shall be open to public 
inspection. 


Article 128 
Inspection of files 

(1) Files relating to European patent 
applications which have not yet been pub- 
lished shall not be made available for 
inspection without the consent of the 
applicant. 

(2) Any person who can prove that the 
applicant has invoked the rights under the 
European patent application against him 
may obtain inspection of the files before 
the publication of that application and 
without the consent of the applicant. 

(3) Where a European divisional appli- 
cation or a new European patent applica- 
tion filed under Article 61, paragraph 1, is 
published, any person may obtain inspec- 
tion of the files of the earlier application 
before the publication of that application 
and without the consent of the applicant. 


(4) After the publication of the European 
patent application, the files relating to the 
application and the resulting European 


qui a ete pris en consideration dans des 
procedures de brevet nationales ou regio- 
nales et qui porte sur une invention faisant 
l’objet de la demande de brevet europeen. 

(2) Si le demandeur ne repond pas dans 
les delais ä l’invitation visee au paragraphe 
1, la demande de brevet europeen est 
reputee retiree. 

Article 125 

Reference aux 
principes generaux 

En l'absence d’une disposition de pro- 
cedure dans la presente Convention, I 'Offi- 
ce europeen des brevets prend en consi- 
deration les principes generalement admis 
en la matiere dans les Etats contractants. 


Article 126 
Fin des 

obligations financieres 

(supprime) 


Chapitre II 

Information du public et 
des autorites officielles 

Article 127 

Registre europeen des brevets 

L’Office europeen des brevets tient un 
Registre europeen des brevets, oü sont 
inscrites toutes les indications mention- 
nees dans le regiement d’execution. Aucu- 
ne inscription n’est portee au Registre 
europeen des brevets avant que la deman- 
de de brevet europeen ait ete publiee. Le 
Registre europeen des brevets est ouvert ä 
l’inspection publique. 

Article 128 
Inspection publique 

(1) Les dossiers relatifs ä des deman- 
des de brevet europeen qui n’ont pas 
encore ete publiees ne peuvent etre 
ouverts ä l'inspection publique qu’avec 
l’accord du demandeur. 

(2) Quiconque prouve que le deman- 
deur s’est prevalu de sa demande de bre- 
vet europeen ä son encontre peut consul- 
ter le dossier des avant la publication de 
cette demande et sans l'accord du 
demandeur. 

(3) Lorsqu’une demande divisionnaire 
ou une nouvelle demande de brevet euro- 
peen deposee en vertu de l’article 61 , 
paragraphe 1, est publiee, toute personne 
peut consulter le dossier de la demande 
anterieure avant la publication de cette 
demande et sans l’accord du demandeur. 

(4) Apres la publication de la demande 
de brevet europeen, les dossiers de la 
demande et du brevet europeen auquel 


Drucksache 16/4375 


- 98 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


schriebenen Beschränkungen auf Antrag 
Einsicht in die Akten der Anmeldung und 
des darauf erteilten europäischen Patents 
gewährt. 

(5) Das Europäische Patentamt kann 
die in der Ausführungsordnung genannten 
Angaben bereits vor Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung Dritten 
mitteilen oder veröffentlichen. 


Artikel 129 

Regelmäßige Veröffentlichungen 

Das Europäische Patentamt gibt regel- 
mäßig folgende Veröffentlichungen he- 
raus: 

a) ein Europäisches Patentblatt, das die 
Angaben enthält, deren Veröffentli- 
chung dieses Übereinkommen, die 
Ausführungsordnung oder der Präsi- 
dent des Europäischen Patentamts 
vorschreibt; 

b) ein Amtsblatt, das allgemeine Be- 
kanntmachungen und Mitteilungen des 
Präsidenten des Europäischen Patent- 
amts sowie sonstige dieses Überein- 
kommen und seine Anwendung betref- 
fende Veröffentlichungen enthält. 


Artikel 130 

Gegenseitige Unterrichtung 

(1) Das Europäische Patentamt und die 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz der Vertragsstaaten über- 
mitteln einander auf Ersuchen sachdienli- 
che Angaben über europäische oder natio- 
nale Patentanmeldungen und Patente und 
die sie betreffenden Verfahren, soweit die- 
ses Übereinkommen oder das nationale 
Recht nichts anderes vorsieht. 


(2) Absatz 1 gilt nach Maßgabe von 
Arbeitsabkommen auch für die Übermitt- 
lung von Angaben zwischen dem Europäi- 
schen Patentamt und 

a) den Zentralbehörden für den gewerbli- 
chen Rechtsschutz anderer Staaten; 

b) den zwischenstaatlichen Organisatio- 
nen, die mit der Erteilung von Patenten 
beauftragt sind; 

c) jeder anderen Organisation. 

(3) Die Übermittlung von Angaben nach 
Absatz 1 und Absatz 2 a) und b) unterliegt 
nicht den Beschränkungen des Arti- 
kels 128. Der Verwaltungsrat kann be- 
schließen, dass die Übermittlung von An- 
gaben nach Absatz 2 c) den genannten 
Beschränkungen nicht unterliegt, sofern 
die betreffende Organisation die übermit- 
telten Angaben bis zur Veröffentlichung 
der europäischen Patentanmeldung ver- 
traulich behandelt. 


patent may be inspected on request, sub- 
ject to the restrictions laid down in the 
Implementing Regulations. 


(5) Even before the publication of the 
European patent application, the Euro- 
pean Patent Office may communicate to 
third parties or publish the particulars 
specified in the Implementing Regulations. 

Article 129 

Periodical publications 

The European Patent Office shall peri- 
odically publish: 


(a) a European Patent Bulletin containing 
the particulars the publication of which 
is prescribed by this Convention, the 
Implementing Regulations or the Presi- 
dent of the European Patent Office; 

(b) an Official Journal containing notices 
and information of a general character 
issued by the President of the Euro- 
pean Patent Office, as well as any 
other information relevant to this Con- 
vention or its implementation. 


Article 130 

Exchange of information 

(1) Unless this Convention or national 
laws provide otherwise, the European 
Patent Office and the central industrial 
property Office of any Contracting State 
shall, on request, communicate to each 
other any useful information regarding 
European or national patent applications 
and patents and any proceedings con- 
cerning them. 


(2) Paragraph 1 shall apply to the com- 
munication of information by virtue of 
working agreements between the Euro- 
pean Patent Office and 

(a) the central industrial property Offices of 
other States; 

(b) any intergovernmental Organisation 
entrusted with the task of granting 
patents; 

(c) any other Organisation. 

(3) Communications under paragraphs 
1 and 2(a) and (b) shail not be subject to 
the restrictions laid down in Article 128. 
The Administrative Council may decide 
that Communications under paragraph 2(c) 
shall not be subject to such restrictions, 
provided that the Organisation concerned 
treats the information communicated as 
confidential until the European patent 
application has been published. 


eile a donne Neu peuvent, sur requete, etre 
ouverts ä l’inspection publique, sous 
reserve des restrictions prevues par le 
regiement d’execution. 

(5) L’Office europeen des brevets peut, 
avant meme la publication de la demande 
de brevet europeen, communiquer ä des 
tiers ou publier les indications mention- 
nees dans le regiement d’execution. 

Article 129 

Publications periodiques 

L’Office europeen des brevets publie 
periodiquement: 

a) un Bulletin europeen des brevets 
contenant les indications dont la publi- 
cation est prescrite par la presente 
Convention, le regiement d’execution 
ou le President de l’Office europeen 
des brevets; 

b) un Journal officiel contenant les Com- 
munications et les informations d’ordre 
general emanant du President de l’Offi- 
ce europeen des brevets ainsi que tou- 
tes autres informations relatives ä la 
presente Convention et ä son applica- 
tion. 

Article 130 

Echange d’informations 

(1) Sauf si la presente Convention ou la 
legislation nationale en dispose autrement, 
l’Office europeen des brevets et les Servi- 
ces centraux de la propriete industrielle 
des Etats contractants se communiquent, 
sur requete, toutes informations utiles sur 
des demandes de brevets europeens ou 
nationaux et des brevets europeens ou 
nationaux ainsi que les procedures les 
concernant. 

(2) Le paragraphe 1 s’applique ä 
l’echange d’informations, en vertu d’ac- 
cords de travail, entre l’Office europeen 
des brevets, d’une part, et, d’autre part: 

a) les Services centraux de la propriete 
industrielle d’autres Etats; 

b) toute Organisation intergouvernemen- 
tale chargee de la delivrance de bre- 
vets; 

c) toute autre Organisation. 

(3) Les Communications d’informations 
faites conformement au paragraphe 1 et 
au paragraphe 2 a) et b) ne sont pas 
soumises aux restrictions prevues ä 
l’article 1 28. Le Conseil d'administration 
peut decider que les Communications 
faites conformement au paragraphe 2 c) 
ne sont pas soumises aux restrictions 
prevues ä l’article 128, ä condition 
que l’organisation concernee traite les 
informations communiquees de maniere 
confidentielle jusqu'ä la date de 
publication de la demande de brevet 
europeen. 
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Artikel 131 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Das Europäische Patentamt und die 
Gerichte oder Behörden der Vertragsstaa- 
ten unterstützen einander auf Antrag durch 
die Erteilung von Auskünften oder die 
Gewährung von Akteneinsicht, soweit die- 
ses Übereinkommen oder das nationale 
Recht nichts anderes vorsieht. Gewährt 
das Europäische Patentamt Gerichten, 
Staatsanwaltschaften oder Zentralbehör- 
den für den gewerblichen Rechtsschutz 
Akteneinsicht, so unterliegt diese nicht 
den Beschränkungen des Artikels 128. 


(2) Die Gerichte oder andere zuständige 
Behörden der Vertragsstaaten nehmen für 
das Europäische Patentamt auf dessen 
Ersuchen um Rechtshilfe Beweisaufnah- 
men oder andere gerichtliche Handlungen 
innerhalb ihrer Zuständigkeit vor. 


Artikel 132 

Austausch von Veröffentlichungen 

(1) Das Europäische Patentamt und die 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz der Vertragsstaaten über- 
mitteln einander auf entsprechendes Ersu- 
chen kostenlos für ihre eigenen Zwecke 
ein oder mehrere Exemplare ihrer Veröf- 
fentlichungen. 

(2) Das Europäische Patentamt kann 
Vereinbarungen über den Austausch oder 
die Übermittlung von Veröffentlichungen 
treffen. 


Kapitel III 
Vertretung 

Artikel 133 
Allgemeine 

Grundsätze der Vertretung 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 ist nie- 
mand verpflichtet, sich in den durch dieses 
Übereinkommen geschaffenen Verfahren 
durch einen zugelassenen Vertreter vertre- 
ten zu lassen. 

(2) Natürliche oder juristische Personen, 
die weder Wohnsitz noch Sitz in einem Ver- 
tragsstaat haben, müssen in jedem durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen Ver- 
fahren durch einen zugelassenen Vertreter 
vertreten sein und Handlungen mit Ausnah- 
me der Einreichung einer europäischen 
Patentanmeldung durch ihn vornehmen; in 
der Ausführungsordnung können weitere 
Ausnahmen zugelassen werden. 

(3) Natürliche oder juristische Personen 
mit Wohnsitz oder Sitz in einem Vertrags- 
staat können in jedem durch dieses Über- 
einkommen geschaffenen Verfahren durch 
einen ihrer Angestellten handeln, der kein 
zugelassener Vertreter zu sein braucht, 
aber einer Vollmacht nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung bedarf. In der Aus- 


Article 131 

Administrative and legal co-operation 

(1) Unless this Convention or national 
laws provide otherwise, the European 
Patent Office and the courts or authorities 
of Contracting States shall on request give 
assistance to each other by communicat- 
ing information or opening files for inspec- 
tion. Where the European Patent Office 
makes files available for inspection by 
courts, Public Prosecutors’ Offices or cen- 
tral industrial property Offices, the inspec- 
tion shall not be subject to the restrictions 
laid down in Article 128. 


(2) At the request of the European 
Patent Office, the courts or other compe- 
tent authorities of Contracting States shall 
undertake, on behalf of the Office and 
within the limits of their jurisdiction, any 
necessary enquiries or other legal mea- 
sures. 


Article 132 

Exchange of publications 

(1) The European Patent Office and the 
central industrial property Offices of the 
Contracting States shall despatch to each 
other on request and for their own use one 
or more copies of their respective publica- 
tions free of Charge. 

(2) The European Patent Office may 
conclude agreements relating to the 
exchange or supply of publications. 


Chapter III 
Representation 

Article 133 

General principles 
of representation 

(1) Subject to paragraph 2, no person 
shall be compelled to be represented by a 
Professional representative in proceedings 
established by this Convention. 

(2) Natural or legal persons not having 
their residence or principal place of busi- 
ness in a Contracting State shall be repre- 
sented by a Professional representative 
and act through him in all proceedings 
established by this Convention, other than 
in filing a European patent application; the 
Implementing Regulations may permit 
other exceptions. 

(3) Natural or legal persons having their 
residence or principal place of business in 
a Contracting State may be represented in 
proceedings established by this Conven- 
tion by an employee, who need not be a 
Professional representative but who shall 
be authorised in accordance with the 
Implementing Regulations. The Imple- 


Article 131 

Cooperation administrative et judiciaire 

(1) Sauf si la presente Convention ou la 
legislation nationale en dispose autrement, 
l’Office europeen des brevets et les juridic- 
tions ou autres autorites competentes des 
Etats contractants s’assistent mutuelle- 
ment, sur demande, en se communiquant 
des informations ou des dossiers. Lorsque 
l’Office europeen des brevets met des 
dossiers ä la disposition des juridictions, 
des ministeres publics ou des Services 
centraux de la propriete industrielle ä des 
fins de consultation, celle-ci n’est pas sou- 
mise aux restrictions prevues ä l’arti- 
cle 128. 

(2) Sur requete de l’Office europeen des 
brevets, les juridictions ou autres autorites 
competentes des Etats contractants pro- 
cedent pour l'Office, dans les limites de 
leur competence, aux mesures d’instruc- 
tion ou autres actes juridictionnels. 

Article 132 

Echange de publications 

(1) L’Office europeen des brevets et les 
Services centraux de la propriete indus- 
trielle des Etats contractants echangent 
sur requete, pour leurs propres besoins et 
gratuitement, un ou plusieurs exemplaires 
de leurs publications respectives. 

(2) L'Office europeen des brevets peut 
conclure des accords portant sur l’echan- 
ge ou l’envoi de publications. 

Chapitre III 
Representation 

Article 133 

Principes generaux 
relatifs ä la representation 

(1) Sous reserve des dispositions du 
paragraphe 2, nul n’est tenu de se faire 
representer par un mandataire agree dans 
les procedures instituees par la presente 
Convention. 

(2) Les personnes physiques et morales 
qui n’ont ni leur domicile ni leur siege dans 
un Etat contractant doivent etre represen- 
tees par un mandataire agree, et agir par 
son entremise, dans toute procedure insti- 
tuee par la presente Convention, sauf pour 
le depöt d’une demande de brevet euro- 
peen; d’autres exceptions peuvent etre 
prevues par le regiement d’execution. 

(3) Les personnes physiques et morales 
qui ont leur domicile ou leur siege dans un 
Etat contractant peuvent agir par l'entre- 
mise d’un employe dans toute procedure 
instituee par la presente Convention; cet 
employe, qui doit disposer d’un pouvoir 
conforme aux dispositions du regiement 
d’execution, n’est pas tenu d'etre un man- 
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führungsordnung kann vorgeschrieben 
werden, ob und unter welchen Vorausset- 
zungen Angestellte einer juristischen Per- 
son für andere juristische Personen mit 
Sitz in einem Vertragsstaat, die mit ihr wirt- 
schaftlich verbunden sind, handeln kön- 
nen. 

(4) In der Ausführungsordnung können 
Vorschriften über die gemeinsame Vertre- 
tung mehrerer Beteiligter, die gemeinsam 
handeln, vorgesehen werden. 

Artikel 134 
Vertretung vor 

dem Europäischen Patentamt 

(1) Die Vertretung natürlicher oder juris- 
tischer Personen in den durch dieses 
Übereinkommen geschaffenen Verfahren 
kann nur durch zugelassene Vertreter 
wahrgenommen werden, die in einer beim 
Europäischen Patentamt zu diesem Zweck 
geführten Liste eingetragen sind. 

(2) Jede natürliche Person, die 

a) die Staatsangehörigkeit eines Ver- 
tragsstaats besitzt, 

b) ihren Geschäftssitz oder Arbeitsplatz in 
einem Vertragsstaat hat und 

c) die europäische Eignungsprüfung be- 
standen hat, 

kann in die Liste der zugelassenen Vertre- 
ter eingetragen werden. 

(3) Während eines Zeitraums von einem 
Jahr ab dem Zeitpunkt, zu dem der Beitritt 
eines Staats zu diesem Übereinkommen 
wirksam wird, kann die Eintragung in diese 
Liste auch von jeder natürlichen Person 
beantragt werden, die 

a) die Staatsangehörigkeit eines Ver- 
tragsstaats besitzt, 

b) ihren Geschäftssitz oder Arbeitsplatz in 
dem Staat hat, der dem Übereinkom- 
men beigetreten ist, und 

c) befugt ist, natürliche oder juristische 
Personen auf dem Gebiet des Patent- 
wesens vor der Zentralbehörde für den 
gewerblichen Rechtsschutz dieses 
Staats zu vertreten. Unterliegt diese 
Befugnis nicht dem Erfordernis einer 
besonderen beruflichen Befähigung, 
so muss die Person diese Vertretung in 
diesem Staat mindestens fünf Jahre 
lang regelmäßig ausgeübt haben. 

(4) Die Eintragung erfolgt aufgrund 
eines Antrags, dem die Bescheinigungen 
beizufügen sind, aus denen sich ergibt, 
dass die in Absatz 2 oder 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

(5) Die Personen, die in der Liste der 
zugelassenen Vertreter eingetragen sind, 
sind berechtigt, in den durch dieses Über- 
einkommen geschaffenen Verfahren auf- 
zutreten. 

(6) Jede Person, die in der Liste der 
zugelassenen Vertreter eingetragen ist, ist 
berechtigt, zur Ausübung ihrer Tätigkeit als 


menting Regulations may provide whether 
and under what conditions an employee of 
a legal person may also represent other 
legal persons which have their principal 
place of business in a Contracting State 
and which have economic Connections 
with the first legal person. 

(4) The Implementing Regulations may 
lay down special provisions concerning 
the common representation of parties act- 
ing in common. 


Article 134 

Representation betöre 
the European Patent Office 

(1) Representation of natural or legal 
persons in proceedings established by this 
Convention may only be undertaken by 
Professional representatives whose names 
appear on a list maintained for this pur- 
pose by the European Patent Office. 

(2) Any natural person who 

(a) is a national of a Contracting State, 

(b) has his place of business or employ- 
ment in a Contracting State and 

(c) has passed the European qualifying 
examination 

may be entered on the list of Professional 
representatives. 

(3) Düring a period of one year from the 
date on which the accession of a State to 
this Convention takes effect, entry on that 
list may also be requested by any natural 
person who 

(a) is a national of a Contracting State, 

(b) has his place of business or employ- 
ment in the State having acceded to 
the Convention and 

(c) is entitled to represent natural or legal 
persons in patent matters before the 
central industrial property Office of that 
State. Where such entitlement is not 
conditional upon the requirement of 
special Professional qualifications, the 
person shall have regularly so acted in 
that State for at least five years. 


(4) Entry shall be effected upon request, 
accompanied by certificates indicating 
that the conditions laid down in paragraph 
2 or 3 are fulfilled. 

(5) Persons whose names appear on 
the list of Professional representatives 
shall be entitled to act in all proceedings 
established by this Convention. 

(6) For the purpose of acting as a Pro- 
fessional representative, any person 
whose name appears on the list of profes- 


dataire agree. Le regiement d’execution 
peut prevoir si et dans quelles conditions 
l’employe d’une personne morale peut 
egalement agir pour d’autres personnes 
morales qui ont leur siege dans un Etat 
contractant et ont des liens economiques 
avec eile. 

(4) Des dispositions particulieres relati- 
ves ä la representation commune de par- 
ties agissant en commun peuvent etre pre- 
vues dans le regiement d'execution. 

Article 134 

Representation devant 
l’Office europeen des brevets 

(1) La representation de personnes 
physiques ou morales dans les procedures 
instituees par la presente Convention ne 
peut etre assuree que par les mandataires 
agrees inscrits sur une liste tenue ä cet 
effet par l'Office europeen des brevets. 

(2) Toute personne physique qui 

a) possede la nationalite d’un Etat 
contractant, 

b) a son domicile professionnel ou le lieu 
de son emploi dans un Etat contractant 
et 

c) a satisfait aux epreuves de l’examen 
europeen de qualification, 

peut etre inscrite sur la liste des mandatai- 
res agrees. 

(3) Pendant une periode d'un an ä 
compter de la date ä laquelle l’adhesion 
d’un Etat ä la presente Convention prend 
effet, peut egalement demander ä etre ins- 
crite sur la liste des mandataires agrees 
toute personne physique qui 

a) possede la nationalite d’un Etat 
contractant, 

b) a son domicile professionnel ou le lieu 
de son emploi dans I ’ Etat ayant adhere 
ä la Convention et 

c) est habilitee ä representer en matiere 
de brevets d’invention des personnes 
physiques ou morales devant le Servi- 
ce central de la propriete industrielle 
de cet Etat. Dans le cas oü cette habi- 
litation n’est pas subordonnee ä l’exi- 
gence d’une qualification profession- 
nelle speciale, cette personne doit 
avoir agi dans cet Etat en tant que 
representant ä titre habituel pendant 
cinq ans au moins. 

(4) L’inscription est faite sur requete 
accompagnee d’attestations indiquant 
que les conditions visees au paragraphe 2 
ou 3 sont remplies. 

(5) Les personnes qui sont inscrites sur 
la liste des mandataires agrees sont habili- 
tees ä agir dans toute procedure instituee 
par la presente Convention. 

(6) Aux fins d’agir en qualite de manda- 
taire agree, toute personne inscrite sur la 
liste des mandataires agrees est habilitee 
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zugelassener Vertreter einen Geschäftssitz 
in jedem Vertragsstaat zu begründen, in 
dem die Verfahren durchgeführt werden, 
die durch dieses Übereinkommen unter 
Berücksichtigung des dem Übereinkom- 
men beigefügten Zentralisierungsproto- 
kolls geschaffen worden sind. Die Behör- 
den dieses Staats können diese Berechti- 
gung nur im Einzelfall in Anwendung der 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten entziehen. Vor einer solchen Maßnah- 
me ist der Präsident des Europäischen 
Patentamts zu hören. 

(7) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann Befreiung erteilen: 

a) in besonders gelagerten Fällen von der 
Voraussetzung nach Absatz 2 a) oder 
Absatz 3 a); 

b) von der Voraussetzung nach Absatz 3 c) 
Satz 2, wenn der Antragsteller nach- 
weist, dass er die erforderliche Befähi- 
gung auf andere Weise erworben hat. 

(8) Die Vertretung in den durch dieses 
Übereinkommen geschaffenen Verfahren 
kann wie von einem zugelassenen Vertre- 
ter auch von jedem Rechtsanwalt, der in 
einem Vertragsstaat zugelassen ist und 
seinen Geschäftssitz in diesem Staat hat, 
in dem Umfang wahrgenommen werden, 
in dem er in diesem Staat die Vertretung 
auf dem Gebiet des Patentwesens aus- 
üben kann. Absatz 6 ist entsprechend 
anzuwenden. 

Artikel 134a 

Institut der beim Europäischen 
Patentamt zugelassenen Vertreter 

(1) Der Verwaltungsrat ist befugt, Vor- 
schriften zu erlassen und zu ändern über: 

a) das Institut der beim Europäischen 
Patentamt zugelassenen Vertreter, im 
folgenden Institut genannt; 

b) die Vor- und Ausbildung, die eine Per- 
son besitzen muss, um zur europäi- 
schen Eignungsprüfung zugelassen zu 
werden, und die Durchführung dieser 
Eignungsprüfung; 

c) die Disziplinargewalt, die das Institut 
oder das Europäische Patentamt über 
die zugelassenen Vertreter ausübt; 

d) die Verschwiegenheitspflicht und das 
Recht des zugelassenen Vertreters, die 
Offenlegung von Mitteilungen zwi- 
schen ihm und seinem Mandanten 
oder Dritten in Verfahren vor dem Euro- 
päischen Patentamt zu verweigern. 

(2) Jede Person, die in der in Artikel 1 34 
Absatz 1 genannten Liste der zugelasse- 
nen Vertreter eingetragen ist, ist Mitglied 
des Instituts. 


sional representatives shall be entitled to 
establish a place of business in any Con- 
tracting State in which proceedings estab- 
lished by this Convention may be conduct- 
ed, having regard to the Protocol on Cen- 
tralisation annexed to this Convention. The 
authorities of such State may remove that 
entitlement in individual cases only in 
application of legal provisions adopted for 
the purpose of protecting public security 
and law and Order. Before such action is 
taken, the President of the European 
Patent Office shall be consulted. 

(7) The President of the European 
Patent Office may grant exemption from: 


(a) the requirement of paragraphs 2(a) or 
3(a) in special circumstances; 


(b) the requirement of paragraph 3(c), sec- 
ond sentence, if the applicant furnish- 
es proof that he has acquired the requi- 
site qualification in another way. 

(8) Representation in proceedings 
established by this Convention may also 
be undertaken, in the same way as by a 
Professional representative, by any legal 
practitioner qualified in a Contracting State 
and having his place of business in that 
State, to the extent that he is entitled in 
that State to act as a Professional repre- 
sentative in patent matters. Paragraph 6 
shall apply mutatis mutandis. 


Article 134a 

Institute of Professional 
Representatives before the 
European Patent Office 

(1) The Administrative Council shall be 
competent to adopt and amend provisions 
governing: 

(a) the Institute of Professional Represen- 
tatives before the European Patent 
Office, hereinafter referred to as the 
Institute; 

(b) the qualifications and training required 
of a person for admission to the Euro- 
pean qualifying examination and the 
conduct of such examination; 

(c) the disciplinary power exercised by the 
Institute or the European Patent Office 
in respect of Professional representa- 
tives; 

(d) the Obligation of confidentiality on the 
Professional representative and the 
privilege from disclosure in proceed- 
ings before the European Patent Office 
in respect of Communications between 
a Professional representative and his 
dient or any other person. 

(2) Any person entered on the list of 
Professional representatives referred to in 
Article 134, paragraph 1, shall be a mem- 
ber of the Institute. 


ä avoir un domicile professionnel dans tout 
Etat contractant dans lequel se deroulent 
les procedures instituees par la presente 
Convention, compte tenu du protocole sur 
la centralisation annexe ä la presente 
Convention. Les autorites de cet Etat ne 
peuvent retirer cette habilitation que dans 
des cas particuliers et en vertu de la legis- 
lation nationale relative ä l’ordre public et ä 
la securite publique. Le President de l’Offi- 
ce europeen des brevets doit etre consulte 
avant qu’une teile mesure soit prise. 


(7) Le President de l’Office europeen 
des brevets peut consentir une deroga- 
tion: 

a) ä l’exigence visee au paragraphe 2 a) 
ou au paragraphe 3 a) dans des cir- 
constances particulieres; 

b) ä l’exigence visee au paragraphe 3 c), 
deuxieme phrase, si le candidat appor- 
te la preuve qu'il a acquis d'une autre 
maniere les qualifications requises. 

(8) La representation au meme titre 
qu’un mandataire agree dans les procedu- 
res instituees par la presente Convention 
peut etre assuree par tout avocat habilite ä 
exercer dans l’un des Etats contractants et 
y possedant son domicile professionnel, 
dans la mesure oü il peut agir dans cet Etat 
en qualite de mandataire en matiere de 
brevets d’invention. Les dispositions du 
paragraphe 6 sont applicables. 


Article 134 bis 

Institut des mandataires agrees 
pres l’Office europeen des brevets 

(1) Le Conseil d'administration a com- 
petence pour arreter et modifier des dis- 
positions relatives: 

a) ä l’lnstitut des mandataires agrees 
pres l’Office europeen des brevets, ci- 
apres denomme l’lnstitut; 

b) ä la qualification et ä la formation exi- 
gees pour l’admission ä l’examen 
europeen de qualification et ä l’organi- 
sation des epreuves de cet examen; 

c) au pouvoir disciplinaire de l’lnstitut ou 
de l’Office europeen des brevets sur 
les mandataires agrees; 

d) ä l’obligation de confidentialite du 
mandataire agree et au droit du man- 
dataire agree de refuser de divulguer 
dans des procedures devant l’Office 
europeen des brevets les Communica- 
tions echangees entre lui et son dient 
ou toute autre personne. 

(2) Toute personne inscrite sur la liste 
des mandataires agrees visee ä l’article 
134, paragraphe 1, est membre de l’lnsti- 
tut. 
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Achter Teil 

Auswirkungen 
auf das nationale Recht 


Kapitel I 

Umwandlung in eine 

nationale Patentanmeldung 

Artikel 135 
Umwandlungsantrag 

(1 ) Die Zentralbehörde für den gewerbli- 
chen Rechtsschutz eines benannten Ver- 
tragsstaats leitet auf Antrag des Anmelders 
oder Inhabers eines europäischen Patents 
das Verfahren zur Erteilung eines nationalen 
Patents in den folgenden Fällen ein: 

a) wenn die europäische Patentanmel- 
dung nach Artikel 77 Absatz 3 als zu- 
rückgenommen gilt; 

b) in den sonstigen vom nationalen Recht 
vorgesehenen Fällen, in denen nach 
diesem Übereinkommen die europäi- 
sche Patentanmeldung zurückgewie- 
sen oder zurückgenommen worden ist 
oder als zurückgenommen gilt oder das 
europäische Patent widerrufen worden 
ist. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 a) ist der 
Umwandlungsantrag bei der Zentralbehör- 
de für den gewerblichen Rechtsschutz zu 
stellen, bei der die europäische Patentan- 
meldung eingereicht worden ist. Diese 
Behörde leitet den Antrag vorbehaltlich der 
Vorschriften über die nationale Sicherheit 
unmittelbar an die Zentralbehörden für den 
gewerblichen Rechtsschutz der im Antrag 
bezeichneten Vertragsstaaten weiter. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 b) ist 
der Umwandlungsantrag nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung beim Europäi- 
schen Patentamt zu stellen. Der Antrag gilt 
erst als gestellt, wenn die Umwandlungs- 
gebühr entrichtet worden ist. Das Europäi- 
sche Patentamt übermittelt den Umwand- 
lungsantrag den Zentralbehörden für den 
gewerblichen Rechtsschutz der im Antrag 
bezeichneten Vertragsstaaten. 

(4) Die in Artikel 66 genannte Wirkung 
der europäischen Patentanmeldung er- 
lischt, wenn der Umwandlungsantrag nicht 
rechtzeitig übermittelt wird. 

Artikel 136 

Einreichung 

und Übermittlung des Antrags 

(gestrichen) 

Artikel 137 

Formvorschriften 
für die Umwandlung 

(1) Eine europäische Patentanmeldung, 
die nach Artikel 135 Absatz 2 oder 3 über- 


Part VIII 


Huitieme partie 


Impact on national law 


Incidences 
sur le droit national 


Chapter I 

Conversion into a national 
patent application 

Article 135 

Request for conversion 

(1) The central industrial property Office 
of a designated Contracting State shall, at 
the request of the applicant for or propri- 
etor of a European patent, apply the pro- 
cedure for the grant of a national patent in 
the following circumstances: 

(a) where the European patent application 
is deemed to be withdrawn under Arti- 
cle 77, paragraph 3; 

(b) in such other cases as are provided for 
by the national law, in which the Euro- 
pean patent application is refused or 
withdrawn or deemed to be withdrawn, 
or the European patent is revoked 
under this Convention. 


(2) In the case referred to in paragraph 
1 (a), the request for conversion shall be 
filed with the central industrial property 
Office with which the European patent 
application has been filed. That Office 
shall, subject to the provisions governing 
national security, transmit the request 
directly to the central industrial property 
Offices of the Contracting States specified 
therein. 

(3) In the cases referred to in paragraph 
1(b), the request for conversion shall be 
submitted to the European Patent Office in 
accordance with the Implementing Regu- 
lations. It shall not be deemed to be filed 
until the conversion fee has been paid. The 
European Patent Office shall transmit the 
request to the central industrial property 
Offices of the Contracting States specified 
therein. 

(4) The effect of the European patent 
application referred to in Article 66 shall 
lapse if the request for conversion is not 
submitted in due time. 


Article 136 
Submission 

and transmission of the request 

(deleted) 

Article 137 

Formal requirements 
for conversion 

(1) A European patent application 
transmitted in accordance with Article 


Chapitre I 

Transformation en demande 
de brevet national 

Article 135 

Requete en transformation 

(1) Le Service central de la propriete 
industrielle d’un Etat contractant designe 
engage, sur requete du demandeur ou du 
titulaire d'un brevet europeen, la procedu- 
re de delivrance d'un brevet national dans 
les cas suivants: 

a) si la demande de brevet europeen est 
reputee retiree en vertu de l’article 77, 
paragraphe 3; 

b) dans les autres cas prevus par la legis- 
lation nationale oü, en vertu de la pre- 
sente Convention, la demande de bre- 
vet europeen est soit rejetee, soit reti- 
ree, soit reputee retiree ou le brevet 
europeen revoque. 


(2) Dans le cas vise au paragraphe 1 a), 
la requete en transformation doit etre pre- 
sentee au Service central national de la 
propriete industrielle aupres duquel la 
demande de brevet europeen avait ete 
deposee. Sous reserve des dispositions 
relatives ä la defense nationale, ce Service 
transmet directement la requete aux Servi- 
ces centraux des Etats contractants qui y 
sont mentionnes. 

(3) Dans les cas vises au paragraphe 
1 b), la requete en transformation doit etre 
presentee ä l’Office europeen des brevets 
conformement au regiement d’execution. 
Elle n’est reputee presentee qu’apres le 
paiement de la taxe de transformation. 
L’Office europeen des brevets transmet la 
requete aux Services centraux de la pro- 
priete industrielle des Etats contractants 
qui y sont mentionnes. 

(4) La demande de brevet europeen 
cesse de produire les effets vises ä l’article 
66 si la requete en transformation n’est 
pas transmise dans les delais. 

Article 136 
Presentation 

et transmission de la requete 

(supprime) 

Article 137 

Conditions de forme 
de la transformation 

(1) Une demande de brevet europeen 
transmise conformement ä l’article 135, 
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mittelt worden ist, darf nicht Formerforder- 
nissen des nationalen Rechts unterworfen 
werden, die von den im Übereinkommen 
vorgesehenen abweichen oder über sie 
hinausgehen. 

(2) Die Zentralbehörde für den gewerb- 
lichen Rechtsschutz, der die europäische 
Patentanmeldung übermittelt worden ist, 
kann verlangen, dass der Anmelder inner- 
halb einer Frist, die nicht weniger als zwei 
Monate betragen darf, 

a) die nationale Anmeldegebühr entrich- 
tet und 

b) eine Übersetzung der europäischen 
Patentanmeldung in einer der Amts- 
sprachen des betreffenden Staats ein- 
reicht, und zwar der ursprünglichen 
Fassung der Anmeldung und gegebe- 
nenfalls der im Verfahren vor dem 
Europäischen Patentamt geänderten 
Fassung, die der Anmelder dem natio- 
nalen Verfahren zugrunde zu legen 
wünscht. 


Kapitel II 

Nichtigkeit 
und ältere Rechte 

Artikel 138 

Nichtigkeit europäischer Patente 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 139 kann 
das europäische Patent mit Wirkung für 
einen Vertragsstaat nur für nichtig erklärt 
werden, wenn 

a) der Gegenstand des europäischen 
Patents nach den Artikeln 52 bis 57 
nicht patentierbar ist; 

b) das europäische Patent die Erfindung 
nicht so deutlich und vollständig offen- 
bart, dass ein Fachmann sie ausführen 
kann; 

c) der Gegenstand des europäischen 
Patents über den Inhalt der Anmeldung 
in der ursprünglich eingereichten Fas- 
sung oder, wenn das Patent auf einer 
Teilanmeldung oder einer nach Arti- 
kel 61 eingereichten neuen Anmeldung 
beruht, über den Inhalt der früheren 
Anmeldung in der ursprünglich einge- 
reichten Fassung hinausgeht; 

d) der Schutzbereich des europäischen 
Patents erweitert worden ist; oder 

e) der Inhaber des europäischen Patents 
nicht nach Artikel 60 Absatz 1 berech- 
tigt ist. 

(2) Betreffen die Nichtigkeitsgründe nur 
einen Teil des europäischen Patents, so 
wird das Patent durch entsprechende Än- 
derung der Patentansprüche beschränkt 
und für teilweise nichtig erklärt. 

(3) In Verfahren vor dem zuständigen 
Gericht oder der zuständigen Behörde, die 
die Gültigkeit des europäischen Patents 
betreffen, ist der Patentinhaber befugt, das 
Patent durch Änderung der Patentansprü- 


135, paragraph 2 or 3, shall not be sub- 
jected to formal requirements of national 
law which are different from or additional 
to those provided for in this Convention. 

(2) Any central industrial property Office 
to which the European patent application 
is transmitted may require that the appli- 
cant shall, within a period of not less than 
two months: 


(a) pay the national application fee; and 

(b) file a translation of the original text of 
the European patent application in an 
official language of the State in ques- 
tion and, where appropriate, of the text 
as amended during proceedings 
betöre the European Patent Office 
which the applicant wishes to use as 
the basis for the national procedure. 


Chapter 1 1 

Revocation 
and prior rights 

Article 138 

Revocation of European patents 

(1) Subject to Article 139, a European 
patent may be revoked with effect for a 
Contracting State only on the grounds 
that: 

(a) the subject-matter of the European 
patent is not patentable under Articles 
52 to 57; 

(b) the European patent does not disclose 
the invention in a manner sufficiently 
clear and complete for it to be carried 
out by a person skilled in the art; 

(c) the subject-matter of the European 
patent extends beyond the content of 
the application as filed or, if the patent 
was granted on a divisional application 
or on a new application filed under Arti- 
cle 61 , beyond the content of the earli- 
er application as filed; 


(d) the protection conferred by the Euro- 
pean patent has been extended; or 

(e) the proprietor of the European patent is 
not entitled under Article 60, paragraph 
1 . 

(2) If the grounds for revocation affect 
the European patent only in part, the 
patent shall be limited by a corresponding 
amendment of the Claims and revoked in 
part. 

(3) In proceedings before the compe- 
tent court or authority relating to the valid- 
ity of the European patent, the proprietor 
of the patent shall have the right to limit the 
patent by amending the Claims. The patent 


paragraphe 2 ou 3, ne peut, quant ä sa 
forme, etre soumise par la loi nationale ä 
des conditions differentes de celles qui 
sont prevues par la presente Convention 
ou ä des conditions supplementäres. 

(2) Le Service central de la propriete 
industrielle auquel la demande de brevet 
europeen est transmise peut exiger que, 
dans un delai qui ne peut etre inferieur ä 
deux mois, le demandeur: 

a) acquitte la taxe nationale de depöt, et 

b) produise, dans l’une des langues offi- 
cielles de l’Etat concerne, une traduc- 
tion du texte original de la demande de 
brevet europeen ainsi que, le cas 
echeant, une traduction du texte modi- 
fie au cours de la procedure devant 
l’Office europeen des brevets, sur la 
base duquel il desire que se deroule la 
procedure nationale. 

Chapitre II 
Nullite 

et droits anterieurs 

Article 138 

Nullite des brevets europeens 

(1) Sous reserve de l’article 139, le bre- 
vet europeen ne peut etre declare nul, 
avec effet pour un Etat contractant, que si: 

a) l’objet du brevet europeen n’est pas 
brevetable en vertu des articles 52 ä 
57; 

b) le brevet europeen n’expose pas l’in- 
vention de fagon suffisamment claire et 
complete pour qu’un homme du metier 
puisse l’executer; 

c) l’objet du brevet europeen s’etend au- 
delä du contenu de la demande teile 
qu’elle a ete deposee ou, lorsque le 
brevet a ete delivre sur la base d’une 
demande divisionnaire ou d’une nou- 
velle demande deposee en vertu de 
l’article 61 , si l’objet du brevet s’etend 
au-delä du contenu de la demande 
anterieure teile qu’elle a ete deposee; 

d) la protection conferee par le brevet 
europeen a ete etendue; ou 

e) le titulaire du brevet europeen n’avait 
pas le droit de l’obtenir en vertu de l’ar- 
ticle 60, paragraphe 1. 

(2) Si les motifs de nullite n’affectent le 
brevet europeen qu’en partie, celui-ci est 
limite par une modification correspondan- 
te des revendications et est declare par- 
tiellement nul. 

(3) Dans les procedures devant la juri- 
diction ou l’administration competente 
concernant la validite du brevet europeen, 
le titulaire du brevet est habilite ä limiter le 
brevet en modifiant les revendications. Le 
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che zu beschränken. Die so beschränkte 
Fassung des Patents ist dem Verfahren 
zugrunde zu legen. 

Artikel 139 

Ältere Rechte und Rechte mit 
gleichem Anmelde- oder Prioritätstag 

(1) In jedem benannten Vertragsstaat 
haben eine europäische Patentanmeldung 
und ein europäisches Patent gegenüber 
einer nationalen Patentanmeldung und 
einem nationalen Patent die gleiche Wir- 
kung als älteres Recht wie eine nationale 
Patentanmeldung und ein nationales 
Patent. 

(2) Eine nationale Patentanmeldung 
und ein nationales Patent in einem Ver- 
tragsstaat haben gegenüber einem euro- 
päischen Patent, soweit dieser Vertrags- 
staat benannt ist, die gleiche Wirkung als 
älteres Recht wie gegenüber einem natio- 
nalen Patent. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vorschrei- 
ben, ob und unter welchen Voraussetzun- 
gen eine Erfindung, die sowohl in einer eu- 
ropäischen Patentanmeldung oder einem 
europäischen Patent als auch in einer 
nationalen Patentanmeldung oder einem 
nationalen Patent mit gleichem Anmelde- 
tag oder, wenn eine Priorität in Anspruch 
genommen worden ist, mit gleichem Prio- 
ritätstag offenbart ist, gleichzeitig durch 
europäische und nationale Anmeldungen 
oder Patente geschützt werden kann. 


Kapitel III 

Sonstige Auswirkungen 


Artikel 140 

Nationale Gebrauchsmuster 
und Gebrauchszertifikate 

Die Artikel 66, 124, 135, 137 und 139 
sind in den Vertragsstaaten, deren Recht 
Gebrauchsmuster oder Gebrauchszertifi- 
kate vorsieht, auf diese Schutzrechte und 
deren Anmeldungen entsprechend anzu- 
wenden. 


Artikel 141 

Jahresgebühren 
für das europäische Patent 

(1) Jahresgebühren für das europäische 
Patent können nur für die Jahre erhoben 
werden, die sich an das in Artikel 86 Ab- 
satz 2 genannte Jahr anschließen. 

(2) Werden Jahresgebühren für das 
europäische Patent innerhalb von zwei 
Monaten nach der Bekanntmachung des 
Hinweises auf die Erteilung des europäi- 
schen Patents im Europäischen Patent- 
blatt fällig, so gelten diese Jahresgebühren 


as thus limited shall form the basis for the 
proceedings. 


Article 139 

Prior rights and rights arising on the 
same date 

(1) In any designated Contracting State 
a European patent application and a Euro- 
pean patent shall have with regard to a 
national patent application and a national 
patent the same prior right effect as a 
national patent application and a national 
patent. 


(2) A national patent application and a 
national patent in a Contracting State shall 
have with regard to a European patent 
designating that Contracting State the 
same prior right effect as if the European 
patent were a national patent. 


(3) Any Contracting State may pre- 
scribe whether and on what terms an 
invention disclosed in both a European 
patent application or patent and a national 
application or patent having the same date 
of filing or, where priority is claimed, the 
same date of priority, may be protected 
simultaneously by both applications or 
Patents. 


Chapter III 

Miscellaneous effects 


Article 140 

National utility models and utility 
certificates 

Articles 66, 124, 135, 137 and 139 shall 
apply to utility models and utility certifi- 
cates and to applications for utility models 
and utility certificates registered or 
deposited in the Contracting States whose 
laws make Provision for such models or 
certificates. 


Article 141 

Renewal fees 
for European patents 

(1) Renewal fees for a European patent 
may only be imposed for the years which 
follow that referred to in Article 86, Para- 
graph 2. 

(2) Any renewal fees falling due within 
two months of the publication in the Euro- 
pean Patent Bulletin of the mention of the 
grant of the European patent shall be 
deemed to have been validly paid if they 
are paid within that period. Any additional 


brevet ainsi limite sert de base ä la proce- 
dure. 


Article 139 

Droits anterieurs et droits ayant pris 
naissance ä la meme date 

(1) Dans tout Etat contractant designe, 
une demande de brevet europeen ou un 
brevet europeen est traite du point de vue 
des droits anterieurs, par rapport ä une 
demande de brevet national ou ä un brevet 
national, de la meme maniere que s’il 
s’agissait d'une demande de brevet natio- 
nal ou d’un brevet national. 

(2) Une demande de brevet national ou 
un brevet national d'un Etat contractant 
est traite du point de vue des droits ante- 
rieurs, par rapport ä un brevet europeen 
qui designe cet Etat contractant, de la 
meme maniere que si ce brevet europeen 
etait un brevet national. 

(3) Tout Etat contractant demeure libre 
de decider si et dans quelles conditions 
peuvent etre cumulees les protections 
assurees ä une invention exposee ä la fois 
dans une demande de brevet ou un brevet 
europeen et dans une demande de brevet 
ou un brevet national ayant la meme date 
de depöt ou, si une priorite est revendi- 
quee, la meme date de priorite. 


Chapitre III 

Autres incidences sur le droit 
national 

Article 140 

Modeles d’utilite et certificats d’utilite 
nationaux 

Les articles 66, 124, 135, 137 et 139 
sont applicables aux modeles d’utilite ou 
aux certificats d’utilite ainsi qu’aux deman- 
des correspondantes, dans les Etats 
contractants dont la legislation prevoit de 
tels titres de protection. 


Article 141 

Taxes annuelles 
pour le brevet europeen 

(1) Les taxes annuelles dues au titre du 
brevet europeen ne peuvent etre pergues 
que pour les annees suivant celle qui est 
visee ä l’article 86, paragraphe 2. 

(2) Si des taxes annuelles dues au titre 
du brevet europeen viennent ä echeance 
dans les deux mois ä compter de la date ä 
laquelle la mention de la delivrance du bre- 
vet a ete publiee au Bulletin europeen des 
brevets, lesdites taxes annuelles sont 
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als wirksam entrichtet, wenn sie innerhalb 
der genannten Frist gezahlt werden. Eine 
nach nationalem Recht vorgesehene Zu- 
schlagsgebühr wird nicht erhoben. 


Neunter Teil 

Besondere Übereinkommen 

Artikel 142 
Einheitliche Patente 

(1) Eine Gruppe von Vertragsstaaten, 
die in einem besonderen Übereinkommen 
bestimmt hat, dass die für diese Staaten 
erteilten europäischen Patente für die 
Gesamtheit ihrer Hoheitsgebiete einheit- 
lich sind, kann vorsehen, dass europäi- 
sche Patente nur für alle diese Staaten 
gemeinsam erteilt werden können. 

(2) Hat eine Gruppe von Vertragsstaa- 
ten von der Ermächtigung in Absatz 1 
Gebrauch gemacht, so sind die Vorschrif- 
ten dieses Teils anzuwenden. 

Artikel 143 

Besondere Organe 
des Europäischen Patentamts 

(1) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann dem Europäischen Patentamt zu- 
sätzliche Aufgaben übertragen. 

(2) Für die Durchführung der in Absatz 1 
genannten zusätzlichen Aufgaben können 
im Europäischen Patentamt besondere, 
den Vertragsstaaten der Gruppe gemein- 
same Organe gebildet werden. Die Leitung 
dieser besonderen Organe obliegt dem 
Präsidenten des Europäischen Patent- 
amts; Artikel 10 Absätze 2 und 3 sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 144 

Vertretung 

vor den besonderen Organen 

Die Gruppe von Vertragsstaaten kann 
die Vertretung vor den in Artikel 143 Ab- 
satz 2 genannten Organen besonders 
regeln. 


Artikel 145 
Engerer 

Ausschuss des Verwaltungsrats 

(1) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann zur Überwachung der Tätigkeit der 
nach Artikel 143 Absatz 2 gebildeten 
besonderen Organe einen engeren Aus- 
schuss des Verwaltungsrats einsetzen, 
dem das Europäische Patentamt das Per- 
sonal, die Räumlichkeiten und die Ausstat- 
tung zur Verfügung stellt, die er zur Durch- 
führung seiner Aufgaben benötigt. Der 
Präsident des Europäischen Patentamts 
ist dem engeren Ausschuss des Verwal- 


fee provided for under national law shall 
not be charged. 


Part IX 

Special agreements 

Article 142 
Unitary patents 

(1) Any group of Contracting States, 
which has provided by a special agree- 
ment that a European patent granted for 
those States has a unitary character 
throughout their territories, may provide 
that a European patent may only be grant- 
ed jointly in respect of all those States. 

(2) Where any group of Contracting 
States has availed itself of the authorisa- 
tion given in paragraph 1 , the provisions of 
this Part shall apply. 

Article 143 

Special departments 
of the European Patent Office 

(1) The group of Contracting States 
may give additional tasks to the European 
Patent Office. 

(2) Special departments common to the 
Contracting States in the group may be set 
up within the European Patent Office in 
Order to carry out the additional tasks. The 
President of the European Patent Office 
shall direct such special departments; Arti- 
cle 10, paragraphs2 and 3, shall apply 
mutatis mutandis. 


Article 144 

Representation betöre special 
departments 

The group of Contracting States may 
lay down special provisions to govern re- 
presentation of parties before the de- 
partments referred to in Article 143, para- 
graph 2. 


Article 145 

Select committee of the Administrative 
Council 

(1) The group of Contracting States 
may set up a select committee of the 
Administrative Council for the purpose of 
supervising the activities of the special 
departments set up under Article 143, 
paragraph 2; the European Patent Office 
shall place at its disposal such staff, prem- 
ises and equipment as may be necessary 
for the performance of its duties. The Pres- 
ident of the European Patent Office shall 
be responsible for the activities of the spe- 


reputees avoir ete valablement acquittees 
sous reserve d’etre payees dans le delai 
mentionne. II n’est pergu aucune surtaxe 
prevue au titre d’une reglementation natio- 
nale. 


Neuvieme partie 
Accords particuliers 

Article 142 
Brevet unitaire 

(1) Tout groupe d’Etats contractants 
qui, dans un accord particulier, a dispose 
que les brevets europeens delivres pour 
ces Etats auront un caractere unitaire sur 
l’ensemble de leurs territoires, peut prevoir 
que les brevets europeens ne pourront 
etre delivres que conjointement pour tous 
ces Etats. 

(2) Les dispositions de la presente par- 
tie sont applicables lorsqu’un groupe 
d'Etats contractants a fait usage de la 
faculte visee au paragraphe 1 . 

Article 143 

Instances speciales 
de l’Office europeen des brevets 

(1) Le groupe d’Etats contractants peut 
confier des täches supplementaires ä l’Of- 
fice europeen des brevets. 

(2) II peut, pour l’execution de ces 
täches supplementaires, etre cree ä l’Offi- 
ce europeen des brevets des instances 
speciales communes aux Etats apparte- 
nant ä ce groupe. Le President de l’Office 
europeen des brevets assure la direction 
de ces instances speciales; les disposi- 
tions de 1’articlelO, paragraphes 2 et 3, 
sont applicables. 

Article 144 

Representation devant les 
instances speciales 

Le groupe d’Etats contractants peut 
prevoir une reglementation speciale pour 
la representation des parties devant les 
instances visees ä l’article 143, paragra- 
phe 2. 

Article 145 

Comite restreint du Conseil 
d’administration 

(1) Le groupe d’Etats contractants peut 
instituer un Comite restreint du Conseil 
d'administration afin de contröler l’activite 
des instances speciales creees en vertu de 
l’article 143, paragraphe 2; l’Office euro- 
peen des brevets met ä la disposition de 
ce Comite le personnel, les locaux et les 
moyens materiels necessaires ä l’accom- 
plissement de sa mission. Le President de 
l’Office europeen des brevets est respon- 
sable des activites des instances specia- 
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tungsrats gegenüber für die Tätigkeit der 
besonderen Organe verantwortlich. 

(2) Die Zusammensetzung, die Zustän- 
digkeit und die Tätigkeit des engeren Aus- 
schusses bestimmt die Gruppe von Ver- 
tragsstaaten. 

Artikel 146 

Deckung der Kosten für 
die Durchführung besonderer Aufgaben 

Sind dem Europäischen Patentamt nach 
Artikel 143 zusätzliche Aufgaben übertra- 
gen worden, so trägt die Gruppe von Ver- 
tragsstaaten die der Organisation bei der 
Durchführung dieser Aufgaben entstehen- 
den Kosten. Sind für die Durchführung die- 
ser Aufgaben im Europäischen Patentamt 
besondere Organe gebildet worden, so 
trägt die Gruppe die diesen Organen zure- 
chenbaren Kosten für das Personal, die 
Räumlichkeiten und die Ausstattung. Arti- 
kel 39 Absätze 3 und 4, Artikel 41 und Arti- 
kel 47 sind entsprechend anzuwenden. 


Artikel 147 

Zahlungen aufgrund 
der für die Aufrechterhaltung 
des einheitlichen Patents erhobenen 
Gebühren 

Hat die Gruppe von Vertragsstaaten für 
das europäische Patent einheitliche Jah- 
resgebühren festgesetzt, so bezieht sich 
der Anteil nach Artikel 39 Absatz 1 auf 
diese einheitlichen Gebühren; der Min- 
destbetrag nach Artikel 39 Absatz 1 be- 
zieht sich auf das einheitliche Patent. Ar- 
tikel 39 Absätze 3 und 4 ist entsprechend 
anzuwenden. 


Artikel 148 

Die europäische Patentanmeldung 
als Gegenstand des Vermögens 

(1) Artikel 74 ist anzuwenden, wenn die 
Gruppe von Vertragsstaaten nichts ande- 
res bestimmt hat. 

(2) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann vorschreiben, dass die europäische 
Patentanmeldung, soweit für sie diese Ver- 
tragsstaaten benannt sind, nur für alle 
diese Vertragsstaaten und nur nach den 
Vorschriften des besonderen Übereinkom- 
mens Gegenstand eines Rechtsübergangs 
sein sowie belastet oder Zwangsvollstre- 
ckungsmaßnahmen unterworfen werden 
kann. 

Artikel 149 

Gemeinsame Benennung 

(1) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann vorschreiben, dass ihre Benennung 
nur gemeinsam erfolgen kann und dass 
die Benennung eines oder mehrerer der 
Vertragsstaaten der Gruppe als Benen- 
nung aller dieser Vertragsstaaten gilt. 

(2) Ist das Europäische Patentamt nach 
Artikel 153 Absatz 1 Bestimmungsamt, so 


cial departments to the select committee 
of the Administrative Council. 

(2) The composition, powers and func- 
tions of the select committee shall be 
determined by the group of Contracting 
States. 


Article 146 

Cover for expenditure for carrying out 
special tasks 

Where additional tasks have been given 
to the European Patent Office under Article 
143, the group of Contracting States shall 
bear the expenses incurred by the Organi- 
sation in carrying out these tasks. Where 
special departments have been set up in 
the European Patent Office to carry out 
these additional tasks, the group shall bear 
the expenditure on staff, premises and 
equipment chargeable in respect of these 
departments. Article 39, paragraphs 3 and 
4, Article 41 and Article 47 shall apply 
mutatis mutandis. 


Article 147 

Payments 
in respect of 
renewal fees for 
unitary patents 

If the group of Contracting States has 
fixed a common scale of renewal fees in 
respect of European patents, the Propor- 
tion referred to in Article 39, paragraph 1 , 
shall be calculated on the basis of the 
common scale; the minimum amount 
referred to in Article 39, paragraph 1 , shall 
apply to the unitary patent. Article 39, 
paragraphs 3 and 4, shall apply mutatis 
mutandis. 


Article 148 

The European patent application 
as an object of property 

(1) Article 74 shall apply unless the 
group of Contracting States has specified 
otherwise. 

(2) The group of Contracting States 
may provide that a European patent appli- 
cation for which these Contracting States 
are designated may only be transferred, 
mortgaged or subjected to any legal 
means of execution in respect of all the 
Contracting States of the group and in 
accordance with the provisions of the spe- 
cial agreement. 


Article 149 
Joint designation 

(1) The group of Contracting States 
may provide that these States may only be 
designated jointly, and that the designa- 
tion of one or some only of such States 
shall be deemed to constitute the designa- 
tion of all the States of the group. 

(2) Where the European Patent Office 
acts as a designated Office under Article 


les devant le Comite restreint du Conseil 
d’administration. 

(2) La composition, les competences et 
les activites du Comite restreint sont 
determinees par le groupe d’Etats 
contractants. 

Article 146 

Couverture des depenses pour les 
täches speciales 

Pour autant qu’un groupe d'Etats 
contractants ait attribue des täches sup- 
plementäres ä l’Office europeen des bre- 
vets au sens de l’article 143, il prend ä sa 
Charge les frais qu’entrafne pour l’Organi- 
sation l’execution de ces täches. Si des 
instances speciales ont ete instituees au 
sein de l’Office europeen des brevets pour 
l’execution de ces täches supplementai- 
res, le groupe d’Etats contractants prend ä 
sa Charge les depenses de personnel, de 
locaux et de materiel imputables auxdites 
instances. Les articles 39, paragraphes 3 
et 4, 41 et 47 sont applicables. 

Article 147 

Versements au titre 
des taxes de maintien en 
vigueur du brevet 
unitaire 

Si le groupe d’Etats contractants a eta- 
bli un bareme unique pour les taxes 
annuelles, le pourcentage vise ä l’article 
39, paragraphe 1, est calcule sur ce bare- 
me unique; le minimum vise ä l’article 39, 
paragraphe 1, est egalement un minimum 
en ce qui concerne le brevet unitaire. L’ar- 
ticle 39, paragraphes 3 et 4, est applica- 
ble. 

Article 148 

De la demande de brevet europeen 
comme objet de propriete 

(1) L’article 74 est applicable lorsque le 
groupe d’Etats contractants n’a pas prevu 
d’autres dispositions. 

(2) Le groupe d’Etats contractants peut 
prescrire que la demande de brevet euro- 
peen, pour autant que ces Etats contrac- 
tants sont designes, ne peut etre transfe- 
ree, faire l’objet d’un nantissement ou 
d’une execution forcee que pour tous ces 
Etats contractants et conformement aux 
dispositions de l’accord particulier. 


Article 149 

Designation conjointe 

(1) Le groupe d’Etats contractants peut 
prescrire que la designation des Etats du 
groupe ne peut se faire que conjointement 
et que la designation d’un ou de plusieurs 
Etats dudit groupe vaut designation de 
l’ensemble de ceux-ci. 

(2) Lorsque l’Office europeen des bre- 
vets est l’office designe au sens de l’article 
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ist Absatz 1 anzuwenden, wenn der An- 
melder in der internationalen Anmeldung 
mitgeteilt hat, dass er für einen oder meh- 
rere der benannten Staaten der Gruppe ein 
europäisches Patent begehrt. Das Gleiche 
gilt, wenn der Anmelder in der internatio- 
nalen Anmeldung einen dieser Gruppe 
angehörenden Vertragsstaat benannt hat, 
dessen Recht vorschreibt, dass eine Be- 
stimmung dieses Staats die Wirkung einer 
Anmeldung für ein europäisches Patent 
hat. 


Artikel 149a 

Andere Übereinkommen 
zwischen den Vertragsstaaten 

(1) Dieses Übereinkommen lässt das 
Recht aller oder einiger Vertragsstaaten 
unberührt, besondere Übereinkommen 
über alle europäische Patentanmeldungen 
oder Patente betreffenden Fragen zu 
schließen, die nach diesem Übereinkom- 
men nationalem Recht unterliegen und 
dort geregelt sind, wie insbesondere 


a) ein Übereinkommen über die Schaf- 
fung eines gemeinsamen europäischen 
Patentgerichts für die ihm angehören- 
den Vertragsstaaten; 

b) ein Übereinkommen über die Schaf- 
fung einer gemeinsamen Einrichtung 
für die ihm angehörenden Vertrags- 
staaten, die auf Ersuchen nationaler 
Gerichte oder gerichtsähnlicher Behör- 
den Gutachten über Fragen des euro- 
päischen oder damit harmonisierten 
nationalen Patentrechts erstattet; 

c) ein Übereinkommen, dem zufolge die 
ihm angehörenden Vertragsstaaten auf 
Übersetzungen europäischer Patente 
nach Artikel 65 ganz oder teilweise ver- 
zichten; 

d) ein Übereinkommen, dem zufolge die 
ihm angehörenden Vertragsstaaten 
vorsehen, dass nach Artikel 65 vorge- 
schriebene Übersetzungen europäi- 
scher Patente beim Europäischen 
Patentamt eingereicht und von ihm 
veröffentlicht werden können. 

(2) Der Verwaltungsrat ist befugt zu 

beschließen, dass 

a) die Mitglieder der Beschwerdekam- 
mern oder der Großen Beschwerde- 
kammer in einem europäischen Pa- 
tentgericht oder einer gemeinsamen 
Einrichtung tätig werden und in Verfah- 
ren vor diesem Gericht oder dieser Ein- 
richtung nach Maßgabe eines solchen 
Übereinkommens mitwirken dürfen; 

b) das Europäische Patentamt einer 
gemeinsamen Einrichtung das Unter- 
stützungspersonal, die Räumlichkeiten 
und die Ausstattung zur Verfügung 
stellt, die sie zur Durchführung ihrer 
Aufgaben benötigt, und die Kosten 
dieser Einrichtung ganz oder teilweise 
von der Organisation getragen werden. 


153, paragraph 1, paragraph 1 shall apply 
if the applicant has indicated in the inter- 
national application that he wishes to 
obtain a European patent for one or more 
of the designated States of the group. The 
same shall apply if the applicant desig- 
nates in the international application one 
of the Contracting States in the group, 
whose national law provides that the de- 
signation of that State shall have the effect 
of the application being for a European 
patent. 


Article 149a 

Other agreements 
between the Contracting States 

(1) Nothing in this Convention shall be 
construed as limiting the right of some or 
all of the Contracting States to conclude 
special agreements on any matters con- 
cerning European patent applications or 
European patents which under this Con- 
vention are subject to and governed by 
national law, such as, in particular 


(a) an agreement establishing a European 
patent court common to the Contract- 
ing States party to it; 

(b) an agreement establishing an entity 
common to the Contracting States 
party to it to deliver, at the request 
of national courts or quasi-judicial 
authorities, opinions on issues of Euro- 
pean or harmonised national patent 
law; 

(c) an agreement under which the Con- 
tracting States party to it dispense fully 
or in part with translations of European 
Patents under Article 65; 

(d) an agreement under which the Con- 
tracting States party to it provide that 
translations of European patents as 
required under Article 65 may be filed 
with, and published by, the European 
Patent Office. 

(2) The Administrative Council shall be 

competent to decide that: 

(a) the members of the Boards of Appeal 
or the Enlarged Board of Appeal may 
serve on a European patent court or a 
common entity and take part in pro- 
ceedings betöre that court or entity in 
accordance with any such agreement; 


(b) the European Patent Office shall pro- 
vide a common entity with such Sup- 
port staff, premises and equipment as 
may be necessary for the performance 
of its duties, and the expenses incurred 
by that entity shall be borne fully or in 
part by the Organisation. 


153, paragraphel, le paragraphe 1 du 
present article est applicable si le deman- 
deur fait connaitre dans la demande inter- 
nationale qu’il entend obtenir un brevet 
europeen pour les Etats du groupe qu’il a 
designes ou pour l'un d'entre eux seule- 
ment. La presente disposition est egale- 
ment applicable lorsque le demandeur a 
designe dans la demande internationale 
un Etat contractant appartenant ä ce grou- 
pe, si la legislation de cet Etat prevoit 
qu’une designation dudit Etat a les effets 
d'une demande de brevet europeen. 

Article 149 bis 

Autres accords 
entre les Etats contractants 

(1) La presente Convention ne saurait 
etre interpretee en ce sens qu'elle limite le 
droit de tous les Etats contractants ou de 
plusieurs d’entre eux de conclure des 
accords particuliers sur des questions 
relatives aux demandes de brevet euro- 
peen ou aux brevets europeens qui, en 
vertu de la presente Convention, relevent 
du droit national et sont regis par lui, 
comme notamment 

a) un accord portant creation d’une juri- 
diction des brevets europeens com- 
mune aux Etats contractants parties 
audit accord; 

b) un accord portant creation d’une entite 
commune aux Etats contractants par- 
ties audit accord qui donne, sur reque- 
te des juridictions ou autorites quasi 
judiciaires nationales, des avis sur des 
questions relatives au droit europeen 
des brevets ou au droit national harmo- 
nise avec celui-ci; 

c) un accord aux termes duquel les Etats 
contractants parties audit accord 
renoncent en tout ou en partie aux tra- 
ductions de brevets europeens pre- 
vues ä l’article 65; 

d) un accord aux termes duquel les Etats 
contractants parties audit accord pre- 
voient que les traductions de brevets 
europeens exigees conformement ä 
l’article 65 peuvent etre produites 
aupres de l’Office europeen des bre- 
vets et publiees par celui-ci. 

(2) Le Conseil d'administration a com- 
petence pour decider que 

a) les membres des chambres de recours 
ou de la Grande Chambre de recours 
peuvent faire partie d’une juridiction 
des brevets europeens ou d’une entite 
commune et prendre part aux proce- 
dures engagees devant cette juridic- 
tion ou cette entite conformement ä un 
tel accord; 

b) l’Office europeen des brevets fournit ä 
une entite commune le personnel de 
soutien, les locaux et les moyens 
materiels necessaires ä l’accomplisse- 
ment de sa mission, et que l’Organisa- 
tion prend en Charge en tout ou en par- 
tie les frais lies ä cette entite. 
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Zehnter Teil 

Internationale 
Anmeldungen nach dem 
Vertrag über die internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Patentwesens - 
Euro-PCT-Anmeldungen 

Artikel 150 

Anwendung des Vertrags über 
die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens 

(1) Der Vertrag über die internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Patentwesens vom 19. Juni 1970, im fol- 
genden PCT genannt, ist nach Maßgabe 
dieses Teils anzuwenden. 

(2) Internationale Anmeldungen nach 
dem PCT können Gegenstand von Verfah- 
ren vor dem Europäischen Patentamt sein. 
In diesen Verfahren sind der PCT, seine 
Ausführungsordnung und ergänzend die- 
ses Übereinkommen anzuwenden. Bei 
mangelnder Übereinstimmung gehen die 
Vorschriften des PCT oder seiner Ausfüh- 
rungsordnung vor. 


Artikel 151 

Das Europäische 
Patentamt als Anmeldeamt 

Das Europäische Patentamt wird nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung als 
Anmeldeamt im Sinne des PCT tätig. Arti- 
kel 75 Absatz 2 ist anzuwenden. 


Artikel 152 

Das Europäische Patentamt 
als Internationale Recherchenbehörde 
oder als mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde 

Das Europäische Patentamt wird nach 
Maßgabe einer zwischen der Organisation 
und dem Internationalen Büro der Weltor- 
ganisation für geistiges Eigentum ge- 
schlossenen Vereinbarung als Internatio- 
nale Recherchenbehörde und als mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung beauf- 
tragte Behörde im Sinne des PCT für 
Anmelder tätig, die entweder Staatsange- 
hörige eines Vertragsstaats dieses Über- 
einkommens sind oder dort ihren Wohnsitz 
oder Sitz haben. Diese Vereinbarung kann 
vorsehen, dass das Europäische Patent- 
amt auch für andere Anmelder tätig wird. 

Artikel 153 

Das Europäische Patentamt 
als Bestimmungsamt 
oder ausgewähltes Amt 

(1) Das Europäische Patentamt ist 

a) Bestimmungsamt für jeden in der inter- 
nationalen Anmeldung bestimmten 


Part X 


International 
applications under 
the Patent Cooperation Treaty - 
Euro-PCT Application 


Article 150 

Application of the 
Patent Cooperation Treaty 


(1) The Patent Cooperation Treaty of 19 
June 1970, hereinafter referred to as the 
PCT, shall be applied in accordance with 
the provisions of this Part. 


(2) International applications filed under 
the PCT may be the subject of proceed- 
ings betöre the European Patent Office. In 
such proceedings, the provisions of the 
PCT and its Regulations shall be applied, 
supplemented by the provisions of this 
Convention. In case of conflict, the provi- 
sions of the PCT or its Regulations shall 
prevail. 


Article 151 

The European Patent Office 
as a receiving Office 

The European Patent Office shall act as 
a receiving Office within the meaning of the 
PCT, in accordance with the Implementing 
Regulations. Article 75, paragraph 2, shall 
apply. 


Article 152 

The European Patent Office 
as an International Searching 
Authority or International 
Preliminary Examining 
Authority 

The European Patent Office shall act 
as an International Searching Authority 
and International Preliminary Examining 
Authority within the meaning of the PCT, in 
accordance with an agreement between 
the Organisation and the International 
Bureau of the World Intellectual Property 
Organization, for applicants who are resi- 
dents or nationals of a State party to this 
Convention. This agreement may provide 
that the European Patent Office shall also 
act for other applicants. 


Article 153 

The European Patent Office 
as designated Office or elected 
Office 

(1) The European Patent Office shall be 

(a) a designated Office for any State party 
to this Convention in respect of which 


Dixieme partie 
Demandes 

internationales au sens 
du Traite de Cooperation 
en matiere de brevets - 
Demandes euro-PCT 


Article 150 

Application du 
Traite de Cooperation en 
matiere de brevets 

(1) Le Traite de Cooperation en matiere 
de brevets du 19 juin 1970, ci-apres 
denomme PCT, s'applique conformement 
aux dispositions de la presente partie. 

(2) Des demandes internationales 
deposees conformement au PCT peuvent 
faire l’objet de procedures devant l’Office 
europeen des brevets. Dans ces procedu- 
res, les dispositions du PCT, de son regie- 
ment d’execution et, ä titre complementai- 
re, celles de la presente Convention sont 
applicables. Les dispositions du PCT ou 
de son regiement d’execution prevalent en 
cas de divergence. 

Article 151 

L’Office europeen des brevets, 
office recepteur 

L’Office europeen des brevets agit en 
qualite d’office recepteur au sens du PCT, 
conformement au regiement d’execution. 
L’article 75, paragraphe 2, est applicable. 


Article 152 

L’Office europeen des brevets, 
administration chargee de la 
recherche internationale ou 
administration chargee de l’examen 
preliminaire international 

L’Office europeen des brevets agit en 
qualite d'administration chargee de la 
recherche internationale et en qualite 
d’administration chargee de l’examen pre- 
liminaire international au sens du PCT, 
conformement ä un accord conclu entre 
l’Organisation et le Bureau international de 
l’Organisation Mondiale de la Propriete 
Intellectuelle, pour les demandeurs qui soit 
ont la nationale d’un Etat partie ä la pre- 
sente Convention, soit y ont leur domicile 
ou leur siege. Cet accord peut prevoir que 
l’Office europeen des brevets agit aussi 
pour d’autres demandeurs. 

Article 153 

L’Office europeen des brevets, 
office designe ou 
Office elu 

(1) L’Office europeen des brevets est 

a) office designe pour tout Etat partie ä la 
presente Convention pour lequel le 
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Vertragsstaat dieses Übereinkom- 
mens, für den der PCT in Kraft ist und 
für den der Anmelder ein europäisches 
Patent begehrt, und 

b) ausgewähltes Amt, wenn der Anmelder 
einen nach Buchstabe a bestimmten 
Staat ausgewählt hat. 

(2) Eine internationale Anmeldung, für 
die das Europäische Patentamt Bestim- 
mungsamt oder ausgewähltes Amt ist und 
der ein internationaler Anmeldetag zuer- 
kannt worden ist, hat die Wirkung einer 
vorschriftsmäßigen europäischen Anmel- 
dung (Euro-PCT-Anmeldung). 

(3) Die internationale Veröffentlichung 
einer Euro-PCT-Anmeldung in einer Amts- 
sprache des Europäischen Patentamts tritt 
an die Stelle der Veröffentlichung der eu- 
ropäischen Patentanmeldung und wird im 
Europäischen Patentblatt bekannt ge- 
macht. 

(4) Ist die Euro-PCT-Anmeldung in einer 
anderen Sprache veröffentlicht, so ist beim 
Europäischen Patentamt eine Überset- 
zung in einer seiner Amtssprachen einzu- 
reichen, die von ihm veröffentlicht wird. 
Vorbehaltlich des Artikels 67 Absatz 3 tritt 
der einstweilige Schutz nach Artikel 67 
Absätze 1 und 2 erst vom Tag dieser Veröf- 
fentlichung an ein. 

(5) Die Euro-PCT-Anmeldung wird als 
europäische Patentanmeldung behandelt 
und gilt als Stand der Technik nach Arti- 
kel 54 Absatz 3, wenn die in Absatz 3 
oder 4 und in der Ausführungsordnung 
festgelegten Erfordernisse erfüllt sind. 

(6) Der zu einer Euro-PCT-Anmeldung 
erstellte internationale Recherchenbericht 
oder die ihn ersetzende Erklärung und 
deren internationale Veröffentlichung tre- 
ten an die Stelle des europäischen Re- 
cherchenberichts und des Hinweises auf 
dessen Veröffentlichung im Europäischen 
Patentblatt. 

(7) Zu jeder Euro-PCT-Anmeldung nach 
Absatz 5 wird ein ergänzender europäi- 
scher Recherchenbericht erstellt. Der Ver- 
waltungsrat kann beschließen, dass auf 
einen ergänzenden Recherchenbericht 
verzichtet oder die Recherchengebühr 
herabgesetzt wird. 


Artikel 154 

Das Europäische Patentamt 
als Internationale Recherchenbehörde 


(gestrichen) 

Artikel 155 

Das Europäische Patentamt 
als mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragte Behörde 


the PCT is in force, which is designated 
in the international application and for 
which the applicant wishes to obtain a 
European patent, and 

(b) an elected Office, if the applicant has 
elected a State designated pursuant to 
letter (a). 

(2) An international application for 
which the European Patent Office is a de- 
signated or elected Office, and which has 
been accorded an international date of fil- 
ing, shall be equivalent to a regulär Euro- 
pean application (Euro-PCT application). 


(3) The international publication of a 
Euro-PCT application in an official lan- 
guage of the European Patent Office shall 
take the place of the publication of the 
European patent application and shall be 
mentioned in the European Patent Bulletin. 


(4) If the Euro-PCT application is pub- 
lished in another language, a translation 
into one of the official languages shall be 
filed with the European Patent Office, 
which shall publish it. Subject to Article 67, 
Paragraph 3, the provisional protection 
under Article 67, paragraphs 1 and 2, shall 
be effective from the date of that publica- 
tion. 

(5) The Euro-PCT application shall be 
treated as a European patent application 
and shall be considered as comprised in 
the state of the art under Article 54, Para- 
graph 3, if the conditions laid down in 
Paragraph 3 or 4 and in the Implementing 
Regulations are fulfilled. 

(6) The international search report 
drawn up in respect of a Euro-PCT appli- 
cation or the declaration replacing it, and 
their international publication, shall take 
the place of the European search report 
and the mention of its publication in the 
European Patent Bulletin. 


(7) A supplementary European search 
report shall be drawn up in respect of any 
Euro-PCT application under paragraph 5. 
The Administrative Council may decide 
that the supplementary search report is to 
be dispensed with or that the search fee is 
to be reduced. 


Article 1 54 

The European Patent Office as an 
International Searching Authority 


(deleted) 


Article 1 55 

The European Patent Office 
as an International Preliminary 
Examining Authority 


PCT est en vigueur, qui est designe 
dans la demande internationale et pour 
lequel le demandeur souhaite obtenir 
un brevet europeen, et 

b) Office elu, lorsque le demandeur a elu 
un Etat designe conformement ä la let- 
tre a). 

(2) Une demande internationale pour 
laquelle l’Office europeen des brevets est 
Office designe ou elu et ä laquelle une date 
de depöt internationale a ete attribuee, a la 
valeur d’une demande europeenne regu- 
liere (demande euro-PCT). 

(3) La publication internationale d'une 
demande euro-PCT dans une langue offi- 
cielle de l’Office europeen des brevets 
remplace la publication de la demande de 
brevet europeen et eile est mentionnee au 
Bulletin europeen des brevets. 

(4) Si la demande euro-PCT est publiee 
dans une autre langue, une traduction 
dans une des langues officielles doit etre 
produite aupres de l’Office europeen des 
brevets, qui la publie. Sous reserve de l’ar- 
ticle 67, paragraphe 3, la protection provi- 
soire prevue ä l’article 67, paragraphes 1 
et 2, n’est assuree qu’ä partir de la date de 
cette publication. 

(5) La demande euro-PCT est traitee 
comme une demande de brevet europeen 
et est consideree comme comprise dans 
l’etat de la technique au sens de l’article 
54, paragraphe 3, si les conditions pre- 
vues au paragraphe 3 ou 4 et dans le 
regiement d’execution sont remplies. 

(6) Le rapport de recherche internatio- 
nale relatif ä une demande euro-PCT ou la 
declaration qui le remplace et leur publica- 
tion internationale remplacent le rapport de 
recherche europeenne et la mention de sa 
publication au Bulletin europeen des bre- 
vets. 


(7) II est procede ä l’etablissement d'un 
rapport complementaire de recherche 
europeenne relatif ä toute demande euro- 
PCT visee au paragraphe 5. Le Conseil 
d’administration peut decider qu’il est 
renonce ä un rapport complementaire de 
recherche ou que la taxe de recherche est 
reduite. 


Article 154 

L’Office europeen 
des brevets, administration 
chargee de la recherche internationale 

(supprime) 

Article 155 

L’Office europeen des brevets, 
administration chargee de l’examen 
preliminaire international 


(gestrichen) 


(deleted) 


(supprime) 
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Artikel 156 

Das Europäische 
Patentamt als ausgewähltes Amt 

(gestrichen) 

Artikel 157 

Internationaler Recherchenbericht 

(gestrichen) 

Artikel 158 

Veröffentlichung der 
internationalen Anmeldung und ihre 
Übermittlung an das Europäische 
Patentamt 

(gestrichen) 


Elfter Teil 

Übergangsbestimmungen 

(gestrichen) 


Zwölfter Teil 
Schlussbestimmungen 

Artikel 164 

Ausführungsordnung und 

Protokolle 

(1) Die Ausführungsordnung, das Aner- 
kennungsprotokoll, das Protokoll über 
Vorrechte und Immunitäten, das Zentrali- 
sierungsprotokoll, das Protokoll über die 
Auslegung des Artikels 69 sowie das Per- 
sonalstandsprotokoll sind Bestandteile 
des Übereinkommens. 

(2) Bei mangelnder Übereinstimmung 
zwischen Vorschriften des Übereinkom- 
mens und Vorschriften der Ausführungs- 
ordnung gehen die Vorschriften des Über- 
einkommens vor. 

Artikel 165 

Unterzeichnung - Ratifikation 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für die 
Staaten, die an der Regierungskonferenz 
über die Einführung eines europäischen 
Patenterteilungsverfahrens teilgenommen 
haben oder die über die Abhaltung dieser 
Konferenz unterrichtet worden sind und 
denen die Möglichkeit der Teilnahme ge- 
boten worden ist, bis zum 5. April 1974 zur 
Unterzeichnung auf. 

(2) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation; die Ratifikationsurkunden 
werden bei der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland hinterlegt. 


Artikel 166 
Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen steht zum 
Beitritt offen: 


Article 156 

The European Patent Office 
as an elected Office 

(deleted) 

Article 157 

International search report 

(deleted) 

Article 158 

Publication of the 
international application and 
its supply to the European 
Patent Office 

(deleted) 

Part XI 

Transitional provisions 

(deleted) 

Part XII 

Final provisions 

Article 164 

Implementing Regulations and 

Protocols 

(1) The Implementing Regulations, the 
Protocol on Recognition, the Protocol on 
Privileges and Immunities, the Protocol on 
Central isation, the Protocol on the Inter- 
pretation of Article 69 and the Protocol on 
Staff Complement shall be integral parts of 
this Convention. 

(2) In case of conflict between the pro- 
visions of this Convention and those of the 
Implementing Regulations, the provisions 
of this Convention shall prevail. 


Article 165 

Signature - Ratification 

(1) This Convention shall be open for 
signature until 5 April 1974 by the States 
which took part in the Inter-Governmental 
Conference for the setting up of a Euro- 
pean System for the Grant of Patents or 
were informed of the holding of that Con- 
ference and offered the Option of taking 
part therein. 

(2) This Convention shall be subject to 
ratification; instruments of ratification shall 
be deposited with the Government of the 
Federal Republic of Germany. 


Article 166 
Accession 

(1) This Convention shall be open to 
accession by: 


Article 156 

L’Office europeen des brevets, 
Office elu 

(supprime) 

Article 157 

Rapport de recherche internationale 

(supprime) 

Article 158 

Publication de la 
demande internationale et 
communication ä l’Office europeen 
des brevets 

(supprime) 


Onzieme partie 
Dispositions transitoires 
(supprimees) 


Douzieme partie 
Dispositions finales 

Article 164 

Reglement d’execution et 

protocoles 

(1) Le regiement d’execution, le proto- 
cole sur la reconnaissance, le protocole 
sur les Privileges et immunites, le protoco- 
le sur la centralisation, le protocole inter- 
pretatif de l’article 69 et le protocole sur 
les effectifs font partie integrante de la pre- 
sente Convention. 

(2) En cas de divergence entre les dis- 
positions de la presente Convention et cel- 
les du regiement d’execution, les disposi- 
tions de la Convention prevalent. 

Article 165 

Signature - Ratification 

(1) La presente Convention est ouverte 
jusqu'au 5 avril 1974 ä la signature des 
Etats qui ont participe ä la Conference 
intergouvernementale pour l’institution 
d’un Systeme europeen de delivrance de 
brevets ou qui ont ete informes de la tenue 
de cette Conference et auxquels la faculte 
d’y participer a ete Offerte. 

(2) La presente Convention est soumise 
ä ratification; les instruments de ratifica- 
tion sont deposes aupres du gouverne- 
ment de la Republique föderale d’Allema- 
gne. 

Article 166 
Adhesion 

(1) La presente Convention est ouverte 
ä l’adhesion: 
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a) den in Artikel 165 Absatz 1 genannten 
Staaten; 

b) auf Einladung des Verwaltungsrats 
jedem anderen europäischen Staat. 

(2) Jeder ehemalige Vertragsstaat, der 
dem Übereinkommen nach Artikel 172 
Absatz 4 nicht mehr angehört, kann durch 
Beitritt erneut Vertragspartei des Überein- 
kommens werden. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden bei der 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land hinterlegt. 

Artikel 167 

Vorbehalte 

(gestrichen) 

Artikel 168 

Räumlicher Anwendungsbereich 

(1) Jeder Vertragsstaat kann in seiner 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde oder 
zu jedem späteren Zeitpunkt durch eine 
Notifikation an die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland erklären, dass das 
Übereinkommen auf alle oder einzelne 
Hoheitsgebiete anzuwenden ist, für deren 
auswärtige Beziehungen er verantwortlich 
ist. Die für den betreffenden Vertragsstaat 
erteilten europäischen Patente haben 
auch in den Hoheitsgebieten Wirkung, für 
die eine solche Erklärung wirksam ist. 

(2) Ist die in Absatz 1 genannte Erklä- 
rung in der Ratifikations- oder Beitrittsur- 
kunde enthalten, so wird sie gleichzeitig 
mit der Ratifikation oder dem Beitritt wirk- 
sam; wird die Erklärung nach der Hinterle- 
gung der Ratifikations- oder Beitrittsur- 
kunde in einer Notifikation abgegeben, so 
wird diese Notifikation sechs Monate nach 
dem Tag ihres Eingangs bei der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland wirksam. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann jederzeit 
erklären, dass das Übereinkommen für alle 
oder einzelne Hoheitsgebiete, für die er 
nach Absatz 1 eine Notifikation vorgenom- 
men hat, nicht mehr anzuwenden ist. 
Diese Erklärung wird ein Jahr nach dem 
Tag wirksam, an dem sie der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland notifiziert 
worden ist. 


Artikel 169 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft 
drei Monate nach Hinterlegung der letzten 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde von 
sechs Staaten, in deren Hoheitsgebiet im 
Jahre 1 970 insgesamt mindestens 1 80 000 
Patentanmeldungen für die Gesamtheit 
dieser Staaten eingereicht wurden. 

(2) Jede Ratifikation oder jeder Beitritt 
nach Inkrafttreten dieses Übereinkom- 
mens wird am ersten Tag des dritten 
Monats nach der Hinterlegung der Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde wirksam. 


(a) the States referred to in Article 1 65, 
Paragraph 1 ; 

(b) any other European State at the invita- 
tion of the Administrative Council. 

(2) Any State which has been a party to 
the Convention and has ceased to be so 
as a result of the application of Article 1 72, 
Paragraph 4, may again become a party to 
the Convention by acceding to it. 

(3) Instruments of accession shall be 
deposited with the Government of the 
Federal Republic of Germany. 

Article 167 
Reservations 

(deleted) 

Article 168 

Territorial field of application 

(1) Any Contracting State may declare 
in its instrument of ratification or acces- 
sion, or may inform the Government of the 
Federal Republic of Germany by written 
notification at any time thereafter, that this 
Convention shall be applicable to one or 
more of the territories for the external rela- 
tions of which it is responsible. European 
Patents granted for that Contracting State 
shall also have effect in the territories for 
which such a declaration has taken effect. 

(2) If the declaration referred to in Para- 
graph 1 is contained in the instrument of 
ratification or accession, it shall take effect 
on the same date as the ratification or 
accession; if the declaration is notified 
after the deposit of the instrument of ratifi- 
cation or accession, such notification shall 
take effect six months after the date of its 
receipt by the Government of the Federal 
Republic of Germany. 

(3) Any Contracting State may at any 
time declare that the Convention shall 
cease to apply to some or to all of the ter- 
ritories in respect of which it has given 
notification pursuant to paragraph 1 . Such 
declaration shall take effect one year after 
the date on which the Government of the 
Federal Republic of Germany received 
notification thereof. 


Article 169 
Entry into force 

(1) This Convention shall enter into 
force three months after the deposit of the 
last instrument of ratification or accession 
by six States on whose territory the total 
number of patent applications filed in 1 970 
amounted to at least 180 000 for all the 
said States. 

(2) Any ratification or accession after 
the entry into force of this Convention shall 
take effect on the first day of the third 
month after the deposit of the instrument 
of ratification or accession. 


a) des Etats vises ä l’article 165, paragra- 
phe 1; 

b) de tout autre Etat europeen, sur l’invi- 
tation du Conseil d'administration. 

(2) Tout Etat qui a ete partie ä la presen- 
te Convention et qui a cesse de l’etre en 
application de l’article 172, paragraphe 4, 
peut ä nouveau devenir partie ä la Conven- 
tion en y adherant. 

(3) Les instruments d’adhesion sont 
deposes aupres du gouvernement de la 
Republique föderale d’Allemagne. 

Article 167 

Reserves 

(supprime) 

Article 168 

Champ d’application territorial 

(1) Tout Etat contractant peut declarer, 
dans son instrument de ratification ou 
d’adhesion, ou ä tout moment ulterieur, 
dans une notification adressee au gouver- 
nement de la Republique föderale d’Alle- 
magne, que la Convention est applicable ä 
un ou plusieurs territoires pour lesquels il 
assume la responsabilite des relations 
exterieures. Les brevets europeens deli- 
vres pour cet Etat contractant ont egale- 
ment effet sur les territoires pour lesquels 
cette declaration a pris effet. 

(2) Si la declaration visee au paragra- 
phe 1 est incluse dans l’instrument de rati- 
fication ou d’adhesion, eile prend effet ä la 
meme date que la ratification ou l’adhe- 
sion; si la declaration est faite dans une 
notification posterieure au depöt de l’ins- 
trument de ratification ou d'adhesion, 
cette notification prend effet six mois 
apres la date de sa reception par le gou- 
vernement de la Republique föderale d’Al- 
lemagne. 

(3) Tout Etat contractant peut ä tout 
moment declarer que la Convention cesse 
d'etre applicable ä certains ou ä l’ensem- 
ble des territoires pour lesquels il a fait une 
declaration en vertu du paragraphe 1 . 
Cette declaration prend effet ä l’expiration 
d’un delai d’une annee ä compter de la 
date ä laquelle le gouvernement de la 
Republique föderale d’Allemagne en a 
regu notification. 

Article 169 
Entree en vigueur 

(1) La presente Convention entre en 
vigueur trois mois apres le depöt du dernier 
des instruments de ratification ou d’adhe- 
sion de six Etats sur le territoire desquels le 
nombre total de demandes de brevet depo- 
sees en 1 970 s’est eleve ä 1 80 000 au 
moins pour l’ensemble desdits Etats. 

(2) Toute ratification ou adhesion poste- 
rieure ä l’entree en vigueur de la presente 
Convention prend effet le premier jour du 
troisieme mois suivant le depöt de l’instru- 
ment de ratification ou d’adhesion. 
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Artikel 170 
Aufnahmebeitrag 

(1) Jeder Staat, der nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens das Übereinkom- 
men ratifiziert oder ihm beitritt, hat der 
Organisation einen Aufnahmebeitrag zu 
zahlen, der nicht zurückgezahlt wird. 

(2) Der Aufnahmebeitrag beträgt 5% 
des Betrags, der sich ergibt, wenn der für 
den betreffenden Staat nach dem in Arti- 
kel 40 Absätze 3 und 4 vorgesehenen Auf- 
bringungsschlüssel ermittelte Prozentsatz, 
der zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem die Ratifi- 
kation oder der Beitritt wirksam wird, auf die 
Summe der von den übrigen Vertragsstaa- 
ten bis zum Abschluss des diesem Zeit- 
punkt vorangehenden Haushaltsjahrs ge- 
schuldeten besonderen Finanzbeiträge an- 
gewendet wird. 

(3) Werden besondere Finanzbeiträge 
für das Haushaltsjahr, das dem in Absatz 2 
genannten Zeitpunkt vorausgeht, nicht 
mehr gefordert, so ist der in Absatz 2 ge- 
nannte Aufbringungsschlüssel derjenige, 
der auf den betreffenden Staat auf der 
Grundlage des letzten Jahrs, für das be- 
sondere Finanzbeiträge zu zahlen waren, 
anzuwenden gewesen wäre. 


Artikel 171 

Geltungsdauer des Übereinkommens 

Dieses Übereinkommen wird auf unbe- 
grenzte Zeit geschlossen. 

Artikel 172 
Revision 

(1) Dieses Übereinkommen kann durch 
Konferenzen der Vertragsstaaten revidiert 
werden. 

(2) Die Konferenz wird vom Verwal- 
tungsrat vorbereitet und einberufen. Sie ist 
nur beschlussfähig, wenn mindestens drei 
Viertel der Vertragsstaaten auf ihr vertreten 
sind. Die revidierte Fassung des Überein- 
kommens bedarf zu ihrer Annahme der 
Dreiviertelmehrheit der auf der Konferenz 
vertretenen Vertragsstaaten, die eine Stim- 
me abgeben. Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

(3) Die revidierte Fassung des Überein- 
kommens tritt nach Hinterlegung der Rati- 
fikations- oder Beitrittsurkunden durch die 
von der Konferenz festgesetzte Anzahl von 
Vertragsstaaten und zu dem von der Kon- 
ferenz bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 

(4) Die Staaten, die die revidierte Fas- 
sung des Übereinkommens im Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens weder ratifiziert haben 
noch ihr beigetreten sind, gehören von die- 
sem Zeitpunkt dem Übereinkommen nicht 
mehr an. 

Artikel 173 

Streitigkeiten 
zwischen Vertragsstaaten 

(1) Jede Streitigkeit zwischen Vertrags- 
staaten über die Auslegung oder Anwen- 


Article 170 
Initial contribution 

(1) Any State which ratifies or accedes 
to this Convention after its entry into force 
shall pay to the Organisation an initial con- 
tribution, which shall not be refunded. 

(2) The initial contribution shall be 5% 
of an amount calculated by applying the 
percentage obtained for the State in ques- 
tion, on the date on which ratification or 
accession takes effect, in accordance with 
the scale provided for in Article 40, para- 
graphs 3 and 4, to the sum of the special 
financial contributions due from the other 
Contracting States in respect of the 
accounting periods preceding the date 
referred to above. 

(3) In the event that special financial 
contributions were not required in respect 
of the accounting period immediately pre- 
ceding the date referred to in paragraph 2, 
the scale of contributions referred to in that 
paragraph shall be the scale that would 
have been applicable to the State con- 
cerned in respect of the last year for which 
financial contributions were required. 


Article 171 

Duration of the Convention 

The present Convention shall be of 
unlimited duration. 

Article 172 
Revision 

(1) This Convention may be revised by a 
Conference of the Contracting States. 

(2) The Conference shall be prepared 
and convened by the Administrative Coun- 
cil. The Conference shall not be validly 
constituted unless at least three-quarters 
of the Contracting States are represented 
at it. Adoption of the revised text shall 
require a majority of three-quarters of the 
Contracting States represented and voting 
at the Conference. Abstentions shall not 
be considered as votes. 

(3) The revised text shall enter into force 
when it has been ratified or acceded to by 
the number of Contracting States speci- 
fied by the Conference, and at the time 
specified by that Conference. 

(4) Such States as have not ratified or 
acceded to the revised text of the Conven- 
tion at the time of its entry into force shall 
cease to be parties to this Convention as 
from that time. 


Article 173 
Disputes 

between Contracting States 

(1) Any dispute between Contracting 
States concerning the Interpretation or 


Article 170 
Cotisation initiale 

(1) Tout Etat qui ratifie la presente 
Convention ou y adhere apres son entree 
en vigueur verse ä l’Organisation une coti- 
sation initiale qui ne sera pas remboursee. 

(2) La cotisation initiale est egale ä 5% 
du montant qui resulte, pour un tel Etat, de 
l’application, au montant total des som- 
mes dues par les autres Etats contractants 
au titre des exercices budgetaires ante- 
rieurs, de la cle de repartition des contribu- 
tions financieres exceptionnelles prevue ä 
l’article 40, paragraphes 3 et 4, teile qu’el- 
le est en vigueur ä la date ä laquelle la rati- 
fication ou l’adhesion dudit Etat prend 
eff et. 

(3) Dans le cas oü des contributions 
financieres exceptionnelles n'ont pas ete 
exigees pour l’exercice budgetaire qui pre- 
cede celui oü se situe la date visee au para- 
graphe 2, la cle de repartition visee dans ce 
paragraphe est celle qui aurait ete applica- 
ble ä I ’ Etat concerne pour le dernier exerci- 
ce budgetaire au titre duquel des contribu- 
tions financieres exceptionnelles ont ete 
appelees. 

Article 171 

Duree de la Convention 

La presente Convention est conclue 
sans limitation de duree. 

Article 172 
Revision 

(1) La presente Convention peut etre 
revisee par une Conference des Etats 
contractants. 

(2) La Conference est preparee et 
convoquee par le Conseil d’administra- 
tion. Elle ne delibere valablement que si les 
trois quarts au moins des Etats contrac- 
tants y sont representes. Pour etre adopte, 
le texte revise de la Convention doit etre 
approuve par les trois quarts des Etats 
contractants representes ä la Conference 
et votants. L’abstention n’est pas conside- 
ree comme un vote. 

(3) Le texte revise de la Convention 
entre en vigueur apres le depöt des instru- 
ments de ratification ou d'adhesion d’un 
nombre d’Etats contractants determine 
par la Conference et ä la date qu’elle a 
fixee. 

(4) Les Etats qui, ä la date d’entree en 
vigueur de la Convention revisee, ne l’ont 
pas ratifiee ou n’y ont pas adhere, cessent 
d’etre parties ä la presente Convention ä 
compter de ladite date. 

Article 173 

Differends 

entre Etats contractants 

(1) Tout differend entre Etats contrac- 
tants qui concerne l’interpretation ou l’ap- 
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düng dieses Übereinkommens, die nicht 
im Verhandlungsweg beigelegt worden ist, 
wird auf Ersuchen eines beteiligten Staats 
dem Verwaltungsrat unterbreitet, der sich 
bemüht, eine Einigung zwischen diesen 
Staaten herbeizuführen. 

(2) Wird eine solche Einigung nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Tag erzielt, an dem der Verwaltungsrat mit 
der Streitigkeit befasst worden ist, so kann 
jeder beteiligte Staat die Streitigkeit dem 
Internationalen Gerichtshof zum Erlass 
einer bindenden Entscheidung unterbrei- 
ten. 

Artikel 174 
Kündigung 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Über- 
einkommen jederzeit kündigen. Die Kündi- 
gung wird der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland notifiziert. Sie wird ein 
Jahr nach dem Tag dieser Notifikation 
wirksam. 


Artikel 175 

Aufrechterhaltung 
wohlerworbener Rechte 

(1) Hört ein Staat nach Artikel 172 
Absatz 4 oder Artikel 174 auf, Vertragspar- 
tei dieses Übereinkommens zu sein, so 
berührt dies nicht die nach diesem Über- 
einkommen bereits erworbenen Rechte. 

(2) Die europäischen Patentanmeldun- 
gen, die zu dem Zeitpunkt anhängig sind, 
zu dem ein benannter Staat aufhört, Ver- 
tragspartei dieses Übereinkommens zu 
sein, werden in Bezug auf diesen Staat 
vom Europäischen Patentamt so weiterbe- 
handelt, als ob das Übereinkommen in der 
nach diesem Zeitpunkt geltenden Fassung 
auf diesen Staat anzuwenden wäre. 

(3) Absatz 2 ist auf europäische Patente 
anzuwenden, für die zu dem in Absatz 2 
genannten Zeitpunkt ein Einspruchsver- 
fahren anhängig oder die Einspruchsfrist 
noch nicht abgelaufen ist. 

(4) Das Recht eines ehemaligen Ver- 
tragsstaats, ein europäisches Patent nach 
der Fassung des Übereinkommens zu 
behandeln, die auf ihn anzuwenden war, 
wird durch diesen Artikel nicht berührt. 


Artikel 176 

Finanzielle Rechte und 
Pflichten eines ausgeschiedenen 
Vertragsstaats 

(1) Jeder Staat, der nach Artikel 172 
Absatz 4 oder Artikel 174 nicht mehr dem 
Übereinkommen angehört, erhält die von 
ihm nach Artikel 40 Absatz 2 geleisteten 
besonderen Finanzbeiträge von der Orga- 
nisation erst zu dem Zeitpunkt und den 
Bedingungen zurück, zu denen die Organi- 
sation besondere Finanzbeiträge, die im 


application of the present Convention 
which is not settled by negotiation shall be 
submitted, at the request of one of the 
States concerned, to the Administrative 
Council, which shall endeavour to bring 
about agreement between the States con- 
cerned. 

(2) If such agreement is not reached 
within six months from the date when the 
dispute was referred to the Administrative 
Council, any one of the States concerned 
may submit the dispute to the Internation- 
al Court of Justice for a binding decision. 


Article 174 
Denunciation 

Any Contracting State may at any time 
denounce this Convention. Denunciation 
shall be notified to the Government of the 
Federal Republic of Germany. It shall take 
effect one year after the date of receipt of 
such notification. 


Article 175 

Preservation 
of acquired rights 

(1) In the event of a State ceasing to be 
party to this Convention in accordance with 
Article 172, paragraph 4, or Article 174 
rights already acquired pursuant to this 
Convention shall not be impaired. 

(2) A European patent application 
which is pending when a designated State 
ceases to be party to the Convention shall 
be processed by the European Patent 
Office, as far as that State is concerned, as 
if the Convention in force thereafter were 
applicable to that State. 


(3) Paragraph 2 shall apply to European 
Patents in respect of which, on the date 
mentioned in that paragraph, an Opposi- 
tion is pending or the Opposition period 
has not expired. 

(4) Nothing in this Article shall affect the 
right of any State that has ceased to be a 
party to this Convention to treat any Euro- 
pean patent in accordance with the text to 
which it was a party. 


Article 176 

Financial rights and 
obligations of former Contracting 
States 

(1) Any State which has ceased to be a 
party to this Convention in accordance 
with Article 172, paragraph 4, or Article 
1 74, shall have the special financial contri- 
butions which it has paid pursuant to Arti- 
cle 40, paragraph 2, refunded to it by the 
Organisation only at the time when and 
under the conditions whereby the Organi- 


plication de la presente Convention et n’a 
pas ete regle par voie de negociation est, 
sur demande de Tun des Etats en cause, 
soumis au Conseil d'administration qui 
s’emploie ä faire intervenir un accord entre 
lesdits Etats. 

(2) Si un tel accord n’est pas intervenu 
dans un delai de six mois ä compter de la 
date ä laquelle le Conseil d’administration a 
ete saisi du differend, Tun quelconque des 
Etats en cause peut porter le differend 
devant la Cour internationale de Justice en 
vue d'une decision liant les parties en 
cause. 

Article 174 
Denonciation 

Tout Etat contractant peut ä tout 
moment denoncer la presente Convention. 
La denonciation est notifiee au gouverne- 
ment de la Republique föderale d’Allema- 
gne. Elle prend effet ä l’expiration du delai 
d’une annee ä compter de la date de 
reception de cette notification. 

Article 175 
Reserve 

des droits acquis 

(1) Lorsqu’un Etat cesse d’etre partie ä 
la Convention en vertu de l’article 1 72, para- 
graphe 4, ou de l’article 1 74, il n’est pas 
porte atteinte aux droits acquis anterieure- 
ment en vertu de la presente Convention. 

(2) Les demandes de brevet europeen 
en instance ä la date ä laquelle un Etat 
designe cesse d'etre partie ä la Convention 
continuent ä etre instruites par l’Office 
europeen des brevets, en ce qui concerne 
ledit Etat, comme si la Convention, teile 
qu’elle est en vigueur apres cette date, lui 
etait applicable. 

(3) Les dispositions du paragraphe 2 
sont applicables aux brevets europeens ä 
l’egard desquels, ä la date mentionnee 
audit paragraphe, une Opposition est en 
instance ou le delai d’opposition n’est pas 
expire. 

(4) Le present article ne porte pas 
atteinte au droit d'un Etat qui a cesse 
d'etre partie ä la presente Convention 
d'appliquer aux brevets europeens les dis- 
positions du texte de la Convention ä 
laquelle il etait partie. 

Article 176 

Droits et obligations en matiere 
financiere d’un Etat contractant ayant 

cesse d’etre partie ä la convention 

(1) Tout Etat qui a cesse d’etre partie ä 
la presente convention en application de 
l’article 1 72, paragraphe 4, ou de l’article 
174 n'est rembourse par l’Organisation 
des contributions financieres exception- 
nelles qu’il a versees au titre de l’article 40, 
paragraphe 2, qu’ä la date et dans les 
conditions oü l’Organisation rembourse les 
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gleichen Haushaltsjahr von anderen Staa- 
ten gezahlt worden sind, zurückzahlt. 

(2) Der in Absatz 1 bezeichnete Staat 
hat den in Artikel 39 genannten Anteil an 
den Jahresgebühren für die in diesem 
Staat aufrechterhaltenen europäischen 
Patente auch in der Höhe weiterzuzahlen, 
die zu dem Zeitpunkt maßgebend war, zu 
dem er aufgehört hat, Vertragspartei zu 
sein. 


Artikel 177 

Sprachen des Übereinkommens 

(1) Dieses Übereinkommen ist in einer 
Urschrift in deutscher, englischer und fran- 
zösischer Sprache abgefasst, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, 
und wird im Archiv der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland hinterlegt. 

(2) Fassungen des Übereinkommens in 
anderen als den in Absatz 1 genannten 
Amtssprachen von Vertragsstaaten, die 
der Verwaltungsrat genehmigt hat, gelten 
als amtliche Fassungen. Bei Meinungs- 
verschiedenheiten über die Auslegung der 
verschiedenen Fassungen sind die in Ab- 
satz 1 genannten Fassungen maßgebend. 


Artikel 178 

Übermittlungen und Notifikationen 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland stellt beglaubigte Abschriften 
des Übereinkommens her und übermittelt 
sie den Regierungen aller Staaten, die 
das Übereinkommen unterzeichnet haben 
oder ihm beigetreten sind. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland notifiziert den in Absatz 1 
genannten Regierungen: 

a) die Hinterlegung jeder Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde; 

b) Erklärungen und Notifikationen nach 
Artikel 168; 

c) Kündigungen nach Artikel 174 und den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Kündigungen. 

(3) Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland lässt dieses Übereinkommen 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen 
registrieren. 


sation refunds special financial contribu- 
tions paid by other States during the same 
accounting period. 

(2) The State referred to in paragraph 1 
shall, even after ceasing to be a party to 
this Convention, continue to pay the Pro- 
portion pursuant to Article 39 of renewal 
fees in respect of European patents 
remaining in force in that State, at the rate 
current on the date on which it ceased to 
be a party. 


Article 177 

Languages of the Convention 

(1) This Convention, drawn up in a sin- 
gle original, in the English, French and 
German languages, shall be deposited in 
the archives of the Government of the Fed- 
eral Republic of Germany, the three texts 
being equally authentic. 

(2) The texts of this Convention drawn 
up in official languages of Contracting 
States other than those specified in para- 
graph 1 shall, if they have been approved 
by the Administrative Council, be consid- 
ered as official texts. In the event of dis- 
agreement on the Interpretation of the var- 
ious texts, the texts referred to in para- 
graph 1 shall be authentic. 

Article 178 

Transmission and notifications 

(1) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall draw up certi- 
fied true copies of this Convention and 
shall transmit them to the Governments of 
all signatory or acceding States. 

(2) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall notify to the 
Governments of the States referred to in 
paragraph 1 : 

(a) the deposit of any instrument of ratifi- 
cation or accession; 

(b) any declaration or notification received 
pursuant to Article 1 68; 

(c) any denunciation received pursuant to 
Article 1 74 and the date on which such 
denunciation comes into force. 

(3) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall register this 
Convention with the Secretariat of the 
United Nations. 


contributions financieres exceptionnelles 
qui lui ont ete versees par d’autres Etats 
au cours du meme exercice budgetaire. 

(2) Les sommes dont le montant corres- 
pond au pourcentage des taxes pergues 
pour le maintien en vigueur des brevets 
europeens dans I ’ Etat vise au paragraphe 
1 , telles qu’elles sont definies ä l’article 39, 
sont dues par cet Etat, alors meme qu’il a 
cesse d’etre partie ä la presente Conven- 
tion; le montant de ces sommes est celui 
qui devait etre verse par I ’ Etat en cause ä la 
date ä laquelle il a cesse d’etre partie ä la 
presente Convention. 

Article 177 

Langues de la Convention 

(1) La presente Convention est redigee 
en un exemplaire en langues allemande, 
anglaise et frangaise, qui est depose aux 
archives du gouvernement de la Republi- 
que föderale d’Allemagne, les trois textes 
faisant egalement foi. 

(2) Les textes de la presente Convention 
etablis dans des langues officielles des 
Etats contractants autres que celles visees 
au paragraphe 1 et agrees par le Conseil 
d’administration sont consideres comme 
textes officiels. En cas de contestation sur 
l’interpretation des divers textes, les textes 
vises au paragraphe 1 font foi. 


Article 178 

Transmissions et notifications 

(1) Le gouvernement de la Republique 
föderale d’Allemagne etablit des copies 
certifiees conformes de la presente 
convention et les transmet aux gouverne- 
ments de tous les Etats signataires ou 
adherents. 

(2) Le gouvernement de la Republique 
föderale d’Allemagne notifie aux gouver- 
nements des Etats vises au paragraphe 1 : 

a) le depöt de tout instrument de ratifica- 
tion ou d’adhesion; 

b) toute declaration ou notification regue 
en application de l’article 168; 

c) toute denonciation regue en applica- 
tion de l’article 1 74 et la date ä laquelle 
la denonciation prend effet. 

(3) Le gouvernement de la Republique 
föderale d’Allemagne fait enregistrer la 
presente convention aupres du Secretariat 
de l’Organisation des Nations Unies. 
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Protokoll 

über die Auslegung des Artikels 69 EPÜ 


Protocol 

on the Interpretation of Article 69 EPC 


Protocole 

interpretatif de l’article 69 CBE 


Artikel 1 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 69 ist nicht in der Weise auszule- 
gen, dass unter dem Schutzbereich des 
europäischen Patents der Schutzbereich 
zu verstehen ist, der sich aus dem genau- 
en Wortlaut der Patentansprüche ergibt, 
und dass die Beschreibung sowie die 
Zeichnungen nur zur Behebung etwaiger 
Unklarheiten in den Patentansprüchen 
anzuwenden sind. Ebenso wenig ist Arti- 
kel 69 dahingehend auszulegen, dass die 
Patentansprüche lediglich als Richtlinie 
dienen und der Schutzbereich sich auch 
auf das erstreckt, was sich dem Fachmann 
nach Prüfung der Beschreibung und der 
Zeichnungen als Schutzbegehren des 
Patentinhabers darstellt. Die Auslegung 
soll vielmehr zwischen diesen extremen 
Auffassungen liegen und einen angemes- 
senen Schutz für den Patentinhaber mit 
ausreichender Rechtssicherheit für Dritte 
verbinden. 

Artikel 2 
Äquivalente 

Bei der Bestimmung des Schutzbe- 
reichs des europäischen Patents ist sol- 
chen Elementen gebührend Rechnung zu 
tragen, die Äquivalente der in den Patent- 
ansprüchen genannten Elemente sind. 


Article 1 

General principles 

Article 69 should not be interpreted as 
meaning that the extent of the protection 
conferred by a European patent is to be 
understood as that defined by the strict, 
literal meaning of the wording used in the 
Claims, the description and drawings 
being employed only for the purpose of 
resolving an ambiguity found in the Claims. 
Nor should it be taken to mean that the 
Claims serve only as a guideline and that 
the actual protection conferred may 
extend to what, from a consideration of the 
description and drawings by a person skil- 
led in the art, the patent proprietor has 
contemplated. On the contrary, it is to be 
interpreted as defining a Position between 
these extremes which combines a fair pro- 
tection for the patent proprietor with a rea- 
sonable degree of legal certainty for third 
parties. 


Article 2 
Equivalents 

For the purpose of determining the 
extent of protection conferred by a Euro- 
pean patent, due account shall be taken of 
any element which is equivalent to an ele- 
ment specified in the Claims. 


Article premier 
Principes generaux 

L’article 69 ne doit pas etre interprete 
comme signifiant que l’etendue de la pro- 
tection conferee par le brevet europeen est 
determinee au sens etroit et litteral du 
texte des revendications et que la descrip- 
tion et les dessins servent uniquement ä 
dissiper les ambigui'tes que pourraient 
receler les revendications. II ne doit pas 
davantage etre interprete comme signi- 
fiant que les revendications servent 
uniquement de ligne directrice et que la 
protection s’etend egalement ä ce que, 
de l'avis d’un homme du metier ayant 
examine la description et les dessins, le 
titulaire du brevet a entendu proteger. 
L’article 69 doit, par contre, etre interprete 
comme definissant entre ces extremes 
une Position qui assure ä la fois une 
protection equitable au titulaire du brevet 
et un degre raisonnable de securite 
juridique aux tiers. 

Article 2 
Equivalents 

Pour la determination de l’etendue de la 
protection conferee par le brevet euro- 
peen, il est düment tenu compte de tout 
element equivalent ä un element indique 
dans les revendications. 
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Protokoll 

über den Personalbestand 
des Europäischen Patentamts in Den Haag 
(Personalstandsprotokoll) 


Protocol 

on the Staff Complement 
of the European Patent Office at The Hague 
(Protocol on Staff Complement) 


Protocole 
sur les effectifs 

de l’Office europeen des brevets ä La Haye 
(Protocole sur les effectifs) 


Die Europäische Patentorganisation ge- 
währleistet, dass der Anteil der Planstellen 
des Europäischen Patentamts, der nach 
dem Organisations- und Stellenplan für 
das Jahr 2000 auf den Dienstort Den Haag 
entfällt, im Wesentlichen unverändert 
bleibt. Eine Änderung der Zahl der auf den 
Dienstort Den Haag entfallenden Planstel- 
len, die im Interesse des guten Funktionie- 
rens des Europäischen Patentamts erfor- 
derlich wird und eine Abweichung von 
dem oben genannten Anteil um mehr als 
zehn Prozent zur Folge hat, bedarf eines 
Beschlusses des Verwaltungsrats der 
Organisation auf Vorschlag des Präsiden- 
ten des Europäischen Patentamts nach 
Konsultation mit den Regierungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und des König- 
reichs der Niederlande. 


The European Patent Organisation shall 
ensure that the proportion of European 
Patent Office posts assigned to the duty 
Station at The Hague as defined under the 
2000 establishment plan and table of 
posts remains substantially unchanged. 
Any change in the number of posts 
assigned to the duty Station at The Hague 
resulting in a deviation of more than ten 
per cent of that proportion, which proves 
necessary for the proper functioning of the 
European Patent Office, shall be subject to 
a decision by the Administrative Council of 
the Organisation on a proposal from the 
President of the European Patent Office 
after consultation with the Governments of 
the Federal Republic of Germany and the 
Kingdom of the Netherlands. 


L’Organisation europeenne des brevets 
garantit que la proportion des emplois de 
l’Office europeen des brevets assignee au 
departement de La Haye, teile que definie 
dans l’organigramme des emplois et le 
tableau des effectifs pour l’an 2000, 
demeure pour l’essentiel inchangee. Toute 
modification du nombre des emplois assi- 
gnes au departement de La Haye se tra- 
duisant par un ecart de plus de dix pour 
cent par rapport ä cette proportion, qui se 
revele necessaire pour assurer le bon 
fonctionnement de l’Office europeen des 
brevets, requiert une decision du Conseil 
d’administration de l’Organisation, prise 
sur proposition du President de l’Office 
europeen des brevets, apres consultation 
des gouvernements de la Republique 
föderale d’Allemagne et du Royaume des 
Pays-Bas. 
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Protokoll 

über die Zentralisierung 

des europäischen Patentsystems und seine Einführung 
(Zentralisierungsprotokoll) 


Protocol 

on the Centralisation 

of the European Patent System and on its Introduction 
(Protocol on Centralisation) 


Protocole 

sur la centralisation 

et l’introduction du Systeme europeen des brevets 
(Protocole sur la centralisation) 


Abschnitt I 


Section I 


Section I 


( 1 ) 

a) Bei Inkrafttreten des Übereinkommens 
treffen die Vertragsstaaten des Über- 
einkommens, die gleichzeitig Mitglied- 
staaten des durch das Haager Ab- 
kommen vom 6. Juni 1947 errichteten 
Internationalen Patentinstituts sind, die 
notwendigen Maßnahmen, um sicher- 
zustellen, dass alle Aktiva und Passiva 
sowie das gesamte Personal des Inter- 
nationalen Patentinstituts spätestens 
zu dem in Artikel 162 Absatz 1 des 
Übereinkommens vorgesehenen Zeit- 
punkt auf das Europäische Patentamt 
übertragen werden. Diese Übertragung 
erfolgt im Wege eines Vertrags zwi- 
schen dem Internationalen Patentinsti- 
tut und der Europäischen Patentorga- 
nisation. Die oben erwähnten Staaten 
und die anderen Vertragsstaaten des 
Übereinkommens treffen die notwendi- 
gen Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass dieser Vertrag spätestens zu dem 
in Artikel 162 Absatz 1 des Überein- 
kommens vorgesehenen Zeitpunkt an- 
gewendet wird. Die Mitgliedstaaten 
des Internationalen Patentinstituts, die 
gleichzeitig Vertragsstaaten des Über- 
einkommens sind, verpflichten sich 
ferner, ihre Mitgliedschaft am Haager 
Abkommen zum Zeitpunkt der Anwen- 
dung des Vertrags zu beenden. 

b) Die Vertragsstaaten des Übereinkom- 
mens treffen die notwendigen Maß- 
nahmen, um sicherzustellen, dass die 
Aktiva und Passiva sowie das gesamte 
Personal des Internationalen Patentin- 
stituts in das Europäische Patentamt 
nach Maßgabe des unter Buchstabe a 
erwähnten Vertrags übernommen wer- 
den. Das Europäische Patentamt über- 
nimmt von der Anwendung dieses Ver- 
trags an einerseits die Aufgaben, die 
dem Internationalen Patentinstitut am 
Tag der Auflage des Übereinkommens 
zur Unterzeichnung obliegen, insbe- 
sondere diejenigen, die es zu diesem 


( 1 ) 

(a) Upon entry into force of the Conven- 
tion, States parties thereto which are 
also members of the International 
Patent Institute set up by the Hague 
Agreement of 6 June 1 947 shall take all 
necessary Steps to ensure the transfer 
to the European Patent Office, no later 
than the date referred to in Article 162, 
Paragraph 1 , of the Convention, of all 
assets and liabilities and all staff mem- 
bers of the International Patent Insti- 
tute. Such transfer shall be effected by 
an agreement between the Internation- 
al Patent Institute and the European 
Patent Organisation. The above States 
and the other States parties to the 
Convention shall take all necessary 
Steps to ensure that that agreement 
shall be implemented no later than the 
date referred to in Article 162, Para- 
graph 1, of the Convention. Upon 
implementation of the agreement, 
those Member States of the Inter- 
national Patent Institute which are also 
parties to the Convention further 
undertake to terminate their participa- 
tion in the Hague Agreement. 


(b) The States parties to the Convention 
shall take all necessary Steps to ensure 
that all the assets and liabilities and all 
the staff members of the International 
Patent Institute are taken into the Euro- 
pean Patent Office in accordance with 
the agreement referred to in sub-para- 
graph (a). After the implementation of 
that agreement the tasks incumbent 
upon the International Patent Institute 
at the date on which the Convention is 
opened for signature, and in particular 
those carried out vis-ä-vis its Member 
States, whether or not they become 
parties to the Convention, and such 


( 1 ) 

a) A la date d’entree en vigueur de la 
Convention, les Etats parties ä la 
Convention qui sont egalement mem- 
bres de l’lnstitut International des Bre- 
vets cree par l’Accord de La Haye du 
6 juin 1947, prennent toutes les mesu- 
res necessaires pour que le transfert ä 
1’Office europeen des brevets de tout 
l’actif et de tout le passif ainsi que de 
tout le personnel de l’lnstitut Interna- 
tional des Brevets s’effectue au plus 
tard ä la date visee ä l’article 1 62, para- 
graphe 1 de la Convention. Les modali- 
tes de transfert seront fixees par un 
accord entre l’lnstitut International des 
Brevets et l’Organisation europeenne 
des brevets. Les Etats susvises ainsi 
que les autres Etats parties ä la 
Convention prennent toutes les mesu- 
res necessaires pour que cet accord 
soit mis en application au plus tard ä la 
date visee ä l’article 162, paragraphe 1 
de la Convention. A la date de cette 
mise en application, les Etats membres 
de l’lnstitut International des Brevets 
qui sont egalement parties ä la 
Convention s’engagent en outre ä met- 
tre fin ä leur participation ä l’Accord de 
La Haye. 


b) Les Etats parties ä la Convention pren- 
nent toutes les mesures necessaires 
pour que, conformement ä l'accord 
vise ä la lettre a), tout l’actif et tout le 
passif ainsi que tout le personnel de 
l’lnstitut International des Brevets 
soient incorpores dans l’Office euro- 
peen des brevets. Des la mise en appli- 
cation de cet accord, seront accom- 
plies par l’Office europeen des brevets, 
d'une part, les täches assumees par 
l’lnstitut International des Brevets ä la 
date de l’ouverture ä la signature de la 
Convention, en particulier celles qu’il 
assume ä l’egard de ses Etats mem- 


Drucksache 16/4375 


-118- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Zeitpunkt gegenüber seinen Mitglied- 
staaten wahrnimmt, wobei es unerheb- 
lich ist, ob diese Staaten Vertragsstaa- 
ten des Übereinkommens werden oder 
nicht, und andererseits die Aufgaben, 
zu deren Wahrnehmung es sich bei 
Inkrafttreten des Übereinkommens 
gegenüber Staaten verpflichtet hat, die 
in diesem Zeitpunkt sowohl Mitglied- 
staaten des Internationalen Patentin- 
stituts als auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens sind. Außerdem kann 
der Verwaltungsrat der Europäischen 
Patentorganisation dem Europäischen 
Patentamt weitere Aufgaben auf dem 
Gebiet der Recherche übertragen. 

c) Die oben genannten Verpflichtungen 
beziehen sich sinngemäß auch auf die 
gemäß dem Haager Abkommen ge- 
schaffene Dienststelle unter den im 
Abkommen zwischen dem Internatio- 
nalen Patentinstitut und der Regierung 
des beteiligten Vertragsstaats vorgese- 
henen Bedingungen. Diese Regierung 
verpflichtet sich, mit der Europäischen 
Patentorganisation ein neues Abkom- 
men, das das bereits bestehende 
Abkommen mit dem Internationalen 
Patentinstitut ablöst, zu schließen, um 
die Bestimmungen über die Organisati- 
on, die Tätigkeit und die Finanzierung 
der Dienststelle mit diesem Protokoll in 
Einklang zu bringen. 

(2) Die Vertragsstaaten des Überein- 
kommens verzichten zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens genannten 
Zeitpunkt vorbehaltlich des Abschnitts III 
für ihre Zentralbehörden für den gewerb- 
lichen Rechtsschutz zugunsten des Euro- 
päischen Patentamts auf die Tätigkeit als 
Internationale Recherchenbehörde nach 
dem Zusammenarbeitsvertrag. 


(3) 

a) Zu dem in Artikel 162 Absatz 1 des 
Übereinkommens genannten Zeitpunkt 
wird in Berlin eine Dienststelle des Euro- 
päischen Patentamts errichtet. Diese 
Dienststelle untersteht der Zweigstelle 
in Den Haag. 

b) Der Verwaltungsrat legt die Befugnisse 
der Dienststelle Berlin unter Berück- 
sichtigung allgemeiner Erwägungen 
und der Bedürfnisse des Europäischen 
Patentamts fest. 

c) Zumindest am Anfang des Zeitab- 
schnitts nach der stufenweisen Aus- 
dehnung des Tätigkeitsbereichs des 
Europäischen Patentamts muss der 
Umfang der dieser Dienststelle über- 
tragenen Arbeiten eine volle Auslas- 
tung des im Zeitpunkt der Auflage des 
Übereinkommens zur Unterzeichnung 
bei der Dienststelle Berlin des Deut- 
schen Patentamts beschäftigten Prü- 
ferpersonals ermöglichen. 

d) Die Bundesrepublik Deutschland über- 
nimmt die zusätzlichen Kosten, die der 
Europäischen Patentorganisation aus 


tasks as it has undertaken at the time 
of the entry into force of the Conven- 
tion to carry out vis-ä-vis States which, 
at that date, are both members of the 
International Patent Institute and par- 
ties to the Convention, shall be 
assumed by the European Patent 
Office. In addition, the Administrative 
Council of the European Patent Organ- 
isation may allocate further duties in 
the field of searching to the European 
Patent Office. 


(c) The above obligations shall also apply 
mutatis mutandis to the sub-office set 
up under the Hague Agreement under 
the conditions set out in the agreement 
between the International Patent Insti- 
tute and the Government of the Con- 
tracting State concerned. This Govern- 
ment hereby undertakes to make a 
new agreement with the European 
Patent Organisation in place of the one 
already made with the International 
Patent Institute to harmonise the 
clauses concerning the Organisation, 
Operation and financing of the sub- 
office with the provisions of this Proto- 
col. 

(2) Subject to the provisions of Sec- 
tion III, the States parties to the Conven- 
tion shall, on behalf of their central indus- 
trial property Offices, renounce in favour of 
the European Patent Office any activities 
as International Searching Authorities 
under the Patent Cooperation Treaty as 
from the date referred to in Article 162, 
Paragraph 1 , of the Convention. 


(3) 

(a) A sub-office of the European Patent 
Office shall be set up in Berlin as from 
the date referred to in Article 1 62, Para- 
graph 1 , of the Convention. It shall 
operate under the direction of the 
branch at The Hague. 

(b) The Administrative Council shall deter- 
mine the duties to be allocated to the 
sub-office in Berlin in the light of gen- 
eral considerations and of the require- 
ments of the European Patent Office. 

(c) At least at the beginning of the period 
following the progressive expansion of 
the field of activity of the European 
Patent Office, the amount of work 
assigned to that sub-office shall be 
sufficient to enable the examining staff 
of the Berlin Annex of the German 
Patent Office, as it Stands at the date 
on which the Convention is opened for 
signature, to be fully employed. 

(d) The Federal Republic of Germany shall 
bear any additional costs incurred by 
the European Patent Organisation in 


res, qu’ils deviennent ou non parties ä 
la Convention, d’autre part, les täches 
qu’il se sera engage ä assumer lors de 
l’entree en vigueur de la Convention ä 
l’egard d’Etats qui seront ä cette date ä 
la fois membres de l’lnstitut Internatio- 
nal des Brevets et parties ä la Conven- 
tion. En outre, le Conseil d’administra- 
tion de l’Organisation europeenne des 
brevets peut charger l’Office europeen 
des brevets d’autres täches dans le 
domaine de la recherche. 


c) Les engagements vises ci-dessus 
s’appliquent egalement ä l’agence 
creee en vertu de l’Accord de La Haye 
et selon les conditions fixees dans l’ac- 
cord conclu entre l’lnstitut International 
des Brevets et le gouvernement de 
l’Etat contractant concerne. Ce gou- 
vernement s’engage ä conclure avec 
l’Organisation europeenne des brevets 
un nouvel accord remplagant celui dejä 
conclu avec l’lnstitut International des 
Brevets pour harmoniser les clauses 
relatives ä l’Organisation, au fonction- 
nement et au financement de l’agence 
avec les dispositions du present proto- 
cole. 

(2) Sous reserve des dispositions de la 
section III, les Etats parties ä la Convention 
renoncent, pour leurs Services centraux de 
la propriete industrielle et au profit de l’Of- 
fice europeen des brevets, ä toute activite 
qu’ils seraient susceptibles d’exercer en 
qualite d'administration chargee de la 
recherche au sens du Traite de Coopera- 
tion en matiere de brevets, des la date 
visee ä l’article 162, paragraphe 1 de la 
Convention. 

(3) 

a) Une agence de l’Office europeen des 
brevets est creee ä Berlin, ä compter 
de la date visee ä l’article 1 62, paragra- 
phe 1 de la Convention. Elle releve du 
departement de La Haye. 

b) Le Conseil d’administration fixe la 
repartition des täches de l’agence de 
Berlin, compte tenu de considerations 
generales et des besoins de l’Office 
europeen des brevets. 

c) Au moins au debut de la periode sui- 
vant l’extension progressive du champ 
d'activite de l’Office europeen des bre- 
vets, le volume des travaux confies ä 
cette agence doit permettre d’occuper 
pleinement le personnel examinateur 
de l’annexe de Berlin de l’Office alle- 
mand des brevets en fonction ä la date 
d’ouverture ä la signature de la 
convention. 

d) La Republique föderale d’Allemagne 
Supporte tous les frais supplementai- 
res resultant, pour l’Organisation euro- 
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der Errichtung und dem Betrieb der 
Dienststelle Berlin entstehen. 


Abschnitt II 

Die Vertragsstaaten des Übereinkom- 
mens verzichten vorbehaltlich der Ab- 
schnitte III und IV für ihre Zentralbehörden 
für den gewerblichen Rechtsschutz zu- 
gunsten des Europäischen Patentamts auf 
die Tätigkeit als mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Behörde 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag. Diese 
Verpflichtung wird nur in dem Umfang, in 
dem das Europäische Patentamt nach 
Artikel 162 Absatz 2 des Übereinkommens 
die Prüfung europäischer Patentanmel- 
dungen durchführen kann, wirksam; diese 
Wirkung tritt zwei Jahre nach dem Zeit- 
punkt ein, zu dem das Europäische Pa- 
tentamt nach einem Fünfjahresplan, der 
die Zuständigkeit des Amts stufenweise 
auf alle Gebiete der Technik ausdehnt und 
nur durch einen Beschluss des Verwal- 
tungsrats geändert werden kann, seine 
Prüfungstätigkeit auf die betreffenden Ge- 
biete der Technik ausgedehnt hat. Die Ein- 
zelheiten der Erfüllung der genannten Ver- 
pflichtung werden durch Beschluss des 
Verwaltungsrats festgelegt. 

Abschnitt III 

(1) Die Zentralbehörde für den gewerb- 
lichen Rechtsschutz jedes Vertragsstaats 
des Übereinkommens, dessen Amtsspra- 
che nicht eine der Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts ist, ist berech- 
tigt, eine Tätigkeit als Internationale Re- 
cherchenbehörde und als mit der interna- 
tionalen vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde nach dem Zusammenarbeitsver- 
trag auszuüben. Die Inanspruchnahme die- 
ses Rechts setzt die Verpflichtung des 
betreffenden Staats voraus, diese Tätigkeit 
auf internationale Anmeldungen zu be- 
schränken, die von Staatsangehörigen des 
betreffenden Staats, von Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz im Hoheitsgebiet die- 
ses Staats, von Staatsangehörigen eines 
diesem Übereinkommen angehörenden 
Nachbarstaats dieses Staats oder von Per- 
sonen, die in einem solchen Nachbarstaat 
ihren Wohnsitz oder Sitz haben, einge- 
reicht werden. Der Verwaltungsrat kann 
der Zentralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz eines Vertragsstaats durch 
Beschluss gestatten, die genannte Tätig- 
keit auf solche internationale Anmeldun- 
gen auszudehnen, die von Staatsangehö- 
rigen oder von Personen mit Wohnsitz 
oder Sitz im Hoheitsgebiet eines Nichtver- 
tragsstaats, der die gleiche Amtssprache 
wie der betreffende Vertragsstaat hat, ein- 
gereicht werden und die in dieser Sprache 
abgefasst sind. 

(2) Im Hinblick auf eine Harmonisierung 
der nach dem Zusammenarbeitsvertrag 
vorgesehenen Recherchentätigkeiten im 
Rahmen des europäischen Patentertei- 
lungssystems wird eine Zusammenarbeit 
zwischen dem Europäischen Patentamt 
und den nach diesem Abschnitt zugelas- 


setting up and maintaining the sub- 
office in Berlin. 


Section II 

Subject to the provisions of Sections III 
and IV, the States parties to the Conven- 
tion shall, on behalf of their central indus- 
trial property Offices, renounce in favour of 
the European Patent Office any activities 
as International Preliminary Examining 
Authorities under the Patent Cooperation 
Treaty. This Obligation shall apply only to 
the extent to which the European Patent 
Office may examine European patent 
applications in accordance with Art- 
icle 162, paragraph 2, of the Convention 
and shall not apply until two years after the 
date on which the European Patent Office 
has begun examining activities in the areas 
of technology concerned, on the basis of a 
five-year plan which shall progressively 
extend the activities of the European 
Patent Office to all areas of technology 
and which may be amended only by deci- 
sion of the Administrative Council. The 
procedures for implementing this Obliga- 
tion shall be determined by decision of the 
Administrative Council. 


Section III 

(1) The central industrial property Office 
of any State party to the Convention in 
which the official language is not one of 
the official languages of the European 
Patent Office, shall be authorised to act as 
an International Searching Authority and 
as an International Preliminary Examining 
Authority under the Patent Cooperation 
Treaty. Such authorisation shall be subject 
to an undertaking by the State concerned 
to restrict such activities to international 
applications filed by nationals or residents 
of such State and by nationals or residents 
of States parties to the Convention which 
are adjacent to that State. The Administra- 
tive Council may decide to authorise the 
central industrial property Office of any 
State party to the Convention to extend 
such activities to cover such international 
applications as may be filed by nationals 
or residents of any non-Contracting State 
having the same official language as the 
Contracting State in question and drawn 
up in that language. 


(2) For the purpose of harmonising 
search activities under the Patent Co- 
operation Treaty within the framework of 
the European System for the grant of 
Patents, co-operation shall be established 
between the European Patent Office and 
any central industrial property Office 


peenne des brevets, de la creation et 
du fonctionnement de l’agence de Ber- 
lin. 

Section II 

Sous reserve des dispositions des sec- 
tions III et IV, les Etats parties ä la Conven- 
tion renoncent, pour ce qui concerne leurs 
Services centraux de la propriete indus- 
trielle et au profit de l’Office europeen des 
brevets, ä toute activite en qualite d’admi- 
nistration chargee de l’examen preliminai- 
re international au sens du Traite de Co- 
operation. Cette Obligation ne prendra 
effet que dans la mesure oü l’Office euro- 
peen des brevets pourra entreprendre 
l’examen des demandes de brevet euro- 
peen en vertu de l’article 162, paragraphe 
2, de la Convention; cet effet intervient 
deux annees apres le jour oü l’Office euro- 
peen des brevets a commence son activi- 
te d’examen sur les domaines de la techni- 
que en question, d’apres un plan de cinq 
ans, etendant progressivement la compe- 
tence de l’Office ä tous les secteurs de la 
technique et qui ne peut etre modifie que 
par decision du Conseil d’administration. 
Les modalites de mise en application de 
ladite Obligation sont determinees par 
decision du Conseil d’administration. 

Section III 

(1) Le Service central de la propriete 
industrielle de tout Etat partie ä la Conven- 
tion, dont la langue officielle n’est pas 
l’une des langues officielles de l’Office 
europeen des brevets, est autorise ä exer- 
cer une activite en qualite d'administration 
chargee de la recherche et en qualite d’ad- 
ministration chargee de l'examen prelimi- 
naire au sens du Traite de Cooperation. 
Cette autorisation est subordonnee ä l’en- 
gagement de I ’ Etat en cause de limiter 
cette activite aux demandes internationa- 
les deposees par les nationaux dudit Etat 
ou par les personnes domiciliees sur son 
territoire ainsi que par les nationaux ou les 
personnes domiciliees sur le territoire 
d'Etats parties ä la Convention et qui sont 
limitrophes de cet Etat. Le Conseil d’admi- 
nistration peut decider d’autoriser le Servi- 
ce central de la propriete industrielle d’un 
Etat partie ä la Convention ä etendre cette 
activite aux demandes internationales qui 
sont deposees par des nationaux ou des 
personnes ayant leur domicile ou leur 
siege sur le territoire d’un Etat non 
contractant ayant la meme langue officiel- 
le que l’Etat partie en cause et qui sont 
redigees dans cette langue. 


(2) En vue d’harmoniser les activites de 
recherche au titre du Traite de Cooperation 
dans le cadre du Systeme europeen de 
delivrance de brevets, il est etabli une co- 
operation entre l’Office europeen des bre- 
vets et tout Service central de la propriete 
industrielle autorise ä exercer une teile 
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senen Zentralbehörden für den gewerb- 
lichen Rechtsschutz hergestellt. Diese 
Zusammenarbeit erfolgt aufgrund einer 
besonderen Vereinbarung, die sich zum 
Beispiel erstrecken kann auf Recherchen- 
verfahren und -methoden, die Anforderun- 
gen für die Einstellung und Ausbildung von 
Prüfern, Richtlinien für den Austausch von 
Recherchen und anderen Diensten zwi- 
schen den Behörden sowie andere, zur 
Sicherstellung der erforderlichen Kontrolle 
und Überwachung notwendige Maßnah- 
men. 


Abschnitt IV 

( 1 ) 

a) Um den nationalen Patentämtern der 
Vertragsstaaten des Übereinkommens 
die Anpassung an das europäische 
Patentsystem zu erleichtern, kann der 
Verwaltungsrat, wenn er es für wün- 
schenswert hält, unter den nachste- 
hend festgelegten Bedingungen den 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz dieser Staaten, in denen 
das Verfahren in einer der Amtsspra- 
chen des Europäischen Patentamts 
durchgeführt werden kann, die Bear- 
beitung der europäischen Patentan- 
meldungen, die in der betreffenden 
Sprache abgefasst sind, übertragen, 
soweit nach Artikel 18 Absatz 2 des 
Übereinkommens in der Regel ein Prü- 
fer der Prüfungsabteilung beauftragt 
wird. Diese Aufgaben sind im Rahmen 
des im Übereinkommen vorgesehenen 
Erteilungsverfahrens durchzuführen; 
die Entscheidung über diese Anmel- 
dungen trifft die Prüfungsabteilung in 
ihrer nach Artikel 18 Absatz 2 vorgese- 
henen Zusammensetzung. 

b) Die nach Maßgabe des Buchstabens a 
übertragenen Arbeiten dürfen nicht 
mehr als 40 % der Gesamtzahl der ein- 
gereichten europäischen Patentanmel- 
dungen betragen; die einem einzelnen 
Staat übertragenen Arbeiten dürfen 
nicht mehr als ein Drittel der Gesamt- 
zahl der eingereichten europäischen 
Patentanmeldungen betragen. Diese 
Arbeiten werden für einen Zeitraum 
übertragen, der von der Aufnahme der 
Tätigkeit des Europäischen Patent- 
amts an gerechnet 15 Jahre beträgt, 
und werden während der letzten 
5 Jahre schrittweise (um grundsätzlich 
20 % jährlich) bis auf Null verringert. 

c) Aufgrund des Buchstabens b be- 
schließt der Verwaltungsrat über die 
Art, den Ursprung und die Anzahl der 
europäischen Patentanmeldungen, mit 
deren Bearbeitung die Zentralbehörde 
für den gewerblichen Rechtsschutz 
eines der genannten Vertragsstaaten 
beauftragt werden kann. 

d) Die vorstehenden Durchführungsbe- 
stimmungen werden in ein besonderes 
Abkommen aufgenommen, das zwi- 


authorised under this Section. Such Co- 
operation shall be based on a special 
agreement which may cover e.g. search 
procedures and methods, qualifications 
required for the recruitment and training of 
examiners, guidelines for the exchange of 
search and other Services between the 
Offices as well as other measures needed 
to establish the required control and 
supervision. 


Section IV 


( 1 ) 

(a) For the purpose of facilitating the 
adaptation of the national patent 
Offices of the States parties to the Con- 
vention to the European patent System, 
the Administrative Council may, if it 
considers it desirable, and subject to 
the conditions set out below, entrüst 
the central industrial property Offices of 
such of those States in which it is pos- 
sible to conduct the proceedings in 
one of the official languages of the 
European Patent Office with tasks con- 
cerning the examination of European 
patent applications drawn up in that 
language which, pursuant to Article 1 8, 
Paragraph 2, of the Convention, shall, 
as a general rule, be entrusted to a 
member of the Examining Division. 
Such tasks shall be carried out within 
the framework of the proceedings for 
grant laid down in the Convention; 
decisions on such applications shall be 
taken by the Examining Division com- 
posed in accordance with Article 18, 
Paragraph 2. 

(b) Tasks entrusted under sub-paragraph 

(a) shall not be in respect of more than 
40% of the total number of European 
patent applications filed; tasks entrust- 
ed to any one State shall not be in 
respect of more than one-third of the 
total number of European patent appli- 
cations filed. These tasks shall be 
entrusted for a period of 1 5 years from 
the opening of the European Patent 
Office and shall be reduced progres- 
sively (in principle by 20% a year) to 
zero during the last 5 years of the 
period. 


(c) The Administrative Council shall 
decide, while taking into account the 
provisions of sub-paragraph (b), upon 
the nature, origin and number of the 
European patent applications in 
respect of which examining tasks may 
be entrusted to the central industrial 
property Office of each of the Contract- 
ing States mentioned above. 

(d) The above implementing procedures 
shall be set out in a special agreement 
between the central industrial property 


activite en vertu de la presente section. 
Cette Cooperation est fondee sur un 
accord special qui peut s’etendre, par 
exemple, aux procedures et methodes de 
recherche, aux qualifications requises en 
ce qui concerne le recrutement et la for- 
mation des examinateurs, aux directives 
relatives aux echanges de recherche et 
d’autres Services entre les Offices, ainsi 
qu’aux autres mesures necessaires au 
contröle et ä la surveillance. 

Section IV 

( 1 ) 

(a) En vue de faciliter l’adaptation des Offi- 
ces nationaux des Etats parties ä la 
Convention au Systeme du brevet euro- 
peen, le Conseil d’administration peut, 
s’il le juge souhaitable, et dans les 
conditions definies ci-apres, confier 
aux Services centraux de la propriete 
industrielle de ces memes Etats, oü 
l’on est en mesure de conduire la pro- 
cedure dans une des langues officielles 
de 1’Office europeen des brevets, des 
täches d'instruction des demandes de 
brevet europeen redigees dans cette 
meme langue qui, conformement ä 
l’article 18, paragraphe 2, de la 
Convention, sont confiees en regle 
generale ä l’un des examinateurs de la 
division d’examen. Ces travaux sont 
effectues dans le cadre de la procedu- 
re de delivrance prevue dans la 
Convention; la decision relative ä ces 
demandes est prise par la division 
d'examen dans sa composition prevue 
ä l’article 18, paragraphe 2. 

(b) Les travaux confies en vertu de la let- 
tre (a) ne porteront pas sur plus de 
quarante pour cent du total des 
demandes de brevet europeen depo- 
sees; les travaux confies ä un Etat ne 
devront pas exceder un tiers du total 
des demandes de brevet europeen 
deposees. Ces täches seront confiees 
pour une periode de quinze ans ä 
compter de l’ouverture de l’Office 
europeen des brevets et seront redui- 
tes progressivement (en principe de 
vingt pour cent par an) jusqu’ä devenir 
nulles au cours des cinq dernieres 
annees de ladite periode. 

(c) Compte tenu de la lettre (b), le Conseil 
d’administration decidera de la nature, 
de l’origine et du nombre des deman- 
des de brevet europeen dont l’instruc- 
tion pourra etre confiee au Service cen- 
tral de la propriete industrielle de l’un 
des Etats parties susvises. 


(d) Les modalites d’application ci-dessus 
feront l’objet d’un accord special entre 
le Service central de la propriete indus- 
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sehen der Zentralbehörde für den ge- 
werblichen Rechtsschutz des betref- 
fenden Vertragsstaats und der Euro- 
päischen Patentorganisation geschlos- 
sen wird. 

e) Ein Patentamt, mit dem ein solches 
besonderes Abkommen geschlossen 
worden ist, kann bis zum Ablauf des 
Zeitraums von 15 Jahren eine Tätigkeit 
als eine mit der internationalen vorläu- 
figen Prüfung beauftragte Behörde 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag 
ausüben. 

( 2 ) 

a) Ist der Verwaltungsrat der Auffassung, 
dass dies mit dem guten Funktionieren 
des Europäischen Patentamts verein- 
bar ist, so kann er, um Schwierigkeiten 
abzuhelfen, die für bestimmte Ver- 
tragsstaaten aus der Anwendung von 
Abschnitt I Nummer 2 erwachsen kön- 
nen, den Zentralbehörden für den ge- 
werblichen Rechtsschutz dieser Staa- 
ten die Aufgabe übertragen, Recher- 
chen für europäische Patentanmeldun- 
gen durchzuführen, sofern deren Amts- 
sprache eine der Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts ist und diese 
Behörden die Voraussetzungen erfül- 
len, um gemäß den im Zusammenar- 
beitsvertrag vorgesehenen Bedingun- 
gen als internationale Recherchenbe- 
hörde ernannt zu werden. 

b) Bei diesen Arbeiten, die unter der Ver- 
antwortung des Europäischen Patent- 
amts durchgeführt werden, hat sich 
die betreffende Zentralbehörde an die 
für die Erstellung des europäischen 
Recherchenberichts geltenden Richtli- 
nien zu halten. 

c) Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 und 
Buchstabe d ist entsprechend anzu- 
wenden. 


Abschnitt V 

(1) Die in Abschnitt I Nummer 1 Buch- 
stabe c genannte Dienststelle ist berech- 
tigt, für europäische Patentanmeldungen, 
die von Angehörigen des Staats, in dem 
die Dienststelle ihren Sitz hat, und von Per- 
sonen mit Wohnsitz oder Sitz in diesem 
Staat eingereicht werden, eine Recherche 
in der ihr zur Verfügung stehenden Doku- 
mentation durchzuführen, soweit diese in 
der Amtssprache dieses Staates abge- 
fasst ist. Hierdurch darf jedoch weder 
das Europäische Patenterteilungsverfah- 
ren verzögert werden, noch dürfen der 
Europäischen Patentorganisation zusätzli- 
che Kosten entstehen. 

(2) Die in Nummer 1 genannte Dienst- 
stelle ist berechtigt, auf Antrag und auf 
Kosten des Anmelders eines europäischen 
Patents eine Recherche für die von ihm 
eingereichte Patentanmeldung in der unter 
Nummer 1 vorgesehenen Dokumentation 
durchzuführen. Die Berechtigung gilt, 
solange die in Artikel 92 des Übereinkom- 
mens vorgesehene Recherche nicht 


Office of the Contracting State con- 
cerned and the European Patent 
Organisation. 


(e) An Office with which such a special 
agreement has been concluded may 
act as an International Preliminary 
Examining Authority under the Patent 
Cooperation Treaty, until the expiry of 
the period of 1 5 years. 


( 2 ) 

(a) If the Administrative Council considers 
that it is compatible with the proper 
functioning of the European Patent 
Office, and in order to alleviate the dif- 
ficulties which may arise for certain 
Contracting States from the applica- 
tion of Section I, paragraph 2, it may 
entrüst searching in respect of Euro- 
pean patent applications to the central 
industrial property Offices of those 
States in which the official language is 
one of the official languages of the 
European Patent Office, provided that 
these Offices possess the necessary 
qualifications for appointment as an 
International Searching Authority in 
accordance with the conditions laid 
down in the Patent Cooperation Treaty. 


(b) In carrying out such work, undertaken 
under the responsibility of the Euro- 
pean Patent Office, the central indus- 
trial property Offices concerned shall 
adhere to the guidelines applicable to 
the drawing up of the European search 
report. 

(c) The provisions of paragraph 1 (b), sec- 
ond sentence, and sub-paragraph (d) 
of this Section shall apply to this para- 
graph. 


Section V 

(1) The sub-office referred to in Sec- 
tion I, paragraph 1 (c), shall be authorised 
to carry out searches, among the docu- 
mentation which is at its disposal and 
which is in the official language of the 
State in which the sub-office is located, in 
respect of European patent applications 
filed by nationals and residents of that 
State. This authorisation shall be on the 
understanding that the procedure for the 
grant of European patents will not be 
delayed and that additional costs will not 
be incurred for the European Patent 
Organisation. 

(2) The sub-office referred to in para- 
graph 1 shall be authorised to carry out, at 
the Option of an applicant for a European 
patent and at his expense, a search on his 
patent application among the documenta- 
tion referred to in paragraph 1 . This autho- 
risation shall be effective until the search 
provided for in Article 92 of the Convention 
has been extended, in accordance with 


trielle de I ’ Etat partie en cause et l’Or- 
ganisation europeenne des brevets. 


(e) Un Office avec lequel un tel accord 
special a ete conclu pourra exercer une 
activite en qualite d'administration 
chargee de l’examen preliminaire inter- 
national, au sens du Traite de Coopera- 
tion, jusqu'ä expiration de la periode 
de quinze ans. 

( 2 ) 

(a) Si le Conseil d’administration estime 
que cela est compatible avec le bon 
fonctionnement de l’Office europeen 
des brevets et en vue de pallier les dif- 
ficultes pouvant resulter pour certains 
Etats contractants de l’application de 
la section I, paragraphe 2, il peut 
confier des travaux de recherche rela- 
tifs ä des demandes de brevet euro- 
peen aux Services centraux de la pro- 
priete industrielle de ces Etats dont la 
langue officielle est l’une des langues 
officielles de l’Office europeen des bre- 
vets, ä condition que ces Services pos- 
sedent la qualification requise pour 
etre nommes administration de recher- 
che internationale dans les conditions 
prevues au Traite de Cooperation. 

(b) En procedant ä ces travaux, effectues 
sous la responsabilite de l’Office euro- 
peen des brevets, les Services cen- 
traux concernes doivent s’en tenir aux 
directives applicables en matiere 
d'etablissement du rapport de recher- 
che europeenne. 

(c) Les dispositions de la presente sec- 
tion, paragraphe 1 , lettre (b), deuxieme 
phrase, s’appliquent au present para- 
graphe. 

Section V 

(1) L’agence visee ä la section I, para- 
graphe 1 , lettre (c), est autorisee ä effec- 
tuer, pour les demandes de brevet euro- 
peen deposees par les nationaux de l’Etat 
oü est situee cette agence et par les per- 
sonnes domiciliees sur le territoire dudit 
Etat, des recherches dans la documenta- 
tion dont eile dispose dans la langue offi- 
cielle de cet Etat. Cette autorisation ne doit 
toutefois pas entrafner, d'une part, un 
retard dans le deroulement de la procedu- 
re europeenne et, d’autre part, des frais 
supplementäres pour l’Organisation euro- 
peenne des brevets. 

(2) L’agence visee au paragraphe 1 est 
autorisee, si le demandeur d'un brevet 
europeen le requiert et en Supporte les 
frais, ä effectuer une recherche portant sur 
sa demande de brevet dans la documen- 
tation visee au paragraphe 1 . Cette autori- 
sation prendra fin lorsque la recherche 
visee ä l’article 92 de la Convention aura 
ete etendue afin d’y inclure cette docu- 
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gemäß Abschnitt VI auf diese Dokumenta- 
tion ausgedehnt worden ist; doch darf 
dadurch das europäische Patentertei- 
lungsverfahren nicht verzögert werden. 

(3) Der Verwaltungsrat kann die in den 
Nummern 1 und 2 vorgesehenen Berechti- 
gungen unter den in den genannten Num- 
mern vorgesehenen Voraussetzungen auch 
auf Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz der Vertragsstaaten ausdeh- 
nen, die als Amtssprache keine der Amts- 
sprachen des Europäischen Patentamts 
haben. 

Abschnitt VI 

Die in Artikel 92 des Übereinkommens 
vorgesehene Recherche wird grundsätz- 
lich für alle europäischen Patentanmeldun- 
gen auf Patentschriften und veröffentlichte 
Patentanmeldungen sowie weitere ein- 
schlägige Dokumente von Vertragsstaaten 
ausgedehnt, die zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens erwähnten 
Zeitpunkt nicht im Prüfstoff des Europäi- 
schen Patentamts enthalten sind. Der Ver- 
waltungsrat legt aufgrund der Ergebnisse 
einer Studie, die sich insbesondere mit 
den technischen und finanziellen Aspekten 
zu befassen hat, den Umfang, die näheren 
Bedingungen und den Zeitplan der Aus- 
dehnung fest. 

Abschnitt VII 

Dieses Protokoll geht entgegenstehen- 
den Vorschriften des Übereinkommens 
vor. 

Abschnitt VIII 

Die in diesem Protokoll vorgesehenen 
Beschlüsse des Verwaltungsrats werden 
mit Dreiviertelmehrheit getroffen (Artikel 35 
Absatz 2 des Übereinkommens). Die Vor- 
schriften über Stimmenwägung (Artikel 36 
des Übereinkommens) sind anzuwenden. 


Section VI, to cover such documentation 
and shall be on the understanding that the 
procedure for the grant of European 
Patents will not be delayed. 

(3) The Administrative Council may also 
extend the authorisations provided for in 
paragraphs 1 and 2, under the conditions 
of those paragraphs, to the central indus- 
trial property Office of a Contracting State 
which does not have as an official lan- 
guage one of the official languages of the 
European Patent Office. 


Section VI 

The search provided for in Article 92 of 
the Convention shall, in principle, be 
extended, in respect of all European 
patent applications, to published patents, 
published patent applications and other 
relevant documents of Contracting States 
not included in the search documentation 
of the European Patent Office on the date 
referred to in Article 162, paragraph 1, of 
the Convention. The extent, conditions 
and timing of any such extension shall be 
determined by the Administrative Council 
on the basis of a study concerning particu- 
larly the technical and financial aspects. 


Section VII 

The provisions of this Protocol shall pre- 
vail over any contradictory provisions of 
the Convention. 

Section VIII 

The decisions of the Administrative 
Council provided for in this Protocol shall 
require a three-quarters majority (Art- 
icle 35, paragraph 2, of the Convention). 
The provisions governing the weighting of 
votes (Article 36 of the Convention) shall 
apply. 


mentation, conformement ä la section VI, 
etant entendu qu’il n’en resultera pas un 
retard dans le deroulement de la procedu- 
re de delivrance des brevets europeens. 

(3) Le Conseil d’administration peut 
etendre le benefice des autorisations pre- 
vues aux paragraphes 1 et 2, dans les 
conditions prevues auxdits paragraphes, 
aux Services centraux de la propriete 
industrielle des Etats contractants qui 
n’ont pas comme langue officielle l’une 
des langues officielles de l’Office europeen 
des brevets. 

Section VI 

La recherche prevue ä l’article 92 de la 
Convention est etendue, en principe, pour 
toutes les demandes de brevet europeen, 
aux brevets et aux demandes de brevet 
publiees ainsi qu’ä d’autres documents 
pertinents d’Etats contractants qui ne sont 
pas compris dans la documentation pour 
la recherche de l’Office europeen des bre- 
vets ä la date visee ä l’article 1 62, paragra- 
phe 1 , de la Convention. L’ etendue, les 
conditions et le plan de mise en applica- 
tion de telles extensions sont fixes par le 
Conseil d'administration sur la base d’etu- 
des qui doivent porter notamment sur les 
aspects techniques et financiers. 


Section VII 

Les dispositions du present protocole 
prevalent sur celles de la Convention qui 
s’y opposeraient. 

Section VIII 

Les decisions du Conseil d’administra- 
tion prevues dans le present protocole 
sont prises ä la majorite des trois quarts 
(article 35, paragraphe 2, de la Conven- 
tion). Les dispositions concernant la pon- 
deration des voix (article 36 de la Conven- 
tion) sont applicables. 
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Denkschrift zur Akte 

i. Allgemeine Bemerkungen 

Die Akte zur Revision des Europäischen Patentüberein- 
kommens (Revisionsakte) ist das Ergebnis der Diplomati- 
schen Konferenz, die vom 20. bis 29. November 2000 in 
München stattfand. An ihr nahmen die damaligen Ver- 
tragsstaaten der Europäischen Patentorganisation, die 
Europäische Gemeinschaft sowie - mit Beobachtersta- 
tus - zwölf weitere Staaten, die Weltorganisation für geis- 
tiges Eigentum (WIPO) und diverse nichtstaatliche Orga- 
nisationen teil. 

Die Europäische Patentorganisation (EPO) wurde am 
5. Oktober 1973 mit der Unterzeichnung des Europäi- 
schen Patentübereinkommens (EPÜ) (BGBl. 1976 II 
S. 649, 826; 1993 II S. 242) gegründet. Sie ist eine von 
der EU unabhängige internationale Organisation mit Sitz 
in München. Ihr gehören zurzeit 31 Staaten an. Darunter 
befinden sich alle EU-Mitgliedstaaten einschließlich der 
zum 1. Mai 2004 neu in die Europäische Union aufge- 
nommenen Staaten, die mit ihrem Beitritt zur EPO gleich- 
zeitig das EPÜ und die Revisionsakte ratifiziert haben. 
Einzige Ausnahme ist das EU-Neumitglied Malta, das 
seinen baldigen Beitritt zur EPO aber bereits angekündigt 
hat. Darüber hinaus gehören der EPO auch Nicht-EU- 
Staaten und Beitrittskandidaten an, nämlich Bulgarien, 
Island, Liechtenstein, Monaco, Rumänien, die Schweiz 
und die Türkei. 

Die EPO ermöglicht es Anmeldern, Patentschutz für alle 
oder einzelne vom Anmelder ausgewählte Vertragsstaa- 
ten in einem einheitlichen Verfahren zu erlangen. Ausfüh- 
rendes Organ ist das Europäische Patentamt (EPA) in 
München mit einer Zweigstelle in Den Haag und Dienst- 
stellen in Berlin und Wien. Das EPA erteilt für das Gebiet 
der Vertragsstaaten, für die die Anmeldung erfolgte, so 
genannte „europäische Bündelpatente“. Bei diesen han- 
delt es sich in der Sache um eine Vielzahl nationaler 
Patente. Sie werden zwar in einem einheitlichen Verfah- 
ren durch das EPA erteilt; ihr weiteres Schicksal unter- 
liegt jedoch für das Territorium der einzelnen Vertrags- 
staaten grundsätzlich den dort geltenden nationalen 
Bestimmungen. So folgen z. B. die Regelungen über die 
Verletzung der Patente sowie Nichtigkeitsfragen - vor- 
behaltlich einzelner Harmonisierungsvorschriften im EPÜ 
selbst - dem jeweiligen nationalen Recht. 

Das EPÜ wird einhellig als großer Erfolg angesehen. Die 
Tatsache, dass die Gründung des EPA und seine Ent- 
wicklung zu einem der größten und weltweit angese- 
hensten Patentämter trotz laufend steigender Anmelde- 
und Mitarbeiterzahlen bislang ohne größere Revision des 
EPÜ möglich war, spricht für dessen hohe Qualität und 
die Weitsicht seiner Verfasser. Die große Dynamik des 
geschilderten Prozesses und die ständige Fortentwick- 
lung des europäischen Wirtschaftsrechts seit Inkrafttre- 
ten des EPÜ am 7. Oktober 1977 (BGBl. 1977 II S. 792) 
führten schließlich doch in verschiedenen Einzelpunkten 
zu dem Bedürfnis, die rechtlichen Rahmenbedingungen 
des europäischen Patentsystems an diese Entwicklung 
anzupassen, ohne jedoch das bewährte System grundle- 
gend zu ändern. 

Das Mandat zur Vorbereitung und Einberufung der Diplo- 
matischen Konferenz wurde dem Verwaltungsrat der 
EPO durch die Pariser Regierungskonferenz vom Juni 


1999 erteilt. Der Verwaltungsrat bildet die Vertretung der 
Vertragsstaaten und ist wie das EPA Organ der EPO. Der 
Verwaltungsrat betraute seinen Ausschuss für Patent- 
recht mit den Vorbereitungen und legte den von diesem 
erarbeiteten Basisentwurf einer Revisionsakte mit 
Beschluss vom 13. Oktober 2000 der Konferenz vor. Der 
Basisentwurf sah die Änderung von rund 1 00 Artikeln des 
EPÜ vor. Er bezweckte einerseits die behutsame Anpas- 
sung der bestehenden Regelungen an zwischenzeitlich 
erfolgte Rechtsentwicklungen, andererseits aber auch 
die Einführung neuer Instrumentarien, soweit sich dafür 
ein Bedarf gezeigt hatte. Schließlich wurden die Ent- 
schlackung des Übereinkommenstextes und die Ausglie- 
derung aller hierfür geeigneten Regelungen in die Aus- 
führungsordnung zum EPÜ angestrebt. 

Der Basisentwurf wurde von den Mitgliedern der Diplo- 
matischen Konferenz vom 20. bis 29. November 2000 
beraten und in großen Teilen in den Text der Revisionsak- 
te übernommen. Andere Teile der Revisionsakte beruhen 
auf Alternativvorschlägen der Delegationen oder auf For- 
mulierungen und Kompromissen, die erst im Laufe der 
Konferenz gefunden wurden. Soweit ursprünglich im 
EPÜ enthaltene Regelungen ausgegliedert wurden, fan- 
den diese Berücksichtigung bei der zwischenzeitlich 
erfolgten Änderung der Ausführungsordnung, die vom 
Verwaltungsrat am 12. Dezember 2002 angenommen 
wurde und zusammen mit der revidierten Fassung des 
EPÜ in Kraft treten soll. 

Weitere Reformvorhaben wie die Anpassung des EPÜ an 
die EU-Biotechnologierichtlinie oder ein noch zu schaf- 
fendes Gemeinschaftspatent sowie die Einführung einer 
Neuheitsschonfrist wurden von Anfang an ausgeklam- 
mert und anderweitigen Regelungen Vorbehalten. Eine 
Einigung aller Vertragsstaaten war insoweit aufgrund der 
sich abzeichnenden gegensätzlichen Positionen jeden- 
falls zum Zeitpunkt der Diplomatischen Konferenz nicht 
zu erzielen. 

Die wichtigsten in der Revisionsakte vorgesehenen 
Änderungen des EPÜ sind folgende: 

- Die geographische Trennung von Recherche und Prü- 
fung wurde beseitigt. Beide Aufgaben können nun in 
die Hand eines Prüfers in Den Haag, München oder 
Berlin gelegt werden. 

- Die grundlegende Bestimmung des materiellen euro- 
päischen Patentrechts, Artikel 52 Abs. 1 EPÜ, wurde 
sprachlich an Artikel 27 Abs. 1 Satz 1 des Überein- 
kommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte 
des geistigen Eigentums vom 15. April 1994 (TRIPS- 
Übereinkommen der WTO, nachfolgend: TRIPS) ange- 
passt. 

- In Artikel 2 des Auslegungsprotokolls zu Artikel 69 EPÜ 
- der Regelungen zum Schutzbereich europäischer 
Patente enthält - sind jetzt auch Äquivalente genannt. 

- Entscheidungen der Beschwerdekammern können 
künftig in engen Grenzen durch die Große Beschwer- 
dekammer überprüft und bei schweren Mängeln auf- 
gehoben werden. 

- Europäische Patente können künftig beim EPA in 
einem zentralen, vom Patentinhaber initiierten Verfah- 
ren beschränkt werden. 

- Die Abhaltung von Regierungskonferenzen wurde für 
die Zukunft institutionalisiert. 
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- Anstelle einer zeitaufwändigen Revision kann zukünf- 
tig der Verwaltungsrat in engen Grenzen den Text des 
EPÜ an internationale Verträge oder EU-Recht anpas- 
sen. 

- Viele Vorschriften wurden aus dem EPÜ in die Ausfüh- 
rungsordnung überführt oder durch redaktionelle Ver- 
besserungen gestrafft. 

- Die systematische Zuweisung von Regelungsinhalten 
zum Übereinkommenstext oder zur Ausführungsord- 
nung wurde, insbesondere im Bereich der Fristenrege- 
lungen, vereinheitlicht. 

Die Bundesregierung begrüßt die erzielte Einigung auf 
die Revisionsakte als Eckpfeiler für die Fortentwicklung 
des bereits gut ausgebauten Schutzsystems für Erfinder 
und Patentinhaber in Europa. Dieses bildet einen ent- 
scheidenden Standortfaktor zur Sicherung der Innova- 
tionskraft der deutschen Forschung und Industrie. 

Die revidierte Fassung des EPÜ tritt am ersten Tag des 
dritten Monats nach Hinterlegung der letzten Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunde aller Vertragsstaaten, spä- 
testens aber zwei Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem 
insgesamt fünfzehn Vertragsstaaten ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben, in Kraft. Bislang 
haben von den bisherigen Vertragsstaaten Finnland, 
Griechenland, Großbritannien, Monaco, die Niederlande, 
Österreich, die Schweiz und Spanien die Revisionsakte 
ratifiziert. Hinzu kommen jedoch die beigetretenen elf 
Neumitglieder Bulgarien, Estland, Island, Lettland, Litau- 
en, Polen, Rumänien, die Slowakei, Slowenien, die 
Tschechische Republik und Ungarn. Diese elf Staaten 
traten sowohl dem EPÜ in der augenblicklich noch gel- 
tenden Fassung als auch der Revisionsakte bei. 

Bis zum Ende der Zeichnungsfrist am 1 . September 2001 
hatten 19 der damals 20 Mitgliedstaaten die Revisions- 
akte unterzeichnet. Zypern, das diese Frist versäumte 
und daher die Revisionsakte nicht ratifizieren kann, hat 
aber die Möglichkeit, dem revidierten Übereinkommen 
insgesamt erneut beizutreten. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Revisionsakte 
am 21. August 2001 unterzeichnet. Ihre Ratifikation in 
innerstaatliches Recht ist dringend geboten, nachdem 
mit der Ratifikation Griechenlands am 13. Dezember 
2005 die erforderliche Anzahl von fünfzehn Vertragsstaa- 
ten erreicht ist, deren Ratifikation nach Artikel 8 Abs. 1 
der Revisionsakte für die verbleibenden Vertragsstaaten 
die zweijährige Ratifikationsfrist in Gang setzt. 

Die Umsetzung der Vorgaben der vorliegenden Revi- 
sionsakte in innerstaatliches Recht erfordert einige Modi- 
fikationen des Gesetzes über internationale Patentüber- 
einkommen und weiterer Vorschriften des nationalen 
Patentrechts. Das deutsche Patentgesetz ist in der Ver- 
gangenheit über weite Passagen dem Text des EPÜ vom 
5. Oktober 1973 angeglichen worden, um eine einheitli- 
che Handhabung zu ermöglichen. Es soll daher auch an 
die Neufassung des EPÜ angepasst werden. Die erfor- 
derlichen bzw. für sinnvoll erachteten Änderungen sind in 
dem parallel eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der Akte vom 29. November 2000 zur Revisi- 
on des Übereinkommens über die Erteilung europäischer 
Patente enthalten. 

Gemäß Artikel 3 der Revisionsakte war der Verwaltungs- 
rat zur Erstellung einer Neufassung des Übereinkom- 
menstextes zum Zwecke der redaktionellen Anpassung 


in den drei Amtssprachen ermächtigt. Der in einzelnen 
Formulierungen neu gefasste Text wurde auf der 
85. Tagung des Verwaltungsrats am 28. Juni 2001 ange- 
nommen; die Neufassung des Übereinkommens wurde 
mit der Beschlussfassung Bestandteil der Revisionsakte. 
Sie wird deshalb im Anschluss an die Veröffentlichung 
des Wortlauts der Revisionsakte ebenfalls bekannt 
gemacht. 

II. Zu den Bestimmungen der Revisi- 
onsakte 

Präambel 

Die Erwägungsgründe der Präambel stellen auf die Not- 
wendigkeit der Anpassung des EPÜ an die seit seinem 
Abschluss eingetretene technische und rechtliche Ent- 
wicklung und die Bedeutung des Abkommens für die 
weitere Integration und die Förderung von Innovation 
und wirtschaftlicher Entwicklung in Europa ab. 

Zu Artikel 1 der Revisionsakte (Änderung des Euro- 
päischen Patentübereinkommens) 

Artikel 1 enthält mit den nachfolgend aufgeführten Ände- 
rungen und Neueinfügungen einzelner Artikel des EPÜ 
die wesentlichen inhaltlichen Regelungen der Revisions- 
akte. 

Zu Artikel 4a EPÜ (Konferenz der Minister 
der Vertragsstaaten) 

Die ermutigenden Ergebnisse der von Frankreich im Juni 
1999 einberufenen Regierungskonferenz führten zu dem 
Vorschlag, Konferenzen der zuständigen Minister der 
Vertragsstaaten als feste Einrichtung im EPÜ zu veran- 
kern. Der neu eingefügte Artikel 4a schafft hierfür die 
Rechtsgrundlage. Die danach mindestens alle fünf Jahre 
einzuberufende Konferenz ist kein Organ der EPO und 
kann für diese keine verbindlichen Beschlüsse fassen. 
Ihre Aufgabe und Bedeutung ist vielmehr rein politischer 
Natur. Einerseits kann sie der EPO gewisse Ziele setzen, 
die deren Organe im Rahmen ihrer jeweiligen Kompeten- 
zen anzustreben haben. Andererseits kann sie eine 
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten einleiten, die über 
den Anwendungsbereich des EPÜ hinausgeht. Vorbild 
für diese Form der Zusammenarbeit sind die Regierungs- 
konferenzen in Paris (1999) und London (2000), die 
neben den der EPO erteilten Aufträgen die Grundlage für 
die Ausarbeitung von Vereinbarungen zwischen Ver- 
tragsstaaten in Fragen des Übersetzungserfordernisses 
und der Streitregelung geschaffen haben. 

Zu Artikel 11 EPÜ (Ernennung hoher Be- 
amter) 

Der neu geschaffene Absatz 5 schafft eine dauerhafte 
Rechtsgrundlage für die bisher als Übergangsvorschrift 
in Artikel 160 Abs. 2 (a. F.) vorgesehene Möglichkeit, 
rechtskundige Mitglieder nationaler Gerichte oder Behör- 
den als externe Mitglieder der Großen Beschwerdekam- 
mer zu ernennen. Diese Praxis hat sich bewährt und soll 
weiterhin zur internationalen Anerkennung der Entschei- 
dungen der Großen Beschwerdekammer und zur weite- 
ren Harmonisierung der Patentrechtsprechung in Europa 
beitragen. Die Neuregelung stellt klar, dass es sich um 
Gerichte oder „gerichtsähnliche“ Behörden handeln 
muss. Sie legt den erstmaligen Ernennungszeitraum auf 
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drei Jahre fest, während die frühere Regelung hierfür 
noch eine Spanne von ein bis fünf Jahren vorsah. Eine 
Wiederernennung bleibt möglich. 

Für die ebenfalls in der Übergangsregelung des Arti- 
kels 160 Abs. 2 (a. F.) vorgesehene Möglichkeit der 
Bestellung externer Mitglieder der Juristischen oder der 
Technischen Beschwerdekammern sowie der Bestellung 
externer technisch vorgebildeter Mitglieder der Großen 
Beschwerdekammer bestand nur in der Gründungspha- 
se des EPA Bedarf. Nunmehr verfügt dieses selbst über 
ausreichendes Know-how. Eine Entsendung erfolgte 
zuletzt ohnehin nur noch sporadisch. Die diesbezügliche 
Übergangsregelung konnte daher ersatzlos gestrichen 
werden. 


Zu Artikel 14 EPÜ (Sprachen des Europäi- 
schen Patentamts, europäischer Patent- 
anmeldungen und anderer Schriftstücke) 

Artikel 14 soll mit dem am 1. Juni 2000 im Rahmen der 
WIPO angenommenen Patentrechtsabkommen 2000 
(Patent Law Treaty, nachfolgend: PLT) in Einklang 
gebracht werden. Dieses regelt in Artikel 5 Abs. 2, welche 
Anforderungen Patentämter an Patentanmeldungen für 
die Zuerkennung eines „Anmeldetags“ stellen dürfen. 
Der Anmeldetag bestimmt den Altersrang einer Erfindung 
und ist deshalb grundsätzlich für die Beurteilung ihrer 
Patentfähigkeit maßgeblich. Die Einreichung der Patent- 
anmeldung in einer bestimmten Sprache kann nach dem 
PLT nicht verlangt werden. Vielmehr genügt danach die 
Anmeldung in jeder vom Antragsteller gewählten Spra- 
che. Dies machte zum einen eine Änderung des Arti- 
kels 80 erforderlich, der die Voraussetzungen der Zuer- 
kennung eines Anmeldetags im EPÜ regelt und bisher 
bezüglich der in der Anmeldung zu verwendenden Spra- 
chen auf Artikel 14 (a. F.) verwies. Im Zuge der Neufas- 
sung des Artikels 80 (dazu unten) ist nunmehr der Ver- 
weis auf Artikel 14 ganz entfallen, sodass es für die Beur- 
teilung des Anmeldetags auf dessen Regelungen eigent- 
lich nicht mehr ankommt. Unabhängig davon soll aber 
auch die in Artikel 14 (a. F.) enthaltene Sprachenregelung 
in Einklang mit dem PLT gebracht werden, um hier 
Unstimmigkeiten und Widersprüche zu vermeiden. Arti- 
kel 14 Abs. 1 (a. F.) sah bisher vor, dass die Anmeldung 
grundsätzlich in einer der drei Amtssprachen des EPA 
(Deutsch, Englisch oder Französisch) einzureichen war. 
Eine Ausnahme gab es nach Artikel 14 Abs. 2 (a. F.) bis- 
her nur für Anmeldungen, die in anderen Amtssprachen 
der Vertragsstaaten verfasst waren. Diese wurden akzep- 
tiert, sofern sie innerhalb einer dafür gesetzten Frist in 
eine Amtssprache des EPA übersetzt wurden. Da nach 
Artikel 5 Abs. 2 PLT eine Anmeldung aber zunächst in 
jeder vom Antragsteller gewählten Sprache akzeptiert 
werden muss - also auch in einer, die nicht Amtssprache 
eines der Vertragsstaaten ist - sieht Artikel 14 Abs. 2 
(n. F.) jetzt vor, dass die Anmeldung in einer der drei 
Amtssprachen des EPA einzureichen oder, wenn sie in 
einer anderen Sprache eingereicht wurde, in jene zu 
übersetzen ist. Die Festlegung der hierfür zu bestimmen- 
den Fristen wurde der Ausführungsordnung zum EPÜ 
Vorbehalten. Die in Artikel 90 Abs. 3 (a. F.) enthaltene 
Rechtsfolge einer nicht fristgerechten Einreichung der 
Übersetzung wurde in Artikel 14 Abs. 2 Satz 3 (n. F.) 
selbst aufgenommen. In diesem Fall gilt die Anmeldung 
als zurückgenommen. 


Artikel 14 Abs. 4 (n. F.) enthält entsprechende Regelun- 
gen für fristgebundene Schriftstücke, die von Personen 
aus anderen als deutsch-, englisch- oder französisch- 
sprachigen Vertragsstaaten in den Amtssprachen ihrer 
Heimat- bzw. Sitzländer eingereicht werden können. Die 
großzügigere Sprachenregelung des Artikels 14 Abs. 2 in 
Bezug auf Nicht-Vertragsstaaten der EPO gilt demnach 
nur für die Anmeldeunterlagen selbst, nicht dagegen für 
andere Schriftstücke. 

Artikel 14 wurde darüber hinaus durch redaktionelle Kür- 
zung verschiedener Passagen gestrafft. 

Zu den Artikeln 16, 17 und 18 EPÜ (Ein- 
gangsstelle, Recherchenabteilungen, Prü- 
fungsabteilungen) 

Die politisch und historisch bedingte Regelung, der 
zufolge Eingangsstelle und Recherchenabteilungen geo- 
graphisch ausschließlich der Zweigstelle in Den Haag 
zugeordnet waren, wurde durch Streichung von Arti- 
kel 16 Satz 1 (a. F.) aufgehoben, da diese Aufteilung der 
Zuständigkeiten ursprünglich mit dem Standort der 
Recherchedokumentation in Den Haag begründet wor- 
den war. Die Einführung elektronischer Recherchesyste- 
me macht aber nunmehr den körperlichen Zugriff auf die 
in Den Haag verwahrten Papierdokumente überflüssig. 
Ein elektronisches Pilotsystem mit der Bezeichnung 
BEST („Bringing Examination and Search Together“) war 
bereits vorher eingeführt worden. Seine Anwendung soll 
ausgedehnt werden und es letztlich Prüfern an den 
Standorten Den Haag, München und Berlin gleicherma- 
ßen ermöglichen, sowohl Recherche als auch Sachprü- 
fung durchzuführen. Im BEST-Verfahren wird der 
ursprünglich mit der Sache befasste Recherchenprüfer 
nach Stellung des Prüfungsantrags in seiner Funktion als 
Mitglied der Prüfungsabteilung auch mit der Sachprü- 
fung der Anmeldung beauftragt. Um größere Flexibilität 
beim Übergang der Zuständigkeit von der Eingangsstelle 
auf die Prüfungsabteilungen innerhalb des Amtes herzu- 
stellen, wurde die zeitliche Begrenzung der jeweiligen 
Zuständigkeit in Artikel 16 Satz 2 sowie in Artikel 18 
Abs. 1 Satz 1 aufgehoben. Ferner wurde Artikel 16 Satz 3 
(a. F.) - wonach die Eingangsstelle für die Veröffent- 
lichung von Patentanmeldung und Recherchenbericht 
zuständig ist - im Einklang mit den Änderungen in den 
Artikeln 92 und 93 gestrichen. 

Auf die relative Personalstärke der Standorte in Deutsch- 
land und Den Haag soll die Änderung keinen Einfluss 
haben. In dem zu Artikel 164 neu verfassten Personal- 
standsprotokoll wurde vielmehr die grundsätzliche Fest- 
schreibung der Personalstärke auf dem Stand des Jah- 
res 2000 beschlossen. Ohne Einschaltung des Verwal- 
tungsrats sind akute Abweichungen des Anteils der Plan- 
stellen in Den Haag von diesem Stand nur bis zu maximal 
10 Prozent möglich. 

Zu Artikel 21 EPÜ (Beschwerdekammern) 

In Artikel 21 Abs. 3 Buchstabe a wurde klargestellt, dass 
für Beschwerden gegen Entscheidungen, die die 
Beschränkung oder den Widerruf eines europäischen 
Patents im neu eingeführten Widerrufs- und Beschrän- 
kungsverfahren nach Artikel 105a ff. (n. F.) betreffen und 
von einer aus weniger als vier Mitgliedern bestehenden 
Prüfungsabteilung gefasst worden sind, die Technische 
Beschwerdekammer (bestehend aus zwei technisch vor- 
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gebildeten Mitgliedern und einem rechtskundigen Mit- 
glied) zuständig sein soll. Ohne diese klärende Ergän- 
zung wäre die Abgrenzung von der Zuständigkeit der 
Juristischen Beschwerdekammer (bestehend aus drei 
rechtskundigen Mitgliedern) nicht eindeutig. Die Zuwei- 
sung wird mit der Natur der in Beschränkungsverfahren 
gemäß Artikel 105a bis 105c typischerweise anfallenden 
Prüfungen begründet, die vor allem technischen Sach- 
verstand erfordern. 

Zu Artikel 22 EPÜ (Große Beschwerde- 
kammer) 

Durch Einfügung eines neuen Artikels 112a wurde eine 
begrenzte Überprüfungsmöglichkeit von Beschwerde- 
kammerentscheidungen durch die Große Beschwerde- 
kammer, nämlich bei Vorliegen schwerwiegender Verfah- 
rensmängel oder dem Verdacht, dass eine Straftat die 
Entscheidung der Beschwerdekammer beeinflusst 
haben könnte, eingeführt. Entsprechend wurde deren 
Zuständigkeitsbeschreibung in Artikel 22 Abs. 1 Buch- 
stabe c (n. F.) erweitert. 

Es wurde jedoch nicht als erforderlich angesehen, dass 
die Große Beschwerdekammer auch über derartige 
Überprüfungsanträge in ihrer großen Besetzung von sie- 
ben Mitgliedern entscheidet. Diese Besetzung wurde 
allerdings für die Entscheidung grundlegender Rechts- 
fragen beibehalten. Demgegenüber wurde in dem neu 
eingeschobenen Satz 2 von Artikel 22 Abs. 2 (n. F.) die 
Möglichkeit verankert, Überprüfungsanträge wahlweise 
auch in Gremien von drei (gedacht für eine erste Ausson- 
derung offensichtlich unzulässiger oder unbegründeter 
Anträge) oder fünf Mitgliedern (für die anschließende 
Sachentscheidung über möglicherweise begründete 
Anträge) zu entscheiden. Die Einzelheiten sind in der 
Ausführungsordnung bzw. der anzupassenden Verfah- 
rensordnung der Großen Beschwerdekammer geregelt. 

Zu Artikel 23 EPÜ (Unabhängigkeit der 
Mitglieder der Kammern) 

Neben einer redaktionellen Änderung im deutschen Text 
(Ersetzung des Begriffs „Funktion“ durch „Amt“) wurde in 
Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 (n. F.) klargestellt, dass die Amts- 
zeit der Beschwerdekammermitglieder mit der Entlas- 
sung aus dem Dienst oder mit der Versetzung in den 
Ruhestand nach Maßgabe des Statuts der Beamten des 
EPA - d. h. spätestens mit der Vollendung des 
65. Lebensjahres - endet. Eine Fortsetzung der Tätigkeit 
über diesen Zeitpunkt hinaus ist auch dann ausgeschlos- 
sen, wenn der fünfjährige Ernennungszeitraum gemäß 
Absatz 1 Satz 1 noch nicht abgelaufen sein sollte. 

Zu den Artikeln 33 und 35 EPÜ (Befugnis- 
se des Verwaltungsrats in bestimmten 
Fällen; Abstimmungen) 

Eine bedeutende Neuerung enthalten die Artikel 33 
und 35 (n. F.). Durch den neu eingefügten Buchstaben b 
in Artikel 33 Abs. 1 (n. F.) soll der Verwaltungsrat in die 
Lage versetzt werden, eigenständig materiell- und ver- 
fahrensrechtliche Vorschriften des EPÜ mit neu 
geschlossenen internationalen Verträgen oder neu erlas- 
senen Rechtsvorschriften der Europäischen Union auf 
dem Gebiet des Patentwesens in Einklang zu bringen. 
Durch diese neue Befugnis kann ein (z. B. in der EU, der 
WIPO oder der WTO) bereits erzielter Konsens unmittel- 


bar in das EPÜ übernommen werden, ohne dass hierfür 
eine eigene Revisionskonferenz abgehalten werden 
muss. Eine vergleichbare Regelung enthält bereits der 
am 1 . Juni 2000 verabschiedete PLT in dessen Artikel 16 
Abs. 1. 

Im Ergebnis kann sich durch diesen Mechanismus eine 
Zeitersparnis von mehreren Jahren ergeben, da nicht nur 
der Aufwand für die Einberufung und Durchführung einer 
Revisionskonferenz, sondern auch die Verdoppelung der 
auf nationaler Ebene jeweils notwendigen Ratifikations- 
verfahren entfällt. Nach bisherigem Stand muss nämlich 
im innerstaatlichen Recht zum einen der neu ausgehan- 
delte internationale Vertrag ratifiziert (bzw. die neu ergan- 
gene Richtlinie der EU auf nationaler Ebene umgesetzt) 
werden. Zum anderen ist anschließend die Ratifizierung 
des (inhaltsgleichen) Ergebnisses der EPÜ-Revisions- 
konferenz erforderlich. Mit der Neuregelung, die Letzte- 
res entbehrlich macht, ist daher auch eine erhebliche 
Verringerung des administrativen Aufwands verbunden. 

Um eine Aushöhlung der Souveränität der jeweiligen 
nationalen Gesetzgeber zu vermeiden, wurden folgende 
Garantien vorgesehen: 

- Ein Beschluss des Verwaltungsrats nach Artikel 33 
Abs. 1 Buchstabe b (n. F.) kann nur dann gefasst wer- 
den, wenn bei der Abstimmung alle Vertragsstaaten 
vertreten sind (Artikel 35 Abs. 3 Satz 2 n. F.). 

- Ein derartiger Beschluss muss von den Vertragsstaa- 
ten, die ihre Stimme abgeben, einstimmig gefasst wer- 
den (Artikel 35 Abs. 3 Satz 1 n. F.). 

- Ein solcher Beschluss kann nicht vor dem Inkrafttreten 
der internationalen Übereinkunft bzw. der Rechtsvor- 
schrift der Europäischen Union, auf die er sich bezieht 
- oder, wenn Letztere eine Frist zur Umsetzung vor- 
sieht, nicht vor deren Ablauf - gefasst werden (Arti- 
kel 33 Abs. 5 n. F.). 

- Jeder Vertragsstaat kann innerhalb von zwölf Monaten 
nach Annahme des Verwaltungsratsbeschlusses des- 
sen Inkrafttreten durch eine einseitige Erklärung ver- 
hindern. Diese Erklärung, die nicht das Ausscheiden 
des Staates aus der EPO zur Folge hat, sondern nur 
die Ungültigkeit des Verwaltungsratsbeschlusses 
bewirkt, ermöglicht es den Vertretern der Vertragsstaa- 
ten im Verwaltungsrat, die nationalen Gesetzgebungs- 
organe zu beteiligen und sich zu vergewissern, dass 
diese der Änderung zustimmen (Artikel 35 Abs. 3 
Satz 3 n. F.). 

Diese Garantien verschaffen den einzelnen Vertragsstaa- 
ten bei Anpassungen des Übereinkommens, die gemäß 
Artikel 33 Abs. 1 Buchstabe b (n. F.) durchgeführt wer- 
den, eine stärkere Stellung als bei den alternativ in 
Betracht kommenden Änderungen im Rahmen einer ein- 
zuberufenden Revisionskonferenz. Diese ist gemäß Arti- 
kel 172 Abs. 2 Satz 2 und 3 bereits beschlussfähig, wenn 
drei Viertel der Vertragsstaaten auf ihr vertreten sind, und 
benötigt zur Änderung des Übereinkommens nur eine 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen. Staaten, 
die die revidierte Fassung des Übereinkommens weder 
ratifizieren noch ihr beitreten, gehören gemäß Artikel 172 
Abs. 4 ab dem Inkrafttreten der revidierten Fassung dem 
Übereinkommen nicht mehr an. 

Die deutsche Delegation vertrat daher auf der Revisions- 
konferenz den Standpunkt, dass kein Vertragsstaat 
befürchten müsse, an Entscheidungen des Verwaltungs- 
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rats gebunden zu sein, wenn diese seinen nationalen 
Interessen widersprächen. Für die praktische Umsetzung 
im eigenen nationalen Recht strebt Deutschland einen 
Verfahrensmodus dergestalt an, dass von deutscher 
Seite eine Zustimmung im Verwaltungsrat erst dann 
erteilt wird, wenn der deutsche Gesetzgeber die jeweilige 
internationale Übereinkunft bereits ratifiziert bzw. eine 
EU-Richtlinie in nationales Recht umgesetzt hat. Damit 
wird sich die Entscheidung des Verwaltungsrats als 
„Nachvollzug“ der nationalen Regelung auf der Ebene 
des EPÜ darstellen. Dennoch lässt sich ein Zeitgewinn 
von fünf bis sieben Jahren im Vergleich zu einer national 
zu ratifizierenden Revision des EPÜ durch eine Revisi- 
onskonferenz erwarten. 

Weitere Änderungen betreffen redaktionelle Anpassun- 
gen des englischen und französischen Textes von Arti- 
kel 33 Abs. 1 an die deutsche Textfassung und redaktio- 
nelle Anpassungen aufgrund der oben genannten Einfü- 
gungen. Schließlich werden Bezugnahmen auf Vorschrif- 
ten innerhalb des EPÜ angepasst, soweit diese ihrerseits 
durch die Revisionsakte geändert wurden. 

Zu Artikel 37 EPÜ (Finanzierung des 
Haushalts) 

Die Änderungen des Artikels 37 und der folgenden Arti- 
kel 38, 42 und 50 wurden durch einen Hinweis der Rech- 
nungsprüfer veranlasst, die in ihrem Bericht zur Jahres- 
rechnung 1 998 auf eine Praxis der Haushaltsführung und 
Rechnungslegung der EPO hingewiesen hatten, die nicht 
mit dem Wortlaut des EPÜ vereinbar war. So hatte die 
EPO in der Vergangenheit - wenn auch erst nach Geneh- 
migung der Vertragsstaaten im Einzelfall - Kredite aufge- 
nommen, ohne dass hierfür im EPÜ eine Rechtsgrundla- 
ge vorhanden war. 

Die Neufassung des Artikels 37 durch Hinzufügung der 
neuen Buchstaben e und f soll es der EPO nunmehr 
ermöglichen, zur Finanzierung ihres Haushalts auch auf 
Fremdmittel zurückzugreifen. 

Die Annahme von Artikel 37 (n. F.) erfolgte entgegen dem 
von der deutschen Delegation eingereichten Änderungs- 
vorschlag, der die Verwendung von Fremdmitteln - ent- 
sprechend der schon bisher geübten Praxis - nur für 
bestimmte Projekte im Einzelfall erlauben sollte. Als 
erkennbar wurde, dass dieser Vorschlag von keiner wei- 
teren Delegation unterstützt wurde, gab die deutsche 
Delegation folgende Erklärung zu Protokoll: 

„Die deutsche Delegation hat sich gegen die in Arti- 
kel 37 (e) des Entwurfs der Revisionsakte vorgesehene 
Ermächtigung der Europäischen Patentorganisation zur 
Aufnahme von Darlehen aus eigenem Recht ausgespro- 
chen. Die Schaffung der Möglichkeit für eine internatio- 
nale Organisation, auf Grund eigenen Rechts und ohne 
im Einzelfall einzuholende Ermächtigung ihrer Mitglied- 
staaten Darlehen aufzunehmen, widerspricht der Positi- 
on der Bundesrepublik Deutschland, wie sie auch in 
anderen internationalen Organisationen vertreten wird. 
Bedauerlicherweise hat der deutsche Antrag zur Strei- 
chung dieser Möglichkeit aus dem Entwurf nicht die 
erforderliche Mehrheit erhalten. Die deutsche Delegation 
möchte der Revisionsakte insgesamt jedoch nicht allein 
aus diesem Grunde ihre Zustimmung verweigern. Eine 
solche mögliche Zustimmung zur Revisionsakte insge- 
samt durch die deutsche Delegation darf jedoch nicht so 
verstanden werden, dass ihre diesbezüglichen Bedenken 


zurückgestellt würden. Vielmehr weist sie ausdrücklich 
darauf hin, dass sie in Zukunft zur Frage der Aufnahme 
von Darlehen durch internationale Organisationen an 
ihrer Auffassung festhalten wird.“ 

Zu Artikel 38 EPÜ (Eigene Mittel der 
Organisation) 

Die Änderung sieht die Ausweisung des Pensionsreser- 
vefonds als zweckgebundenes Sondervermögen der 
EPO vor und geht auf die Empfehlung der Rechnungs- 
prüfer zurück, auch die Pensionsverpflichtungen der 
Organisation in der Jahresrechnung auszuweisen. Außer- 
dem wurde die Definition der „eigenen Mittel“ weiter 
gefasst als bisher. 

Zu Artikel 42 EPÜ (Haushaltsplan) 

Der neue Artikel 42 Abs. 1 stellt klar, dass der Haushalts- 
plan nach Maßgabe der in der Finanzordnung der EPO 
festgelegten, allgemein anerkannten Rechnungsle- 
gungsgrundsätze aufzustellen ist. Der bisherige Absatz 2 
entfällt. 

Zu Artikel 50 EPÜ (Finanzordnung) 

Der neue Buchstabe g greift die in den Artikeln 38 und 42 
(n. F.) vorgenommenen Änderungen auf und bestimmt die 
allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrundsätze 
als Bestandteile der Finanzordnung. In der englischen 
Fassung von Buchstabe c erfolgte zudem eine redaktio- 
nelle Anpassung an den Wortlaut der beiden anderen 
Amtssprachen Französisch und Deutsch. 

Zu Artikel 51 EPÜ (Gebühren) 

Artikel 51 Abs. 1 bis 3 wurde neu gefasst. Absatz 1 (n. F.) 
normiert eine generelle Ermächtigungsgrundlage für die 
Erhebung von Gebühren, da das Übereinkommen eine 
solche bisher nicht enthält. Die Absätze 2 und 3 zielen 
auf eine Vereinheitlichung der (innerhalb des alten EPÜ 
und der alten Ausführungsordnung wenig schlüssigen) 
Systematik der Gebührenregelungen ab. Im Rahmen der 
Revision wurden die Vorschriften über die Erhebung von 
Gebühren, die diesbezüglichen Zahlungsfristen und die 
Folgen einer nicht fristgerechten Zahlung für jede Gebühr 
in die Ausführungsordnung überführt, wo sie einheitlich 
geregelt werden. Ausgenommen sind lediglich die Vor- 
schriften zur Einspruchs- und Beschwerdegebühr (Arti- 
kel 99 und 108), die im EPÜ selbst verbleiben. 

Die Höhe der Gebühren und die Art und Weise, wie sie zu 
entrichten sind, werden nach wie vor in der Gebühren- 
ordnung geregelt (Artikel 51 Abs. 4 n. F.). 

Zu Artikel 52 EPÜ (Patentfähige Erfindun- 
gen) 

Artikel 52 Abs. 1 ist die grundlegende Bestimmung des 
materiellen europäischen Patentrechts. Die Einfügung, 
dass europäische Patente für Erfindungen „auf allen 
Gebieten der Technik“ erteilt werden, wurde in Anpas- 
sung an Artikel 27 Abs. 1 TRIPS aufgenommen, um den 
Anwendungsbereich des EPÜ klar zu umreißen und deut- 
lich zu machen, dass der Patentschutz zwar grundsätz- 
lich technischen Erfindungen aller Art offen steht, aber 
auch auf technische Erfindungen beschränkt ist. Eine 
inhaltliche Änderung der bestehenden Regelung ist 
damit nicht verbunden. 
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Artikel 52 Abs. 4 wird gestrichen und in Artikel 53 Buch- 
stabe c überführt (vgl. dort). 

Zu Artikel 53 EPÜ (Ausnahmen von der 
Patentierbarkeit) 

Buchstabe a wurde an Artikel 27 Abs. 2 TRIPS und Arti- 
kel 6 Abs. 1 der EU-Richtlinie 98/44/EG über den Schutz 
biotechnologischer Erfindungen angeglichen. Entspre- 
chend der dort gewählten Formulierung soll nunmehr für 
die Frage eines Verstoßes gegen die öffentliche Ordnung 
oder die guten Sitten an die „gewerbliche Verwertung“ 
der Erfindung angeknüpft werden. Bisher war hier auf die 
„Veröffentlichung und Verwertung“ abgestellt worden. 
Die Entscheidungspraxis des EPA bleibt von dieser Strei- 
chung unberührt. 

Redaktionelle Änderungen wurden in der französischen 
Fassung von Buchstabe a (Anpassung an den deutschen 
Text) und in der deutschen Fassung von Buchstabe b 
(Ersetzung des Begriffs „Tierarten“ durch die sachlich 
zutreffende Bezeichnung „Tierrassen“) vorgenommen. 

Die bisher in Artikel 52 Abs. 4 enthaltene Ausnahme 
gewisser medizinischer Behandlungs- und Diagnosever- 
fahren vom Patentschutz wurde aus systematischen 
Gründen und zur Anpassung an Artikel 27 Abs. 3 Buch- 
stabe a des TRIPS-Übereinkommens ohne inhaltliche 
Änderung in den neuen Buchstaben c von Artikel 53 
(n. F.) überführt. Da Behandlungs- und Diagnostizier- 
verfahren in erster Linie aus Gründen des öffentlichen 
Gesundheitswesens von der Patentierbarkeit ausgenom- 
men sind, sollte hier nicht mehr mit der fehlenden 
gewerblichen Anwendbarkeit argumentiert werden. Die 
Änderung hat im Ergebnis aber keine Auswirkungen 
darauf, wie das EPA diese Erfindungen in der Praxis 
behandelt. 

Zu Artikel 54 EPÜ (Neuheit) 

In Artikel 54 Abs. 3 (n. F.) wurde der Hinweis auf Artikel 93 
gestrichen. Dadurch wird klargestellt, dass sich die dort 
in Bezug genommene „Veröffentlichung“ sowohl auf eine 
europäische Anmeldung nach Artikel 93 als auch auf eine 
Euro-PCT-Anmeldung nach Artikel 153 (n. F.) beziehen 
kann. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass gemäß 
Artikel 153 Abs. 3 (n. F.) die internationale Veröffentli- 
chung einer Euro-PCT-Anmeldung - d.h. einer internatio- 
nalen Anmeldung nach dem Patent Cooperation Treaty 
(PCT), für die das EPA Bestimmungsamt oder ausge- 
wähltes Amt ist - an die Stelle der Veröffentlichung einer 
europäischen Patentanmeldung tritt. Entsprechende 
Streichungen der Bezugnahme auf Artikel 93 erfolgten 
auch in Artikel 60 Abs. 2, Artikel 67 Abs. 2 und Artikel 69 
Abs. 2 (siehe dort). Zur Vermeidung von Doppelanmel- 
dungen gelten aber weiterhin Erfindungen nach Artikel 54 
Abs. 3 als nicht mehr neu, wenn für sie bereits eine euro- 
päische Anmeldung in einer früheren Fassung einge- 
reicht worden war, auch wenn diese noch nicht veröffent- 
licht ist. 

Artikel 54 Abs. 4 (a. F.) beschränkte diese Ausschlusswir- 
kung bisher auf das Gebiet derjenigen Vertragsstaaten, 
die schon in der früheren Anmeldung benannt worden 
waren. Absatz 4 konnte nunmehr ersatzlos gestrichen 
werden. Denn seit im Jahre 1999 im Rahmen einer 
Gebührenänderung eine absolute Obergrenze von sie- 
ben Benennungsgebühren eingeführt wurde, werden in 
der Praxis in den meisten Anmeldungen ohnehin sämtli- 


che EPÜ-Vertragsstaaten benannt, was die Bedeutung 
des Absatzes 4 (a. F.) deutlich verringert hat. Diese Praxis 
greift die Neuregelung des Artikels 79 Abs. 1 auf, wonach 
im Erteilungsantrag nunmehr grundsätzlich alle Vertrags- 
staaten als benannt gelten (siehe unten zu Artikel 79). 
Hieraus folgt, dass jede europäische Patentanmeldung, 
die unter Artikel 54 Abs. 3 fällt, zum Zeitpunkt ihrer Veröf- 
fentlichung für sämtliche Vertragsstaaten des EPÜ zum 
Stand der Technik gehört. 

Für die Änderung des Übereinkommenstextes in Arti- 
kel 54 Abs. 4 und 5 betreffend die Patentierbarkeit der 
so genannten „zweiten medizinischen Indikation“ war 
Ausgangspunkt, dass Artikel 54 Abs. 5 (a. F.) als Aus- 
gleich für den Patentierungsausschluss medizinischer 
Verfahren gemäß Artikel 52 Abs. 4 (a. F., jetzt Artikel 53 
Buchstabe c) bekannten Stoffen oder Stoffgemischen 
„Neuheit“ als Voraussetzung der Patentfähigkeit zuer- 
kannte, sofern sie zur erstmaligen Anwendung in einem 
solchen medizinischen Verfahren bestimmt waren. Diese 
gesetzlich fingierte Neuheit der „ersten medizinischen 
Indikation“ hat die Große Beschwerdekammer des EPA 
insoweit auf jede weitere medizinische Indikation ausge- 
dehnt, als sie - einer in der Schweiz bereits geübten Pra- 
xis folgend - den Anspruch auf Verwendung des bekann- 
ten Stoffes oder Stoffgemisches zur Herstellung eines 
Arzneimittels für eine bestimmte weitere therapeutische 
Anwendung als schutzfähig ansah. Die Neuheit wurde 
dabei allein aus dem neuen therapeutischen Gebrauch 
eines bereits als Arzneimittel bekannten Stoffes hergelei- 
tet. 

Da die in einzelnen Vertragsstaaten für die Beurteilung 
von Patentverletzungen zuständigen höchsten Gerichte 
dieser Sichtweise nicht einheitlich gefolgt sind, haben die 
Delegationen der Vertragsstaaten weitgehend einmütig 
ein grundsätzliches Bedürfnis gesehen, in diesem 
Bereich Rechtssicherheit zu schaffen. Umstritten war 
dagegen die genaue Formulierung, durch die dieses Ziel 
erreicht werden sollte. Deutschland drängte dabei insbe- 
sondere darauf, dass die Neuregelung mit der Anerken- 
nung der „zweiten medizinischen Indikation“ nicht 
zugleich zu einer Festschreibung der Rechtsprechung 
zum Schutzumfang der „ersten medizinischen Indikati- 
on“ führen dürfe, da Artikel 54 lediglich und ausschließ- 
lich die Frage der Neuheit betreffe. Die Rechtsprechung 
solle vielmehr die Freiheit behalten, ihre Haltung insoweit 
weiterentwickeln und den Schutzbereich gegebenenfalls 
auch beschneiden zu können. 

Diesem Ziel wurde durch die Neuregelung Rechnung 
getragen. Artikel 54 Abs. 5 (a. F.) wurde ohne inhaltliche 
Änderung als neuer Absatz 4 übernommen. Lediglich die 
enthaltenen Verweise wurden an anderenorts erfolgte 
Umstellungen angepasst. Hinzugefügt wurde ein neuer 
Absatz 5, der die Patentierbarkeit eines in Absatz 4 
genannten Wirkstoffs zu einer spezifischen Anwendung 
nicht ausschließt, sofern diese Anwendung noch nicht 
zum Stand der Technik gehört. Damit wurde die Möglich- 
keit einer flexiblen Fortentwicklung der auf Artikel 54 
Abs. 5 (a. F.) beruhenden Rechtsprechung zur „ersten 
medizinischen Indikation“ erhalten. 

Zu Artikel 60 EPÜ (Recht auf das europäi- 
sche Patent) 

Absatz 2 regelt das Recht auf das europäische Patent, 
sofern mehrere die entsprechende Erfindung unabhängig 
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voneinander gemacht haben. Er wies bisher demjenigen 
dieses Recht zu, dessen nach Artikel 93 veröffentlichte 
Anmeldung den früheren Anmeldetag hatte. Der Verweis 
auf Artikel 93 wurde gestrichen, da sich die in Rede ste- 
hende „Veröffentlichung“ sowohl auf eine europäische 
Anmeldung nach Artikel 93 als auch auf eine Euro-PCT- 
Anmeldung nach Artikel 153 (n. F.) beziehen kann (siehe 
oben zu Artikel 54 Abs. 3). 

Die am Ende von Absatz 2 enthaltene Wirkungsbe- 
schränkung der Patentanmeldung auf die in der veröf- 
fentlichten früheren Anmeldung benannten Vertragsstaa- 
ten bezog sich auf die in Artikel 54 Abs. 4 (a. F.) enthalte- 
ne Regelung. Da diese aber gestrichen wurde, kann die 
entsprechende Regelung in Artikel 60 Abs. 2 ebenfalls 
entfallen. 

Zu Artikel 61 EPÜ (Anmeldung europäi- 
scher Patente durch Nichtberechtigte) 

In Artikel 61 Abs. 1 wird für die Folgen einer Anmeldung 
durch einen Nichtberechtigten ausdrücklich auf die Aus- 
führungsordnung Bezug genommen. Der bisherige Ver- 
weis in Artikel 61 Abs. 3 (a. F.) kann entfallen. 

In Absatz 2 wurde die Verweisung auf Absatz 1 durch 
Hinzufügung des Buchstabens b konkretisiert. Inhaltliche 
Änderungen waren dabei jeweils nicht beabsichtigt. 

Zu Artikel 65 EPÜ (Übersetzung des euro- 
päischen Patents) 

Die Absätze 1 und 2 von Artikel 65 EPÜ wurden zum 
Zwecke der Klarstellung redaktionell geändert. Zum 
einen wird Absatz 1 dahingehend umformuliert, dass die 
den Vertragsstaaten eingeräumte Möglichkeit, eine Über- 
setzung der europäischen Patentschrift in ihre Amtsspra- 
che zu verlangen, nicht an die Absicht der Patentertei- 
lung oder beschränkten Aufrechterhaltung eines Patents 
in einer anderen Sprache anknüpft, sondern an die ent- 
sprechende Entscheidung des EPA selbst. Zum anderen 
wurde die Bezugnahme auf den „Anmelder“ neben dem 
„Patentinhaber“ als unnötig bzw. irreführend angesehen 
und deshalb gestrichen. 

Darüber hinaus wurde in Absatz 1 der Einführung des 
neuen Beschränkungsverfahrens in Artikel 105a bis 105c 
(n. F.) und der in diesem Zusammenhang durch das EPA 
zu veröffentlichenden „geänderten europäischen Patent- 
schrift“ Rechnung getragen. Jeder Vertragsstaat kann 
nun die Einreichung einer Übersetzung der geänderten 
Patentschrift in seine Amtssprache vorschreiben und für 
Fälle der Nichtbeachtung die Sanktionswirkungen des 
Absatzes 3 vorsehen, demzufolge die Wirkungen des 
europäischen Patents in diesem Staat als von Anfang an 
nicht eingetreten gelten. 

Zu Artikel 67 EPÜ (Rechte aus der euro- 
päischen Patentanmeldung nach Veröffent- 
lichung) 

Artikel 67 Abs. 1 regelt die Rechte aus der Patentanmel- 
dung nach Veröffentlichung, wobei insoweit bisher auf 
die Veröffentlichung „nach Artikel 93“ Bezug genommen 
wird. Der Verweis auf Artikel 93 wurde gestrichen, da sich 
diese „Veröffentlichung“ sowohl auf eine europäische 
Anmeldung nach Artikel 93 als auch auf eine Euro-PCT- 
Anmeldung nach Artikel 153 (n. F.) beziehen kann (siehe 
oben zu Artikel 54 Abs. 3). 


Zu Artikel 68 EPÜ (Wirkung des Widerrufs 
oder der Beschränkung des europäischen 
Patents) 

Schon bislang galt für das Einspruchsverfahren, dass die 
Wirkungen der Patentanmeldung sowie des erteilten 
Patents im Fall von dessen Widerruf rückwirkend („ex 
tune“) entfallen. Diese Regelung wurde nunmehr auf 
Beschränkungen im Rahmen des neuen Beschränkungs- 
verfahrens (Artikel 105a bis 105c n. F.) und auf Nichtig- 
erklärungen im Rahmen von nationalen Nichtigkeits- 
verfahren erweitert. Insoweit wurde der Tatsache, dass 
zwischenzeitlich ohnehin in allen Vertragsstaaten die 
Nichtigerklärung europäischer Patente mit „ex tune“ Wir- 
kung erfolgt, Rechnung getragen und die damit erreichte 
Harmonisierung gesichert. 

Zu Artikel 69 EPÜ (Schutzbereich) 

Der Schutzbereich des Patents und der Patentanmel- 
dung ergibt sich gemäß Artikel 69 Abs. 1 (n. F.) aus den 
Patentansprüchen. Die bisherige Formulierung, er erge- 
be sich aus dem „Inhalt der“ Patentansprüche, wurde 
geändert, da der Begriff „lnhalt“/„terms“/„teneur“ in den 
drei Amtssprachen des EPA nicht dieselbe Bedeutung 
hat und in seiner Tragweite als unklar empfunden wurde. 
Eine Konkretisierung erfolgt auch durch das durch die 
Konferenz erweiterte Auslegungsprotokoll zu Artikel 69 
EPÜ (siehe hierzu unten zu Artikel 2 der Revisionsakte). 

In Artikel 69 Abs. 2 Satz 1 wurde der Verweis auf Arti- 
kel 93 gestrichen, da sich die in Rede stehende „Veröf- 
fentlichung“ sowohl auf eine europäische Anmeldung 
nach Artikel 93 als auch auf eine Euro-PCT-Anmeldung 
nach Artikel 153 (n. F.) beziehen kann (siehe oben zu Arti- 
kel 54 Abs. 3). 

Die Einfügung der „Beschränkungs- und Nichtigkeitsver- 
fahren“ in Artikel 69 Abs. 2 Satz 2 entspricht der Ergän- 
zung in Artikel 68. Eine Beschränkung des europäischen 
Patents in jedem dieser Verfahren begrenzt rückwirkend 
auch den Schutzbereich der Anmeldung. 

Zu Artikel 70 EPÜ (Verbindliche Fassung 
einer europäischen Patentanmeldung oder 
eines europäischen Patents) 

Die Klarstellung in Artikel 70 Abs. 2 , wonach bei nicht in 
einer Amtssprache des EPA eingereichten Patentanmel- 
dungen - wie schon bisher - der fremdsprachige Text die 
europäische Anmeldung „in der ursprünglich eingereich- 
ten Fassung“ darstellt, erfolgte als Konsequenz aus der 
Neufassung des Artikels 14 Abs. 2. Dies gilt im Übrigen 
nicht nur im Rahmen von Artikel 70 Abs. 2, sondern auch 
für die Anwendung von Artikel 54 Abs. 3, Artikel 61 Abs. 1 
Buchstabe b und Abs. 2, Artikel 76 Abs. 1, Artikel 100 
Buchstabe c, Artikel 123 Abs. 2 und Artikel 138 Abs. 1 
Buchstabe c. 

Zu Artikel 75 EPÜ (Einreichung der euro- 
päischen Patentanmeldung) 

Die örtliche Beschränkung des Artikels 75 Abs. 1 Buch- 
stabe a (a. F.), wonach Patentanmeldungen nur am 
Hauptsitz des EPA in München und bei der Zweigstelle in 
Den Haag eingereicht werden konnten, wurde gestri- 
chen. Dies folgt der Praxis des Amtes, das auf Grundla- 
ge eines Beschlusses seines Präsidenten bereits zuvor in 
der Dienststelle Berlin und im Dienstgebäude „Pschorr- 
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höfe“ in München weitere Annahmestellen eingerichtet 
hatte. 

Der wegen der zwingenden Zuständigkeitsbestimmung 
in Artikel 76 Abs. 1 überflüssige Artikel 75 Abs. 3 (a. F.) 
wurde gestrichen und durch einen Verweis auf Artikel 76 
Abs. 1 in Artikel 75 Abs. 1 Buchstabe b (n. F.) ersetzt. 

Zu Artikel 76 EPÜ (Europäische Teilan- 
meldung) 

Die Streichung der örtlichen Beschränkung in Absatz 1 
für die Einreichung von Teilanmeldungen entspricht der- 
jenigen bei Artikel 75 Abs. 1 Buchstabe a (siehe oben). 

Die Ersetzung der ausführlichen Verweisung in Absatz 3 
auf Regelungen der Ausführungsordnung durch den Ein- 
schub „nach Maßgabe der Ausführungsordnung“ in 
Absatz 1 erfolgte zur Straffung des Übereinkommenstex- 
tes. 

Im französischen und englischen Text des Absatzes 1 
wurden redaktionelle Änderungen zur Anpassung der 
drei amtlichen Sprachfassungen bzw. zur Verbesserung 
des Sprachstils vorgenommen. 

Die Erstreckung der Teilanmeldung gemäß Artikel 76 
Abs. 2 auf alle Vertragsstaaten, die bei ihrer Einreichung 
auch in der früheren Anmeldung (noch) benannt sind, 
folgt aus der Änderung des Artikels 79 Abs. 1 . Nach die- 
ser Vorschrift gelten nun bei Anträgen auf Erteilung eines 
europäischen Patents alle Vertragsstaaten als benannt, 
die dem EPÜ bei Einreichung der europäischen Patent- 
anmeldung angehörten. Jedoch kann die Benennung 
eines Vertragsstaats noch jederzeit vom Anmelder 
zurückgenommen werden. Außerdem gilt sie im Falle der 
Nichtzahlung der entsprechenden Benennungsgebühr 
als zurückgenommen. 

Zu Artikel 77 EPÜ (Übermittlung europäi- 
scher Patentanmeldungen) 

Zur Straffung des Übereinkommenstextes und zur Her- 
stellung einer größeren Flexibilität bei dessen Anwen- 
dung wurden die Absätze 2 und 3 sowie einige Detailvor- 
schriften aus den Absätzen 1 und 5 des Artikels 77 (a. F.) 
gestrichen und in die Ausführungsordnung überführt. 

Zu Artikel 78 EPÜ (Erfordernisse der 
europäischen Patentanmeldung) 

Im Rahmen der Straffung des Übereinkommenstextes 
wurde Absatz 3 des Artikels 78 (a. F.) gestrichen und eine 
entsprechende Regelung in dessen Absatz 1 aufgenom- 
men. Die bisher in Artikel 90 Abs. 3 enthaltene Rechtsfol- 
ge einer nicht rechtzeitigen Entrichtung der Anmelde- 
oder Recherchegebühr wurde - ebenfalls ohne inhaltli- 
che Änderung - in Artikel 78 Abs. 2 übernommen. 

Zu Artikel 79 EPÜ (Benennung der Vertrags- 
staaten) 

Artikel 79 Abs. 1 (a. F.) sah vor, dass der Anmelder den 
Vertragsstaat oder die Vertragsstaaten zu benennen 
hatte, in denen er für die Erfindung Schutz begehrte. 
Diese Regelung wurde an die bereits bestehende Änmel- 
depraxis beim EPA angepasst. Danach wurden bei der 
Anmeldung in der Regel formularmäßig sämtliche aktuel- 
len Vertragsstaaten benannt. Eine Rücknahme der 
Benennung einzelner Staaten war möglich, aber infolge 


der Gebührenanpassung von 1999 selten geworden, da 
die Zahl der maximal zu zahlenden Benennungsgebüh- 
ren ohnehin auf sieben begrenzt war. 

Absatz 1 (n. F.) sieht nunmehr ausdrücklich vor, dass bei 
Anträgen auf Patenterteilung alle Vertragsstaaten als 
benannt gelten. Der Kreis der benannten Staaten kann 
sich jedoch durch ausdrücklich erklärte Zurücknahmen 
oder die Zurücknahmefiktion als Folge der Nichtzahlung 
von Benennungsgebühren verkleinern. Eine Zurücknah- 
me ist jederzeit möglich. Die diesbezügliche Einfügung in 
die deutschen und französischen Fassungen von Arti- 
kel 79 Abs. 3 gleicht diese an den englischen Text an. 

In Absatz 2 wurde zur Erreichung größerer Flexibilität die 
„Muss“-Vorschrift betreffend die Erhebung von Benen- 
nungsgebühren in eine „Kann“-Vorschrift umgewandelt. 
Die Fristenregelung in Absatz 2 Satz 2 (a. F.) und die 
Detailvorschriften in Absatz 3 Satz 2 und 3 (a. F.) wurden 
in die Ausführungsordnung überführt. 


Zu Artikel 80 EPÜ (Anmeldetag) 

Artikel 80 (a. F.) enthielt bisher die einzelnen Vorausset- 
zungen für die Zuerkennung eines Anmeldetages. Diese 
werden nunmehr in die Ausführungsordnung überführt. 
Sie entsprechen dem in Artikel 5 PLT festgelegten welt- 
weiten Standard. Die EPO beabsichtigt, Vertragspartei 
des PLT zu werden, und wäre dann ohnehin an diesen 
Standard gebunden. Die in Artikel 80 (n. F.) verbleibende 
Definition des Anmeldetages verweist nunmehr für die zu 
erfüllenden Erfordernisse auf die Ausführungsordnung. 
Das bisher bestehende Erfordernis, die Anmeldung in 
einer bestimmten Sprache einzureichen, ist entfallen (vgl. 
dazu oben bei Artikel 14). 


Zu Artikel 86 EPÜ (Jahresgebühren für die 
europäische Patentanmeldung) 

Artikel 86 (n. F.) wurde - neben redaktionellen Verbesse- 
rungen bzw. Angleichungen in Absatz 1 Satz 1 der engli- 
schen und Absatz 1 Satz 2 der französischen Fassung - 
vor allem gestrafft. Die bisher in Absatz 2 enthaltene 
Regelung in Bezug auf eine Zuschlagsgebühr wurde 
gestrichen und sinngemäß in die Ausführungsordnung 
überführt. Absatz 3 (a. F.) wurde ebenfalls gestrichen und 
die Rechtsfolge einer nicht rechtzeitigen Entrichtung der 
Jahresgebühr in Absatz 1 übernommen. Inhaltliche 
Änderungen sind damit nicht verbunden. 


Zu Artikel 87 EPÜ (Prioritätsrecht) 

Die automatische Anerkennung von Prioritätsrechten war 
bislang nur Anmeldungen Vorbehalten, die in einem oder 
mit Wirkung für einen der Vertragsstaaten der Pariser 
Verbandsübereinkunft vorgenommen wurden. Zur An- 
passung an Artikel 2 TRIPS, der den Inhalt der Pariser 
Verbandsübereinkunft insofern übernimmt, wurde Arti- 
kel 87 Abs. 1 (a. F.) dahingehend geändert, dass auch alle 
in oder mit Wirkung für WTO-Mitgliedstaaten vorgenom- 
menen Anmeldungen Prioritätswirkung entfalten. Darü- 
ber hinaus wurden am Ende von Absatz 1 die deutsche 
und die französische Textfassung durch die Bezug- 
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nähme auf den Anmeldetag an die präzisere englische 
Fassung angepasst. 

Das System der gegenseitigen Anerkennung von Priori- 
tätsrechten bei Staaten, die weder der Pariser Verbands- 
übereinkunft noch der WTO beigetreten sind, wurde in 
Artikel 87 Abs. 5 (n. F.) so vereinfacht, dass Anmeldungen 
in diesen Staaten dann Prioritätsschutz genießen, wenn 
die dortige Anmeldebehörde im Gegenzug anerkennt, 
dass auch Anmeldungen beim EPA für sie ein Prioritäts- 
recht begründen. Eine Bekanntmachung des EPA-Präsi- 
denten über das Bestehen dieser faktischen gegenseiti- 
gen Anerkennung auf Arbeitsebene soll nunmehr genü- 
gen. Das bisherige System, das voraussetzte, dass der 
Drittstaat im Rahmen von zwei- oder mehrseitigen Ver- 
trägen Prioritätsschutz nicht nur für Anmeldungen beim 
EPA, sondern auch für solche in jedem der EPÜ-Ver- 
tragsstaaten zubilligte, war so schwerfällig, dass es in 
der Praxis nie angewandt wurde. 

Zu Artikel 88 EPÜ (Inanspruchnahme der 
Priorität) 

Die bislang in Artikel 88 Abs. 1 (a. F.) aufgeführten Form- 
erfordernisse bei der Inanspruchnahme einer Priorität 
standen teilweise nicht im Einklang mit den Regelungen 
des PCT und des PLT. Zur Anpassung, insbesondere an 
Regel 51 bis Abs. 1 Buchstabe e der Ausführungsordnung 
zum PCT und Regel 4 Abs. 3 und 4 der Ausführungsord- 
nung zum PLT, und zur Sicherstellung größerer Flexibilität 
für die Zukunft wurden alle Bestimmungen zu Formerfor- 
dernissen in die Ausführungsordnung überführt. 

Die Absätze 2 bis 4 bleiben unverändert. 

Zu den Artikeln 90 und 91 EPÜ (Eingangs- 
und Formalprüfung) 

Der wesentliche Inhalt von Artikel 90 und 91 (a. F.) wurde 
in Artikel 90 (n. F.) zusammengefasst und die weiteren 
Regelungen in die Ausführungsordnung überführt. 

In Artikel 90 (n. F.) werden in Konsequenz zu den Ände- 
rungen in den Artikeln 16 und 17 die Wörter „die Ein- 
gangsstelle“ durch die Wörter „das Europäische Patent- 
amt“ ersetzt. 

Artikel 90 Abs. 1 (n. F.) entspricht dem bisherigen 
Absatz 1 Buchstabe a. Absatz 2 wurde beibehalten, die 
Gelegenheit zur Mängelbeseitigung nun in den neuen 
Absatz 4 aufgenommen. 

Absatz 3 ersetzt die bisherigen Artikel 90 Abs. 1 Buchsta- 
be b und Artikel 91 Abs. 1, soweit die Einzelheiten zur 
Durchführung der Formalprüfung nicht in die Ausfüh- 
rungsordnung übernommen wurden. Die bisher in Arti- 
kel 90 Abs. 3 (a. F.) genannten Rechtsfolgen werden nun 
in Artikel 14 Abs. 2 und Artikel 78 Abs. 2 (n. F.) behandelt. 

Absatz 4 ersetzt die bisherigen Artikel 90 Abs. 2 und Arti- 
kel 91 Abs. 2. Absatz 5 ersetzt den bisherigen Artikel 91 
Abs. 3 und 5. Die Fiktion der Anmeldungsrücknahme bei 
nicht rechtzeitig nachgeholter Erfinderbenennung ent- 
fällt. Einheitliche Rechtsfolge nicht rechtzeitiger Beseiti- 
gung von Mängeln ist nun die Zurückweisung der Anmel- 
dung. 

Die Regelungen des bisherigen Artikels 91 Abs. 4 und 6 
werden - in Konsequenz zur Änderung in Artikel 79 
Abs. 2 (siehe oben) - in die Ausführungsordnung über- 
führt. 


Zu Artikel 92 EPÜ (Erstellung des euro- 
päischen Recherchenberichts) 

Der Wortlaut des Artikels 92 Abs. 1 (n. F.) wurde ohne 
inhaltliche Auswirkungen geändert. In Konsequenz aus 
den Änderungen in den Artikeln 16 und 17 wurde 
zunächst der Verweis auf die „Recherchenabteilung“ 
ersetzt durch einen Verweis auf das „Europäische 
Patentamt“. Außerdem soll nun allein die Bezugnahme 
auf das Vorliegen einer „europäischen Patentanmeldung“ 
zur Klarstellung genügen, dass nur für solche Anmeldun- 
gen eine Recherche durchgeführt wird, denen zuvor ein 
Änmeldetag zuerkannt wurde und die zum Zeitpunkt der 
Recherche noch anhängig sind. Denn gemäß Artikel 90 
Abs. 2 rechtfertigt nur die Zuerkennung eines Anmelde- 
tages die Behandlung als „europäische Patentanmel- 
dung“. Die bisher ausdrücklich aufgeführte Vorausset- 
zung, dass die Anmeldung nicht nach Artikel 90 Abs. 3 
als zurückgenommen gelten durfte, war überdies zu eng, 
da andere mögliche Wegfallgründe nicht aufgeführt 
waren. 

Eingefügt wurde die bisher in Artikel 93 (a. F.) enthaltene 
Pflicht zur Veröffentlichung des Recherchenberichts. 

Artikel 92 Abs. 2 (a. F.) wurde in die Ausführungsordnung 
überführt. 

Zu Artikel 93 EPÜ (Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung) 

Absatz 1 wurde ohne inhaltliche Änderungen umformu- 
liert und durch die Untergliederung in die neuen Absät- 
ze 1 und 2 verständlicher gefasst. 

Der bisherige Absatz 2 wurde in die Ausführungsordnung 
übernommen, wobei die Pflicht zur Veröffentlichung des 
Recherchenberichts nun in Artikel 92 (n. F.) ausdrücklich 
erwähnt wird. 

Zu den Artikeln 94 bis 96 EPÜ (Prüfung 
der europäischen Patentanmeldung) 

Die bisherigen Artikel 94 und 96 wurden im neuen Arti- 
kel 94 zusammengefasst, die Artikel 95 und 96 gestri- 
chen. Es verblieben die Verpflichtung zur Zahlung einer 
Gebühr sowie die Rechtsfolgen der Nichtzahlung oder 
der Nichterfüllung sonstiger Verpflichtungen. Die prakti- 
schen Modalitäten für die Stellung des Prüfungsantrags, 
einschließlich Form und Frist, sowie die Durchführung 
des Prüfungsverfahrens werden nun in der Ausführungs- 
ordnung geregelt. 

Der Hinweis auf die Ausführungsordnung wurde in Arti- 
kel 94 Abs. 1 (n. F.) aufgenommen. Zugleich wurde dort 
das Schriftlichkeitserfordernis für den Prüfungsantrag 
gestrichen. Die Regelung, dass die Zahlung der Prü- 
fungsgebühr Wirksamkeitsvoraussetzung für den Antrag 
ist, wurde vom bisherigen Absatz 2 in Absatz 1 (n. F.) 
übernommen. Sie entspricht den Vorschriften zu den Ein- 
spruchs-, Beschwerde- und Beschränkungsgebühren 
(Artikel 99, 108 und 105a n. F.). 

Artikel 94 Abs. 2 (n. F.) entspricht dem bisherigen Ab- 
satz 3, wobei das Wort „rechtzeitig“ den früher enthalte- 
nen Bezug auf eine konkrete Fristbestimmung ersetzt, da 
diese sich nun in der Ausführungsordnung befindet. 

Artikel 96 Abs. 2 (a. F.) wurde in den neuen Artikel 94 
Abs. 3 übernommen. Dabei wurde - der bereits geübten 
Praxis des EPA folgend - auch dessen Möglichkeit 
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erwähnt, den Anmelder zu konkreten Änderungen (statt 
allgemein zur Einreichung von Stellungnahmen) aufzufor- 
dern. 

Die Regelung des alten Artikels 96 Abs. 3 (Rücknahme- 
fiktion bei nicht rechtzeitiger Antwort des Anmelders auf 
Mitteilungen der Prüfungsabteilung) findet sich nun in 
Artikel 94 Abs. 4 (n. R). 

Artikel 95 wurde gestrichen, da die Frist für die Stellung 
eines Prüfungsantrags gemäß Artikel 94 Abs. 1 (n. F.) in 
die Ausführungsordnung übernommen wurde. Dabei soll 
die geltende Frist von sechs Monaten - beginnend mit 
der Veröffentlichung des Recherchenberichts - nicht 
geändert werden. Um aber auf etwaige zukünftige Ände- 
rungen der Rahmenbedingungen (z. B.: Änderungen des 
PCT-Systems, extremer Arbeitsanfall etc.) flexibler rea- 
gieren zu können, sollen die in Artikel 95 bisher enthalte- 
nen engen Grenzen für mögliche Anpassungen entfallen. 
Abweichungen vom bisherigen System müssten aber 
vom Verwaltungsrat förmlich beschlossen werden, so- 
dass ein ordentlicher Entscheidungsprozess in jedem 
Falle gewährleistet wäre. Für den Fall, dass ein System 
der aufgeschobenen Prüfung eingeführt werden sollte, 
wurde vorsorglich in Artikel 94 Abs. 1 (n. F.) die Erwäh- 
nung des Anmelders gestrichen, damit sichergestellt 
werden kann, dass in diesem Fall auch Dritte die Prüfung 
beantragen können. 

Die Regelungen des Artikels 96 Abs. 1 (a. F.) wurden in 
die Ausführungsordnung übernommen. 

Zu Artikel 97 EPÜ (Erteilung oder Zurück- 
weisung) 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 des Artikels 97 wurden in 
der Reihenfolge getauscht, sodass Absatz 1 nun die 
Erteilung und Absatz 2 die Zurückweisung des europäi- 
schen Patents regelt. Die Überschrift wurde entspre- 
chend angepasst. Die verfahrensrechtlichen Bedingun- 
gen für die Erteilung (früher in Absatz 2 Buchstabe a bis c 
sowie in den Absätzen 3, 5 und 6 enthalten) wurden ganz 
aus dem Übereinkommenstext herausgenommen. Sie 
waren schon bisher parallel, einschließlich der jeweiligen 
Rechtsfolgen der Nichterfüllung, in der Ausführungsord- 
nung geregelt, auf die zukünftig allein verwiesen wird. 

Auch die bislang in Absatz 4 Satz 2 genannte Mindest- 
frist bis zur Veröffentlichung der Patenterteilung wurde 
aufgehoben, da sie nach der Neuregelung in den Absät- 
zen 4 und 5 keine praktische Bedeutung mehr hat. Die 
Regelung im bisherigen Absatz 4 Satz 1 , wonach die Ent- 
scheidung über die Erteilung des europäischen Patents 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Patentblatt wirk- 
sam wird, bleibt dagegen als neuer Artikel 97 Abs. 3 im 
Übereinkommen selbst. 

Zu Artikel 98 EPÜ (Veröffentlichung der 
europäischen Patentschrift) 

Die Regelungen zur Veröffentlichung der Patentschrift 
wurden sprachlich denen zur Veröffentlichung der 
Patentanmeldung in Artikel 93 angepasst. Inhaltliche 
Änderungen erfolgten nur insoweit, als der Begriff 
„gleichzeitig“ durch „so bald wie möglich nach“ ersetzt 
wurde. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass es aus 
technischen Gründen nicht immer möglich ist, die 
Patentschrift am selben Tag zu veröffentlichen wie den 
Hinweis auf die Erteilung des Patents. Die Angaben zum 


erforderlichen Inhalt der Patentschrift wurden in die Aus- 
führungsordnung übernommen. 

Zur Überschrift des Fünften Teils (Ein- 
spruchs- und Beschränkungsverfahren) 

Das neue Beschränkungsverfahren gemäß Artikel 105a 
bis 105c wird nun auch in der Überschrift des Teils 
genannt. 

Zu Artikel 99 EPÜ (Einspruch) 

Artikel 99 Abs. 1 Satz 2 (a. F.) - wonach der Einspruch 
schriftlich eingereicht und begründet werden muss - wird 
in die Ausführungsordnung überführt. Absatz 1 Satz 1 
(a. F.) wurde lediglich umformuliert sowie präzisiert und 
ist nun Absatz 1 (n. F.). An sich sollten die Zulässigkeits- 
voraussetzungen des Einspruchs und die Rechtsfolgen 
der Unzulässigkeit insgesamt in die Ausführungsordnung 
überführt werden, die in den Regeln 55 und 56 bereits 
Regelungen enthält. Da jedoch den in Absatz 1 Satz 1 
(a. F.) enthaltenen Voraussetzungen (Einspruchsfrist von 
neun Monaten und Entrichtung der Einspruchsgebühr) 
grundsätzliche Bedeutung beigemessen wurde, verblie- 
ben diese im Abkommen selbst. 

Artikel 99 Abs. 3 (a. F.) stellte klar, dass Einspruch auch 
eingelegt werden kann, wenn für alle benannten Ver- 
tragsstaaten auf das europäische Patent verzichtet wor- 
den oder wenn das europäische Patent für alle diese 
Staaten erloschen ist. Diese Regelung wird im Überein- 
kommen gestrichen und in die Ausführungsordnung 
überführt, wo in Regel 60 Abs. 1 bereits ein vergleichba- 
rer Fall (nämlich die Möglichkeit der Fortsetzung des Ein- 
spruchsverfahrens nach Verzicht auf ein europäisches 
Patent oder nach dessen Erlöschen auf Antrag) enthalten 
ist. 

Der Inhalt der Absätze 2, 4 (jetzt 3) und 5 (jetzt 4) blieb 
unverändert. 

Zu den Artikeln 101 und 102 EPÜ (Prüfung 
des Einspruchs - Widerruf oder Aufrecht- 
erhaltung des europäischen Patents) 

Artikel 101 (n. F.) fasst die bisherigen Artikel 101 und 102 
zusammen, sodass Artikel 102 (a. F.) gestrichen wurde. 

Absatz 1 (n. F.) enthält die bisherigen Absätze 1 und 2 des 
Artikels 101 (a. F.). Dabei wird klargestellt, dass die Ein- 
spruchsabteilung nicht alle in Artikel 100 aufgeführten 
Einspruchsgründe prüfen, sondern nur feststellen muss, 
dass wenigstens ein Einspruchsgrund gemäß Artikel 100 
gegeben ist. Dies entspricht der bereits gängigen Praxis 
des EPA, die auf der Rechtsprechung der Großen 
Beschwerdekammer beruht. 

Eine entsprechende Formulierung findet sich auch in 
Absatz 2 (n. F.), der die zusammengefassten Absätze 1 
und 2 des ehemaligen Artikels 1 02 enthält. Nur wenn kein 
Einspruchsgrund der Aufrechterhaltung des Patents ent- 
gegensteht, wird der Einspruch zurückgewiesen, wobei 
auch in der Einspruchserklärung nicht genannte Gründe 
gemäß Artikel 114 von Amts wegen zu berücksichtigen 
sind. 

Der neue Artikel 101 Abs. 3 Buchstabe a entspricht dem 
bisherigen Artikel 102 Abs. 3, wobei die bislang enthalte- 
nen Formerfordernisse in die Ausführungsordnung über- 
nommen wurden. In Artikel 101 Abs. 3 Buchstabe b 
wurde nunmehr klargestellt, dass - wie bislang schon 
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praktiziert - im Fall der Änderung des Patents durch den 
Patentinhaber im Einspruchsverfahren die Frage des 
Widerrufs oder der Aufrechterhaltung des so geänderten 
Patents unter Heranziehung sämtlicher Vorschriften des 
EPÜ beurteilt wird. Artikel 102 Abs. 1 (a. F.) war dafür in 
bestimmten Fällen keine ausreichende Rechtsgrundlage, 
da der Widerruf des Patents ausdrücklich nur bei Vorlie- 
gen der in Artikel 100 genannten Einspruchsgründe vor- 
gesehen war. Nicht erfasst waren damit die Fälle, in 
denen das Patent in abgeänderter Fassung an anderen 
Vorgaben, etwa denen der Artikel 84 (Klarheit der 
Ansprüche), Artikel 123 Abs. 3 (keine Erweiterung des 
Schutzbereichs) bzw. der Regeln 27 oder 29 der Ausfüh- 
rungsordnung scheitert. Nach der insoweit klarstellenden 
Neuregelung in Artikel 101 Abs. 3 Buchstabe b kann ein 
Widerruf jetzt immer dann erfolgen, wenn das Patent in 
abgeänderter Fassung allgemein den Erfordernissen des 
Übereinkommens nicht genügt. 

Zu Artikel 103 EPÜ (Veröffentlichung 
einer neuen europäischen Patentschrift) 

Artikel 103 wurde in Anlehnung an die Formulierungen 
der Artikel 93 und 98 umformuliert, siehe im Einzelnen 
(auch zur Wortwahl „so bald wie möglich“) dort. Der bis- 
herige Verweis auf Artikel 102 Abs. 3 wurde aktualisiert, 
da der entsprechende Inhalt sich nun in Artikel 101 
Abs. 3 Buchstabe a (n. F.) findet. 

Zu Artikel 104 EPÜ (Kosten) 

Die Absätze 1 bis 3 des Artikels 1 04 regeln die Kostentra- 
gungspflicht und Kostenfestsetzung. Soweit in Absatz 1 
und 2 (a. F.) Einzelheiten einer vom Regelfall abweichen- 
den Entscheidung über die Kostenverteilung und das 
Verfahren zur Kostenfestsetzung geregelt war, wurden 
diese in die Ausführungsordnung übernommen, auf die in 
Absatz 1 und 2 nunmehr verwiesen wird. 

Zu Artikel 105 EPÜ (Beitritt des vermeint- 
lichen Patentverletzers) 

Artikel 1 05, der den Beitritt des vermeintlichen Patentver- 
letzers zum Einspruchsverfahren regelt, wurde klarstel- 
lend umformuliert. Dabei entfiel der Hinweis auf die 
„gerichtliche“ Feststellung des Nichtbestehens einer 
Patentverletzung, da das entsprechende Verfahren nicht 
in allen Mitgliedstaaten des EPÜ bei einem Gericht ange- 
siedelt ist. 

Die bislang in Artikel 105 Abs. 1 und 2 enthaltenen 
genauen Modalitäten eines Beitritts zum Einspruchsver- 
fahren wurden in die Ausführungsordnung überführt. 

Zu den Artikeln 105a bis 105c EPÜ (Be- 
schränkungs- und Widerrufsverfahren) 

Die Einführung eines zentral beim EPA angesiedelten 
Beschränkungsverfahrens für europäische Patente mit 
Wirkung auf den Bestand der Patente in allen Mitglied- 
staaten stellt ein wichtiges Rechtsinstrument für Patent- 
inhaber zur freiwilligen Selbstkorrektur dar. Das neu ein- 
gefügte Beschränkungs- und Widerrufsverfahren erlaubt 
es, bereits erteilte europäische Patente auf Antrag des 
Patentinhabers mit rückwirkender Kraft (vgl. Artikel 68) 
zu beschränken oder zu widerrufen. Der Antrag kann 
jederzeit gestellt und durch das EPA rasch entschieden 
werden, da eine materielle Prüfung der Patentierbarkeit 
des Restpatents nicht vorgesehen ist. 


Nicht zuletzt die in jüngerer Zeit geführten Debatten um 
strittige europäische Patente auf dem Gebiet der Bio- 
und Gentechnik verdeutlichen das starke Bedürfnis der 
Praxis, Patente ggf. im Wege der Selbstkorrektur 
beschränken zu können. Dies gilt erst recht, nachdem 
der insoweit früher teilweise beschrittene Weg eines 
durch den Patentinhaber selbst eingelegten Einspruchs 
durch die Große Beschwerdekammer des EPA verbaut 
wurde. 

Die deutsche Delegation hat die Einführung des zentra- 
len Beschränkungsverfahrens auf der Diplomatischen 
Konferenz von München nachhaltig unterstützt, da es die 
Möglichkeit schafft, langwierige Verfahren zur inhaltli- 
chen Korrektur nicht bestandsfähiger Patente vor dem 
EPA oder den nationalen Gerichten abzukürzen oder 
gänzlich zu vermeiden. Die von einzelnen Delegationen 
vorgetragenen Bedenken hinsichtlich der vermeintlich 
mit einem zentralen Beschränkungsverfahren verbunde- 
nen Übertragung von Hoheitsrechten wurden dem- 
gegenüber als nicht stichhaltig erachtet. 

Zu Artikel 105a EPÜ (Antrag auf Be- 
schränkung oder Widerruf) 

Nach Artikel 105a Abs. 1 können Patente auf gebühren- 
pflichtigen Antrag des Patentinhabers hin widerrufen 
oder (durch Änderung der Patentansprüche) beschränkt 
werden. Die Zulässigkeitserfordernisse im Einzelnen wur- 
den in der Ausführungsordnung geregelt. 

Gemäß Absatz 2 ist das Beschränkungs- und Widerrufs- 
verfahren ausgeschlossen, solange ein Einspruchsver- 
fahren in Bezug auf dasselbe Patent anhängig ist. Der 
praktisch selten vorkommende Fall, dass ein Einspruch 
noch eingelegt wird, wenn bereits ein Widerrufs- oder 
Beschränkungsverfahren anhängig ist, wurde in der Aus- 
führungsordnung zu Gunsten des jeweils weitergehen- 
den Rechtsbehelfs geregelt: Ist ein Beschränkungsver- 
fahren anhängig, wird dieses gemäß Regel 63e Abs. 2 
Ausführungsordnung eingestellt und die Beschränkungs- 
gebühr zurückgezahlt; übereinen anhängigen Widerrufs- 
antrag ist dagegen gemäß den Regeln 63f und 63g 
Abs. 1 zu entscheiden. 

Nationale Nichtigkeitsverfahren werden durch die neuen 
Rechtsbehelfe nicht beeinträchtigt. Weder hat ein beim 
EPA gestellter Beschränkungs- oder Widerrufsantrag 
prozessualen Vorrang - die Entscheidung, ob ausgesetzt 
werden soll oder nicht, erfolgt nach nationalem Recht - 
noch steht eine vor dem EPA erfolgte Beschränkung des 
europäischen Patents einer weitergehenden Beschrän- 
kung im nationalen Verfahren entgegen. Das neue 
Beschränkungsverfahren bietet jedoch die Möglichkeit, 
etwaige in nationalen Verfahren erfolgte Beschränkungen 
auch für andere Vertragsstaaten verbindlich zu machen. 

Zu Artikel 105b EPÜ (Beschränkung oder 
Widerruf des europäischen Patents) 

Artikel 105b regelt die Voraussetzungen für die Be- 
schränkung oder den Widerruf eines Patents. Hinsicht- 
lich der Einzelheiten wird insoweit auf die Ausführungs- 
ordnung verwiesen. 

Dort wurde in Regel 63g Abs. 1 bestimmt, dass Wider- 
rufsanträge nur auf ihre Zulässigkeit zu prüfen sind. 
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Demgegenüber sind Beschränkungsanträge gemäß 
Regel 63g Abs. 2 daraufhin zu prüfen, ob sie tatsächlich 
auf eine Beschränkung und nicht auf den Schutz eines 
aliud gerichtet sind. Ferner müssen die Voraussetzungen 
der Artikel 84 (Klarheit der Ansprüche) und Artikel 123 
(keine Erweiterung des Schutzbereichs) eingehalten sein. 
Nicht geprüft wird, ob das mit der Beschränkung verfolg- 
te Ziel erreicht wird oder der Gegenstand des be- 
schränkten Patents nach den Artikeln 52 bis 57 patentfä- 
hig ist. Hierdurch wird eine rasche Entscheidung des EPA 
ermöglicht. 

Je nach Ausgang der Prüfung beschließt das EPA (Prü- 
fungsabteilung) gemäß Artikel 105b Abs. 2 die Beschrän- 
kung oder den Widerruf des Patents oder weist die 
darauf gerichteten Anträge zurück. Die Einzelheiten zum 
Verfahren wurden in Regel 63g Abs. 3 und 4 der Ausfüh- 
rungsordnung niedergelegt. Gegen die Entscheidung der 
Prüfungsabteilung ist nach Maßgabe der Artikel 106 ff. 
die Beschwerde zulässig. 

Mit der Veröffentlichung der Entscheidung über den 
Widerruf bzw. die Beschränkung nach Artikel 105b 
Abs. 3 entfallen die Wirkungen des europäischen Patents 
ganz oder teilweise mit Rückwirkung (Artikel 68) in allen 
Vertragsstaaten, für die das Patent erteilt worden war. 

Zu Artikel 105c EPÜ (Veröffentlichung der 
geänderten europäischen Patentschrift) 

Das EPA veröffentlicht gemäß Artikel 105c, der in Anleh- 
nung an Artikel 93 (Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung) und Artikel 98 (Veröffentlichung der 
europäischen Patentschrift nach Patenterteilung) formu- 
liert wurde, die geänderte europäische Patentschrift. Ein 
Vertragsstaat, für dessen Gebiet das Patent erteilt wurde, 
in dessen Amtssprache die geänderte Patentschrift aber 
nicht vorliegt, kann nach Maßgabe von Artikel 65 eine 
Übersetzung der geänderten Fassung verlangen. 

Zu Artikel 106 EPÜ (Beschwerdefähige 
Entscheidungen) 

Artikel 1 06, der die mit der Beschwerde angreifbaren Ent- 
scheidungen bestimmt, wurde durch Auslagerung der 
bisherigen Absätze 2, 4 und 5 in die Ausführungsordnung 
gestrafft. Die Grundregelung in Absatz 1 und 3 (a. F., jetzt 
Absatz 1 und 2), wonach Beschwerden gegen Endent- 
scheidungen der dort im Einzelnen aufgeführten Ent- 
scheidungsträger statthaft sind, wurde im Übereinkom- 
men selbst belassen und durch einen als neuen Absatz 3 
aufgenommenen Hinweis auf mögliche Einschränkungen 
durch die Ausführungsordnung in Bezug auf Kostenver- 
teilung und Kostenfestsetzung ergänzt. 

Zu Artikel 108 EPÜ (Frist und Form) 

In Artikel 1 08 (a. F.) waren Frist und Form der Beschwer- 
de geregelt. Während die Regelung der Fristen für Ein- 
legung und Begründung der Beschwerde im Überein- 
kommenstext verblieben, wird in Bezug auf die Formvor- 
schrift jetzt auf die Ausführungsordnung verwiesen. In 
diesem Zusammenhang wurde das Erfordernis der 
„schriftlichen“ Einlegung und Begründung der 
Beschwerde auch deshalb gestrichen, um die in der 
Zukunft absehbare Verwendung elektronischer Kommu- 
nikationsmittel nicht von vornherein auszuschließen oder 
einzuschränken. 


Zu Artikel 110 EPÜ (Prüfung der Be- 
schwerde) 

Der bisherige Absatz 1 wird Satz 1 . Der bislang in Ab- 
satz 2 und 3 dargestellte Ablauf der Begründetheitsprü- 
fung wird nun in der Ausführungsordnung geregelt. Ein 
entsprechender Hinweis wurde als neuer Satz 2 ange- 
fügt. Die Absätze 2 und 3 wurden gestrichen. Der bisher 
geltende Artikel 110 Abs. 2 regelt lediglich einen prakti- 
schen Anwendungsfall des schon in Artikel 113 enthalte- 
nen Grundsatzes des rechtlichen Gehörs und braucht 
deshalb nicht als gesonderte Regelung im Übereinkom- 
men zu bleiben. 

Zu Artikel 112a EPÜ (Antrag auf Über- 
prüfung durch die Große Beschwerdekam- 
mer) 

Mit der Einfügung des neuen Artikels 112a wurde eine 
begrenzte Überprüfungsmöglichkeit von Beschwerde- 
kammerentscheidungen durch die Große Beschwerde- 
kammer geschaffen. Diese soll in Ausnahmefällen, insbe- 
sondere bei schwerwiegenden Verfahrensmängeln oder 
dem Verdacht, dass eine Straftat die Entscheidung 
beeinflusst haben könnte, eine Korrektur dieser Ent- 
scheidung ermöglichen. Das neue Rechtsmittel soll 
dagegen nicht zur Überprüfung der materiellen Rechts- 
anwendung - etwa mit dem Ziel einer Vereinheitlichung 
der Rechtsprechung - eingesetzt werden können. 

Die deutsche Delegation hat bei der Diplomatischen Kon- 
ferenz in München auch an dieser Stelle darauf gedrun- 
gen, nicht nur die Kernbestimmungen der Neuregelung in 
das Übereinkommen selbst aufzunehmen, sondern dort 
auch eine Ermächtigungsgrundlage für Ausführungsbe- 
stimmungen vorzusehen, die deren Inhalt, Zweck und 
Ausmaß ausreichend bestimmt vorgibt. Der schließlich 
von der Konferenz beschlossene Text des Artikels 112a 
beruht auf einem erst im Laufe der Diskussion vom 
Sekretariat gemeinsam mit der deutschen und französi- 
schen Delegation erarbeiteten Text, der dieser Zielvorga- 
be entspricht und dennoch ausreichende Flexibilität für 
Ausführungsregelungen innerhalb des vorgegebenen 
Rahmens lässt. 

Demnach wurden in Absatz 2 besonders schwerwiegen- 
de Verfahrensmängel aufgenommen, deren Vorliegen 
den in Absatz 1 genannten Antrag auf Überprüfung von 
Beschwerdekammerentscheidungen rechtfertigt. Dazu 
zählen die Mitwirkung eines befangenen, von der Ent- 
scheidung ausgeschlossenen oder nicht ernannten Mit- 
glieds einer Beschwerdekammer (Buchstaben a und b), 
schwerwiegende Verstöße gegen den Grundsatz des 
rechtlichen Gehörs (Buchstabe c) sowie die Entschei- 
dungsfindung unter dem Einfluss einer Straftat (Buchsta- 
be e). Die Regelung in Absatz 2 Buchstabe d eröffnet 
darüber hinaus die Möglichkeit, diese Liste durch Auf- 
nahme sonstiger schwerwiegender Verfahrensmängel in 
die Ausführungsordnung zu erweitern. Als schwerwie- 
gende Verfahrensmängel werden in Regel 67a Verletzun- 
gen des Artikels 116 (Recht auf mündliche Verhandlung) 
und Entscheidungen vor Verbescheidung aller hierfür 
relevanten Anträge genannt. Erweiterungen durch ver- 
gleichbare Fälle sind in der Zukunft möglich, wenn sich 
hierfür ein Bedürfnis ergeben sollte. Der Überprüfungs- 
grund des Artikels 112a Abs. 1 Buchstabe e - Entschei- 
dungsfindung unter dem Einfluss einer Straftat - soll 
gemäß Regel 67b nur dann gegeben sein, wenn die 
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Straftat durch ein zuständiges Gericht oder eine zustän- 
dige Behörde rechtskräftig festgestellt wurde. Eine eige- 
ne Beurteilung, ob im konkreten Einzelfall eine Straftat 
verwirklicht wurde, kann und muss die Große Beschwer- 
dekammer somit nicht vornehmen. Allerdings bleibt ihr 
angesichts unterschiedlicher Definitionen „kriminellen“ 
oder mit Sanktionen belegten Verhaltens in den einzelnen 
Vertragsstaaten die Festlegung Vorbehalten, welches 
Verhalten eine „Straftat“ im Sinne des Artikels 112a 
Abs. 1 Buchstabe e darstellt. 

Absatz 3 stellt klar, dass der Überprüfungsantrag ein 
außerordentlicher Rechtsbehelf ist, dessen bloße Einle- 
gung die Rechtskraft der angefochtenen Entscheidung 
nicht berührt. Eine stattgebende Entscheidung der Gro- 
ßen Beschwerdekammer führt dagegen zur Aufhebung 
der Entscheidung der Beschwerdekammer und durch- 
bricht deren Rechtskraft mit der Folge, dass das 
Beschwerdeverfahren nach Maßgabe von Absatz 6 wie- 
der aufgenommen werden muss. 

Absatz 4 regelt die Frist für die Einlegung des (gebühren- 
pflichtigen) Überprüfungsantrags. In den Fällen des 
Absatzes 1 Buchstabe a bis d endet diese Frist zwei 
Monate nach Zustellung der Beschwerdekammerent- 
scheidung und im Fall des Absatzes 1 Buchstabe e zwei 
Monate nach Feststellung der Straftat, spätestens aber 
fünf Jahre nach Zustellung der angefochtenen Entschei- 
dung. Durch die Möglichkeit eines Überprüfungsantrags 
darf keine unzumutbar lange Rechtsunsicherheit für Drit- 
te entstehen; die Frist muss also entsprechend kurz sein. 
Die Frist von zwei Monaten nach Zustellung der Ent- 
scheidung der Beschwerdekammer würde es allerdings 
nahezu unmöglich machen, den Überprüfungsantrag 
darauf zu stützen, dass die Entscheidungsfindung der 
Beschwerdekammer unter dem Einfluss einer Straftat 
erfolgt ist. Deshalb soll die Zweimonatsfrist in solchen 
Fällen erst mit der Rechtskraft des Strafurteils beginnen, 
das die Strafbarkeit des Verhaltens feststellt. Daneben 
erscheint eine absolute Frist von fünf Jahren angemes- 
sen. Die Anforderungen an Form und Mindestinhalt des 
Antrags wurden in den Regeln 67c und 67d der Ausfüh- 
rungsordnung niedergelegt. 

Absatz 5 betrifft die Prüfung des Antrags durch die Große 
Beschwerdekammer. Die Einzelheiten des Verfahrens 
werden in der Ausführungsordnung geregelt. Diese sieht 
eine Vorprüfung durch ein Dreiergremium vor, das ein- 
stimmig Anträge in einem schriftlichen Verfahren gemäß 
Regel 67f Abs. 2 Buchstabe a und Abs. 3 als offensicht- 
lich unzulässig oder unbegründet verwerfen kann. Die 
verbleibenden Anträge werden nach Regel 67f Abs. 2 
Buchstabe b durch ein Fünfergremium geprüft, das 
unzulässige Anträge nach Regel 67e Abs. 1 verwirft. 
Sofern zulässige Anträge sich auch als begründet erwei- 
sen, hebt die Große Beschwerdekammer in dieser Beset- 
zung gemäß Regel 67e Abs. 2 die angefochtenen Be- 
schwerdekammerentscheidungen auf und ordnet die 
Wiedereröffnung der Verfahren an. Ist Letzteres der Fall, 
wird gemäß Regel 67g grundsätzlich die Überprüfungs- 
gebühr erstattet. Das sich dann anschließende zweite 
Beschwerdeverfahren kann zu demselben oder zu einem 
anderen Ergebnis führen wie das erste. 

Absatz 6 orientiert sich am geltenden Artikel 122 Abs. 6 
und regelt den Gutglaubensschutz Dritter, die im Vertrau- 
en auf den Wegfall eines bestehenden Patents als Folge 
einer (vermeintlich abschließenden) Beschwerdekam- 


merentscheidung mit der Benutzung einer Erfindung 
begonnen oder ernsthafte Anstalten hierfür getroffen 
haben. Lebt das Patent durch Aufhebung der genannten 
Entscheidung gemäß Absatz 5 und Regel 67e Abs. 2 wie- 
der auf, so dürfen die Betroffenen die (Eigen-)Nutzung 
der Erfindung unentgeltlich fortsetzen. Das Erfordernis 
„guten Glaubens“ gewährleistet, dass dieses Recht nicht 
missbräuchlich erworben werden kann. 

Zu Artikel 115 EPÜ (Einwendungen 
Dritter) 

Artikel 115, der Einwendungen Dritter gegen die Paten- 
tierbarkeit der Erfindung regelt, wurde durch Überfüh- 
rung von Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 in die Ausfüh- 
rungsordnung gestrafft. In Satz 1 wurde klargestellt, dass 
- entsprechend der bereits gängigen Praxis - Einwen- 
dungen Dritter nicht nur im Verfahren nach Anmeldung, 
sondern auch im Einspruchsverfahren nach Erteilung des 
Patents berücksichtigt werden. Satz 2 bestimmt, dass 
der Dritte am Verfahren nicht beteiligt ist. 

Zu Artikel 117 EPÜ (Beweismittel und Be- 
weisaufnahme) 

Die Vorschrift wurde gestrafft. In Absatz 1 wurde die Auf- 
zählung der einzelnen Organe des EPA gestrichen. Es 
verbleibt bei der Aufzählung der einzelnen Beweismittel 
in den Buchstaben a bis g. Die bisher in den Absätzen 2 
bis 6 enthaltenen umfangreichen Regeln über das Ver- 
fahren zur Durchführung der Beweisaufnahme wurden in 
die Ausführungsordnung überführt. Die Bezugnahme 
hierauf bildet den neuen Absatz 2. 

Zu Artikel 119 EPÜ (Zustellung) 

Die Umformulierung und Kürzung von Satz 1 stellt klar, 
dass die Einzelheiten der Zustellung (wie bisher schon) in 
der Ausführungsordnung geregelt sind. In der englischen 
Fassung von Satz 2 wurde eine redaktionelle Änderung 
vorgenommen. 

Zu Artikel 120 EPÜ (Fristen) 

Buchstabe a wurde zur Klarstellung in die Buchstaben a 
und b aufgeteilt. Buchstabe a (n. F.) besagt, dass Fristen, 
die im Übereinkommen nicht festgelegt, aber vor dem 
EPA zu beachten sind, in der Ausführungsordnung zu 
bestimmen sind. Buchstabe b (n. F.) entspricht dem bis- 
herigen Buchstaben a, wobei die Gründe für Fristverlän- 
gerungen in der Ausführungsordnung geregelt sind. 
Buchstabe b (a. F.) wurde als neuer Buchstabe c unver- 
ändert übernommen. 

Zu den Artikeln 121 und 122 EPÜ (Weiter- 
behandlung und Wiedereinsetzung) 

Die unten näher beschriebenen Änderungen der Arti- 
kel 121 und 122 tragen dem Umstand Rechnung, dass 
sich in dem als weitgehend standardisierten „Massen- 
verfahren“ ausgestalteten Patenterteilungsverfahren bei 
Fristversäumungen der klassische Rechtsbehelf der 
„Wiedereinsetzung in den vorigen Stand“ (Artikel 122) in 
der Praxis oft als zu komplex und zu schwerfällig erwie- 
sen hat. Der in der Handhabung weniger aufwändige 
Rechtsbehelf der „Weiterbehandlung der europäischen 
Patentanmeldung“ (Artikel 121) wurde daher in Anknüp- 
fung an die Einführung einer „Weiterbehandlung“ in Arti- 
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kel 15 PLT als Regelrechtsbehelf im gesamten Patenter- 
teilungsverfahren einschließlich der hierauf bezogenen 
ex-parte-Beschwerdeverfahren ausgestaltet. Artikel 121 
gilt jedoch weiterhin nicht für die im Einspruchs- und Ein- 
spruchsbeschwerdeverfahren einzuhaltenden Fristen. 
Als neue Anwendungsfelder von Artikel 121 kamen damit 
insbesondere die Fristen zur Zahlung der Anmelde-, 
Recherchen- und Benennungsgebühren, der nationalen 
Grundgebühr und der Prüfungsantragsgebühr sowie die 
Frist zur Stellung des Prüfungsantrags hinzu. 

Zu Artikel 121 EPÜ (Weiterbehandlung der 
europäischen Patentanmeldung) 

Nach Absatz 1 (n. F.) kann der Anmelder bei Versäumung 
von gegenüber dem EPA einzuhaltenden (bisher: vom 
EPA bestimmten) Fristen die Weiterbehandlung seiner 
Anmeldung beantragen. Die Möglichkeit der Weiterbe- 
handlung ist damit grundsätzlich für alle Fristen eröffnet, 
die im Erteilungsverfahren und in darauf bezogenen ex- 
parte-Beschwerdeverfahren versäumt wurden. Die bis- 
herige Auflistung der genauen Rechtsfolgen von Fristver- 
säumnissen, die durch einen Weiterbehandlungsantrag 
vermieden werden können, entfällt. Die von der Weiter- 
behandlungsmöglichkeit ausgenommenen Fristen wer- 
den in Absatz 4 Satz 1 aufgeführt. Es handelt sich um die 
Prioritätsfrist gemäß Artikel 87 Abs. 1, die Beschwerde- 
frist gemäß Artikel 108, die Frist zur Überprüfung von 
Beschwerdeentscheidungen gemäß Artikel 112a Abs. 4 
sowie die Fristen für den Antrag auf Weiterbehandlung 
und Wiedereinsetzung selbst. Nach Absatz 4 Satz 2 kann 
die Ausführungsordnung weitere Fristen von der Weiter- 
behandlung ausnehmen, was dort mit Regel 85a Abs. 2 
in Bezug auf diverse, in der Ausführungsordnung selbst 
geregelte Fristen geschehen ist. 

Der neue Absatz 2 verweist hinsichtlich der (bislang im 
alten Absatz 2 enthaltenen) Voraussetzungen für die 
Stattgabe eines Weiterbehandlungsantrags auf die Aus- 
führungsordnung. Nach deren Regel 85a Abs. 1 ist der 
Antrag durch Zahlung der vorgesehenen Gebühr und 
Nachholung der versäumten Flandlung zu stellen. Die 
Frist hierfür beträgt wie bisher zwei Monate. 

Die bislang in Absatz 3 geregelte Zuständigkeit zur Ent- 
scheidung über den Antrag wurde wortgleich in die Aus- 
führungsordnung (dort Regel 85a Abs. 3) übernommen. 
Im neuen Absatz 3 des Artikels 121 wird die Auswirkung 
einer stattgebenden Entscheidung gemäß Absatz 2 
genannt. Die Rechtsfolgen der Fristversäumnis gelten 
dann als nicht eingetreten. 

Zu Artikel 122 EPÜ (Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand) 

Absatz 1 wurde beibehalten und enthält die Grund- 
voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand. 

Die neu gestalteten Absätze 2 und 3 entsprechen inhalt- 
lich denjenigen von Artikel 121 . Die in Absatz 3 genannte 
Rechtsfolge eines erfolgreichen Antrags und die Zustän- 
digkeit für die Entscheidung darüber sind identisch. Die 
Voraussetzungen für eine Stattgabe, auf die Absatz 2 
verweist, wurden, soweit nicht bereits in Absatz 1 enthal- 
ten, in die Ausführungsordnung überführt (alte Absätze 2 
und 3). 


Artikel 122 Abs. 4 bestimmt, dass durch die Ausfüh- 
rungsordnung (dort Regel 85b Abs. 3) Fristen von der 
Wiedereinsetzung ausgenommen werden können. Im 
Hinblick auf den erweiterten Anwendungsbereich der 
Weiterbehandlung ist insoweit vorgesehen, vor allem sol- 
che Fristen von der Wiedereinsetzung auszunehmen, für 
die nun die Weiterbehandlung beantragt werden kann. 
Eine Wiedereinsetzung ist auch ausgeschlossen, wenn 
die Wiedereinsetzungsfrist selbst versäumt wurde. Die 
Wiedereinsetzung wird damit für das Erteilungsverfahren 
weitgehend durch das Instrument der Weiterbehandlung 
ersetzt und kommt unmittelbar nur zur Anwendung, 
wenn die Prioritätsfrist oder die Antragsfrist für die Wei- 
terbehandlung versäumt worden sind. Im Übrigen bleibt 
das Instrument der Wiedereinsetzung dem Patentinhaber 
als Rechtsbehelf im Einspruchs- und Einspruchsbe- 
schwerdeverfahren Vorbehalten. 

Die Absätze 5 und 6 wurden beibehalten. 

Zu Artikel 123 EPÜ (Änderungen) 

Die Vorschrift regelt die Möglichkeit einer Änderung der 
europäischen Patentanmeldung oder des europäischen 
Patents im Verfahren vor dem Europäischen Patentamt. 
Die hier erfolgten Umformulierungen in den Absätzen 1 
und 3 sind im Wesentlichen klarstellender, die in Absatz 2 
ist redaktioneller Art. 

In Absatz 1 wurde klargestellt, dass nicht nur die Voraus- 
setzungen, unter denen Änderungen der Patentanmel- 
dung oder des Patents vorgenommen werden können, 
sondern auch andere Fragen, wie etwa die Form der 
Änderungen, in der Ausführungsordnung geregelt sind. 
Auch ein etwa später entstehendes Bedürfnis, im Rah- 
men der Ausführungsordnung Beschränkungen des 
Änderungsrechts vorzunehmen, ist durch die Neuformu- 
lierung (an die Absatz 2 sprachlich angepasst wurde) 
gedeckt. 

In Absatz 3 wurde klargestellt, dass das europäische 
Patent als Ganzes (d. h. die Ansprüche, die Beschrei- 
bung sowie ggf. die Zeichnungen) nicht in der Weise 
geändert werden darf, dass sein Schutzbereich erweitert 
wird. Sein Wortlaut steht nun im Einklang mit Artikel 138 
Abs. 1 Buchstabe d. 

Zu Artikel 124 EPÜ (Auskünfte über den 
Stand der Technik) 

Artikel 124 regelt die Auskunftspflicht des Anmelders 
über den Stand der Technik. Aufgrund der Änderung von 
Absatz 1 kann das EPA von dem Anmelder nicht mehr 
nur Auskunft darüber verlangen, in welchen Staaten er 
korrespondierende nationale Patentanmeldungen einge- 
reicht hat, sondern auch darüber, welcher Stand der 
Technik in diesen Verfahren bei der Darstellung zur Neu- 
heit der Erfindung berücksichtigt wurde. Durch die 
Bereitstellung dieser Informationen kann der Anmelder 
zur Beschleunigung des europäischen Erteilungsverfah- 
rens und zur qualitativen Verbesserung von Recherche 
und Sachprüfung beitragen. Nach Maßgabe der Ausfüh- 
rungsordnung kann das EPA dem Anmelder eine Frist für 
die Erteilung der gewünschten Auskunft setzen. Die 
Rechtsfolge einer nicht rechtzeitigen Auskunftserteilung 
in Absatz 2 (Fiktion der Anmeldungsrücknahme) gilt 
unverändert fort. 
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Zu Artikel 126 EPÜ (Beendigung von Zah- 
lungsverpflichtungen) 

Die gesamte Vorschrift wurde gestrichen und sinngemäß 
in die für solche Regelungen vorgesehene Gebührenord- 
nung überführt. 

Zu Artikel 127 EPÜ (Europäisches Patent- 
register) 

Der Name des beim EPA geführten „Europäischen 
Patentregisters“ wurde in den Text des Artikels 127 und 
in allen Sprachfassungen auch in dessen Überschrift auf- 
genommen. Hinsichtlich der Aufzählung der im Europäi- 
schen Patentregister einzutragenden Angaben wurde auf 
die Ausführungsordnung (siehe dort Regel 92) verwiesen. 

Zu Artikel 128 EPÜ (Akteneinsicht) 

Die in Absatz 5 unter den Buchstaben a bis e aufgeführ- 
ten Angaben, die das EPA bereits vor Veröffentlichung 
der Anmeldung Dritten gegenüber bekannt machen darf, 
wurde in die Ausführungsordnung überführt. Im Übrigen 
bleibt der Regelungsinhalt des Artikels 128 unverändert. 

Zu Artikel 129 EPÜ (Regelmäßig erschei- 
nende Veröffentlichungen) 

Die Bestimmung in Buchstabe a (a. F.), wonach das Euro- 
päische Patentblatt „die“ (d. h. alle) Eintragungen des 
europäischen Patentregisters enthält, führte in der Ver- 
gangenheit vielfach dazu, dass die Aufnahme als nützlich 
empfundener Informationen in das Patentregister nur 
deshalb unterblieb, weil sonst der Umfang des in Papier- 
form veröffentlichten Patentblatts unzumutbar ange- 
schwollen wäre. Diese Informationen wurden stattdessen 
in einem parallel betriebenen „inoffiziellen“ elektroni- 
schen Informationsregister für Onlineabfragen zur Verfü- 
gung gestellt. Der geänderte Artikel 129 sieht nunmehr 
eine Entkopplung der Inhalte von Patentregister und 
Patentblatt vor. 

Die Neuformulierung von Buchstabe a nimmt bei der 
Beschreibung des Inhalts des Patentblattes nicht mehr 
auf das Patentregister als Ganzes Bezug, sondern auf die 
Angaben, deren Veröffentlichung das Übereinkommen, 
die Ausführungsordnung oder der Präsident des EPA 
vorschreibt. Hierdurch wird gewährleistet, dass alle wich- 
tigen Angaben wie bisher in Papierform über das Patent- 
blatt veröffentlicht werden. Gleichzeitig können weitere 
Informationen in das (online abrufbare) Patentregister 
aufgenommen werden, ohne dass diese auch im Patent- 
blatt erscheinen müssten. Es besteht damit kein Hinde- 
rungsgrund mehr, die derzeit provisorisch parallel beste- 
henden Register zu einem einheitlichen Register zusam- 
menzuführen und dieses nach Bedarf weiter zu ergän- 
zen. 

Zu Artikel 130 EPÜ (Gegenseitige Unter- 
richtung) 

Die gegenseitige Unterrichtung zwischen EPA und den 
nationalen Patentämtern soll sich nach der Neuformulie- 
rung von Absatz 1, die im Übrigen an Artikel 131 Abs. 1 
angepasst wurde, außer auf Patentanmeldungen und 
Verfahren auch auf die erteilten Patente selbst beziehen. 
Der allgemeine Vorbehalt, wonach sich aus nationalen 
Vorschriften etwas anderes ergeben kann, macht den 
insoweit engeren Vorbehalt des Artikels 75 Abs. 2 über- 
flüssig. 


Die Umformulierung von Absatz 2 Buchstabe a ist nur 
klarstellender Natur. 

Zu Artikel 133 EPÜ (Allgemeine Grundsät- 
ze der Vertretung) 

Absatz 3 wurde durch eine kleine redaktionelle Änderung 
ohne inhaltliche Auswirkung gestrafft. 

Zu Artikel 134 EPÜ (Vertretung vor dem 
Europäischen Patentamt) 

Absatz 2 wurde redaktionell umformuliert und dabei 
gestrafft. 

Absatz 3 entspricht dem früheren Artikel 163 Abs. 6. Er 
betrifft den Beitritt weiterer Staaten und wurde aus den 
Übergangsbestimmungen hierher übernommen, wäh- 
rend der obsolet gewordene Rest von Artikel 163 gestri- 
chen wurde. Die weiteren Absätze wurden entsprechend 
fortnummeriert; die Absätze 4 und 7 (früher Absätze 3 
und 6) wurden durch Bezugnahmen auf den neuen 
Absatz 3 erweitert. 

Der frühere Absatz 8 wurde im Hinblick darauf, dass die 
dort vorgesehene Errichtung des „Instituts der beim 
Europäischen Patentamt zugelassenen Vertreter“ (epi) 
zwischenzeitlich erfolgt ist, gestrichen und als neuer Arti- 
kel 134a aufgenommen. Dieser verankert nunmehr offi- 
ziell die Existenz des epi im Übereinkommen. 

Zu Artikel 134a EPÜ (Institut der beim 
Europäischen Patentamt zugelassenen 
Vertreter) 

Absatz 1, der mit leichten Umformulierungen in den 
Buchstaben a bis c dem bisherigen Artikel 134 Abs. 8 
entspricht, regelt die Befugnis des Verwaltungsrats, Vor- 
schriften in Bezug auf das epi, auf die im Rahmen der 
Zulassungsprüfung zu stellenden Anforderungen sowie 
auf die Ausübung der Disziplinargewalt über die Vertreter 
durch das epi und das EPA zu erlassen. 

In seinem neuen Buchstaben d ermächtigt Artikel 134a 
Abs. 1 den Verwaltungsrat außerdem zum Erlass von 
Regelungen über die berufliche Verschwiegenheitspflicht 
der Vertreter und über deren Zeugnisverweigerungsrech- 
te. Dies trägt vor allem dem Umstand Rechnung, dass 
vor US-amerikanischen Gerichten lediglich Zeugnisver- 
weigerungsrechte des materiellen europäischen Rechts 
Berücksichtigung finden und die beim EPA zugelassenen 
Vertreter deshalb solche Rechte benötigen, um gegen- 
über einem US-amerikanischen Gericht ihrer Verpflich- 
tung zur Offenlegung vertraulicher Mandanteninformatio- 
nen mit Erfolg entgegentreten zu können. Da es im Text 
des EPÜ - mangels Offenlegungspflichten im Verfahren 
vor dem EPA - bislang eine solche Regelung zur Zeug- 
nisverweigerung für zugelassene Vertreter nicht gab, war 
in einem Fall von einem US-amerikanischen Gericht 
angeordnet worden, die vollständige Akte des europäi- 
schen Vertreters einer französischen Firma vor Gericht 
offen zu legen. Ähnliche Entscheidungen sollen in 
Zukunft durch die Existenz von Regelungen zur Ver- 
schwiegenheitspflicht und zu korrespondierenden Zeug- 
nisverweigerungsrechten gemäß Buchstabe d vermieden 
werden. 

Der neue Absatz 2 stellt klar, dass alle in die Liste gemäß 
Artikel 134 eingetragenen Vertreter Mitglieder des epi 
sind. 
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Zu den Artikeln 135 und 136 EPÜ (Um- 
wandlungsantrag) 

Die Artikel 135 und 136 (a. F.) wurden, soweit nicht Ein- 
zelregelungen in die Ausführungsordnung ausgelagert 
wurden, im neuen Artikel 135 zusammengefasst. Arti- 
kel 136 (a. F.) wurde gestrichen. 

Artikel 135 Abs. 1 (n. F.) blieb bis auf die Anpassung der 
Verweise im Hinblick auf die neue Nummerierung von 
Artikel 77 und die Streichung von Artikel 162 Abs. 4 
unverändert. 

Absatz 2 (n. F.) entspricht inhaltlich dem bisherigen Arti- 
kel 136 Abs. 2 Satz 1 und 2. 

Der Inhalt des bisherigen Artikels 135 Abs. 2 Satz 1 
wurde in die Ausführungsordnung überführt. 

Absatz 3 (n. F.) enthält die wesentlichen Teile des bisheri- 
gen Artikels 136 Abs. 1. Hinzugefügt wurde der Verweis 
auf die Ausführungsordnung bezüglich der genaueren 
Umstände des Umwandlungsantrags. 

Absatz 4 (n. F.) enthält die Regelungen der bisherigen 
Artikel 135 Abs. 2 Satz 2 und Artikel 136 Abs. 2 Satz 3. 

Zu Artikel 137 EPÜ (Formvorschriften für 
die Umwandlung) 

Die Verweisung auf den bisherigen Artikel 136 wurde 
geändert, da dessen Inhalt nun in den Absätzen 2 und 3 
des neuen Artikels 135 geregelt ist. 

Zu Artikel 138 EPÜ (Nichtigkeit europäi- 
scher Patente) 

Die Änderungen in Absatz 1 sind redaktioneller Natur. Sie 
sollen die Bezugnahme auf Artikel 138 in anderen 
Rechtsinstrumenten - wie z. B. in einem künftigen Streit- 
regelungsprotokoll - erleichtern und ferner klarstellen, 
dass Artikel 138 den Erlass besonderer nationaler Vor- 
schriften nicht zur Voraussetzung für die nationale Nich- 
tigkeitserklärung europäischer Patente macht. Insoweit 
gilt auch hier der Grundsatz des Artikels 2 Abs. 2, 
wonach erteilte europäische Patente innerhalb der von 
Artikel 138 gezogenen Grenzen den für nationale Paten- 
te geltenden Bestimmungen unterliegen. 

Die Nennung der einzelnen Nichtigkeitsgründe in den 
Buchstaben a bis e ist unverändert. 

In Absatz 2 wurde die bisher in Satz 2 enthaltene Mög- 
lichkeit einer Beschränkung des Patents durch Änderung 
der Beschreibung oder der Zeichnung gestrichen. 
Beschränkungen sind daher künftig stets durch eine 
Änderung der Patentansprüche zu erklären. 

Für das europäische Einspruchsverfahren (Artikel 102 
Abs. 3) und die meisten nationalen Nichtigkeitsverfahren 
ist anerkannt, dass der Patentinhaber sein Patent freiwil- 
lig auf die Teile beschränken kann, die von den gegen die 
Gültigkeit des Patents vorgebrachten Einwänden nicht 
betroffen sind. Dem jeweiligen Verfahren ist sodann die 
beschränkte Fassung zugrunde zu legen. Der neue 
Absatz 3 des Artikels 138 macht diesen Grundsatz für 
europäische Patente verbindlich. Zur ex-tunc-Wirkung 
der Beschränkung oder des Widerrufs im nationalen 
Nichtigkeitsverfahren vgl. oben bei Artikel 68. 


Zu Artikel 140 EPÜ (Nationale Gebrauchs- 
muster und Gebrauchszertifikate) 

Der Verweis auf Artikel 136 wurde - wie dieser selbst - 
gestrichen. 

Zu Artikel 141 EPÜ (Jahresgebühren für 
das europäische Patent) 

Der Verweis auf Artikel 86 Abs. 4 wurde der entsprechen- 
den Neuregelung angepasst. Der Inhalt, auf den verwie- 
sen wird, findet sich nun in Artikel 86 Abs. 2. 

Zu Artikel 149a EPÜ (Andere Übereinkom- 
men zwischen den Vertragsstaaten) 

Mit dem neu eingefügten Artikel 149a soll eine klare 
Rechtsgrundlage für künftige besondere Abkommen 
zwischen den EPÜ-Vertragsstaaten zu Fragen mit Bezug 
auf das EPÜ sowie der Einbindung der EPO und des EPA 
in diese Abkommen geschaffen werden. 

Artikel 149a stellt in Absatz 1 klar, dass das EPÜ einen 
Vertragsstaat nicht daran hindert, mit anderen Vertrags- 
staaten Abkommen über Fragen zu schließen, die nach 
dem EPÜ im nationalen Recht geregelt sind (siehe Arti- 
kel 2, 64 Abs. 2, Artikel 65). Beispielhaft werden u. a. das 
- zwischenzeitlich bereits abgeschlossene - Abkommen 
zur Reduzierung der Kosten für Übersetzungen gemäß 
Artikel 65 („Londoner Protokoll“) und das in der Diskussi- 
on befindliche Abkommen über die Schaffung eines 
gemeinsamen europäischen Patentgerichts in Bezug auf 
EPÜ-Bündelpatente („EPLA“) genannt. 

Absatz 2 behandelt die Einbindung der EPO nach dem 
Abschluss und dem Inkrafttreten eines Abkommens nach 
Absatz 1 Buchstabe a oder b. Er bildet die Grundlage für 
die Beteiligung von Mitgliedern der Beschwerdekam- 
mern des EPA in einem möglichen zukünftigen europäi- 
schen Patentgericht und für dessen räumliche und finan- 
zielle Unterstützung durch das EPA. 

Zu den Artikeln 150 bis 158 EPÜ (Zehnter 
Teil. Internationale Anmeldungen nach 
dem Vertrag über die internationale Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Patent- 
wesens - Euro-PCT-Anmeldungen) 

Die Aufnahme des Begriffs „Euro-PCT-Anmeldung“ in die 
Überschrift des Zehnten Teils des EPÜ und die Ersetzung 
des Begriffs „Zusammenarbeitsvertrag“ durch die auch 
in anderen Sprachen geläufige englische Abkürzung 
„PCT“ im Text der Artikel 150 ff. vollzieht den zwischen- 
zeitlich gängigen Sprachgebrauch nach. 

Zu Artikel 150 EPÜ (Anwendung des Ver- 
trags über die internationale Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Patentwesens) 

Die Absätze 2 und 4 wurden in dem - um überflüssige 
Wiederholungen gekürzten - Absatz 2 zusammenge- 
fasst. Die Kernaussage des Absatzes 3 wurde wegen des 
Sachzusammenhangs in den neuen Artikel 153 Abs. 2 
überführt. 

Zu den Artikeln 151 (n. F.) und 152 (a. F.) 
EPÜ (Das Europäische Patentamt als An- 
meldeamt) 

Die Rolle des EPA als PCT-Anmeldeamt und die bislang 
auf die Artikel 151 (n. F.) und 152 (a. F.) verteilten Rege- 
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lungen zur Einreichung und Weiterleitung einer interna- 
tionalen Anmeldung wurden in einer einzigen Vorschrift, 
dem neugefassten Artikel 151, gebündelt. 

Dieser besteht nunmehr aus einem einzigen Absatz, da 
sich die Regelungen der Absätze 2 und 3 in der Praxis als 
nicht erforderlich erwiesen haben. Die bislang in Arti- 
kel 151 Abs. 1 bzw. Artikel 152 (a. F.) enthaltenen detail- 
lierten Voraussetzungen, unter denen das EPA als 
Anmeldeamt tätig wird, sowie Vorgaben für die Einrei- 
chung und Behandlung der PCT-Anmeldungen wurden in 
die Ausführungsordnung (dort Regel 104) überführt. 

Zu Artikel 152 EPÜ (n. F.) (Das Europäi- 
sche Patentamt als Internationale 
Recherchenbehörde oder als mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung be- 
auftragte Behörde) 

Nachdem seit 1997 auch Kapitel II des PCT für alle Ver- 
tragsstaaten von EPÜ und PCT verbindlich ist, konnten 
die Parallelregelungen des Artikels 154 (a. F., betreffend 
Kapitel I PCT) und 155 (a. F., betreffend Kapitel II PCT) in 
dem neuen Artikel 152 zusammengefasst werden. Hier- 
bei wurde der Wortlaut gestrafft. So ist die Erwähnung 
eines Zustimmungsvorbehalts des Verwaltungsrats 
betreffend die Erstreckung der zwischen EPO und WIPO 
geschlossenen Vereinbarung auf Anmelder aus Drittstaa- 
ten überflüssig, da sich das Zustimmungserfordernis 
bereits aus Artikel 33 Abs. 4 ergibt. 

Das in Artikel 154 Abs. 3 und Artikel 155 Abs. 3 (a. F.) in 
Verbindung mit Regel 105 Ausführungsordnung bislang 
enthaltene zweistufige Überprüfungssystem des PCT- 
Widerspruchsverfahrens, welches unter allen internatio- 
nalen Behörden des PCT-Systems einmalig war, wurde 
angesichts der damit verbundenen Kosten und Verzöge- 
rungen abgeschafft. Ein den Vorgaben des PCT genü- 
gendes Widerspruchsverfahren in vereinfachter Form 
wird in der Ausführungsordnung festgeschrieben. 

Zu Artikel 153 EPÜ (Das Europäische 
Patentamt als Bestimmungsamt oder aus- 
gewähltes Amt) 

Die Vorschriften über die Einleitung der „europäischen 
Phase“ der PCT-Anmeldung, zum weiteren Verfahren vor 
dem EPA als Bestimmungsamt oder ausgewähltem Amt, 
zur Wirkung der internationalen Veröffentlichung und des 
internationalen Rechercheberichts wurden gestrafft und 
in dem neuen Artikel 153 zusammengefasst. Die Artikel 
156 bis 158 (a. F.) wurden gestrichen. 

Dabei findet sich in Absatz 1 Buchstabe a die bisherige 
Kernaussage des Artikels 153 Abs. 1 und in Buchstabe b 
diejenige des Artikels 156 Abs. 1. 

Der neue Absatz 2 regelt die Voraussetzungen, unter 
denen eine internationale Anmeldung die Wirkung einer 
europäischen Anmeldung hat (vgl. Artikel 11 Abs. 3 PCT 
und den bisherigen Artikel 150 Abs. 3). Die bisher in 
Absatz 2 enthaltene Regelung über die Zuständigkeit der 
Prüfungsabteilungen für Nachprüfungen gemäß Arti- 
kel 25 PCT wurde aus systematischen Gründen in die 
Ausführungsordnung überführt. 

Der neue Absatz 3 übernimmt den Kern der Bestimmung 
des bisherigen Artikels 158 Abs. 1 zur Wirkung der inter- 
nationalen Veröffentlichung einer Euro-PCT-Anmeldung. 


Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen Artikel 158 
Abs. 3 und betrifft das Erfordernis und die Wirkung der 
Einreichung und Veröffentlichung von Übersetzungen. 

Der neue Absatz 5 verweist auf die Absätze 3 und 4 
sowie die Detailregelungen der Ausführungsordnung 
(dort Regeln 106 ff.) als Voraussetzung für einen wirksa- 
men Eintritt in die „europäische Phase“ und übernimmt 
den Gedanken des bisherigen Artikels 158 Abs. 1 Satz 2. 

Der neue Absatz 6 enthält die bislang in Artikel 157 
Abs. 1 enthaltenen Bestimmungen über die Funktion des 
internationalen Rechercheberichts. 

Der neue Absatz 7 übernimmt aus Artikel 157 Abs. 2 
Buchstabe a und Abs. 3 das Erfordernis eines ergänzen- 
den europäischen Rechercheberichts und die Befugnis 
des Verwaltungsrats, diesbezüglich Ausnahmen festzule- 
gen. 

Auf die Zitierung von PCT- Vorschriften wurde jeweils ver- 
zichtet, um spätere Unstimmigkeiten im Falle einer Revi- 
sion des PCT zu vermeiden. 

Sämtliche Regelungen über die bei Eintritt in die europäi- 
sche Phase anfallenden Gebühren werden einschließlich 
der Rechtsfolgen nicht fristgerechter Zahlung zukünftig 
in der Ausführungsordnung (Regeln 106 ff.) zusammen- 
gefasst sein. 

Zu den Artikeln 159 bis 163 EPÜ (Elfter 
Teil. Übergangsbestimmungen) 

Der mit „Übergangsbestimmungen“ überschriebene Elfte 
Teil des EPÜ ist infolge des inzwischen erfolgreich abge- 
schlossenen Aufbaus des EPA überholt und wurde daher 
komplett gestrichen. 

Artikel 159 regelte die Konstituierung des Verwaltungs- 
rats während der Übergangszeit und ist obsolet. Die bis- 
her in Artikel 160 geregelte Möglichkeit, externe rechts- 
kundige Mitglieder der Großen Beschwerdekammer zu 
ernennen, wurde als feste Einrichtung in Artikel 1 1 Abs. 5 
übernommen. Die Bestellung externer Mitglieder der 
Technischen und Juristischen Beschwerdekammern und 
externer technisch vorgebildeter Mitglieder der Großen 
Beschwerdekammer wurde mangels praktischen 
Bedarfs ersatzlos gestrichen. Zur Begründung siehe im 
Einzelnen bei Artikel 11. Artikel 161 enthielt Regelungen 
nur für das erste Haushaltsjahr der EPO. Die in Arti- 
kel 162 enthaltenen Regelungen zur stufenweisen Aus- 
dehnung der Tätigkeit des EPA sind zwischenzeitlich 
ebenfalls obsolet. Die Absätze 1 bis 5 des Artikels 163 
betrafen die Eintragung zugelassener Vertreter während 
der bis zum Jahr 1981 befristeten Übergangszeit. Ledig- 
lich die Vorschrift des Artikels 1 63 Abs. 6 (Eintragung von 
Personen aus Beitrittsstaaten in die Liste zugelassener 
Vertreter) wird im Fall weiterer Beitritte Bedeutung behal- 
ten. Sie wurde aus den Übergangsbestimmungen daher 
in den Hauptteil des Übereinkommens übernommen und 
findet sich dort - mit den Voraussetzungen aus Arti- 
kel 163 Abs. 1 und 3 kombiniert - als Artikel 134 Abs. 3. 
Die Inhalte von Artikel 163 Abs. 2 und 4 finden sich jetzt 
in Artikel 134 Abs. 4 und 7 (n. F.). 

Zu Artikel 164 EPÜ (Ausführungsordnung 
und Protokolle) 

Auf die relative Personalstärke der Standorte in Deutsch- 
land und Den Haag soll die Änderung des EPÜ, insbe- 
sondere der Wegfall der regionalen Zuweisung von Ein- 
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gangs- und Recherchestelle zum Standort Den Haag, 
keinen Einfluss haben. In dem zu Artikel 164 neu verfass- 
ten Personalstandsprotokoll wurde vielmehr die Fest- 
schreibung des Anteils der Planstellen in Den Haag auf 
dem Stand des Jahres 2000 beschlossen. Akute, nicht 
vom Verwaltungsrat explizit gebilligte Abweichungen von 
diesem Stand dürfen höchstens 10 Prozent betragen. 

Zu Artikel 167 EPÜ (Vorbehalte) 

Artikel 1 67 bot den Vertragsstaaten die Möglichkeit, wäh- 
rend eines begrenzten - nunmehr abgelaufenen - Zeit- 
raums bestimmte Vorbehalte bezüglich der Anwendung 
des EPÜ zu erklären. Die Regelung ist nunmehr gegen- 
standslos und wurde deshalb gestrichen. 

Zu Artikel 2 (Protokolle) 

Zu Nummer 1 (Protokoll über die Ausle- 
gung des Artikels 69 EPÜ) 

Dem bisherigen Protokolltext, der unter der Überschrift 
„Allgemeine Grundsätze“ unverändert als Artikel 1 des 
Protokolls beibehalten wurde, wurde ein neuer Artikel 2 
mit dem Titel „Äquivalente“ hinzugefügt, wonach auch 
Äquivalenten der in den Patentansprüchen genannten 
Elemente bei der Bestimmung des Schutzbereichs des 
Patents Rechnung zu tragen ist. 

Die Formulierung geht auf einen gemeinsamen Antrag 
der deutschen, englischen und französischen Delegatio- 
nen zurück, in dem statt des ursprünglich vorgesehenen 
Begriffs „Mittel“ der auch im PLT verwendete Terminus 
„Elemente“ gewählt und eine Aussage über den Zeit- 
punkt der Äquivalenzbeurteilung vermieden wurde. Hier- 
durch und durch den Verzicht auf eine Definition des 
Begriffs „Äquivalente“ sollte der Rechtsprechung ausrei- 
chender Spielraum für eine Einzelfallbeurteilung gesi- 
chert werden. Zudem sollte angesichts der noch nicht 
abschließend geführten Diskussion in den beteiligten 
Kreisen mit der Einführung einer gesetzlichen Definition 
noch keine Festlegung erfolgen. 

Aus vergleichbaren Gründen wurde auch auf die 
ursprünglich als Artikel 3 des Auslegungsprotokolls vor- 
gesehene Aussage zur Berücksichtigung eigener 
beschränkender Aussagen des Anmelders oder Patent- 
inhabers im Anmeldungs- und Erteilungsverfahren bei 
der Bestimmung des Schutzbereichs verzichtet. 

Beide Punkte sollen ggf. auf einer späteren Konferenz 
einer Regelung zugeführt werden. 

Zu Nummer 2 (Protokoll über den Perso- 
nalbestand des Europäischen Patentamts 
in Den Haag)(Personalstandsprotokoll) 

Zum Inhalt des neu in das Übereinkommen aufgenom- 
menen Personalstandsprotokolls siehe oben bei Arti- 
kel 164. 

Zu Nummer 3 (Protokoll über die Zentrali- 
sierung des Europäischen Patentsystems 
und seine Einführung)(Zentralisierungspro- 
tokoll) 

Das Zentralisierungsprotokoll wurde weitgehend in der 
bisherigen Gestalt fortgeschrieben. Aufgehoben wurden 
jedoch die Funktionsbeschränkungen der Zweigstelle 
Den Haag in Abschnitt I Abs. 1 Buchstabe b (Übernahme 


der Aufgaben des früheren Europäischen Patentinstituts) 
und der Dienststelle in Berlin in Absatz 3 Buchstabe a 
und b (Durchführung von Recherchen). Hierdurch werden 
die Voraussetzungen für die Einführung des BEST-Ver- 
fahrens an allen drei Standorten geschaffen (vgl. die 
Erläuterungen oben zu den Artikeln 16, 17 und 18). 

Zu Artikel 3 (Neufassung des Übereinkommens) 

Artikel 3 der Revisionsakte ermächtigt den Verwaltungs- 
rat der EPO, auf Vorschlag des EPA-Präsidenten eine 
Neufassung des EPÜ zu erstellen, die eine redaktionelle 
Anpassung der Vorschriften in den drei Amtssprachen 
sowie eine Neunummerierung des Abkommens erlaubt. 

Eine solche Neufassung des Übereinkommenstextes 
wurde gefertigt und am 28. Juni 2001 vom Verwaltungs- 
rat in dessen 85. Sitzung einstimmig beschlossen. Dabei 
wurde auf eine Neunummerierung des Übereinkommens 
verzichtet. 

Zu den Artikeln 4 bis 11 

Die Artikel 4 bis 1 1 der Revisionsakte enthalten die Ver- 
fahrensbestimmungen und die Schlussklauseln, die all- 
gemeinen Standards internationaler Übereinkommen 
entsprechen. 

Zu Artikel 4 (Unterzeichnung und Ratifikation) 

Absatz 1 regelt die Frist für die Unterzeichnung des 
Übereinkommens. Belgien, Dänemark, Finnland, Frank- 
reich, Griechenland, Italien, Irland, Liechtenstein, Mona- 
co, Österreich, Portugal, die Schweiz, Spanien, die Tür- 
kei und das Vereinigte Königreich haben das Überein- 
kommen unmittelbar nach Abschluss der Vertragsstaa- 
tenkonferenz am 29. November 2000 unterzeichnet. Das 
Übereinkommen ist von der Bundesrepublik Deutsch- 
land am 21. August 2001 unterzeichnet worden. Bis zum 
Ende der Zeichnungsfrist am 1. September 2001 sind 
Luxemburg, die Niederlande und Schweden hinzuge- 
kommen. Von den bisherigen Mitgliedern versäumte nur 
Zypern die Zeichnungsfrist. Diesem Staat steht aber der 
Weg des Neubeitritts zum Übereinkommen offen, wie ihn 
auch die neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
vollzogen haben. 

Absatz 2 statuiert ein Ratifikationserfordernis für das 
Übereinkommen. Die Ratifikationsurkunden werden bei 
der Bundesregierung hinterlegt. 

Zu Artikel 5 (Beitritt) 

Artikel 5 der Revisionsakte regelt die Möglichkeit zum 
Beitritt nach Ablauf der Unterzeichnungsfrist gemäß Arti- 
kel 4 Abs. 1 der Revisionsakte. Der Beitritt zur Revi- 
sionsakte steht auch Staaten offen, die das Europäische 
Patentübereinkommen in seiner aktuell noch bestehen- 
den Form ratifizieren oder ihm beitreten. Bislang sind die 
Vertragsstaaten Spanien, Monaco, Großbritannien, Grie- 
chenland, Finnland, Österreich, die Schweiz und die Nie- 
derlande beigetreten. Die Länder Bulgarien, Estland, 
Island, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, die Slowakei, 
Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn sind 
mit dem Beitritt zum EPÜ auch der Revisionsakte beige- 
treten. 
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Zu Artikel 6 (Vorläufige Anwendung) 

Die Änderungen der Artikel 16 bis 18, 37, 38, 42 und 50 
sowie die Regelungen zum Personalstands- und Zentra- 
lisierungsprotokoll, zur Neufassung des Übereinkom- 
menstextes und die Übergangsbestimmung des Arti- 
kels 7 der Revisionsakte sind vorläufig anwendbar. 

Zu Artikel 7 (Übergangsbestimmungen) 

Die revidierte Fassung des EPÜ ist für alle Patentanmel- 
dungen anwendbar, die nach dem Inkrafttreten der Revi- 
sionsakte erfolgen. Für alle bis zum Inkrafttreten bereits 
erteilten Patente oder anhängigen Anmeldungen bleibt 
es bei der Anwendbarkeit der bisherigen Regelungen. 

Der Verwaltungsrat hat von seiner in Absatz 2 enthalte- 
nen Ermächtigung, Abänderungen dieser Übergangsbe- 
stimmung zu bestimmen, durch Beschluss vom 28. Juni 
2001 Gebrauch gemacht. Ziel der Regelung ist es, eine 
länger dauernde parallele Anwendbarkeit der bisherigen 
Fassung des EPÜ und der Fassung gemäß der Revisi- 
onsakte weitestmöglich zu vermeiden. Der Text des 
Beschlusses lautet: 

„Artikel 1 

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 der Revisionsakte gilt für die 
nachgenannten geänderten und neuen Bestimmungen des 
Europäischen Patentübereinkommens die folgende Übergangs- 
regelung: 

1 . Die Artikel 14 (3) - (6), 51 , 52, 53, 54 (3) und (4), 61 , 67, 68, 69 
und das Protokoll über die Auslegung des Artikels 69 sowie 
die Artikel 70, 86, 88, 90, 92, 93, 94, 97, 98, 106, 108, 110, 
115, 117, 119, 120, 123, 124, 127, 128, 129, 133, 135, 137 
und 141 sind auf die bei ihrem Inkrafttreten anhängigen 
europäischen Patentanmeldungen und bereits erteilten 
europäischen Patente anzuwenden. Jedoch ist Artikel 54 (4) 
der vor diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des Überein- 
kommens auf diese Anmeldungen und Patente weiterhin 
anzuwenden. 

2. Die Artikel 65, 99, 101, 103, 104, 105, 1 05a -c und 138 sind 
auf die bei ihrem Inkrafttreten bereits erteilten europäischen 
Patente sowie die europäischen Patente anzuwenden, die 
auf zu diesem Zeitpunkt anhängige europäische Patentan- 
meldungen erteilt werden. 

3. Artikel 54 (5) ist auf die bei seinem Inkrafttreten anhängigen 
europäischen Patentanmeldungen anzuwenden, soweit eine 
Entscheidung über die Erteilung des Patents noch nicht 
ergangen ist. 


4. Artikel 112a ist auf Entscheidungen der Beschwerdekam- 
mern anzuwenden, die ab seinem Inkrafttreten ergehen. 

5. Die Artikel 121 und 122 sind auf die bei ihrem Inkrafttreten 
anhängigen europäischen Patentanmeldungen und erteilten 
europäischen Patente anzuwenden, soweit die Fristen für 
den Antrag auf Weiterbehandlung oder Wiedereinsetzung zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgelaufen sind. 

6. Die Artikel 150 - 153 sind auf die bei ihrem Inkrafttreten 
anhängigen internationalen Anmeldungen anzuwenden. 
Jedoch sind die Artikel 154 (3) und 155 (3) der vor diesem 
Zeitpunkt geltenden Fassung des Übereinkommens auf 
diese Anmeldungen weiterhin anzuwenden. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt mit dem Inkrafttreten der revidierten Fas- 
sung des Übereinkommens nach Artikel 8 der Revisionsakte in 
Kraft.“ 

Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 

Die revidierte Fassung des EPÜ tritt gemäß Absatz 1 zwei 
Jahre nach Flinterlegung der letzten Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde von fünfzehn der Vertragsstaaten, spä- 
testens aber am ersten Tag des dritten Monats nach Hin- 
terlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde des 
letzten aller Vertragsstaaten in Kraft. Mit der Ratifikation 
durch Griechenland als fünfzehntem Vertragsstaat am 
13. Dezember 2005 steht fest, dass die revidierte Fas- 
sung des EPÜ spätestens am 13. Dezember 2007 in Kraft 
treten wird. 

Gemäß Absatz 2 tritt mit Inkrafttreten der revidierten Fas- 
sung die bis dahin geltende Fassung automatisch außer 
Kraft. Hierdurch wird ein Anreiz für die Vertragsstaaten 
geschaffen, sich der revidierten Fassung anzuschließen. 
Eine Beibehaltung der Rechtslage nach dem bisherigen 
Stand des EPÜ ist nicht möglich. Die einzige Alternative 
zur revidierten Fassung für den bisherigen Vertragsstaat 
wäre eine komplette Aufgabe des europäischen Patent- 
systems. 

Zu Artikel 9 (Übermittlungen und Notifikationen) 

Die Bestimmung regelt die Übermittlung beglaubigter 
Abschriften der Revisionsakte an die beitrittsberechtig- 
ten Vertragsstaaten sowie die Notifikation von Ratifikati- 
ons- und Beitrittsakten und des Inkrafttretens der Revisi- 
onsakte durch die Bundesregierung. 
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